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Vorwort. 


en 


Ein ſyſtematiſcher Verſuch über das deutſche Reichsrecht des latei⸗ 
niſchen Mittelalters tritt hier vor die Offentlichkeit. Das Vorwort darf 
ſich nicht unterfangen, die Theſen der Schrift oder das Verfahren, das 
zu ihrer Ermittelung eingeſchlagen worden iſt, erneut zu erörtern. Das 
Buch ſelbſt muß zu ihrer Erläuterung und Rechtfertigung ausreichen 
und ebenſo zur Verknüpfung mit der ungemein zahlreichen Literatur, 
von der es ſich in Zuſtimmung und Widerſpruch abhängig weiß. Aber 
an dieſer Stelle ſei ein kurzes Wort verſtattet über die Färbung des 
perſönlichen Intereſſes, das den Verfaſſer bei ſeinem Vorhaben leitete. 
| Seitdem der Unterſekundaner voll Stolz Jakob Grimms Rechts⸗ 

altertümer auf ſeinem Weihnachtstiſche fand, iſt ihm das dort ent⸗ 
worfene Bild vom Rechtsſinne und der Formenſtrenge des altdeutſchen 
Verfaſſungslebens immer anſchaulich geweſen. Aber dieſe Vorſtellung 
mußte ſich mit Mühe gegen eine andere behaupten. So oft er ſich 
nämlich von da aus weiter wandte zu Darſtellungen der rechtsgeſchicht⸗ 
lichen Entwicklung, die das Werden von einer Periode zur anderen be⸗ 
greiſlich machen wollten, fand er, daß einhellig Gewalt und Willkür, 
Unrecht und rohe Übermacht für alle bedeutenden Veränderungen im 
Rechte jener Zeiten verantwortlich gemacht wurden. Die Querſchnitte 
durch das Verfaſſungsleben einzelner Zeitpunkte zeichneten ſo wie 
Jakob Grimm ein reiches Gemälde mannigfach ausgeſtalteter und 
ſchützender Rechtsformen, die kunſtreich ineinander griffen. Die ver⸗ 
bindenden Abſchnitte aber wußten nur von der Auflöſung des Rechts 
durch ſchnöde Gewalt zu berichten; aus Mißbrauch, Uſurpation und 
Verfall ging jeweils das neue Rechtsleben hervor. 

Dieſer ſeltſame Zwieſpalt bedrückte den Verfaſſer nur noch lebhafter, 
ſeitdem er in eigenen Arbeiten an der Erforſchung des altdeutſchen 
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Rechts teilnahm; und er wurde ihm unerträglich, als er eine akademiſche 
Vorleſung über die Verfaſſungsgeſchichte der deutſchen Kaiſerzeit auszu⸗ 
arbeiten unternahm. Gerade die dreihundert Jahre von Otto I. bis 
Friedrich II., das Zeitalter des Feudalismus, ſchien im Lichte moderner 
Darſtellungen faſt alle Verfaſſungsformen durch Willkür geſchaffen, 
durch Unrecht zerſtört zu haben. Immer wieder drängte ſich da die 
Frage hervor, ob die in Gunſt und Haß heroiſch und grotesk vergrößer⸗ 
ten Linien jenes Zeitalters nicht einer mittleren, menſchlichen und erſt 
damit entwicklungsgeſchichtlichen Betrachtungsweiſe zurückgewonnen 
werden könnten. In der vorliegenden Schrift hat der Verfaſſer ſich 
ſelbſt nicht nur das Sein, ſondern auch das Werden des Rechts 
als einen notwendigen Vorgang zu erklären verſucht. Ob es 
ihm gelungen iſt, ſtatt einer Unrechtsgeſchichte eine Rechtsgeſchichte der 
Verfaſſung des deutſchen Reiches im frühen Mittelalter zu entwerfen, 
iſt daher für ihn perſönlich der wichtigſte Punkt, über den er das Urteil 
der wiſſenſchaftlichen Kritik erwartet. 

Vieler Freunde Rat und Tat hat mitgeholfen, damit dies Buch 
beendet werde. Heinrich Glitſch las den erſten Teil im Ent⸗ 
wurf, und mit ihm ſind die Probleme des Herrenſtandes und der Ge⸗ 
richtsverfaſſung mehrmals mündlich durchgefprochen worden. In dieſem 
wechſelſeitigen Nehmen und Geben haben wir auf die Priorität ein⸗ 
zelner Geſichtspunkte nicht ängſtlich Obacht gegeben. Um fo mehr muß 
ich hier betonen, daß Veröffentlichungen über die genannten Fragen 
aus ſeiner Feder nicht etwa erſt von meiner Schrift hervorgerufen oder 
gar abhängig ſind. Der erſte Entwurf des ganzen lag ferner dem 
Leipziger Zoavos, Franz Roſenzweig Erwin Jacobi 
Hans Peters, vor. Hermann Michel hat die Korrektur 
durch mehrfache Beiträge unterſtützt. Der Abſchluß des Buches im 
Ausland iſt nur durch Friedrich Baethgens freundſchaftlichen 
Eifer ermöglicht worden. Er hat alle Korrekturen mitgeleſen und über⸗ 
dies die durch die Lücken italieniſcher Bibliotheken hervorgerufenen 
Schwierigkeiten glücklich aus dem Wege geräumt. Den genannten, wie 
allen anderen freundlichen Helfern ſei herzlich gedankt. 

Wenn aber das Buch zu abgerundeter und gereifter Geſtalt ge⸗ 
diehen iſt, ſo gebührt das Verdienſt daran Hermann U. Kanto⸗ 
rowicz. Mit überlegener, liebevoller Kritik, mit ſelbſtloſem uner⸗ 
müdlichem Intereſſe hat er den ſyſtematiſchen Aufbau des Ganzen bis 
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ins Einzelne geprüft und beurteilt. Nur fein tatkräftiges Eingreifen, 
verbunden mit der verſtändnisvollen Hilfe meines Vaters, hat mir den 
Mut und die Möglichkeit zu einer Umarbeitung von Grund auf ge⸗ 
geben. So bin ich hier beſonders tief verpflichtet. In meinen Dank 
wird gewiß der Leſer einſtimmen, wenn er mit der nun erreichten 
Klarheit und Schärfe der Darſtellung nicht allzu unzufrieden ſein ſollte. 


San Miniato⸗Florenz, 18. März 1914. 


Eugen Roſenſtock. 
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Erſter Teil. 
Das Königtum. 


„Wie das Wort ſo wichtig dort war, 
weil es ein geſprochen Wort war.“ 


Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 1 


Erſter Abſchnitt. 


Der Übergang der königlichen Herrſchaft von den Franken 
auf die Deulſchen. 


Um das Jahr 900 geht im Abendlande die fränkiſche Epoche zu 
Ende. Denn allmählich zerfällt die Einheit der romaniſierten und der 
germaniſch gebliebenen Teile des Karolingiſchen Reiches. Indeſſen 
hatten die Ordnungen dieſes Staatsweſens ihre Runen tief genug in 
die Tafeln der Geſchichte gegraben, und es verging nicht ſpurlos wie 
andere germaniſche Gebilde auf dem Boden des römiſchen Imperium 
vor ihm. Volle drei Jahrhunderte haben daran gearbeitet, den Namen 
und die Formen des fränkiſchen Königtums in freien Beſitz der Enkel 
umzuwandeln. Erſt drei Jahrhunderte ſpäter iſt das Reich in Weſen 
und Titulaturen völlig neu geworden. Um dieſe Periode zwiſchen 900 
und 1250 in ihrer Eigenart zu begreifen, bedarf es der gleichmäßig 
deutlichen Anſchauung der beiden Größen, die am Ausgangs⸗ und End⸗ 
punkt des Wegs ſtehen, des fränkiſchen Königtums und des heiligen 
römiſchen Reichs. Faſſen wir das für uns weſentliche der karolingi⸗ 
ſchen Monarchie ins Auge. 


Hier war das Königtum „erblich“ bei einem Geſchlecht. Dieſe 
Regel entſprach in höherem Maße als etwa die moderne Legitimität 
dem inneren Bau des übrigen Rechts. Denn die damalige Verfaſſung 
kannte auch ſonſt keinen einzelnen Mann, kein „Individuum“, keinen 
„Staatsbürger“, keinen „Menſchen“ ſchlechtweg als Rechtsperſönlichkeit. 
Ohne Sippe oder Munt vermochte niemand zu leben, wenn anders er 
innerhalb des Rechts leben wollte. Nur Gruppen und Verbände ge⸗ 
währten und empfingen den Schutz des ſtaatlichen Rechtsfriedens. Der 
einzelne hatte alſo nicht einerſeits an dem ihm naͤchſten Verband — des 
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Geſchlechts, der Gemeinde uſw. — andererſeits auch am Staat Anteil, 
ſondern der reichſten Gliederung gehörte man nur durch die Mitglied⸗ 
ſchaft in der einfacheren Gemeinſchaft, alfo nur mittelbar, und 
anders überhaupt nicht, an. Dieſem Geiſte entſprang es ohne weiteres, 
daß jeder König deshalb die Krone erwarb, weil er Merowinger war ). 
Der Begriff der Dynaſtie, der in der Gegenwart völlig abgeſondert von 
den übrigen Elementen des Staatsrechts beſteht, war damals im innig⸗ 
ſten Einklang mit den geſamten übrigen Formen des ſtaatlichen Lebens. 


Als im achten Jahrhundert Pippin der Kurze den Merowingern 
die Herrſchaft raubte, errichtete er damit zwar ein neues Königshaus. 
Aber dieſe Ahnherrenſtellung des Uſurpators mißfällt den Chroniſten 
zu ſehr. Alsbald gehen ſie um drei, vier Generationen höher hinauf, 
und nicht er, ſondern ſchon feine Vorfahren gelten als fränkiſche 
Könige ). Es verſteht ſich, daß Pippins ganze Nachkommenſchaft zur 
Krone berufen iſt; ſeine Söhne teilen ſich in die Ausübung der Herr⸗ 
ſchaft, die ihnen gemeinſam zuſteht. 

Könige aber ſind die Karolinger zunächſt über das Stammvolk der 
Franken. Für das Verſtändnis ihres Königtums iſt es daher 
erſt eine ſekundäre Tatſache, daß dieſer Stamm ſeinerſeits meh⸗ 
rere andere Völkerſchaften in Unterwerfung hält. Als Ganzes, als 
fränkiſches Reich, üben die Franken ihre Herrſchaft über dieſe eroberten 
Länder und bekämpfen deren Selbſtändigkeit nach Kräften. Die Franken 
ſind die Regierenden, die anderen Landesteile werden beherrſcht. Noch 
eine weitere Unterſcheidung iſt nötig: Unter den Franken, denen als 
Vaſallen ihres Königs die Ämter der Grafen und Königsboten im 
ganzen Reiche zufallen, tritt wieder beſonders der Teilſtamm der Salier 
hervor. Denn ihm gebührt innerhalb des fränkiſchen Stammverbandes 
ein ausgeſprochener Vorrang. Die Salier ſind der Herrenſtamm, vor⸗ 
nehmer als Ribuarier, Rhein⸗ und Moſelfranken. Deshalb iſt es kein 
Zufall, ſo wenig man bisher darauf geachtet hat, daß gerade bei den 


1) Brunner RG. II, 1ff. Unſere eigene Anſicht darüber, ob die Ergebniſſe der 
vorliegenden Schrift rückwirkend auch auf die fränkiſche Zeit angewandt zu werden ver⸗ 
dienen, kann natürlich erſt im Schlußkapitel angedeutet werden. 

) Ein intereſſantes Beiſpiel unten S. 68 Anm. 61. Wir wiſſen wohl, daß 
wir mit alledem nur die allgemeine Tatſache der Legitimität uſw. in jene be⸗ 
ſtimmte Zeit projizieren. Die Notwendigkeit dieſer Erwägungen wird alsbald her⸗ 
vortreten. a 
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Saliern im Niederland die herrlichſte Sagenfigur der „Deutſchen“, der 
germaniſchen Stämme, Siegfried von Xanten, daheim iſt ). 

Die Fähigkeit der Pippiniden, ihrerſeits das ſaliſche Königtum der 
Merowinger anzutreten, wird erſt heute in das richtige Licht gerückt, 
ſeitdem wir durch eine neue Unterſuchung wiſſen, daß dies Geſchlecht 
eben jenem Stamme der Salier gleichfalls angehört hat. Die einzige 
Stelle nämlich, in der ein ribuariſcher Rechtsſatz auf ſie angewandt wird, 
nennt dies andere Recht gerade deshalb, weil es als etwas Neues für 
das nach ſaliſchem Rechte lebende Karolingergeſchlecht eingeführt werden 
ſoll ). 

Das Frankenreich erlebt in der zweiten Hälfte des 9. Jahr⸗ 
hunderts einen Verfall, deſſen Umfang ſchwerlich überſchätzt werden 
kann). Spanien und Frankreich eine Beute der alles verwüſtenden 
Sarazenen, die Küſten der Nordſee bis hinauf nach Köln, vor allem 
längs des Armelkanals, plündern Normannen, und die Ungarn ver⸗ 
heeren Bayern. Ein Stamm iſt es vor anderen, der damals die Ge⸗ 
ſittung und das Recht auf dem Feſtlande Europas rettet und bald herr⸗ 
lich wiederherſtellt). Dieſem Stamme fällt deshalb mit Fug erſt das 
Königtum, dann das Kaiſertum zu und nur ſeinem Rechtsſinne ver⸗ 


2) Darüber noch unten S. 14 Anm. 9 u. 10. 

) Die Divisio imperii von 817, Capitularia 1, 273, Altmann-⸗Bernheim Nr. 3, 
S. 16 ſagt (S. 17): „Si vero alicui illorum (filiorum) contigerit, nobis decedentibus, 
ad annos legitimos iuxta Ribuariam legem nondum pervenisse, volumus, ut donec 
ad praefinitum annorum terminum veniat, quemadmodum modo a nobis sic a seniore 
fratre et ipse et regnum eius procuretur atque gubernetur. Et cum ad legitimos 
annos pervenerit iuxta taxatum modum sua potestate in omnibus potiatur“. 
Mayer⸗Homberg S. 377, Anm. 13. Köſtlers Einwände 2 RG. 34, 463 ff. find belang⸗ 
los. Ich ſchlage vor, im letzten Satz das Komma hinter „modum“ zu ſetzen, ſtatt 
wie bisher vor iuxta. Die heutige Interpunktion ergibt zwar nichts Sinnwidriges, 
aber etwas recht Farbloſes. Hingegen leuchtet ein, daß bei unſerer Abteilung die 
Neuheit der Anordnung entſprechend Mayer⸗Hombergs Deutung mit angemeſſenem 
Nachdruck hervorgehoben würde. Dafür ſpricht nun die Parallele der beiden „iuxta“ 
Ferner wird man zugeben müſſen, daß der Schreiber das „iuxta taxatum modum“ 
in keinem Falle zwiſchen annos und pervenerit einſchieben konnte; auch begegnen ſolche 
nachgeſtellte adverbiale Beſtimmungen in dem Schriftſtücke mehrfach. 

2) Die jüngſte Darſtellung ſiehe bei Poeſchl, Biſchofsgut und Menſa III (1912), 
1 ff., 69 ff., deſſen Schrift auch nach dieſer rein beſchreibenden Seite unſere Aufmerk⸗ 
ſamkeit verdient. 

e) Poeſchl überſieht, wo damals durch den Zuſammenbruch an der Peripherie die 
abendländiſche Welt ihren Kulturmittelpunkt hat. Über die Sachſen |. Nitzſch, Das Deutſche 
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dankt die Papſtkirche ihre Wiedergeburt. Dieſer Stamm der Sachſen 
bildet aber von allen Reichen, die den Franken gehorchten, das einzige, zu 
dem niemals eine Spur des römiſchen Einfluſſes gedrungen war. In 
allen anderen Landſchaften war ein ſolcher mehr oder minder lange zu 
ſpüren geweſen. Die Sachſen aber unterſchieden ſich von ihnen allen 
durch die rein germaniſche Art ihrer Geſittung. Ihren Schwerpunkt 
dürfen wir keineswegs, verführt durch die dortige Nähe des römiſchen 
Kulturgebiets, gegen ihre Weſtgrenze hin, d. h. nach dem Rheine zu, 
ſuchen. Er lag vielmehr weit hinüber nach Oſten. Von der Niederelbe 
her haben ſich die Sachſen nach Weſten ausgedehnt). Das Land rechts 
der Weſer zeigt im Hausbau und ähnlichen Dingen die Verwandtſchaft 
mit den Dänen. Die Kultur der Sachſen iſt damals um nichts „jünger“ 
als die der Angelſachſen oder Dänen. Die Stämme um die völkerver⸗ 
bindende, nicht völkertrennende deutſche See vermögen ſich auch ſprachlich 
bis zum 11. Jahrhundert noch ohne zu große Schwierigkeit zu ver⸗ 
ſtändigen. Auch die Annahme des chriſtlichen Glaubens war vornehmlich 
ein Ereignis innerhalb dieſer germaniſchen Kulturgemeinſchaft ſelbſt. 
Nicht Romanen oder Kelten, ſondern die nächſten Stammverwandten, 
Angelſachſen, brachten den neuen Glauben zu den auf dem Feſtlande 
zurückgebliebenen Vettern. Hier iſt er nach langem Widerſtande vom 
Volke nur oberflächlich, von der oberen Schicht aber deſto herzlicher er⸗ 
griffen worden). Schon das 9. Jahrhundert zeigt das ſpätere 


Reich und Heinrich IV., Hiſtor. Zeitſchr. 45, 1ff. Über das ſächſiſche Haus und den Aus⸗ 
gangspunkt der Stammeskultur Henning, das deutſche Haus 1882, Stephani, älterer deutſcher 
Wohnbau II (1903) 411. Zu der hier zugrunde liegenden Geſamtanſicht vgl. noch 
Carl Neumann, Hiſtor. Zeitſchr. 91 (1901), 225. Jetzt auch ähnlich, freilich mit anderem 
Akzent, Bloch N. A. 38 (1913), 130: „Der Sachſe ſteht mit ſeinem Volk eben am 
Ausgange des deutſchen Altertums, für das alles ſtaatliche Leben im Stamme beſchloſſen 
war.“ S. 132: „Blieb doch der Sachſe ſo kindlich unbeſchwert, daß ihm überhaupt die 
Anknüpfung des fränkiſchen an das „römiſche“ Kaiſertum noch völlig verſchloſſen war.“ 

7) Peßler, in der Zeitſchr. Wörter und Sachen I. (1909) 57, hat in ſorgfältiger 
Unterſuchung das „Gebiet des reinſten Sachſentums“ feſtgeſtellt. Die Karte, die er als 
Ertrag zu entwerfen vermag, ergibt eine Grenze, in die Oldenburg, Bremen und das 
Land von Hamburg hinauf bis dicht an Flensburg hineinfallen; Osnabrück, Hannover, 
Braunſchweig und Magdeburg hingegen ſind bereits alle ein wenig jenſeits dieſes älteſten 
Gebiets. 

) Die zähe Erhaltung des heidniſchen Glaubens bei dem niederen Volk in der nord⸗ 
deutſchen Ebene iſt bekannt, ſ. Kuhn und Schwartz, Norddeutſche Sagen 1848 Einleitung. 
Ein unſchätzbares Dokument dafür, wie alt jene Verbindung von Religioſität und Haus⸗ 


Erſter Abſchnitt. Der Übergang der königl. Herrſchaft von den Franken auf die Deutſchen. 7 


königliche ludolfingiſche Haus als Chriſten dem Herzen und der Tat, 
nicht nur den Lippen nach. Aber gerade weil der Glaube von den über 
das Meer gewanderten ſächſiſchen Brüdern gepredigt und dadurch leichter 
innerlich ergriffen wurde, verband er ſich vollſtändig mit der treulichen 
Bewahrung der alten häuslichen Geſittung und des zähen Rechtsſinnes 
des Stammes. Soweit antike Kultur nach Sachſen hinüberdrang, trat 
fie ſomit anders als in den meiſten andern Gebieten, völlig abgelöft vom 
römiſchen Staat und ſeinem Rechte, auf. 

Der ſächſiſche Stamm war nicht der einzige, der ſeine deutſche Art 
vor der Aufſaugung wenigſtens durch die Sprache des römiſchen Welt⸗ 
reichs behauptet hatte. Ein gut Teil der Salier ſelbſt hatte ſeine Mutter⸗ 
ſprache ſich erhalten, mit ihm die Hälfte der Moſelfranken, die ribua⸗ 
riſchen und Oſtfranken, dazu die Alemannen, Bayern und Thüringer. 
Dieſe Stämme zuſammen verſuchten es, doch unter Vorantritt der 
Franken und der Sachſen, die Herrſchaft der Franken in Wirkſamkeit zu 
erhalten. Die Idee des Geſamtreichs war bei ihnen allen nicht mehr 
zu zerſtören. 

Bei dieſem Werke ſehlen nun alle jene Einflüſſe römiſcher Art und 
römiſcher Tradition, die einſt in Gallien fortlaufend zur Ausbildung 
des fränkiſchen Staates beigetragen hatten. Von hier aus geſehen, von 
der rechten Seite des Rheins, muß der Einfluß der römiſchen Formen 
auf die germaniſchen Rechtsbegriffe unter dem fränkiſchen Einheitsſtaat 
als ein letztes Aufglimmen der Antike aufgefaßt werden, deren Geiſt 
nun nur noch fortwirken kann, ſoweit er bereits Geſtalt in feſten Ver⸗ 
faſſungsformen gefunden hat, der aber nicht mehr als ſeinerſeits formend 
und leitend länger einzugreifen vermag. Für die deutſchen Stämme 
konnte nicht das bewegte und fortwährend fruchttragende Miſchverhält⸗ 
nis der galliſchen Landesteile, ſondern nur die greifbaren fertigen Tat⸗ 
ſachen der Verfaſſung im Augenblick des Verfalls der Einheit wirkſam 
werden. Was die Geſchichte der Kunſt und Literatur längſt in bezug auf 
die Karolingiſche „Renaiſſance“ erkannt hat, das werden wir ähnlich 


gemeinſchaft iſt, bildet die Biographie der Ludolfingerin Hathumod durch ihren Bruder 
Agius. Ihr Inhalt und die Tatſache einer Biographie der Schweſter von der Hand des 
Bruders find beide gleich einzigartig. Sie iſt gedruckt SS. IV, 165-189. „Niederſächſiſche 
Heimatkunſt im Mittelalter“ erſteht vor uns bei Paul v. Winterfeld, Deutſche Dichter 
des lat. MA. 1913 S. 448 ff.; 483; 486. Über die Stellung der altſächſiſchen Sprache 
vgl. Bremer in Pauls Grundriß III;, 869 ff. 


8 Erſter Teil. Das Königtum. 


in den Verfaſſungsformen zu finden gewärtig ſein müſſen: daß die 
Zuſtände des 10. und 11. Jahrhunderts keineswegs durch die ſchlichte 
Anknüpfung an die halbromaniſchen Formen des ſpäten Frankenreichs 
verſtanden werden können. Denn wie die Landkarte des Kulturgebiets 
um mehrere Grade damals nach Oſten und Norden weiterrückt, ſo werden 
auch von dorther ganz neue Fäden, über welche bis dahin die ſchriftliche 
Überlieferung nichts wiſſen kann, in den alten Zettel der abendländiſchen 
Kultur eingefchlagen. Es iſt nicht leicht für uns, dieſe Tatſache in aller 
ihrer Schärfe zu erfaſſen: Die Stämme deutſcher Zunge wußten nur 
von der Vorherrſchaft des Königshauſes und des Herrenſtammes über 
mehrere Stämme, nichts von dem Begriff eines ſtarken mitteleuropäiſchen 
Einheitsſtaates, der über den Gegenſatz von deutſchen Stämmen und 
ſalfränkiſchem König erhaben geweſen wäre. 

Die Franken allein hatten Pippin zum Könige gewählt. Alle an⸗ 
deren Stämme hatten den Herrn anzunehmen, der bei den Franken 
gebot. Wenn das Reich der Franken unterging, mußte demnach eine 
Anderung der Verfaſſung in dieſer Hinſicht die Folge ſein. 

Noch Otto v. Freiſing kann die Herrſchaft der Karolinger ſo völlig 
als fränkiſche anſehen, daß das römiſche Kaiſertum als eine bloße 
fränkiſche Pertinenz erſcheint, welche dem Frankenreich eingeordnet iſt 
wie irgendein anderes Gebiet). Wie unverbunden ferner dem Aus⸗ 
lande dies Staatsweſen noch im 9. Jahrhundert dünkt, entnehmen wir 
den Formularen, die damals in Byzanz für den diplomatiſchen Verkehr 
bereitgehalten wurden). Da gab es ſolche für die Könige der Sachſen, 
Bayern, Gallier, Franken, Germanen. Der Frankenkönig erhält zur 


) Chronicon (ed. Hofmeister) VI, I, S. 262: Vide ad quantum defectum 
Romanum imperium devenerit, ut in tres partes Francorum regno diviso terciae 
partis tercia pars fuerit. Gerhoh v. Reichersberg kann ſich noch ausdrücken: „Ibi etenim 
prefectus Urbis (= Rom) ... potestatem ab imperatore ... accipit... At in 
regnis Francorum... episcopus ... ipse ordinat.“ D. h. alſo nur: in Deutſch⸗ 
land, obwohl ſonſt Franken⸗ und Römerreich damals ſchon identifiziert werden. M. G. 
Libelli III, 344 f. 100 Jahre ſpäter iſt eine ſolche Ausdrucksweiſe ſchon unmöglich. 

40) A. Vogt: Basile I. et la civilisation byzantine, Paris 1908, S. 427. Dem 
Franken gegenüber ſoll der Kaiſer überdies ſeinerſeits als Rechtsproteſt die Titel Auto⸗ 
krator und Auguſtus führen. Im 10. Jahrh. weiß man noch jo wenig von Ottos I. 
Königtum bei den Ungarn, daß ſie ihn nur als Herzog von Sachſen kennen wie ſeinen 
Vater, und doch wohnen fie an der bayriſchen Grenze! Kaindl MIC. Ergänzungs⸗ 
band VI (1901) 209 ff. Seitdem behauptet ſich der Name Sachſe für Deutſche über⸗ 
haupt: die Moſelfranken, die nach Siebenbürgen auswanderten, heißen dort Sachſen. 
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Bezeichnung des Vorranges den Zuſatz svyevsoraros, Für fo zufällig 
hielt man die Einheit des fränkiſchen Reichs. Dies Spiegelbild kon⸗ 
trolliert die Vorſtellung, die unſer faſt ausſchließlich fränkiſch⸗königliches 
Urkundenmaterial“) bei uns erweckt. Die Legitimität des Herrſchers 
und die Vorherrſchaft der Franken über andere, ihnen untergeordnete 
Stämme, ſind beides Gebilde, die bei dem Zerfall des Karolingerreiches 
in Gefahr kommen. Beide bedürfen alſo um das Jahr 900 einer neuen 


Verfaſſung und Feſtſtellung. 


1) Vgl. auch aus dem 10. Jahrh. Conſtantin Porphyrogennetos über die Kroaten 
(de administ. imp. ed. Bonnen. 30, 31): vnoxewmras dE Rp r ueyalo nen 
Say ylas ıns zai Zafias. 


Zweiter Abſchnitt. 


Das Geſchlecht des Königs. 


Es läßt ſich für den Anfang des 10. Jahrhunderts leicht zeigen, daß 
die Vorſtellung, den Franken ſtehe die Herrſchaft über verſchiedene 
Stämme zu, zunächſt noch die Verfaſſung des neuen Reichs nach vielen 
Richtungen hin beherrſcht. Betrachten wir ihre Wirkung auf das König⸗ 
tum, ſo finden wir den Rechtsſatz, daß der König Salfranke ſein muß. 
Wenn er es nun nicht mehr von Natur war, ſo mußte er es werden. 
Daß aber der deutſche König fränkiſches Recht haben ſoll, iſt noch die Lehre 
des Sachſenſpiegels und ſomit für die geſamte Periode von 911 —1250 
Verfaſſungsgrundſatz geweſen. Nur wegen der Annahme, ſchon die 
Karolinger ſeien nicht Angehörige des Herrenſtammes, ſondern nur 
Ribuarier geweſen, iſt dieſer Umſtand bisher als belanglos behandelt 
worden, ohne daß man ihn doch beſtritten hätte). Jetzt erſt wiſſen wir, 
daß alle Frankenkönige Salier waren. Und ſo wird die Fortdauer dieſer 
Satzung begreiflich. Seit 911 muß ſie aber zu einem bis dahin un⸗ 
denkbaren Ergebnis führen. Wenn nämlich der König durch die Thron⸗ 
beſteigung die Zugehörigkeit zum ſaliſchen Stamme erwirbt, ſo verläßt 
der Nichtſalier, inſoweit er König iſt, notwendig den Verband ſeines 
alten Stammes und Geſchlechts. Als Heinrich I. König wird, empfindet 
man dies noch ſehr deutlich: In einer Freilaſſungsurkunde von 926, 


1) Sſp. Ldr. III. 54, 4. Als kaum von Belang bezeichnet ihn Schulte in feiner 
Reichs⸗ und Rechtsgeſchichte S. 205. Die Geſamtdarſtellungen der Verfaſſung begnügen 
ſich ihn zu erwähnen. Schröder, RG', S. 493; Luſchin, S. 260; v. Amira, Recht? S. 1272. 
Waitz gedenkt ſeiner in ſeiner Darſtellung der königlichen Stellung, ſoweit ich finden kann, 
nicht, offenbar weil erſt der Sſp., alſo eine Quelle des 13. Jahrh. ausdrücklich davon 
berichtet! Behandelt haben den Rechtsſatz Hermann Schulze, 3ZRG. VII (1868), 391, 
401—452; Hartung, Forſchungen 18, 140; Studien zur Geſchichte Konrads II, S. 24 4. 3. 
v. d. Borch, Goltdammers Archiv f. Strafrecht. 36 (1888), 98-102. Vgl. Mayer⸗Hom⸗ 
berg, Volksrechte I, 26 ff., 376 ff. Ein weiterer Quellenbeleg unten S. 289. 


Zweiter Abſchnitt. Das Geſchlecht des Königs. 11 


nach der er das königliche Recht der Freilaſſung durch Schatzwurf geübt 
hat, wird deutlich hervorgehoben, daß er wie alle Kaiſer und Könige 
nach ſaliſchem Rechte freiläßt ). 

Die Abkömmlinge dieſes Frankenkönigs Heinrich, die dem Vater 
in ihrem Rechte folgen, werden als Franken in ein Frankenhaus hinein 
geboren. Hingegen konnte bei dieſer Sachlage allerdings darüber ge⸗ 
ſtritten werden, wie es mit einem vor Heinrichs I. Königtum geborenen 
Sohne zu halten, ob denn auch er zum Franken geworden ſei. So 
konnte dem älteren Sohne Otto (I.) entgegengehalten werden, daß — 
ohne ausdrückliche Neuwahl durch die Deutſchen — nur ſein „im Purpur 
geborener“ Bruder Heinrich die Vorausſetzungen des Königtums erfülle. 
Bekanntlich iſt die Streitfrage 936 tatſächlich aufgeworfen worden ). 
Das ſonſt völlig ungermaniſche Bedenken — es hätte ja ſonſt bei jeder 
erblichen Würde auftreten müſſen — gegen Ottos Thronfolge gewinnt 
durch unſere Erwägung einen wohlbegründeten Inhalt. Nicht ſo ſehr 
das Königliche als das Fränkiſche Recht fehlte Otto I. zur Nachfolge. 
Wir werden noch ſehen, daß er trotzdem, ohne ſelbſt neu zum Franken ge⸗ 
macht zu werden, dem Vater gefolgt iſt. Man hat mithin die Wir⸗ 
kungen des Regierungsantritts Heinrichs I. auf ſein ganzes Haus er⸗ 
ſtreckt. Die Regelung würde man auch heute als rechtlich begründete 
empfinden. Aber es war doch immerhin ein rechtlicher Einwand, 


5) DD. H. I Nr. 10. 

) A. Büſing, Mathilde, Gemahlin Heinrichs I.; Haller Diſſ. 1910, 51 ff.; Ranke, 
WG. VI. 247; Hartung in den Forſchungen 18, 140 ff.; Krüger, Grundſätze, 51ff. 
Dieſer will nachweiſen, Heinrich ſei 936 noch nicht mündig geweſen, oder richtiger, habe 
noch nicht mündig werden können. Die erſte Erwähnung geſchieht 922, April 22, 
DHI., Nr. 3. Hier trägt Heinrich ſchon den Namen (er heißt equivocus noster), iſt 
alſo ſchon getauft. Die Taufe pflegte aber erſt eine ganze Weile nach der Geburt vor⸗ 
genommen zu werden. Erwähnt werden konnte aber der Sohn allerdings erſt nach dem 
kirchlichen Akt, und deshalb lönnte man Kr. nur zugeben, daß ſeine Nennung bald nach 
ſeiner Taufe, der Mutter zu Liebe, erfolgt ſein mag, mehr nicht. Aber ſelbſt wenn Heinrich 
um Neujahr 922 geboren wäre, ſo war er am Todestag des Vaters, 2. Juli 936, im 
fünfzehnten Jahre. Für die Schwertleite reicht aber dies Alter völlig aus. Annus 
coeptus pro completo habebatur. Der deutſche Mündigkeitstermin wurde je nach Ge⸗ 
legenheit, an einem Feſttage oder dergleichen, innerhalb des Jahres anberaumt. 
Dies iſt ſogar noch bei Leopolds Wahlkapitulation 1690 reichsrechtlich fixiert worden, 
indem damals ausdrücklich nicht die Vollendung des achtzehnten Jahres, ſondern nur 
ſein Eintritt zur Mündigkeit eines römiſchen Königs gefordert wurde. Einer Thron⸗ 
beſteigung Heinrichs ſtand alſo von hier aus nichts im Wege. 
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mochte er auch nicht ſtichhaltig ſein, den die Partei des jungen Heinrich, 
den die eigene Mutter Ottos gegen ihn erhob. Nur die Erkenntnis 
eines ſolchen Rechts grundes tut aber unſern Quellen Genüge, welche 
ausdrücklich nicht politiſche, ſondern juriftifche Bedenken ans 
führen“). 

Unter den Nachfolgern Heinrichs I. bleiben die Freilaſſungen durch 
Schatzwurf üblich bis ins 12. Jahrhundert). Indes jetzt fehlt der 
Hinweis auf das ſaliſche Recht, iſt er gleichgültig geworden. Das 
ſaliſche Stammesrecht, das jeder König haben muß, iſt das Königsrecht 
ſchlechtweg geworden. Aber der Rechtserwerb durch die Thronbeſteigung 
hat die Herkunft nach Geblüt nicht vergeſſen gemacht. Die Könige blieben 
inſofern Nichtſalier, bzw. Nichtfranken nach der allgemeinen Auffaſſung. 
Eine Unteilbarkeit der Herrſchaft hatte auch im fränkiſchen Reich be⸗ 
ſtanden, aber als die Einheit, die ſich unzerſtörbar behauptete, muß 
zunächſt die Vorherrſchaft des Stammes und erſt dann die des König⸗ 
tums bezeichnet werden. Daß der fränkiſche Stamm die andern 
Stämme beherrſchte, war das Weſentliche geweſen. Jetzt verſchiebt ſich 
der Akzent; der fränkiſche König iſt es, dem man gehorcht). So wird 
die alte Auffaſſung deshalb unmöglich, weil der König erſt durch die 
Anerkennung ſämtlicher, nun gleichberechtigter Stämme, auch der nicht⸗ 
fränkiſchen, die perſönliche Eigenſchaft erhält, die ihn zum Herrſchen 
befähigt. Bayern und Alemannen gehorchen dem Sachſen nur deshalb, 
weil ſie ihn durch ihre Wahl zum Franken gemacht haben, ebenſo 
die Franken ſelbſt. Als dem Sachſen würden ſie ihm nicht gehorchen; 
gelten doch die Sachſen nach Otto v. Freiſing als die geborenen Empörer 


) Die hiſtoriſche Streitfrage, wann Heinrich feinen Anſpruch zuerſt gelten machte, 
kann hier ganz offen bleiben. Ja uns dürfte ſelbſt die hiſtoriſche Wahrheit oder Unwahr⸗ 
heit des Vorganges gleichgültig bleiben, da in jedem Falle die Quellen ein juriſtiſches 
Moment haben formulieren wollen. Die belehrendſten Stellen lauten: „Perplures d i- 
iudicabant Heinricum regno potiri quia natus erat in aula regali.“ Vita 
Mathildis SS. IV, 289. Liutprand Antap. IV, 20. „Rectumne patrem egisse 
rere (= reris), regia tibi in dignitate genito non in eadem genitum preponendo?“ 
S8. X, 136 (10. Ih.): H. ante regnum genit Ottonem regem, in regno .. Heinri- 
cum, Brunonem. 

5) Z. B. noch 1107, Jan. 5, M. Boica 31a, 383 Nr. 201. Siehe Brunner, Frei⸗ 
laſſung durch Schatzwurf. Geſ. Aufſätze dem And. an G. Waitz dargebracht 1886, 
S. 55ff., ſpeziell S. 72. 

sa) Einen beſonderen Dienſt leiſtet uns die Beachtung dieſer Veränderung im 
Abſchnitt „Der Stand der Lehre über das Kurkolleg“ bei Anm. 7 und 8. 
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gegen die fränkiſche Herrſchaft). Sachſe oder Franke, eine dritte Vor⸗ 
ſtellung iſt jedenfalls unmöglich. Für einen ſtammloſen König iſt noch 
kein Raum in der Verfaſſung, er wäre außerhalb des Rechts. 

Es wird nun, immer wohl veranlaßt durch die falſche Meinung 
über die Karolinger, wenig bisher betont, daß ſich vermutlich bei allen 
deutſchen Königen dieſer Wechſel vollzogen hat: Konrad I. war zwar 
Franke, aber nur mütterlicherſeits Salier, bei Heinrich I., bei Lothar 
und den Staufern iſt die Notwendigkeit dieſer Veränderung ſicher. Es iſt 
aber ſogar bei dem ſogenannten ſaliſchen Haufe der Fall). Konrad II. 
iſt aus Rheinfranken, iſt alfo nicht Salier. Nicht vor dem 12. Jahr⸗ 
hundert tritt für ihn und ſein ganzes Geſchlecht der Name der Salier 
einzeln hervor, bis er im 14. Jahrhundert ſehr häufig wird. Dies fpäte 
Aufgreifen des Namens iſt nicht nur ein ſchlechtes Zeugnis für, ſondern 
ein direktes gegen die Urſprünglichkeit. Die Zeitgenoſſen hätten dieſen 
ehrenden Charakter gewiß nicht verſchwiegen. Aber noch Otto v. Frei⸗ 
ſing bezeichnet Konrad kurzweg als Franken, obwohl er anderen Orts 
der Vorzüglichkeit der Salier innerhalb der Franken rühmend gedenkt ). 


) Otto v. Freiſing: „Saxoniam, terram et gentem contra regnum facile ani- 
mandam“ , Chron. VII, 2, dazu VI, 5. In Osnabrück fälſcht man gegen 1100 ein 
Privileg Karls des Gr., DD. Carolina J, 403 ff., Nr. 273. Um der Reichskirche gegen⸗ 
über dem Stammesrecht Rückhalt zu geben, beginnt es: Karolus imperator Augustus 
Romanum gubernans imperium qui et rex Francorum et Langobardorum nec non 
modo dominator Saxonum. Etwas fpäter fälſcht man in Gembloux Urkk. Ottos I u. II. 
O. divina favente clementia rex Lothariensium et Francigenum. Quicquid Genna- 
nensium sub imperii nostri ditione agitur. SS. VIII, 526; DD. O. I. Nr. 82; O. II 
Nr. 187, alſo noch immer Betonung der Stammesherrſchaft. Vgl. Liutprand 
Antap. II, 2. 

7) Über den Namen der Salier Ranke, Weltgeſch. VII, 510; Breßlau, Jahrbücher 
Konrads II., I (1884), 519 f.; dazu Wiegand, MJ OCG. X, 80. Über die Patronymika 
im ganzen fehlt eine gute Unterſuchung. S. F. Kluge, Bunte Blätter und O. Weiſe in 
der German.⸗Rom.⸗Monatsſchr. II, 1910, 434 f. Die echte patronyme Bildung iſt nicht 
nur die auf ⸗ing, wie Huoſier, Welf uſw. bezeugen. Vgl. auch Kon —ing = Sohn des 
Geſchlechts — König. Siehe ferner Leo Meyer, Gött. Gel. Nachrichten, 1906, 335 ff.; 
Vierteljahrsſchr. f. Sozial⸗ u. Wirtſchaftsgeſch. 1908, 78 ff.; Baumann, Forſchungen zur 
Geſchichte Schwabens 412. Über Mayer⸗Hombergs Stellungnahme zu dieſer Frage 
(S. 398 Nr. 104) ſ. unten III, 17. 

e) Über Konrads II. Geſchlecht iſt vornehmlich zu vergleichen Ranke, Welt⸗ 
geſchichte VII, 130 Anm.; Breßlau, Jahrbücher I (1886), 2 ff., dazu Bloch⸗Wibel⸗Meyer 
jetzt zu DD. C. II, Nr. 204. Die Polemik von Krüger, Grundſätze 71, Anm. 7, der 
von „ganz willkürlichen, phantaſtiſchen Vorſtellungen“ ſpricht, die man im Jahre 1024 
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Dieſer Autor gibt uns zugleich den Schlüffel für das Entſtehen der Be⸗ 
nennung als Salier. Erſt bei Konrads II. Sohn, Heinrich III. nämlich, 
wird er über den Adel des Geſchlechts beredt; denn durch Vermittlung 
von deſſen Mutter Giſela fei nun (1039) das karolingiſche Blut in die 
Herrſchaft zurückgekehrt. Die Autoren des 12. Jahrhunderts werden 
dementſprechend nicht müde, die Herkunft der Salier und damit, eben⸗ 
falls nur durch die weibliche Seite, der Staufer von Karl dem Großen zu 
rühmen. Dieſe Gleichſetzung von Schwert⸗ und Kunkelmagen wird uns 
noch weiter unten beſchäftigen, ſie bewirkte eine Namengebung von der 
weiblichen Seite her auch bei den Staufern. Hier aber bemerken wir, 
daß Otto v. Freiſing ſelbſt Konrad als Franken, andere weniger genaue 
Schriftſteller ihn, jedoch keiner vor dem 12. Jahrhundert, als Salier, 
und zwar aus keinem anderen Grunde bezeichnen können, als weil ſchon 
Konrad II. nach Ottos eigenem Bericht, der auf Wipo c. 2 zurückgeht, 
mütter licherſeits ein Mann war probatissimorum galliarum 
principum qui ex antiqua troianorum stirpe descenderant et a 
beato Remigio baptizati fuerant, originem habens. Die trojas 
niſchen Franken find aber für Wipo wie Otto die falifhen, Kanten am 
Niederrhein iſt die Stadt, die, von den Trojanern begründet, den Ur⸗ 
ſprung der königlichen Herrſchaft der Franken ebenſo erlaucht macht, wie 
einſt die trojaniſche Abkunft der Gründer Roms die Herrſchgewalt des 
juliſchen Hauſes hatte erklären helfen). Ein Blick auf die Karte lehrt, 
daß Xanten faſt genau an der Südgrenze des ſaliſchen Stammlandes 
liegt, da wo es zuletzt den Rheinſtrom berührt ). 


gehabt haben ſoll, wenn man von Saliern oder Karl d. Gr. ſprach, greift völlig fehl. 
Gibt es wohl heute eine einzige Familie auch nur des Dienſtadels, die nicht mit Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit ihren Stammbaum bis zum 30jährigen Kriege zurückzuführen wüßte? Für 
die politiſche Geſchichte ſind 200 Jahre viel, für die genealogiſche Überlieferung aber ein Nichts. 

) Diefer Umſtand allein genügt, um Mayer⸗Hombergs Zweifel zu entkräften I, 
19 ff. Otto v. Freiſing, Chron. I, S. 57; 25, S. 59; III, 26, S. 177; VI, S. 291. 
Dankbar hebe ich hervor, wieviel ich der vorzüglichen Ausgabe dieſes Schriftſtellers 
durch Hofmeiſter für meine Arbeit ſchuldig bin. Vgl. 88. XVI, 460 „Odyſſeus am 
Niederrhein“ bei Tacitus und anderen hat nichts mit der viel feſter geglaubten Troja⸗ 
Tronjeſage zu tun. Vgl. Siebourg, Weſtd. Zeitſchr. 23 (1904), 313 ff. 

10) S. die Gaukarten bei Schröder, RG, Tafel II. Pauls Grundriß' III, z. 
S. 869. Kretſchmer, Hiſtoriſche Geographie 1904, in Below⸗Meineckes Handbuch, ent⸗ 
hält über Xanten nichts. Eine kulturgeographiſche Unterſuchung wäre ſehr erwünſcht. 
Vgl. J. Wormſtall, Die Herkunft der Franken von Troja 1869. Holtzmann, Edda. 1875 
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So ift das Refultat der Erwerb einer neuen Stammeszugehörigkeit 
für den erſten König aus einem neuen Geſchlecht, der Sohn aber hat zwar 
nicht das Blut, wohl aber das Recht des Stammes, wenn im Purpur ge⸗ 
boren, vom erſten Tage an. Es hat alſo guten Grund, wenn die echten 
Vaternamen den Geſchlechtern allen fehlen. Er mangelt den Sachſen und 
Saliern, mangelt Lothar, aber auch den Staufern. Bei den letzteren 
wird allerdings eine Veränderung der Zeiten ſichtbar, aber nicht für die 
Hauptſache, die Gründung des Königshauſes nur durch den erſten 
Herrſcher. Es iſt ſeltſam, daß die Literatur dies noch nicht verwertet hat. 
Das Geſchlecht als Ganzes heißt bei Otto v. Freiſing durchaus nur die 
Weiblinger, was wir als Mutternamen erkennen werden. Konrad III. 
und ſein Bruder Friedrich tragen dieſen Namen deshalb gemeinſam. 
Hingegen gibt die neue Sitte, den Ort der Herrſchaft in den Namen 
aufzunehmen, in dieſer Frühzeit nur dem wirklichen Inhaber des Hand⸗ 
gemals das Recht auf den Zuſatz. So iſt es bei den Weikersheim⸗ 
Hohenlohe, bei den Anhalt uſw. ). 


S. 360 ff. M. Rieger, Quartalsblätter des hiſtor. Vereins f. d. Großherzogtum Heſſen 
1881, S. 50f. Ein Programm Dippes iſt mir nur aus dem Jahresber. über die Erſch. 
auf d. Gebiet der german. Philologie 18 (1896), 136 Nr. 41 bekannt geworden. 

11) Dafür, daß das Handgemal nur dem Alteſten den Namen gibt, ſ. Wolfram, 
Parzival, ed. Lachmann I, 6, Z. 7ff. Die Lehnsleute des verſtorbenen Königs Gandin 
v. Anſchevin bitten den ihm folgenden Sohn für feinen Bruder Gahmuret „daz er in 
niht gar verstieze und im sines landes lieze hantgemaelde daz man möhte sehen, 
dä von der hörre muese jehen sins namen und siner vriheit. daz 
war dem Künige niht ze leit; er sprach; ir kunnet mäze gern (begehren): ich wil 
iuch des und fürbaz wern; wan nennet ir den bruder min Gahmuret Anschevin? 
Anschouwe ist min lant: da wesen beide von genant. .. er soll min ingesinde sin.“ 
Alſo nur als Ingeſinde, Hausgenoſſe, Ganerbe wäre der Erhalt des Namens möglich. 
Gahmuret ſchlägt es dann aus. — Dem entſpricht die übrige Literatur. Hartung, die 
deutſchen Altert. des Nib. Liedes und der Kudrun, 1894, S. 67: Im Epos „herrſcht 
Günther, der älteſte der drei burgundiſchen Königsbrüder, allein über das Land. Er 
iſt der eigentliche König. Seine Brüder ſind ihm zu Untertänigkeit und Gehorſam ver⸗ 
pflichtet. Daher ſpricht Giſelher denn auch ſelbſt von ſeinem Bruder Günther als von 
dem Könige. Gleichwohl führen die beiden jüngern Brüder ... den Titel Künec“. Es 
„werden auch die beiden jüngern Brüder Günthers“ nach dem Lande benannt, 
denn ſie ſind im Hauſe geblieben: „Alle königliche Macht fehlt jedoch den beiden. 
Sie haben auf die Regierung des Landes nur inſofern Einfluß, als es ihnen gelingt, im 
Rate des Königs ... ihrer Anſicht Geltung zu verſchaffen. Somit unterſcheiden ſich die 
königlichen Prinzen faſt in nichts von den übrigen großen Vaſallen des Reiches.“ Vgl. 
Schröder ZRG. VII (1868), 136. 
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Die Führung des Ortsnamens iſt damals noch wahrer Rechts- 
titel, er kennzeichnet den einzelnen Herren des Hauſes, nicht das 
ganze Geſchlecht. Alſo nur der älteſte Sohn des Gründers der Burg 
Staufen, der Thronkandidat von 1125, heißt als Nachfolger im Herzog⸗ 
tum Schwaben v. Staufen, ihn trifft der Einfall der welfiſchen Gegner 
bis ins Herz ſeines Beſitzes ?). Sein Bruder Konrad, obwohl auch 
Sohn des erſten Erbauers der Burg, aber Herzog von Franken, führt 
von ſeinem Sitze Rotenburg her noch nicht den Namen, ſondern den das 
Königsblut bezeichnenden der Weiblinger ſchlechtweg. Übrigens ſagt 
man auch im 13. Jahrhundert noch „von Staufen“, nicht etwa die 
Staufer, während man „die Welfen“ mit vollem Rechte ſagen kann, 
denn das iſt echter Vatername ). 

Sehen wir alſo richtig, ſo hat dies darin ſeinen Grund, daß Kon⸗ 
rad III. kein „Staufer“ war und ſich nie hat fo nennen können; daß die 


1) Historia Welfo. c. 18. 

12) Der bisher regelmäßig entſtellte Sachverhalt iſt erſt kürzlich geklärt worden durch 
die gründliche Unterſuchung von Robert Davidſohn im vierten Band ſeiner Forſchungen 
zur Geſchichte von Florenz 1908 S. 29—38. Ihn beſchäftigt natürlich vornehmlich die 
Wortgeſchichte auf italieniſchem Boden, wo der Name Staufer überhaupt nicht vor 1270 
nachweisbar iſt. Die folgenden Ausführungen mögen ihn daher ergänzen. 

1080, Wirtemb. UB. I, 283, ſchenkt Heinrich IV. zum Seelenheil feiner Ahnen 
des Kaiſers Konrad, der Giſela, und ſeines Vaters Heinrich Weiblingen im Remstal 
an die Marienkirche in Speyer. 1086 wird wiederum von ihm zu demſelben Zwecke 
wieder aus dieſem Dorf ein Gut dorthin geſchenkt. Ebenda J, 285. Dieſe Schenkungen 
ſtehen mitten in einer ausgedehnten Reihe anderer, ſ. Remling, UB. der Biſchöfe zu 
Speyer (1852) Nr. 33—56, 58 — 66, 68; 1080 behält ſich Heinrich IV. ausdrücklich 
„servientes illuc pertinentes eorumque possessiones“ vor, d. h. die „Weiblinger“ 
behalten Gut am Orte. Merkwürdigerweiſe wird 1101, April 10, (Remling Nr. 72) 
bei der Beſitzbeſtätigung für Speyer Weiblingen in der detaillierten Aufzählung, in 
der z. B. auch das dem Berg Staufen benachbarte Nürtingen ſich findet, nicht mehr 
genannt. Leicht möglich alſo, daß auch der verſchenkte Teil Weiblingens nicht dauernd 
bei Speyer geblieben iſt. Daß dies Weiblingen und das ſtaufiſche beide mal Weiblingen 
im Remstal iſt, hat man nie beſtritten. Vgl. Würtemb. UB. I. Regiſter s. v.; Stälim 
Würtemb. Geſchichte I. 393. Nun ſagt Otto v. Freiſing, das iſt der Sohn der Tochter 
Heinrichs IV., der denkbar nächſte Verwandte der „Weiblinger“, klipp und klar von der 
Familie Gesta Friderici II, 2: Duae in Romano orbe apud Galliae Germaniaeque 
fines (== Oberrhein) hactenus fuere, una Heinricorum de Gueibelinge, alia Guel forum 
de Altorf, altera imperatores altera magnos duces producere solita.... Fridericus 
dux pater huius, qui de altera, id est de regum familia, descenderat. 
Entſprechend heißt Konrad II. oftmals in der Mitte des 12. Jahrh. ein Weiblinger, 
und ebenſo ſoll Barbaroſſa ſehr ſtolz auf den Namen Weibling geweſen ſein. Hingegen 
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Staufer erſt mit ſeinem Bruder, dem Herzog v. Staufen, den Thron 
beſtiegen, während der Name Weiblinger das Recht zur Empörung 
gegen den ſächſiſchen Lothar auf Grund der Verwandtſchaft mit dem 
ausgeſtorbenen Königsgeſchlechte der Salier angibt. Als Barbaroſſa 
ſein ſchwäbiſches Herzogtum dem Sohne ſeines Vorgängers abtritt, da 
wird dieſer damit zum Herzog von Staufen, das iſt: von Schwaben ), 
wie ſtatt Brabant: Löwen, ſtatt Sachſen: Anhalt geſagt werden konnte. 

Die Weiblinger, Gibellinen ſind eine weibliche Nebenlinie der 
Salier. Otto v. Freiſing ſagt ganz deutlich, daß aus dem Geſchlecht der 
Gueiblinge die Kaiſer Heinriche = die Salier ſtammen und Weib⸗ 
lingen ſelbſt iſt ein Ort, der den Saliern gehört und von Heinrich IV. 
an Speier geſchenkt wird, an dem alſo die Staufer als ſolche kein 
Recht haben. Wenn man uns den Ausdruck zugute hält: Weiblingen 
iſt das Handgemal der Salier innerhalb Schwabens! 

So ſei hier feſtgehalten, daß 1152 ein Wechſel des Königshauſes 
im ſtreng juriſtiſchen Sinne ſtattfindet. Das Geſchlecht gilt nichts 
für das Königtum. Das fränkiſche Königs haus rechnet und kann nur 
rechnen vom erſten fränkiſchen Stammvater abwärts. 


kennen wir vor Konrads III. Sohn Heinrich keinen „Staufer“ mit Namen Heinrich (), 
und das Auftauchen des Parteirufes wird für Deutſchland bekanntlich zum Jahre 1139 er⸗ 
zählt. Luden, Geſch. d. deutſch. Volkes X, 587, A. 13, ferner Stälin, Württemb. Geſch. I 
(1882), 197 und 389 ff., derſelbe vorher ſchon Württemb. Vierteljahrsh. IV (1881), 120 ff. 
geben allen dieſen völlig eindeutigen Tatſachen der modernen Lehre zuliebe kein Gehör. 
Andere Schriftſteller halten es für überflüſſig, das Wort auch nur zu erwähnen, z. B. 
Bernhardi in den Jahrb. Lothars ſowohl wie Konrads III. Dabei führt Stälin, Viertel⸗ 
jahrsh. S. 120 — 123, mehr als ein Halbdutzend Schriftſteller des 12. Jahrh. an, 
die, außer Otto v. Freiſing, die Salier als Weiblinger bezeichnen. Selbſt abgeſehen von 
Gottfried von Viterbo z. B. die Pöhlder Annalen (SS. XVI, 67) ipse est Conradus (II.) 
de Weibelingen quod est praecipua munitionum in Suevia; die Chronik von Lorſch 
(SS. XXI. 406), Theoderich von Epternach. Der vorzüglich orientierte Schwabe Burchard 
nennt SS. XVII, 154 die Salier „principes de Gwebelingen“. — Schon Bernheim 
hatte im Neuen Archiv XX (1895), 100 — 102 zunächſt für Otto v. Freiſing den Sach⸗ 
verhalt klargeſtellt, auf das Intereſſe der Staufer an dem Namen allerdings nicht rekurriert. 
Vgl. noch Nieſe, Reichsgut 1905, S. 3, Anm. 7. Weiteres im Abſchnitte über den 
römiſchen König. 

16) Nepos noster dux Fredericus de Stoupha. Mon. Boica 29a, 325 u. 49 1a. 
1156, ebenſo 1154. Würtemb. UB. II, 78. 
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Dritter Abſchnitt. 


Das Haus des Königs. 


Auf den Herrſcher werden nun die Befugniſſe der Frankenkönige 
übertragen. Er erwirbt das Gut der Könige, den Heerbann und das 
Gericht. Er tritt vor die Volksverſammlung der Männer als ihr An⸗ 
führer. Aber dieſe Rechte des Königs wiederholen ſich gleichſam nur 
bei jedem Stamm. Es war nicht wie beim alten Reich, wo König und 
Volk wieder in ſich eine Einheit, den Stamm, bildeten, und ſo vereint 
verſuchen konnten, den anderen Stämmen Geſetze vorzuſchreiben. Der 
König wird jetzt als Geſetzgeber für das ganze Königtum nicht tätig, 
weil ihm dieſer Zuſammenhang mit einem Stamm fehlt. Er vermag 
es, wenn er gleichzeitig ſächſiſcher Herzog iſt. Sonſt aber kann der 
Stamm verlangen, daß ihm fein Stammesrecht beftätigt werde. 

An der Spitze des Stammes ſteht der Stammeslandtag und der 
Herzog. Hinſichtlich des Verhältniſſes des Herzogs zum König iſt eine 
eigentümliche Verflechtung der merowingiſchen mit der karolingiſchen 
Verfaſſung das Kennzeichen der neuen Ordnung der deutſchen Ver⸗ 
hälniſſe. War das alte Volksherzogtum völlig königsgleich geweſen“) 
und nur als Ganzes ein Vaſallenſtaat des fränkiſchen, ſo hatte dann 
Karl vor allem ſich ſelbſt zum Herzog aller feiner Länder gemacht ). 
Nun war die Herzogsgewalt nicht nur wieder erſtanden, ſondern bildete 
— das Krönungsmahl des Jahres 936 war deſſen Ausdruck — einen 
unentbehrlichen Beſtandteil der Verfaſſung. Auf der anderen Seite war 
dem fränkiſchen Könige die Hoheit über die Biſchöfe und über die Grafen 
ziemlich in allen Landesteilen gleichmäßig geblieben. Die Kirche iſt 
alſo eine königliche allenthalben, wenn auch noch keine Reichskirche; und 


1) Vgl. Bornhak, Forſchungen zur deutſchen Geſchichte 23, 165 ff., Brunner, RG. 
II, 157 ff. 
) Vgl. Roſenſtock, Hiſtor. Zeitſchrift 1914, Märzheft. 
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die Königsurkunden kennen deshalb nur den gräflichen Bezirk als offi⸗ 
zielle Grenzbeſtimmung durch ganz Deutſchland. Die zeitweiſe Selb⸗ 
ftändigfeit Bayerns in kirchlichen Dingen kann hier zunächſt übergangen 
werden. Das Problem war alſo, zwei ihrem Weſen nach i dentiſche 
Gewalten: herzogliche und königliche, über ein und dasſelbe Gebiet zur 
Ausſöhnung zu bringen). Der Herzog von Bayern erläßt um das 
Jahr 1000 zu Ranshofen Geſetze für ſeinen Stamm. Die Ottonen 
ihrerſeits richten die zerſtörten bayeriſchen Kirchen wieder auf und 
ſprengen ſpäter mit ihrer Hilfe die einheitliche Gliederung Bayerns wie 
der übrigen deutſchen Länder in Grafſchaften. 

Der König geht gegen die Herzogsgewalt vor. Und er iſt dazu 
gerüſtet durch ſeine Fähigkeit, neue Gerichts⸗ und Friedensbezirke ab⸗ 
zugrenzen. So kann er innerhalb der einzelnen Stammesgebiete neue 
Plätze, neue Dingſtätten, Forſten uſw. ausſondern, „bannen“. Denn 
das Banngebot kann der König nach Ermeſſen handhaben. Bei 60 Schil⸗ 
lingen Buße kann er gebieten, faſt was ihm beliebt. Indeſſen dürfen 
wir die Bewegungsfreiheit des Herrſchers auch nicht überſchätzen. Denn 
dieſe Buße ſcheint bald lächerlich gering und ſchon im 11. Jahrhundert 
reicht ſie nicht aus. Bald finden wir ſie denn auch von weit höheren 
Beträgen verdrängt. Vielfache von Pfunden Goldes werden auferlegt. 
Woher gewinnt der König das Recht dazu?) Wohl müſſen ihm die 
Untertanen alle den Treueid leiſten, aber er verpflichtet nur zum volks⸗ 
rechtlichen Gehorſam gegen den König ). Es iſt eine gemeſſene, keine 
ungemeſſene Gehorſamspflicht. Vor ſein Gericht kann der König jeden 
laden, aber nicht zum Dienſt an ſeinem Hofe zwingen. Auch kann er 
dies Gericht nur auf der Stammeserde des Beklagten abhalten. 

Finden wir nun trotz dieſer Beſchränkungen durch die Jahr⸗ 
hunderte ein ſtetiges Anwachſen der königlichen Gewalt, eine immer 
wirkungsvollere Tätigkeit des Reiches, die ſchließlich wieder zu einer 
wahren Geſetzgebung heranwächſt, ſo fragen wir, wie das geſchehen 
konnte. Es iſt nicht außen in der Beziehung zwiſchen König 
und Stämmen, wo ſich dieſe Erhebung der königlichen Macht voll⸗ 
zieht. Aus dieſer entfernt ſie ſich mehr und mehr, weil ſie in einer 
anderen Sphäre ſich weit erfolgreicher entfalten kann. Ihr iſt ein Be⸗ 

) Vgl. II, 10. 


*) Siehe den Abſchnitt: III, 14. 
6) Waitz, VG. VI:, 470ff. 
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reich zu uneingeſchränkter Herrſchaft geblieben, der ſchon 900 nicht eng 
erſcheint, am Ende aber, ſich dehnend und weitend, den alten Staats⸗ 
verband völlig zerſprengt, um einen neuen, ſehr verſchiedenen an ſeine 
Stelle zu ſetzen. Mag ſein, daß ſie dabei dem Stammesrechte auch 
ihrerſeits wird Zugeſtändniſſe machen müſſen. Hier gilt es zunächſt, 
dieſen ihren Bereich in ſeiner reinen Beſonderheit darzuſtellen, damit wir 
fpäter feine Veränderungen zu begreifen vermögen. Dieſer Bereich iſt 
kein anderer als der des Hauſes. Das Haus des Königs als Organ der 
damaligen ſtaatlichen Ordnung zu verſtehen, iſt unſere vornehmſte Auf⸗ 
gabe. Nicht die einzelnen Tatſachen hinſichtlich dieſer Hausverfaſſung 
ſind bisher unbekannt geblieben; vielmehr kann es genügen an ſie nur 
zu erinnern. Zuſammenhang und Geſamtſinn dieſer Tatſachen hingegen 
ſcheinen uns noch nicht in gleicher Weiſe geklärt zu ſein. 

Der deutſche König hält eine Gefolgſchaft, das iſt er hat das Recht, 
freie Männer in ſeine Hausgenoſſenſchaft aufzunehmen, ohne daß dieſe 
ihre Freiheit verlieren). Ein ſolches Recht hat im übrigen nur einer 
in jedem Stamm, der Herzog. Edelfreie Vaſallen in ſein Haus auf⸗ 
zunehmen, iſt das Vorrecht des Stammesoberhaupts. Dieſe Haus⸗ 
genoſſen kann der König auch bereits abſchichten auf ſein Land, das er 
ihnen leiht, ſtatt daß er ihnen den Unterhalt im eigenen Hauſe gewährt, 
zu dem er ſonſt verpflichtet iſt. Sie ſind aber durch Handreichung ſeine 
Mannen geworden, ſie ſind in ſeiner Huld wie er in der ihrigen, der 
Verluſt dieſer Huld iſt zunächſt eine arbiträre Maßregel nur innerhalb 
der Hausgenoſſenſchaft ). 

Die Vereinigung der Rechte des ſaliſchen Vorſtammes und eines 
Königsgeſchlechts über Deutſchland ſcheint, ſo ſagten wir, nur in der 
Perſon des zum fränkiſchen König erwählten Nichtfranken ſtatt⸗ 
zufinden. In dieſer Iſolierung aber würden wir uns aus der Vor⸗ 
ſtellung der Zeit wiederum entfernen. Einen ſolchen Kandidaten als 
Individuum, als einzelnes Mitglied des Staatsweſens gibt es ja da⸗ 
mals nicht und ebenſowenig einen König, der als einzelne Perſon 


6) „Als einen der wichtigſten Punkte in meiner Auffaſſung der Altdeutſchen Ber: 
faſſung darf ich bezeichnen: daß nur der Fürſt (d. h. der gewählte Vertreter des Volles), 
oder wo es einen König gab, dieſer berechtigt war, ein Gefolge zu halten.“ Waitz, Ab⸗ 
handl., her. v. Zeumer 1896, S. 120. Vgl. Othmar Doublier MI Och. Erg.⸗Bd. II 
(1901), 254 ff.; Dippe, Gefolgſchaft und Huldigung, 1889. 

1) S. den Abſchnitt über Huldentzug und Volksrecht. 
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regierte, weil der Begriff der „Perſon“ noch vollſtändig fehlt). Dem⸗ 
nach kann keine einzelne „Perſon“ mit irgendeiner Macht und Herrſch⸗ 
gewalt betraut werden; es liegt in dieſer faſt durchweg heut herrſchenden 
Anſchauung vielmehr ein unzuläſſiges Zurückdatieren moderner Ver⸗ 
hältniſſe. Damals wird vielmehr jede Perſon lebendig inmitten des 
Bereiches, in den ſie hineingeboren iſt, aufgefaßt. Das Haus im eigent⸗ 
lichen ſinnlichen Verſtande des Wortes, Hausherr, Hausfrau, Kinder und 
Geſinde, das Haus, der Hof ſelbſt, dieſe werden als ein greifbarer 
Rechtskreis, als Einheit geſetzt. Es iſt nicht Pedanterie, ſondern die 
Überzeugung, daß von hier erſt die Entwicklung der königlichen Herr⸗ 
ſchaft klar wird, wenn die übliche bloße Aneinanderreihung 1. der 
König, 2. der königliche Hof für die folgende Betrachtung verdrängt 
wird durch das Ineinander dieſer Faktoren: Der König als Vorſteher 
des königlichen Hauſes und Hofes, Ausdrücke, die wir abſichtlich fortan 
ſynonym verwerten wollen, obwohl ſie einen engeren und weiteren 
Bezirk allerdings umſchreiben ). 

Das Volk iſt dem König nur nach Volksrecht und durch den Treueid 
verpflichtet. Die Verletzung dieſes Treueids gegen den König muß 
durch ein Gerichtsverfahren nach Volksrecht feſtgeſtellt werden. Hingegen 
iſt der Gnadenverluſt des Herrn keine Angelegenheit, die ſich außerhalb 
des Hauſes abſpielt. 

Beide Arten von Vaſallen, die abgeſchichteten und die im Hauſe 
verbliebenen bilden ſo den Hof des Königs. Mit dem dafür langſam 
aufkommenden Ausdruck Curia Regis bezeichnen wir den Lehnshof des 
königlichen Herrn, während die Pfalz für uns fortan das öffentliche 
Tribunal des fränkiſchen Volkskönigs bedeuten fol’). Das Inſtrument 


8) Gierke, Genoſſenſchaftsrecht II, 30 ff. Oben ©. 3f. 

) Daß Haus und Hof, haufen und hofen, aber auch in der alten Sprache ebenſo⸗ 
oft oder öfter als Einheit gefaßt werden denn als Gegenſatz, bedarf kaum eines Beleges. 
Ich verweiſe nur auf den Gebrauch des Sachſenſpiegels. Über die fürſtliche Hausver⸗ 
faſſung im ganzen ſiehe den Überblick bei Hermann Schulze, ZRG. VII (1868), 373 ff. 

10) Schröder RG.“ S. 562. In DD. C II, Nr. 124 heißt es 1028: Druthmarus . 
abbas curtem ... eidem monasterio questus est iniuste fore sublatum ... Cuius 3 
gestioni fidem accommodantes matronam quandam Aluered uocatam, quae ipsam 
curtem velut hereditario iure tunc temporis possedit, ad palacium nostrum 
evocari precepimus... Das Wort curia fehlt überhaupt in echten Urkunden 
Conrads II. Der von uns zu praktiſchen Zwecken aufgeſtellte Gegenſatz iſt natürlich in 
dieſer Schroffheit den Quellen fremd; vgl. zur Erläuterung der Wortwahl II, 7. 
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der Regierungsgewalt ſind alſo die Haus⸗ und Hofgenoſſen des Königs, 
die ſeines Dienſtes, der Hoffahrt gewärtig ſein müſſen. Die Grafen 
ſind es, die, mit einem Dienſtgute belehnt, dadurch ſeiner Befehlsgewalt 
unterliegen. Er kann ihnen befehlen. Aber da ſie ſeine Beamte, keine 
Vertreter des Volkes ſind, ſo iſt ein ſolcher Befehl nur eine interne An⸗ 
gelegenheit, eine Dienſtvorſchrift. Geſetze geben und Urteile fällen kann 
der König nur in und mit der Stammesverſammlung und im Pfalz⸗ 
gericht, dazu muß er aus der Freiheit und Willkür ſeines Hauſes heraus⸗ 
treten. Der Huld des Hausherrn gegen ſeine Mannen ſteht die Ge⸗ 
rechtigkeit gegen das Land und Volk gegenüber. Nur dies letztere Ver⸗ 
hältnis iſt zunächſt ein ſolches, in dem eine unverrückbare Rechtsordnung 
anerkannt wird. 

Eine beſondere Ordnung aber iſt für den wichtigen Teil des könig⸗ 
lichen Geſindes erwachſen, der das Wiſſen und die Geſchäftskenntnis 
vertritt ). Die Reichsgeiſtlichen, abgeſchichtet auf Reichskirchengut, find 
dem Könige wie die Vaſallen zu unbeſchränktem Hofdienſt verpflichtet. 
Noch iſt dieſer wichtiger für ſie als die Beſchäftigung mit ihrem jetzt 
erſt im Entſtehen begriffenen, ja vielfach durch Raub und Zerſtörung 
völlig zerrütteten Kirchengut. Sie gelten zum Unterſchiede von den welt⸗ 
lichen Vaſallen als nicht handlungsfähig in dem Volksverband. Sie be⸗ 
dürfen hier eines Rechtsbeiſtandes, ſind unmündig. So wenig wie der 
Laienvaſall empfängt der Kleriker ſeine Kirche nach Volksrecht als 
Eigentum. Aber die Kirche bringt aus der römiſchen Welt den Begriff 
der juriſtiſchen Perſon mit, das heißt, das königliche Kirchengut be⸗ 
hauptet gegenüber dem Könige als ein überperſönliches Sondervermögen 
zu gelten, das dem Heiligen der Kirche gehört. Gegenüber dem Könige 
wird ein Eigentumsrecht der Bifchöfe und Abte geltend gemacht, in einem 
Kampfe, der nun zunächſt nur zu der Ausbildung eines Eigentums 
innerhalb des Königshofs führt. 

Für das Volksrecht nach außen iſt der König Eigentümer, ſo gut 
wie beim Lehen des abgeſchichteten Vaſallen, das Kirchengut aber iſt 


11) Soviel mußte an dieſer Stelle geſagt werden; als geklärt können dieſe Fragen 
für das 10. Jahrhundert noch nicht gelten. Die Literatur und eine klare ÜÜberficht über 
das Eigenkirchenproblem f. bei Stutz, dem Begründer der neuen Lehre, Haucks Real: 
enzyklop. Nachtragsband. 3. Aufl. Band 23 (1913), 364 —377. 

Vgl. ferner Ehrenberg, Commendation und Huldigung 1879, S. 72 ff.; Blumenſtock, 
päpſtlicher Schutz, S. 20; Stengel, Immunitätsurkunden I (1910), 570 ff. 
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kein bloßes Lehen. In einem Geſamtbilde des Rechts bedürfen wir nun 
eines beſtimmten Ausdruckes für ſein Daſein nach Königsrecht und 
Stammesrecht; und fo kann man es vielleicht am beſten als „Ins 
wärtseigen“ bezeichnen). Das heißt: es iſt ſchon der Willkür 
des Königs entrückt, ohne doch bereits in die Rechtsordnung des 
Stammes eingetreten zu ſein. Vielmehr hat ſich ein neuer Rechtskreis 
gebildet innerhalb der urſprünglich rechtsfreien Zone des königlichen 
Hofes, nicht ohne daß der König ſehr mannigfache Verſuche macht, dem 
entgegenzuwirken. Durch das Eigentum an der Kirche, das der König 
als Sondervermögen zu belaſſen genötigt iſt, kann aus Huld Gerechtig⸗ 
keit werden. Dies kirchliche Sondervermögen iſt ſo in ſich gefeſtigt, daß 
es ſogar ſchon von ſich aus weitere Abſpaltungen in Biſchofsgut und 
Kapitelsgut vorzunehmen vermag. Immer aber iſt es ein Inwärts⸗ 
eigen, d. h. der König tut kein Unrecht nach Volksrecht, wenn er über 
das Gut der königlichen Kirchen frei verfügt. Das iſt kein Raub, 
ſondern Recht. Durch die Zerftörung der Ordnung ſeit 840 iſt zudem 
dieſe Abſpaltung eines kirchlichen Vermögensrechtes und damit des In⸗ 
wärtseigens wieder ſehr ins Schwanken geraten. Biſchöfe und Abte 
ſtehen dem Grafen gleich), und oft werden ihre Poſten von Laien 


12) Das Wort ſtammt bekanntlich aus dem Weistum der bayriſchen Herzöge und 
Pfalzgrafen vom November 1254. Constit. II, 461, S. 633: utrum aliquis feoda vel 
proprietates que inwartes eigen dicuntur, absque consensu domini ad manus posset 
tradere alienas, quod ab omnibus extitit reprobatum: Die Beſtimmung ſelbſt gilt 
mutatis mutandis auch für das Vollsrecht des 10. Jahrh. hinſichtlich der Reichskirchen. 
Näheres über das Wort bei Haltaus, Gloſſarium 1033 und Schmeller Bair. Wtb. II, 
1008 f. Dieſer hat bis 1593 für Bayern ſechzehn Belege. Im Landrecht von 1346 
heißt es: Chlagt ainer den andern an vmb aigen als verre das der antwurter ze ant⸗ 
wurt chumt und ſpricht des aigens ſitz er bey nutz und gewer und ſey des gotshauſes 
recht ein wartſaigen und nennet auch den herren, ſo ſol ſie der richter paid vertigen 
mit ſeinen brief für den herren davon ſi paid iehent, des einwart aigen es ſey. 
Natürlich iſt es mir nicht um die Gleichheit der Inſtitute, ſondern um Abhilfe für 
den dringenden Wortmangel zu tun. Seit Stutz haben wir ja das Recht, die Gebilde 
einheitlich deutſch⸗ rechtlich durchzudenken; da erwächſt die unabweisliche Pflicht, eine wider⸗ 
ſpruchsfreie einheitliche Sprache allmählich zu gewinnen. 

Ich erinnere auch an den alten Satz „Juxta antiqua iura omne concampium 
ecclesiastici praedü quinque mansos continens instabile computabatur, nisi regia 
auctoritate firmaretur . DC. II, Nr. 213 a. 1034. Vgl. A. Dopſch, Wirtſchaftsentwick⸗ 
lung der Karolingerzeit I (1912), 202. Ficker⸗Puntſchart II, 1, 71. 

10) Poeſchl 94 Anm. 1. 
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bekleidet). Alsdann iſt aber das Dienſtverhältnis völlig identiſch. 
Als Vaſallen haben beide ein Gut, der eine die Dotierung ſeiner Kirche, 
der andere die ſeines Grafenamtes erhalten, beide haben eine echte 
Jurisdiktion über einen damit in keiner Weiſe zuſammengehörigen 
Amtsſprengel, Didzefe und Gau. Dieſe Gerichtsbarkeit liegt nach da⸗ 
maliger Anſchauung nicht etwa auf dem Lande, ſondern iſt eine delegierte 
Gewalt über Perſonen, königliche, volksrechtliche Waltung 
über die öffentliche Gerichtsgemeinde des Gaues, in welche der Graf den 
frei gewählten Richter verdrängt hat, während dieſer im Niedergericht 
ſich durchaus behauptet. 

Der König tut kein Unrecht nach Volksrecht, wenn er über das 
Kirchengut frei verfügt. Eine ausgebildete Staatslehre von ſeiten der 
Kirche jenſeits des bloßen Vermögensrechts iſt damals nicht lebendig. 
Denn Rom iſt vorderhand völlig als geiſtiges Zentrum ausgeſchaltet. 
Während daher der volksmäßig⸗epiſche Begriff des Königtums vom 
Rechtsbewußtſein der Zeitgenoſſen getragen wird, kann der Klerus ſich 
noch nicht — im 10. Jahrhundert — einer Weltanſchauung rühmen, 
die ſtark genug empfunden wurde, um jene anderen Vorſtellungen zu 
überwinden. Es iſt ferner gegen den König in dieſer Zeit keine Klage, 
kein Gerichtsverfahren möglich; weder im Hauſe, wo in allen Verhält⸗ 
niſſen ſeine Huld entſcheidet, noch nach Volksrecht, weil er der höchſte 
aller Richter iſt. Iſt er ein ungerechter Richter, ſo iſt dies eine Ver⸗ 
letzung ſeiner Pflicht. Aber wo kein Richter iſt, iſt auch keine Klage 
möglich“). Umgekehrt, wer in des Königs Eigentum, ſei es auch nur 
das ausgeſonderte Kirchengut, eindringt, verletzt damit das Hausrecht 
des Königs, kann als Eindringling beſtraſt werden. Verletzung ſeines 


14) Poeſchl 164 ff. 

15) Die Vorſtellung, die immer wieder auftaucht, es habe das Verhältnis zwiſchen 
König und Volk als Vertragsverhältnis gegolten, iſt vielfach verhängnisvoll geworden. 
Z. B. ſei auf Krammer, Kurfürſtenkolleg 1913, S. 4f. hingewieſen. Der Verfaſſer hat 
ſchon in Wahl und Einſetzung 76 f. ſich ähnlich geäußert. Ich zitiere zur Berichtigung 
daher v. Gierke, Schuld und Haftung (1910); v. Gierkes Unterſ., Heft 100, S. 13 Anm. 4: 
„Die Vorſtellung, daß das, was von der Geſamtheit dem Einzelnen und vom Herrn 
dem Untergebenen zu gewähren iſt, im Rechtsſinne geſchuldet wird, iſt allem germaniſchen 
Verbandsrecht immanent. Erzwingbare Pflichten aber entwickelten ſich daraus nur, wenn 
und ſoweit eine höhere Verbandsgewalt befugt wurde, zum Schutze der Rechte der Ver⸗ 
bandsangehörigen einzugreifen. Trotzdem erſcheint in allen Fällen das Verhalten des 
Gewaltträgers, der den Gewaltunterworfenen Gebührendes verſagt oder Ungebührliches 
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Geſindes indeſſen iſt ein landrechtliches Vergehen, ſoweit dies Geſinde 
aus freien Volksgenoſſen beſteht. 

Die geſamten Geiſtlichen, die auf königlichem Kirchengut ſitzen, 
gelten als abgeſchichtete Hausgenoſſen. Der Erzbiſchof von Mainz iſt 
als Erzkanzler damit zugehörig dem königlichen Ho f. Anders, etwa 
als eine ſtaatliche Einrichtung, kann die Kanzlei damals nicht erfaßt 
werden. Sondern weil ſie ſich am Hofe befindet, iſt ſie deſſen Pertinenz. 
Weil der Erzbiſchof der erſte Haus beamte iſt, deshalb hat er den 
erſten Platz am Tiſche des Königs. 

Für unſere Auffaſſung der Rechtsverhältniſſe dürfen wir nie ver⸗ 
geſſen, daß die Geiſtlichen erſt Reichsfürſten werden, es aber noch nicht 
ſind, für die richtige Verknüpfung alſo ſtrikt ihre anfängliche 
Poſition ins Auge gefaßt werden muß). Die Macht der einzelnen 
Bistümer liegt zunächſt völlig darnieder, verſchwindet gegenüber der 
Wichtigkeit, die der Königshof für die Geiſtlichen gewinnt. 


zufügt, als Unrecht. Hier wurzelt die im Mittelalter jo vielfach lebendig gewordene und 
nicht ſelten in Rechtsſätzen ausgeprägte Idee, daß, wenn der Herr ſeine Schuldigkeit 
verletzt und Zwang gegen ihn ausgeſchloſſen iſt, auch die Untergebenen ihrer Pflichten 
ledig werden und das Recht des Ungehorſams (des paſſiven Widerſtandes) haben. Wird 
darüber hinaus einer beherrſchten Geſamtheit das Recht des Angriffs 
(des aktiven Widerſtandes) gegen den rechtswidrig handelnden Herrn bei- 
gelegt, ſo iſt in das Verbandsrecht eine Haftung des Herrn eingeführt, damit aber 
eben der Herrſchaftsverband durch die Gegenüberſtellung einer ſelb⸗ 
ſtändigen genoſſenſchaftlichen Verbandsgewalt zerriffen.“ G. verweiſt 
auf fein Genoſſenſchaftsrecht I, 564 ff. und II, 437 ff. für die Belege. 

16) Man leſe z. B. zum Verſtändnis des Begriffs der Kleriker: De clericis qui 
a dominis suis liberi facti sunt. Nullus clericus ad gradum presbiterii promoveatur 
nisi ut scriptum in canonibus habetur. Si enim . . . quis de servis suis quemquam 
elegerit et docuerit litteris et libertate condonaverit et per intercessionem erga 
episcopum presbiterum effecerit et secundum apostolos vic tum et vestitum ei 
donaverit, ille autem postea in superbiam elatus, missam dominis suis et 
canonicas horas observare et psallere renuerit et eis iuste obedire dicens 
se liberum esse noluerit quasi libere cuius vult homo fiat, hoc sancta synodus 
anathematizat et illum a sancta communione arceri iudicat donec resipiscat et 
domino suo obediat. Sin autem obstinato animo et hoc contempserit, accu- 
setur... degradetur et fiat servus illius, id est domini sui sicut natus 
fuerit.* Synode v. Altheim. Const. I, 626, Nr. 433 c. 38 a. 916. Hausbeamter iſt 
der Geiſtliche in erſter Linie und der Biſchof iſt der des Königs. Für den geringen 
Einfluß der Biſchöfe als ſolcher Poeſchl, Biſchofsgut und Mensa episcopalis III, 
73 ff., 164 ff. 
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Die Geiſtlichen find unſelbſtändig in der Welt, fie ſtehen zunaͤchſt 
in der Munt des Königs. Am Hofe ſtehen ſie der weltlichen Beamten⸗ 
ſchaft nicht nur gleich, ſondern beanſpruchen hier als geiſtlich und ſchrift⸗ 
gelehrt ſogar den Vortritt. Aber nur innerhalb des königlichen Hauſes 
bekleiden ſie ſolche Selbſtändigkeit und Vormachtſtellung. Hier inner⸗ 
halb dieſer Grenzen bedürſen ſie keines Vogtes. Denn hier ſind ſie in 
einer privaten Sphäre, nicht in der öffentlichen des Landrechts und der 
Volksgenoſſen, allwo ihnen das Vollrecht noch lange verſagt bleibt. Die 
Akte innerhalb des Königshauſes, die kann allerdings der Erz⸗ 
biſchof von Mainz von allem Anbeginn an, trotzdem er Pfaffe iſt, voll⸗ 
ziehen, aber kein Grundſtück kann er im Gericht ſelbſtändig übertragen 
und dies ändert ſich erſt im 12. Jahrhundert. Bis dahin ſteht der Geiſt⸗ 
liche in der Munt eines anderen. 

Zu ſagen: Haus⸗ und Regierungsbeamte ſind identiſch, reicht alſo 
nicht aus, weil damit eine Vermiſchung zweier Sphären vorgenommen 
zu werden ſcheint, die zunächſt gar nicht ſtattfindet. Sondern korrekt 
muß man ſich etwa ausdrücken: Die Haus⸗ und Hofbeamten ſind die 
einzigen Beamten des Königs! 

Wer unter dem Könige Anteil an ſeiner Herrſchaft gewinnen will, 
muß ſich in die Schar ſeiner Diener, d. h. ſeiner Hausgenoſſen, einreihen. 
Denn das heißt es, daß jeder ſich kommendieren, ſeiner Huld anheim⸗ 
geben muß, der ſich an ſein glänzend Lager anſchließen will. 

Die Regierung des Königs ſtellt ſich dar als die Ausübung von 
Befugniſſen nicht eines einzelnen, ſondern eines Hausvorſtehers. Er 
regiert nicht durch Beamte, d. h. durch Leute, die außerhalb ſeines Hauſes 
bleiben könnten, weil ſie dem Staat, dem Volke angehörten, ſondern nur 
durch Leute, die ſich ſeiner Hausgenoſſenſchaft eingliedern. Selbſt die 
Herzöge können nur auf dieſe Weiſe in wahrer Verbindung und Ab⸗ 
hängigkeit von dem Königtum gedacht werden. Wer nicht im Hauſe 
verbleibt, wird abgeſchichtet durch Verleihung von Land, das nunmehr 
als Pertinenz des Königshofes gilt. Alles Land, was auf dieſe Weiſe 
zu Lehen aus des Königs Hof geſtempelt wird, muß verſtanden werden 
als Land, über das der König haus herrliche Macht hat; über alles 
andere hat er eine ſolche aber nicht. Neues Land kann daher durch Auftra⸗ 
gung ſeitens beſtimmter Perſonen an dieſer Zubehörbildung teilnehmen. 

Neben die Abſchichtung tritt alſo die Aufnahme von nie vorher 
Königsgut geweſenem Land als ein zweiter Beſtandteil der Lehen; 
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der König erhält das Land unter der Bedingung der ſofortigen Wieder⸗ 
verleihung. Da ſolches Land nur bedingt unter ſeine Verfügung tritt, 
fo wird ſich vielleicht hieraus eine Abſchwächung der Lehnsherrlichkeit 
überhaupt allmählich entwickeln. Dieſer zweite Beſtandteil kann große 
Bezirke dem Königsgut hinzufügen, aber erſt in dem Augenblicke, wo 
dieſe durch einen Träger vollinhaltlich repräfentiert werden; ſolange ein 
ſolcher fehlt und in dem Verbande, der die betreffende Landſchaft inne⸗ 
hat, vielmehr das genoſſenſchaftliche Verhältnis noch überwiegt, dieſer 
noch keinen Herrn des Landes, ſondern etwa nur einen oberſten 
Richter des Stammes hat, iſt ein ſolcher Eintritt in die Privat⸗ 
rechtsſphäre des Königshofes unmöglich, bleibt ſolches Land außen, 
weil in erſter Linie die Perſonen und erſt durch ſie hindurch das Gebiet 
beherrſcht wird. Man wäre vielleicht verſucht, bei dem großen Umfang 
des königlichen Gutes Innen⸗ und Außenboden zu unterſcheiden; auch 
Königs⸗ und Volksland, aber dies wären verhängnisvolle Unterſchei⸗ 
dungen. Das, was dem Volke als ſolchem gehört, verwaltet gerade der 
König; ſeine Urkunde vergibt Volksland. 

Das Aufgebot zum Römerzug von 981 iſt das Aufgebot des könig⸗ 
lichen Hauſes. Daneben aber können Heinrich IV. und Otto v. Nord⸗ 
heim den Volksheerbann, der ſich nach Hundertſchaften gliedert, ent⸗ 
feſſeln ). Wenn der König nur mit Lehnsmannen nach Italien zieht, 
ſo führt er dieſe Kriege ausſchließlich aus ſeiner eigenen Taſche, an der 
Spitze ſeines „Geſindes“, eines aus ſeinem Haus und Hofe beſchafften 
Heeres). Es find nicht die Völker, ſondern das königliche Haus 
allein, das juriſtiſch betrachtet die Römerzüge bezahlt. Eine ſolche 
doppelte Organiſation wird offenbar zu Veränderungen leicht Anlaß 
geben konnen. 

Dieſe Annahmen, die zur Charakteriſtik des Lehnweſens als einer 
Zubehörbildung des königlichen Hauſes wichtig find, werden uns auch 
praktiſche Dienſte im weiteren Verlaufe der Arbeit leiſten können. 


17) MG., SS. V, 311f., 435; Gieſebrecht, Geſch. d. deutſch. Kaiſerzeit III“, 468 ff. Der 
herrſchenden Anſchauung, daß die Entmannung der Bauern durch die ſiegreichen Ritter das 
ſicherſte Zeichen iſt, daß die Bauern damals nicht mehr als waffenfähig galten, vgl. Roth, Feu⸗ 
dalität und Untertanenverband 1863 S. 33, kann ich in dieſer ſchroffen Form nicht beitreten. 
Denn dieſe Maßregel findet ſich auch zwiſchen Ritterheeren, Reiners Lütticher Annal. z. J. 1213. 

16) Im Heliand (gegen 850 entſtanden) wird „Degen“ und „Geſinde“ für die 
kriegeriſche Gefolgſchaft ganz unterſchiedslos verwendet. Siehe F. Lagenpuſch, Das ger⸗ 
maniſche Recht im Heliand, Gierkes Unterſuchungen 46 (1894) S. 16. 
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Nur in und mittels des Königshauſes treffen ſich die Angehörigen 
verſchiedener Stämme in der öffentlichen Verfaſſung und wiederum nur 
durch das Haus des Königs hindurch gelangt man an den König ſelbſt, 
ſoweit er nicht als Richter des Volkes tätig wird. Alles Unſtrittige 
bedarf der Einführung durch einen Hausgenoſſen, der Intervention. 
So Sehr gilt dieſe Ringbildung um den König, daß wenig einflußreichen 
Perſonen, wie dem unter Otto III. noch unbedeutenden Biſchofe von 
Paderborn, immerhin durch eine Intervention des Kanzleiperſonals 
ſelbſt ausgeholfen werden muß ). 

An den Hausämtern kann man ableſen, zu welchem Staatsdienſt 
der einzelne tauglich und verwendbar iſt, nicht umgekehrt. Diefe Haus⸗ 
ämter treten uns daher nicht erſt ſpät entgegen, ſondern ſehr deutlich 936 
bei Ottos Krönung und in dem eigentümlichen Tierepos des 10. Jahr⸗ 
hunderts, der ſogenannten Ecbasis captivi? ). Das wichtige gegen 
die fränkiſche Zeit iſt, daß von vornherein die erſten Großen aller 
Stämme, zumal die Herzöge, als die eigentlichen Vertreter dieſer Amter 
angefehen werden. Ein Markgraf iſt es, der in der Eebasis ein 
höheres Hof amt mit der Begründung in Anſpruch nimmt, daß er zum 
Herrſchen geboren ſei. Königliche Beamte find die Herzöge nur, 
ſoweit ſie ſeinem Hauſe eingegliedert ſind, im übrigen aber fällt ihre 
Herzogsqualität aus der Einflußſphäre des Königs gänzlich heraus, ſie 
gehören vielmehr ihrem Stamme an. Der Erzbiſchof von Mainz und 
der von Köln ſind als Kanzler für die beiden Königreiche, der eine 
für Italien, der andere für Deutſchland, im Königshauſe die erſten. 
Dem Erzbiſchof von Trier iſt aber der Rang unmittelbar nach ihnen 
immer zugeſtanden worden, auch ohne daß es einer ſolchen Kanzler⸗ 
ſtellung bedurfte, weil es das Erzbistum des alten Königshauſes und 


19) Uhlirz, Neues Archiv 21, 130. 

20) Her. von Voigt, Quellen und Forſchungen, Heft 8 (1875) V. 660 ff., der Igel 
als Markgraf und Bannerherr in Luxemburg verlangt ein beſſeres Ehrenamt bei der 
Hoftafel. Das Gedicht iſt im Gebiet von Trier und Luxemburg, vielleicht in Toul, zwiſchen 
936 und 940 geſchrieben. Heinrich I. und Konrad I. werden als Könige genannt. Der 
Thronſolger wird als ein Betbruder (Otto!) geſchildert. Der Dichter hat unter der 
Kloſterreform ſchwer zu leiden. Daß der Verfaſſer von der Aachener Krönung 936 ge⸗ 
wußt hat, muß bei dem Aufſehen, das ſolch Ereignis in der unmittelbaren Nachbarſchaft 
gemacht, als ſicher angeſehen werden. Dieſer letzte Schluß entfällt allerdings, wenn 
Zarncke, Berichte der Sächſ. Gef. der Wiſſ. 42 (1890), 109 — 126 Recht hat. Nach 
ihm iſt das Gedicht ſchon etwa 926 entſtanden und zwar in St. Eſtival in Lothringen. 
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damit des Königshauſes überhaupt zu ſein beanſpruchen konnte. Der 
Sieg des Kölners, auf Grund feines Didzeſanrechtes krönen zu dürfen, 
iſt der Sieg kanoniſtiſcher Gründe gegenüber den Gründen der weltlichen 
Verſaſſung ). 

Der König nimmt den Hochſitz im Saale ein, aber er teilt als Haus⸗ 
herr die Ehre des Sitzes mit der Königin”). Wenn das Haus den Aus⸗ 
gangspunkt der geſamten Regierung bildet, das Wort „Reich“ eben die 
geſamte Sphäre königlicher Hausherrſchaft bezeichnet, fo iſt für die außer⸗ 
ordentliche Stellung der Königin ſofort die rechtliche Erklärung ge⸗ 
wonnen. Die glänzende Reihe der Mathilde, Adelheid, Theophanu, 
Kunigunde, Giſela, Agnes verdient und verlangt es, in der Verfaſſung 
ihren organiſchen Platz angewieſen zu erhalten. Die „Staats“⸗ 
angelegenheiten, an denen fie teilnimmt, find „Haus“ angelegenheiten. 
Die Hausherrin, die außen im Rat der Männer, in der Volksverſamm⸗ 


21) Genau fo geben bekanntlich die Quellen die Gründe für die Mitwirkung des 
Trierers bei der Kur und Krönung an, er war Hauserzbiſchof der Karolinger. Siehe 
noch Albrecht v. Stade SS. XVI, 367. Auch die Ecbasis captivi rückt den Ruhm 
Triers in den Vordergrund. Darüber, daß Trier „caput Galliae“ im alten Gebiet des 
arnulfingiſchen Hausgutes liegt: Bonnell, Anfänge des Karolingiſchen Hauſes 1866 
S. 94. Vgl. die Trierer Stilübungen: Wattenbach, Archiv f. Kunde öſter. Geſch.⸗Quellen 
XIV (1855), 88 „primas estis cis Alpes et cor regni et metropolis illa vestra, 
vestra inquam Treveris inclita “. S. Werminghoff, Nationalkirchliche Beſtrebungen, 
Unterſ. her. von Stutz 61 (1910) 11—21. Weiteres im Abſchnitt über „Die Kurz 
fürſten“. Vgl. ferner über das Recht der deutſchen König skrönung, von dem wir hier 
abſehen, vor allem U. Stutz, Der Erzbiſchof von Mainz und die deutſche Königswahl, 
1910, dazu derſ. ZRG. XXXI (1910), 444—453. A. Hofmeiſter, Hiſtor. Viihsſchr. 
1912, 364 ff. Hans Schreuer, die rechtlichen Grundgedanken der franzöſiſchen Königs⸗ 
krönung 1911 S. 1, 10s ff. 

z) Über die Stellung der Frau im Haufe: R. Schröder, RGs S. 333 mit reicher 
Literatur. Derſ. Geſchichte des ehelichen Güterrechts I, 143 ff. Heusler, Inſtitutionen 
II, 450 ff. R. Bartſch, Die Rechtsſtellung der Frau, 1903, S. 66 f. Fehr, Rechtsſtellung 
der Frau und der Kinder in den Weistümern 1912, S. 1ff. Über die rechtliche Stel⸗ 
lung der deutſchen Königin fehlt eine ausreichende Unterſuchung. Vgl. Ahasver Fritſch, 
De Augusta Romanorum imperatrice, Rudolſtadt 1667. Kraut, Vormundſchaft III, 
113 ff. Franz Rodeck, Beiträge z. Geſchichte des Eherechtes deutſcher Fürſten bis zur 
Durchführung des Tridentinums phil. Diſſ. Münſter 1910. Über ihre politiſche vgl. 
Waitz⸗ Seeliger VG. VI?, 262 ff. Nitzſch, Geſchichte des deutſchen Volkes 11? (1892), 14f. 
Kirchner, Die deutſchen Königinnen und Kaiſerinnen in der Zeit vom Tode Konrads I. 
bis zum Tode Lothars von Supplinburg. 1910. W. Kowalski, Die deutſchen Königinnen 
und Kaiſerinnen von Konrad III. bis zum Ende des Interregnums 1913. 
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lung handlungsunfähig wäre, kann im Kaufe alle Handlungen vor⸗ 
nehmen, wie der König. Sie bleibt eben innerhalb der vier Wände, in 
denen ihr die Gewalt mit zuſteht. Wie der König die Biſchöfe, fo vermag 
ſie die (in Eheloſigkeit lebenden, als ewige Jünglinge und Jungfrauen 
aufzufaſſenden) Abte und Abtiſſinnen zu inveſtieren und übt faktiſch dies 
Recht). Dem entſpricht eine Tatſache, an der man bisher achtlos 
vorbeigegangen iſt. Die Abte von Fulda beanſpruchen ſpäter erfolgreich 
unter Karl IV. das Erzkanzleramt bei der Königin“). Damals er⸗ 
halten ſie aber das Amt als Entſchädigung für den Verzicht auf ihren 
bisherigen hervorragenden Sitz an der Hoftafel, außerdem iſt aber eine 
enge Beziehung zur Königin damit ausgeſprochen. Nun hält bekannt⸗ 
lich der Abt von Fulda im 11. und 12. Jahrhundert den Ehrenplatz 
neben dem Erzbiſchof von Mainz zweifellos regelmäßig inne, ohne daß 
eine Erklärung für dieſen Brauch bisher gefunden worden iſt. Sie wird 
aber durch die Umſtände nahegelegt, unter denen das Recht des Abts 
zum erſten Male bekämpft wird! | 

Es geſchieht im Jahre 1062 in dem Augenblicke, in dem die Kaiferin 
Agnes zum erſten Male den Hof verlaſſen, dieſer alſo ohne königliche 
Herrin iſt! In dieſem Augenblicke ſcheint demnach das Recht des Fuldaer 
Abts hinfällig. Dazu paßt der Vorgang von 1133, wo der Abt gegen⸗ 
über dem Erzbiſchof von Magdeburg bleibt, denn es handelt ſich um 
den Krönungstag imperatoris et imperatricis, wie 
die Quelle wörtlich berichtet. Und noch 1184 in Mainz behauptet der 
Abt gegen Köln fein Recht). Nebenbei bemerken wir hier wieder, 


) Kirchner, die deutſchen Kaiſerinnen in der Zeit von Konrad I. bis zum Tode 
Lothars von Supplinburg 1910 S. 7; 17; 129. 

24) Rübſam, Heinrich V. von Weilnau 1879, 43 ff.; Buſſon, MIG. II (1881), 
29—49, hat dieſen Aufſatz arg zerzauſt. Er hatte freilich Rübſam gegenüber leichtes 
Spiel. Dieſer wollte ein Kanzleramt bei der deutſchen Königin für die alte Zeit er⸗ 
ſchließen aus dem Privilege Karls IV., in dem dies Amt — offenbar zum Entgelt für 
die Preisgabe des Ehrenſitzes an Köln — tatſächlich gewährt wird. Aber ſeit Buſſons 
brillanter Argumentation iſt die Tatſache eines ſolchen alten Ehrenſitzes ſelbſt doch nur 
um ſo rätſelhafter geworden. Und da wird man wohl noch am eheſten glauben, daß 
die Abfindung Fuldas 1356 durch Karl IV. doch eine Beziehung zu dem urſprünglichen 
Brauch beſeſſen habe. Die weitere Erklärung dieſes Problems erfolgt unten II, 11. 

25) Waitz⸗Seeliger VG. VI“, 312 f. Vgl. aber 264 und 344; Toeche, Heinrich VI., 
S. 31 z. 8. 1184. Bernhardi, Lothar (1879), 477. Über die Gleichung zwiſchen dem 
hier vermuteten Erzkapellanat Fuldas für Germanien mit dem St. Maximins für 
Gallien ſ. unten II, 11. 
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daß die Hausämter nicht etwas Sekundäres ſind, abgeleitet aus irgend⸗ 
welchen anderen amtlichen primären Funktionen; ſondern ſie ſind nichts 
anderes als die Ordnung des Hauſes ſelbſt. 

Die Königin iſt die berufene Mitregentin; ohne weiteres kann ſie 
im Hauſe alle ihr vom Manne vertrauten Obliegenheiten erfüllen, Pro⸗ 
vinzen und Länder verwalten. Es iſt dies unmittelbar in dem Begriff der 
Königin gegeben, denn ſie hat den „Beiſitz“ im Hauſe. „Ohne die an⸗ 
gewieſene Schranke zu übertreten, ohne die Form der Dienſtbarkeit zu 
verletzen, ward ſie leichtlich, wenn auch nicht Herrin der Familie, ſo doch 
Herrin des Hauſes“ ). Vor allem aber: das Königshaus bricht nicht 
ſchon zuſammen beim Tode des Königs, wenn die Frau noch lebt, fie, 
die auch als Inhaberin der Schlüſſel die Zeichen der Herrſchaft zu ver⸗ 
wahren pflegt; jene Kleinodien, welche man ſpäter abkürzend ſelbſt das 
Reich nennt, find ihrer Hut anvertraut). Deshalb iſt fie fähig nicht 
nur, ſondern berechtigt zur Hausverwaltung, und kein Agnat oder 
ſonſtiger Verwandter, wenn ihr Sohn unmündig iſt. Viel ſpäter er⸗ 
ſcheint ein Recht, das eine ähnliche Auffaſſung des Hauſes als eines 
durch den Tod des Mannes allein noch nicht zerftörten Rechtskreiſes 
zeigt, ich meine im Handwerkerrecht die Zünftigkeit, die der Meiſter⸗ 
witwe verbleibt. Das Zunftrecht gebührt dem Haus und weicht nicht 
von ihm, ſolange es als Haus noch regenerationsfähig erſcheint. Das 
iſt es aber nur in dem Falle, daß die Witwe und ein unmündiger 
Sohn vorhanden ſind. Weder wenn die Königin fehlt, noch wenn nur 
Töchter am Leben ſind, iſt das Haus als ſolches der Vervollſtändigung 
fähig? ). 

20) In dieſen feinſinnigen Worten Wilhelm Wackernagels, Kl. Schriften I (1872) 
S. 33, hat die Genauigkeit des Juriſten nur die gefällige Fügung „ward ſie leichtlich“ 
ſtatt des ſchmuckloſen „war“ zu beanſtanden. 

7) Die Kronkleinodien, deren Bedeutung oft überſchätzt worden iſt, werden nicht 
erſt bei der Krönung übergeben, ſondern vorher, wenigſtens nach der Ordnung, dem Nach⸗ 
folger ausgehändigt. Waitz, Die Formeln uſw. Abh. der Gött. Geſ. der Wiſſ. XVIII 
(1872), 58 f. Pflugk⸗Harttung, Unterſuchungen z. G. Konrads II. 1890, 7 ff. Es ſei 
hier auf die meines Wiſſens älteſte Stelle hingewieſen, in der ſie als „Reich“ bezeichnet 
werden. Sie ſteht im Tegernſeer Antichriſt. Sowohl W. Meyer als F. Wilhelm nehmen 
um dieſes Ausdruckes willen (I) eine Textwerderbnis an. Münchener Texte I (1912) 
S. 11: „Imperator... coronam tenens cum sceptro et imperi o“. 

8) Es ſei zur Vorſicht der Vergleich mit dem Zunftrecht des Handwerkerhauſes 
auch gegen den Einwand richtiggeſtellt, es habe doch die Witwe nicht nur dem Sohn, 
ſondern auch ihrem zweiten Mann das Meiſterrecht zuſchanzen können, während in allen 
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Im erſten Falle aber kann und muß die Hausherrin, unterſtützt von 
den erſten Dienern des Hauſes, die Herrſchaft für ihren Sohn führen. 
Im Haufe hat ihr alles zu gehorchen, denn die „frouwe“ iſt die Lenkerin 
der Gewalt darin, ſteht dem Ingeſinde gegenüber um nichts weniger 
berechtigt als „frö“, der Herr. Nach außen, vor der Volksgemeinde, 
erſcheint jedoch das Kind ſelbſt als Inhaber der Gewalt?). Und eigens 
wird der Vollziehungsſtrich des Monogramms in der Urkundenunter⸗ 
ſchrift verkürzt, um dem Knaben die unerläßliche Ausübung zu er⸗ 
leichtern). Aber die Mutter ſteht nicht als bloß faktiſche Leiterin 
feiner Schritte hinter ihm, wie das behauptet wird). Vielmehr ge⸗ 


anderen Fällen Wiederverheiratung den Witwenſtuhl im Hauſe gerade zerſtöre. Der 
Einwand wäre berechtigt, wenn die Witwe wirklich das Meiſterrecht einem jeden als 
ihrem zweiten Gatten hätte zuführen können. In Wirklichkeit erwarb es nur der 
Geſelle, der fie ehelichte, das heißt der Haus genoſſe, der auf dem Herrenſitz im 
Hauſe allerdings ſo erhöht werden konnte, alſo ein inwendiger, kein auswärtiger des 
Hauſes. Auch Fehr, Rechtsſtellung, 1912, S. 12, ſagt: „Bei Abweſenheit des Mannes galt 
die Hausfrau als Vertreterin des Hauſes. Aus dieſer Idee ſind die Be⸗ 
ſtimmungen . .. zu erklären, wonach die Frau ſich zwei Tage gegen eine im Haufe vor⸗ 
zunehmende Pfändung wehren durfte, wenn der Mann abweſend war.” ... Es „war 
ihr erlaubt, das hausz und die houeſtett im Gerichte zu vertreten, während ſie ja ſonſt 
grundſätzlich dieſer gerichtlichen Vertretungsmacht beraubt war.“ Frau heißt auch ſprach⸗ 
lich nichts anderes als „Herrin“. 

25) Thietmar IV, 9 (8) über Otto III: Puerilia non est opus enumerare, lon- 
gumque videtur, quae pro prudentibus is effecerit consiliatoribus, 
enarrare. 

0) H. Breßlau, Erläuterungen zu den Kaiſerurkunden in Abbildungen (1891), 
S. 30 zu II, 17. | 

3) Der Begriff der Regentſchaft wird für das deutſche Staatsrecht dieſer Epoche 
geleugnet von Mayer VG. II 379, der aber einfach die Reſultate Amiras GG A. 1896 und 
Sickels GGA. 1889, 944 ff. übernimmt; Amira ſpricht nur von der fränkiſchen Zeit. 
Wäre der König nur als einzelner Mann Volkskönig, jo wäre jeder Streit überflüſſig, 
aber da ſeine Hausherrſchaft eben in von Jahr zu Jahr ſteigendem Umfang die Baſis 
ſeiner Reichsregierung wird, ſo iſt die Ablehnung eines ſo unentbehrlichen Begriffs ein 
Spiel mit Worten. Auch heute noch tragen bei einer Regentſchaft die Münzen. den 
Kopf des Königs, und ergehen die Urteile im Namen des Königs. Keineswegs braucht 
der Regent den Herrſcher ſelbſt zuzudecken. In der älteren Zeit iſt die Fiktion nur 
noch in allen Verhältniſſen gleich ſtark. Die Regentſchaft der Mutter iſt ſo gut ein Be⸗ 
ſtandteil des damaligen Staatsrechts wie die Hausmeier⸗ oder Kanzlerwürde. Daß die 
Mutter tatſächlich die Regentin war, wird auch von Waitz VG. VI?, 277 ff. zugegeben. 
Einen Rechtsſatz anzunehmen entſchließt er ſich freilich nur mit dem für ſeine Scheu 
unendlich bezeichnenden Satze: „Nach ſolchen Vorgängen (Adelheids und Theophanos 
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hören ihr im Haufe die Zügel der Regierung). Selbſtändig zu 
urkunden kann Theophanu nur in Italien ſich unterfangen ). Und 
aus dem 11. Jahrhundert beſitzen wir eine einzige Urkunde einer 
deutſchen Kaiſerin ). Erſt feit dem 12. Jahrhundert wird die Stellung 


Regentſchaft) und da nach Heinrichs III. Tod kein Agnat am Leben, konnte kaum ein 
Zweifel darüber ſein, daß der Mutter des jungen Heinrich IV., wie die Sorge für die 
Perſon, auch die Leitung der Regierung gebühre: und ausdrücklich iſt das von den 
Großen anerkannt worden.“ 

Über die Intervention der Kaiſerinnen unter Otto III. haben eindringend die 
diplomatiſchen Unterſuchungen Kehrs, Hiſt. Ztſchr. 66 (1898), beſonders 385 ff. und ihn 
mehrfach berichtigend (S. 130 Anm. 1) der Aufſatz von Uhlirz N. A. 21 (1896) auf⸗ 
geklärt. Um aber zu zeigen, daß wir nicht Eulen nach Athen tragen, gebe ich aus Uhlirz' 
Arbeit einige Proben: S. 134. „Die Urkunden liefern uns alſo keinen Beleg dafür, 
daß Willigis irgendwie die Machtſtellung der Kaiſerin beſchränkt hätte.. Aber man 
würde irren, wollte man annehmen, daß die Regierung der Kaiſerin ausſchließlich auf 
ihrer Verbindung mit dem Erzkanzler beruhte. Die Kaiſerkrone, die ſie trug, der Ein⸗ 
fluß den ſie unter der Herrſchaft ihres Gemahls gewonnen hatte, der Zauber ihrer Perſon, 
ihr politiſches Geſchick und ihr nahes Verhältnis zu anderen einflußreichen Großen, alle 
dieſe Faktoren darf man nicht unterſchätzen. Selbſt wenn wir geneigt und berechtigt 
geweſen wären, dieſe Verhältniſſe nur von dem Standpunkt ſogenannter 
realer Intereſſenpolitik zu beurteilen, müßten wir ſagen, daß für Willigis 
und ſeine Genoſſen der Anſchluß an die Kaiſerin die beſte Sicherheit gewährte, ſich ſelbſt 
an der Macht zu erhalten.“ Der von uns geſperrte Satzteil enthält mithin alles, was 
über das Recht der Witwe im Hauſe des Königs zu ſagen erforderlich ſchien. So ſetzt 
ſelbſt dieſe vortreffliche Arbeit ſtatt eines Rechtszuſtandes, in dem ſich die Einzelnen 
damals nicht anders wie heute vorfinden, einen Naturzuſtand, aus deſſen Macht⸗ 
verhältniſſen jeder wie auf der viel mißbrauchten „wüſten Inſel“ von vorn anfangend 
das Recht erſt zu entwickeln ſucht. 

) Nur einige Belege ſeien angeführt. Vgl. Vita Heinrici cap. 2 Agnes imperatrix 
— virilis ingenii femina una cum filio rem publicam pari iure gubernavit. Lampert 
ad a. 1056: „Regnum pro parte obtinuit filius eius .. summa tamen rerum et 
omnium quibus facto opus erat administratio penes imperatricem remansit, quae 
tanta arte periclitantis rei publicae statum tutata est, ut nihil in ea tumultus, nihil 
simultatis tantae rei novitas generaret.“ Derſ. z. J. 1062: Imperatrix nutriens 
adhuc filium suum regni negotia per se ipsam curabat. Vgl. K. Seipoldy, Die 
Regentſchaft der Kaiſerin Agnes von Poitiers. Berl. Prgr. 1887; Eckerlin, Die Minder⸗ 
jährigkeit Heinrichs IV. Halberſtadt 1888; Waitz⸗Seeliger VG. VP, S. 276 ff. 

2) Über dieſe Frage Waitz VG. VI, 261 ff. Theophanu hat zweimal in Italien 
in Diplomform geurkundet. 

2 In Deutſchland iſt bisher ein einziger Fall bekannt, die Kaiſerin Agnes ur⸗ 
kundet 1059, Okt. 19, in Speyer, die Unterſchrift und die Rekognition fehlen, aber das 
Siegel iſt angekündigt. Zum Unglück iſt es heute unauffindbar. Nur dann wäre zu 
ſehen, ob die Kaiſerin wirklich ein eigenes Siegel beſaß, was man einſtweilen in Abrede 
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der Königin in der Außenwelt ſelbſtändiger“). Aber die mütterliche 
Haus verwaltung iſt deshalb auch in der vorangehenden Epoche in 
Deutſchland um nichts weniger rechtens. Regentin für den Sohn wird 
Adelheid, Theophanu im ſächſiſchen Hauſe, wird Agnes von Poitou 
für den Salier Heinrich IV. Aber ein wichtiger Beleg zeigt die Gel⸗ 
tung des Satzes noch in ſtaufiſcher Zeit: Noch Friedrich I. hat für den 
Fall ſeines vorzeitigen Todes ſeine Gemahlin, die unermüdliche Ge⸗ 
noſſin all ſeiner Heereszüge und Reiſen, als die berufene Regentin für 
den unmündigen Sohn angeſehen ). Damit iſt jeder Zweifel an dem 
Rechtscharakter der mütterlichen Regentſchaft unzuläſſig. 

Ihre Stellung iſt allerdings keine „Vormundſchaft“, denn ſie iſt 
keine echte Muntgewalt, wohl aber Vertretung des Hauſes und Hofes. 
Eben darum iſt fie eine wahre „Regentſchaft“, weil in Deutſch⸗ 
land damals mit Hilfe der Diener des Hauſes das Königshaus über 
die Stämme „regiert“. 

Ein vater⸗ und mutterloſes Kind fällt in die Vormundſchaft ſeines 
nächſten Schwertmagen, fein Haus iſt aufgelöft, es tritt in das Haus 


ſtellen wird. Vgl. Kirchner 128. Ein beſonderer Grund, weshalb Agnes hier ſelbſt 
auftritt — das Gut liegt im Moſelgau — iſt nicht erſichtlich; Heinrich III. war allerdings 
am 5. Oktober 1056 verſchieden, am 28. Oktober in Speyer beigeſetzt worden! Daran 
daß der Schreiber geſchwankt hat, ob er das Chrismon ſetzen ſollte oder nicht — er 
ließ es dann fort — ſieht man zum Überfluß, daß eine Praxis nicht beſtand, d. h. ein 
Kaiſerinnendiplom ſonſt kaum vorkam. Ein zweites Kaiſerinnendiplom der Mathilde, 
Gemahlin Heinrichs V. v. 1125, Mai 26 für Utrecht (Müller, Dat oude Chartularium 
S. 117) war ſchon zu Lebzeiten des Kaiſers vorbereitet, und das Haus wird drei Tage 
nach dem Tode des Kaiſers als noch völlig intakt fingiert. Die Frau hat noch den 
Witwenſtuhl, denn es wird nach Regierungsjahren des toten Kaiſers datiert, deſſen Über- 
reſte doch kraft der Urk. einer Kirche übergeben werden! Vgl. Neues Archiv 27, 111, 
Anm. 2. Dieſe Angaben gehen aus von der erſten Publikation und den diplomatiſchen 
Erläuterungen, die „Eine ungedruckte Urkunde der Kaiſerin Agnes“ durch H. Breßlau 
erfahren hat im Jahrbuch der Geſellſchaft f. lothringiſche Geſchichte 21 (1909), S. 91—96. 
Über Frauenſiegel im allgemeinen vgl. Th. Ilgen, Sphragiſtil: (in A. Meiſters Grundriß 
der Geſchichtswiſſenſchaft) 1912, S. 44. 

26) Kowalski S. 112 ff. Das nähere Eingehen auf den langſamen Erweichungs⸗ 
prozeß der Hausverfaſſung verbietet ſich in einem Buche, das erſt den Grundelementen 
dieſer Hausverfaſſung allgemeinere Beachtung zuwenden will. Die Auflöſung wird erſt 
geſchildert werden können, wenn fie als Auflöſung von Etwas, nämlich der Haus⸗ 
ordnung, feſtgeſtellt worden iſt. Dazu muß dieſe aber als Element der deutſchen Ver⸗ 
faſſung zunächſt anerkannt ſein. 

26) Kowalski S. 106. 
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dieſes Schwertmagen über). Daher das Gewicht, das darauf gelegt 
wird, daß die Witwe nicht vor der Volljährigkeit der Söhne wieder 
heirate). Denn wartet die Königin wenigſtens folange, fo iſt der 
Gefahr für die Kinder erſter Ehe vorgebeugt. Bis zu ihrer Wieder⸗ 
verheiratung beſitzt nämlich die Königin den Witwenſtuhl“ ) und dadurch 
iſt ſie imſtande, ihrem Kinde ſein väterliches Haus und die Herrſchaft 
darin zu erhalten ). Aber eine andere Regentfchaft als die der Mutter 
iſt aus eben dieſem Grunde undenkbar. Die erſten Hofbeamten allein 
können dieſe Selbſtändigkeit des Hauſes nicht erhalten. Als 1062 
Heinrich IV. der Kaiſerin geraubt wird, da will ſie lebensſatt ins 
Kloſter gehen. Aber ihre Freunde verhindern das bis zur Schwert⸗ 
leite des Königs. Dieſer muß ſie noch beiwohnen, obwohl ſie der 
Gewalt weichend bis dahin auf ihren Gütern gelebt hat. Sie greift 
noch ein, als der eben mit dem Schwert umgürtete Knabe ſeinem Haß 
gegen den Erzbiſchof von Köln auf der Stelle Luft machen will. 
Erſt nahdem in ihrer Gegenwart der König mit dem Schwert 


27) Vormundſchaft ſei nicht Sorge für das Kind, ſondern Hausgewalt, ſagt in 
ſchöner Formulierung Heusler, Inſtitutionen II, 453. 


0 Pgl. z. B. Otto Gesta Friderici I, 10. Über das Verrücken des Witwenſtuhls, 
Haltaus, Glossarium 2124. Lünig, Reichsarchiv XII C, 190 z. J. 1290. Kraut, Bor: 
mundſchaft II, 670 ff. 

252) Behält die Königin den Witwenſtuhl wegen des Fehlens von unmündigen 
Söhnen (vgl. oben S. 31) nicht, fo tritt fie natürlich in ihre Sippe zurück, und ihr 
Bruder oder Sohn, kurz, der nächſte Schwertmag wird ihr Vormund. Siehe die Ur⸗ 
kunden der Kaiſerin Kunigunde von 1025 im Anhang zu DD. H. II, 693 ff. Nr. 4, 
keine einzige iſt von ihr ſelbſt ausgeſtellt; alle unter Mitwirkung ihres Bruders, des 
Herzogs von Bayern, und deſſen delegiertem Vogt, dem Grafen Gerold. Vgl. auch 
Otto III. für feine Großmutter i. J. 985 Nr. 7a S. 402 f. Über Mathildes widerwilliges 
Zurücktreten in ihres Vaters Haus nach Heinrich V. Tod ſiehe Richter, Annalen des 
dtſch. Reichs II, 2, 636. Und über Irene, Philipps Gattin, Annales Marbac. Sor. 
rer. Germ. S. 79, z. J. 1208, sentiens unicum solatium in eo quia peregrina erat 
perdidisse. Loerſch⸗Schröder⸗Perels Nr. 69. a. 910. 

) Ruodlieb (ed. Seiler 1882, S. 275) XI, 11, von dem zur Mutter heim: 
gelehrten Sohn: 

Non tamen in solio voluit residere supremo, 
Sed subiective matris dextrim velut hospes, 
Atque libens totum sibi (scil. matri) permisit dominatum. 

Gudrun 6, 1: Diu Sigebandes muoter den witwenstuol besaz. Immer iſt das 
wichtige, nicht daß ſie Witwe, ſondern daß ſie Mutter eines Sohnes iſt. 
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umgürtet und dadurch zur Regierung fähig geworden iſt“), nimmt fie 
— da aber unverzüglich — den erſehnten Schleier. Mit gutem Grunde 
alſo nennt der Chroniſt den Rat ihrer Freunde ein maturius 
consilium. Ihr Verlaſſen des weltlichen Standes hätte das Königshaus 
auch rechtlich aufgelöft und den Sohn aus der Gewere des Reichs gebracht. 
Und doch vermag dieſe ſelbe mächtige Königin nach Volksrecht ohne 
Beiſtand nichts rechtlich Bedeutſames vorzunehmen. Das Gut, das 
Giſela als Erbe beſaß, muß ſie durch die Hand ihres Sohnes aus erſter 
Ehe vergeben. Der mündige Sohn iſt der geborene Vormund ſeiner 
Mutter, hier nur auf das Gut beſchränkt durch die Exiſtenz des zweiten 
Gatten, der die perſönliche Vertretung damit ſeinerſeits übt“). Das 
Recht der Königin⸗Mutter zur Regentſchaft, das Weſen dieſer Regent⸗ 
ſchaft, die zum Unterſchied von einer Vormundſchaft des Geſchlechts das 
Königliche Haus fortſetzt, und ſchließlich die Unentbehrlichkeit der 
Königin⸗Mutter, wenn anders eine ſolche Fortdauer des Hauſes ſoll 
ſtattfinden können, ſind als drei Grundſätze der Verſaſſung ermittelt 
worden). Die Beamten des Königs — fo ergab ſich ferner — find 


4%) Meyer v. Knonau, Jahrbb. Heinrich IV. Bd. I, 401 ff. Genau wie Agnes 
verhält ſich Kunigunde v. Steier im Jahre 1180, die im Moment der Wehrhaftmachung 
ihres Sohnes Otacher 1180 den Schleier nimmt. Krones, Forſchungen z. Verf. u. Ver⸗ 
waltungsgeſch. der Steiermark I (1897), 53f. Lampert z. J. 1062 Ser. r. G. 1894 
S. 80 f.: Imperatix nec filium sequi nec iniurias suas iure gentium expostulare 
voluit, sed... capitarit seculo renunciare statimque ad explendum quod cogitaverat 
preceps abisset, nisi in ea impetum spiritus anixi maturioribus consiliis 
inhibuissent. 

1) DD. C. II., 265, Nr. 199. 

) Vorliegende Arbeit erforſcht zwar grundſätzlich nur den Zeitraum von 911 bis 
1250, und zudem in Beſchränkung auf Deutſchland. Denn ganz neue Begriffe müſſen 
ihre Notwendigkeit und ihren Wert mindeſtens für ein Land und eine Periode unwider⸗ 
leglich dargetan haben, ehe die vergleichende Methode auch bloßen Spuren, Anſätzen und 
Ahnlichkeiten ohne Gefahr nachgehen kann. Aber die hier aufgezählten drei Grundſätze 
treten auch an einem merowingiſchen Beiſpiel ſo ſchlagend hervor, daß wir ihm einen 
Platz hier verſtatten müſſen. Es heißt nämlich von des Königs Chlotar Mutter Baltilde 
(Vita Leodegarii cap. 1, Mabillon II, 651): Bathildis regina .. cum Chlotario filio 
Francorum regebat palatium. Daß es fih um keine Vormundſchaſt handelt, ſondern 
um die Regentſchaſt (cum filio) im Herrſcherhauſe (palatium), wird glücklich gekenn⸗ 
zeichnet. Entſprechend erzählt die Widmung einer Schrift, dieſe ſei verfaßt worden „ex 
iusso ipsius principes (sic) ue! genetrices suae praecelse domne Baltilde regine“ 
(MG. Sor. rer. Merow. III. 505). Und ſchließlich wird genau wie von der Kaiſerin 
Agnes von Baltilde berichtet: satagebat, ut coenobitalem vitam in monasterio... 
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„ſeine“ Beamten, weil fie feine Hausgenoſſen find. Die Gliederung 
dieſes Beamtenkörpers muß alſo, abgeſehen von ſeinen ſtammesrecht⸗ 
lichen Funktionen, auch im Innern des Königshauſes Geſtalt gewinnen. 
Die Gliederung der Richter und Herren im Volke, der jene gegenüber⸗ 
ſteht, umfaßt ihrerſeits auch den König ſelbſt; hier iſt er einer unter 
vielen, wenn auch der oberſte. Im Hauſe aber empfängt die Gliede⸗ 
rung ihren ganzen Sinn durch die Beziehung aller einzelnen zum 
König. Daher beruht auf der Waltung im Hauſe alle Fähigkeit des 
Königs, nicht nur zu befehlen, ſondern wirklich zu „regieren“, zu 
„verwalten“. Während außen die Befugniſſe jedes anderen Richters 
mit den ſeinen konkurrieren, das „imperium“ jedes von ihnen weſens⸗ 
gleich iſt, iſt es die „Zucht“ im Hauſe, die ihm auf dieſe Herrſchafts⸗ 
kreiſe doch indirekten Einfluß verſtattet. Mithin ſind im Hauſe die 
Amter des Marſchalls, des Kanzlers, nicht leerer Schein wie heut gern 
verſichert wird, ſondern das richtige Gewand zur Bezeichnung der 
wahren Ordnung der Staatsorgane). Das königliche Haus als 
Ganzes, wir können auch ſagen: das Königshaus als ſolches, 
iſt das Rüſtzeug der Herrſchaft über die deutſchen Stämme. 

Solange es nun jeweils unverändert als ein und 
dasſelbe Haus fortbeſteht, muß es auch dieſe ſeine Herr⸗ 
ſchaftsbefugnis zu behaupten imſtande ſein. Nicht vom Leben des 
Hausherrn, ſondern allein von der Lebensdauer des Hauſes 
ſelbſt wird notwendig die Dauer ſeiner Organſtellung abhängen 
müſſen, wenn anders unſere Auffaſſung richtig ſein foll. 


duceret. Sed hoo primores et proceres Francorum differebant, ... maxime 
quia eius sapientia palatium regebatur. (Sor. rer. Mer. II, 495 B.) So⸗ 
bald aber Chlotar volljährig geworden iſt, geht Baltilde ins Kloſter. 

4 Darüber in den Kapiteln II, 9 und 11 näheres. 
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Der Übergang der Gewalt innerhalb des Königshauſes. 


Mit dieſer Auffaſſung ſteht aber die heute herrſchende Lehre in 
Widerſpruch, nach der ſeit 911 eine „Erblichkeit“ der Krone nicht mehr 
beſtanden hat). Denn wenn dem König als Hausherren die Krone 
gebührt, ſo muß der Fortſetzer dieſes Hauſes ebenfalls als König 
walten dürfen. Der Begriff des Hauſes als der Rechtseinheit wäre 
wohl ſogar längſt ſchärfer betont worden, wenn der unglückliche Begriff 
„Erblichkeit“ nicht im Wege ſtände. Denn das zeigte der erſte Blick, 
daß die Krone des deutſchen Reiches nicht erblich geweſen ſei, wie 
einfaches Geld und Gut. Indeſſen iſt das Wort „Erblichkeit“ 
ein komplexer Begriff und paßt deshalb auf die damaligen Ver⸗ 
hältniſſe nur, wenn er in ſeine Teile zerſpalten wird. Wir werden 
deshalb dieſen Ausdruck fortan nicht mehr ſo unterſchiedslos gebrauchen, 


1) Die wichtigere neuere Spezialliteratur (über vierzig Schriften) verzeichnet M. Kram⸗ 
mer, Quellen zur Geſch. der deutſchen Königswahl und des Kurfürſtenkollegs 1911, 
S. V- VII. Dazu möchte ich Puntſcharts Ausführungen in den Gött. gel. Anz. 1907 
nachtragen. Vgl. ferner Buchner, Hiſtor. Vierteljhrsͤſchr. 1912 S. 590f. Meiſtens 
wird eine „eigentümliche Miſchung“ von Wahlrecht und Erblichkeit angenommen. Da 
wir die ſtrenge Geſetzlichkeit der alten Verfaſſung vorausſetzen, ſo iſt die Feſtſtellung 
der „eigentümlichen Miſchung“ nach ihrem juriſtiſchen Gehalt erſt unſer Problem. 
Vgl. Luſchin 259; Schröder, RG? 481; Waitz⸗Seeliger, VG. VI., 163: „Unzweifelhaft 
iſt die Wahl ſeitdem ein weſentliches Moment für die Nachfolge in der Herrſchaft 
des Deutſchen Reichs. . .. mitunter kann es ſcheinen, daß die erbliche Folge das 
Übergewicht erhalte, mitunter wirken die beiden Prinzipien zuſammen. Dann treten ſie 
aber auch in offenem Kampfe ſich gegenüber, ohne daß in dieſer Periode das eine oder 
das andere vollſtändig den Sieg gewonnen hätte.“ Brunner, Grundzüge“ (1912), S. 133: 
„Das Deutſche Reich war cin unteilbares Wahlreich. Doch iſt der Gedanke der Erblich⸗ 
keit keineswegs ſofort erloſchen. Jahrhunderte hindurch ergänzten ſich Wahl und Erb⸗ 
gang; die Königswahl hielt ſich zunächſt an das regierende Geſchlecht und oftmals wurde 
ſchon bei Lebzeiten des Königs der von ihm deſignierte Nachfolger gewählt...“ Als 
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wie das bis heute üblich iſt ). Es iſt nämlich einerſeits ſtrikt 
zwiſchen dem Buſen und der Magſchaft des Königs innerhalb der 
Sippe des Königs zu unterſcheiden; unter den Magen aber ſtehen 
Schwert⸗ und Kunkelmagen gleich. Und ferner iſt ganz getrennt 
zu halten die Folge in die Stellung als Hausherr, der 
den Hochſitz einnimmt, von dem Erben beſtimmter einzelner Ver⸗ 
mögensſtücke. Wir ſtellen den Satz auf, daß im deutſchen Königs⸗ 
recht dem Sohn ein wahres Folgerecht, dem Vater ein Recht auf Ein⸗ 
ſetzung des Sohnes zum Teilhaber der Gewere an der Herrſchaft 


dauerndes Hin⸗ und Herſchwanken zwiſchen Wahl und Erblichkeit charakteriſiert die Ent⸗ 
wicklung Schreuer, Rechtliche Grundgedanken 1911, S. 149 ff. 

Und von den Hiſtorikern ſei angeführt: Michael, Geſch. des deutſch. Volkes I? 
(1897), 268: „Deutſchland war ein erbliches Wahlreich. Erbrecht und Wahlrecht gingen 
bis zur Mitte des 13. Jahrhunderts Hand in Hand.“ Entſprechend apodiktiſcher ſind 
dann die Äußerungen zweiter Hand. Auffallend z. B. Kerrl, Reichsgut (1911) S. 54 
über die Ottonen: „Andersartig aber war ihre Stellung inſofern, als ſie von Anfang 
an der Erblichkeit darbte, daß von Anfang an die jetzt zu wirklichen Vertretern des 
Volles gewordenen Großen des Reiches fie — ſtillſchweigend oder in ausgeſprochener 
Weiſe — hinderten, Reich und Reichsgut als eine nach Erbrecht dem Sohne zu hinter⸗ 
laſſende Sachſphäre zu betrachten. Sie mußten mit der Möglichkeit rechnen, daß die 
Herrſcherrolle des Geſchlechts mit dem Tode des zurzeit herrſchenden Geſchlechtsoberhauptes 
ausgeſpielt ſei und dann das Geſchlecht in das Untertanenverhältnis, in ein dem Reiche 
gegenüber privatrechtliches Verhältnis zurücktrat.“ S. 55: „Daß eine tatſächliche — aller⸗ 
dings nur durch Wahlakt der Fürſten erwirkte — Erblichkeit eintrat, konnte an dieſen 
Umſtänden nichts ändern.“ Gegen ſolche „Berechnungen“ Breßlau, Ihbb. Konrads II, Bd. II, 
346 ff., deſſen Sätze zugleich das heutige Dilemma illuſtrieren. Fickers Stellungnahme 
zur Thronfolgefrage iſt nicht leicht zu kennzeichnen. Er hat das Problem nicht beant⸗ 
wortet, aber doch als immer noch der Löſung harrend empfunden. Als er einmal von 
der Neigung zur Erblichkeit ſpricht, die im 11. Jahrhundert hervortrete, bleibt er zwar 
auch in dem unglücklichen Ausdruck des Erbens verfangen, doch er fügt taſtend hinzu: 
„Betone ich da den Sohn“, ſo „dürfte ein Hinweis darauf, daß auch ſpäter auf dem 
Gebiete des ſich doch zunächſt unter dem Einfluß der Anſchauungen dieſer Zeit ent⸗ 
wickelnden Lehnrechts lediglich das Erbrecht des Sohnes zur Anerkennung gelangte, zur 
Rechtfertigung genügen, wenn ich davon ausgehe, daß man da einen beſtimmteren Erb⸗ 
anſpruch nur dem Sohne zuſchrieb“. Mitt. d. öſt. Inſt. f. Geſchichtsforſchung VI 
(1885), 249 f. Vgl. auch D. Schäfer, Deutſche Geſchichte I (1912), 149. 

Über die Thronfolge der Karolinger iſt vor allem zu vergleichen Wilhelm Sickel, 
in der Feſtſchrift für Auguſt Siegm. Schulze 1903, 97 ff. (auch beſonders). W. Schücking, 
der Regierungsantritt 1 1899, 108 ff. H. Schreuer, Grundgedanken 1911, 18 ff. 
ſ. unten II, 8. 

18) Vgl. 3RG. 34 (1913), 517. 
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zuſteht. Daß der Sohn dadurch nachfolgt ohne Gewerebruch, ohne daß 
es einer Übertragung durch Dritte, vielmehr nur noch unter Umſtänden 
der Ergreifung bedarf ). Hingegen teilt kein weiterer Verwandter die 
Qualität, die zum Herrſcher ohne weiteres befähigen würde: die Teils 
nahme am Königs hau fe, auf welches die deutſchen Stämme unmittels 
bar, nicht mehr durch Vermittelung des zur Herrſchaft berufenen fräns 
kiſchen Stammes, die Herrſchaft übertragen haben, auch der Bruder 
des Königs nicht, ſobald er aus dem Hauſe ausgeſchieden war. Agnaten 
und Kognaten ſtehen in dieſer weiteren Verwandtſchaft völlig gleich. 
Das Geblüt iſt ein ſehr gewichtiger Faktor für die Qualifikation als 
Thronkandidat, aber es gewährt keinerlei Folgerecht, ſondern unterliegt 
der Prüfung und Kritik durch Dritte. Die Verwandtſchaft hat Bedeu⸗ 
tung für die Abſteckung des Kandidatenkreiſes; aber ſie beſtimmt nicht 
den einzelnen Thronfolger. Da nun der König nicht Tyrann oder 
republikaniſcher Präſident, überhaupt kein Einzelner, ſondern Haus⸗ 
herr, d. h. Vorſteher eines Perſonenkreiſes iſt, jo unterliegt die Sohnes⸗ 
einſetzung der lebendigen Teilnahme der curia regis, d. i. der prin- 
cipes, der Königsdiener im weiteſten Sinne. Dieſem ſelben Perſonen⸗ 
kreis kann aber die Einſetzung eines nicht zum Hauſe gehörigen 
Mannes, alſo etwa des Eidames, nicht zuſtehen. Die königlichen 
Hausbeamten üben ihre Macht innerhalb des Hauſes. Das 
ledig gewordene Recht auf dies Haus als Ganzes kann nur durch 
einen Faktor, der außerhalb dieſes Rechtskreiſes ſteht, vergeben 
werden, dies aber ſind nicht die Hausbeamten des Königs, auch 
die Herzöge als ſolche nicht, ſondern dies ſind einzig und allein die 
Träger der öffentlichen Gewalt als ſolcher, wenn der König 
fehlt, das Volk. Ein Staatsvolk aber gibt es nicht, ſondern es 
gibt im Rechtsſinne mehrere Völker nebeneinander. Populus bedeutet 
in den Quellen allerdings auch im Gegenſatz zu den Großen das 
niedere Volk, die Maſſe, principes et populus heißt es in den 
Quellen; und eine weitere Antitheſe, die auch z. B. für die Königs⸗ 
krönung beſſer beachtet werden ſollte, iſt die kirchliche von clerus und 
populus. Aber dieſe Gegenſätze haben nichts mit dem anderen zwiſchen 
König und Volk zu tun. Da gibt es, wie hervorgehoben werden 
muß, kein deutſches Volk. Es fehlt ſogar der Sprache noch völlig das 


2) Alſo entſprechend der Unterſcheidung Brunners (RG. II, 18) zwiſchen Appre⸗ 
henſions⸗ und Traditionsſymbolik. 
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Wort Deutſchland oder deutſches Volk!), es gibt alſo als einzige Volks⸗ 
einheiten gegenüber dem Könige nur die deutſchen Stämme. Der Sohn 
wird allerdings König principum et populi electione durch die 
Großen und das Volk, durch den Beifall der Großen des Reiches und 
des ganzen Volkes wird Otto II. erhoben). Hingegen kann der Bes 
gründer eines neuen Hauſes nur zur Krone kommen durch die Wahl 
der Völker ). | 

Prüfen wir die Haltbarkeit dieſer Sätze an den Tatjadhen 9): 
Es gibt keinen deutſchen König von 911 bis 1254, der die Be⸗ 
ſtellung feines Sohnes zum Nachfolger nicht ſchon bei feinen Leb⸗ 
zeiten hätte durchſetzen können, auch Konrad III. hat ſeinen Sohn 
Heinrich zum König erhoben, nur daß dieſer vor dem Vater 1150 fchon 
ſtarb. Vier Herrſcher, nämlich Otto I., Heinrich IV., Barbaroſſa, Fried⸗ 
rich II. haben das ſogar an zwei Söhnen nacheinander betätigt. Zwei 
dieſer Könige, Heinrich I. und Friedrich I., haben als Nachfolger einen 
nachgeborenen Sohn beſtimmt. Ausdrücklich wird das Recht der 
Sohnes folge im Jahre 1077 als beſtehend uns überliefert). Es iſt 
ſonderbar und nur durch den unglücklich⸗komplexen Begriff der Erblich⸗ 


5) Eine ÜÜlberficht bei Vigener, Bezeichnung für Land und Volk der Deutſchen, 1901. 

) Continuatio Reginonis ad a. 961: „Rex . . . maximam suorum fidelium 
multitudinem Wormatiae coadunavit, ubi consensu et unanimitate regni procerum 
totius que populi filius eius Otto rex eligitur“. Vgl. Böhmer⸗Ottenthal Regeſten 297a. 

) DD. Heinrici II, 1003 Jan. 15, Nr. 34 für Straßburg: Post ... imperatoris 
ab hac vita discessum, vetus inter nos à pueris propagata familiaritas et ea quae 
cum tali caesare nobis erat parentelae et consanguinitatis affinitas praefato persuasit 
antistiti cum ceteris quorum infinitus est numerus, nostrae manus dare fidelitati, ut 
Deo praeside concors populorum et principum nobis concederetur electio et 
hereditaria in regnum sine aliqua divisione successio. Vgl. Brunner, Grundzüge“ 
S. 133 Anm. 1. 

) Die ſorgfältige Sammlung des Materials bei Franz Becker, Das Königtum der 
Thronfolger im Deutſchen Reiche des Mittelalters = Zeumer, Quellen und Studien V, 3, 
Weimar 1913, geſtattet uns, die Belege in dieſem Abſchnitt nur mit Auswahl zu bringen, 
da der Leſer dort das meiſte bequem geordnet findet. Im übrigen ſei auch auf die 
Sammlung der „Quellen zur Geſchichte der deutſchen Königswahl“ von M. Krammer 
1911 verwieſen, die freilich unter anderen Geſichtspunkten ausgewählt iſt und daher, wie 
alle ſolche Sammlungen, auch eine gewiſſe Befangenheit des allgemeinen Urteils zu ver⸗ 
urſachen geeignet erſcheint. Zu Becker vgl. die Anzeige von E. Meiſter ZRG.34 (1913), 484f. 

) Bruno de bello Saxonico c. 91 ad a. 1077. „Hoc etiam ibi (bei der Wahl 
in Forchheim) consensu communi comprobatum, Romani pontificis auctoritate est 
corroboratum, ut regia potestas nulli per hereditatem, sicut ante fuit consuetudo, 
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keit zu erklären, daß man die Berichte darüber, ſo deutlich ſie ſind, nie 
ſtrikt auf die Sohnesſolge bezogen hat, von der ſie einzig und allein 
ſprechen. Es iſt damals offener Bürgerkrieg. Rebellen ſtellen einen 
Gegenkönig auf, zwei ganz verſchiedene Mächte, das Papſttum und der 
ſich beſchwert fühlende ſächſiſche Stamm, aus ganz verſchiedenen Ge⸗ 
dankengängen zur Revolution ſchreitend, gehen zuſammen. In ſolchem 
Augenblick werden Anderungen der Verfaſſung verſucht. Als ein 
neues Recht muß Rudolf darein willigen, daß die Königswürde ſeinem, 
Rudolfs, Sohn nicht zuſtehen ſolle, wenn er den Fürſten mißfalle. Der 
Papſt bürgt ſeinem Verbündeten, dem Sachſenſtamm, durch Brief und 
Siegel für die Geltung des Rechtsſatzes. Deutlicher kann die Neuheit 
eines Rechts nicht bezeichnet werden. Aber es iſt noch ein Wort über die 
Interpretation des Wortes consuetudo zu ſagen, als welche Bruno 
die Sohnesfolge bezeichnet. Ganze Bücher treiben Mißbrauch mit dieſem 
Worte, welches damals als deutſcher Begriff ſeine feſtumriſſene Be⸗ 
deutung hat. Ich nenne Dresdners Kulturgeſchichte der italieniſchen 
Geiſtlichkeit). Hier wird im Einleitungskapitel das Beſtehen bloßer 


cederet, sed filius regis, etiam si valde dignus esset potius per electionem sponta- 
neam quam per successionis lineam rex proveniret; si vero non esset dignus 
regis filius, vel si nollet eum populus, quem regem facere vellet, haberet in potestate 
populus. His omnibus legaliter constitutis ... ebenſo Paul v. Bernried, Vita Gre- 
gorii c. 95 Qui (Rudolf) utique regnum, non ut proprium sed pro dispensatione 
sibi creditum reputans, omne haereditarium ius in eo repudiavit et vel filio suo se 
hoc adaptaturum fore penitus abnegavit; iustissime in arbitrio principum esse de- 
cernens, ut post mortem eius libere non magis filium eius quam alium eligerent, 
nisi quem ad id culminis aetate et morum gravitate dignum invenissent. 

) Breslau 1890, S. 8 f. Die „Coutumes“ und die Consuetudines feudorum 
ſollten von ſolcher Interpretation hinreichend zurückhalten. Es ſchien nicht überflüſſig, 
dieſe Ausführungen im Texte zu machen. Denn vgl. Luſchin 259; A. Meiſter VG.“ 86. 
Selbſt Lindner, der durch ſeine ſtrikte Unterſcheidung von Wahl und Deſignation den im 
Text vorgetragenen Anſichten am nächſten gekommen iſt (vgl. unten Anm. 27), ſpricht z. J. 
1077 von Gewohnheit, ſtatt vom Gewohnheitsrecht, S. 46. Richtig hingegen Harttung, 
Thronfolge in Forſchungen 18, 157 ff.: ebenſo Waitz VG. VI, 168 (wenn auch zögernd). 
v. Amira fagt $ 47: bis 1077 habe die Theorie, ſeitdem auch die Praxis des Wahl⸗ 
reiches beſtanden. Für die Sohnesfolge iſt das unrichtig, womit echte Wahlen 
natürlich ſehr wohl vereinbar ſind; für dieſe beſtand aber auch die entſprechende Theorie. 
S. den nächſten Abſchnitt. Eine Scheidung zwiſchen Theorie und Praxis kann ich alſo 
nicht zugeben. Über lex et consueludo Frensdorff, Recht und Rede, Geſammelte Auf⸗ 
ſätze, dem Andenken an Georg Waitz dargebracht, 1886, 436 ff. Mayer⸗ Homberg, Volks⸗ 
rechte I, 17 Anm. 53. 
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consuetudo ſtat t des Rechts als das Kernübel der damaligen Zeit aufs 
gefaßt! Wenn aber die kirchlichen Autoren ihr Herz über die consue- 
tudo meiſt klagend ausſchütten, ſo iſt das nie eine bloße Gewohnheit 
im Sinne des Schlendrians, ſondern es iſt der Gegenſatz des ge⸗ 
ſchriebenen gegen das ungeſchriebene Recht. Dies ungeſchriebene Recht 
iſt aber damals der eigentlich wichtigſte Rechtsteil. In einem münd⸗ 
lichen Zeitalter iſt es das Recht x Fo ũ1d und findet durch die 
„redeſpähen“ Leute, die iuris periti, genau fo exakte und eifrige Pflege, 
wie irgendein Recht. Consuetudo iſt nicht die Gewohnheit, das Her⸗ 
kommen. Dieſe Überſetzung iſt für unſer heutiges papiernes Zeitalter 
der Kodifikationen ohne Klang. Heut darf man dem Leſer nicht als 
Herkommen bezeichnen, denn er hält für „bloßes“ Herkommen, was 
damals der Hörer als einzige Form des objektiven Rechts empfand ). 
Damals werden nur ſubjektive Rechte verbrieft; die „gewohnheit des 
landes“ iſt immer die „gute Gewohnheit“. So wie Juriſt und Laie 
heute vom Rechte der Dinge, und nur philoſophierende Juriſten vom 
richtigen Rechte reden. Hingegen das Un recht heißt damals prava, 
falsa consuetudo, das bedarf des negierenden Zuſatzes. Consuetudo 
iſt alſo korrekt mit „Recht“ zu überſetzen. Es iſt bisher Rechtens in 
Deutſchland, daß der Sohn ohne Wahl folgt, ſo ſagt die Stelle in 
modernes Deutſch übertragen. 

Nun iſt dieſe Stelle nur eine Beftätigung, nicht etwa die Trägerin 
unſerer Theſe. Und es ſteht ferner über die Tragweite der Neue⸗ 
rung, von der ſie berichtet, folgendes feſt: Dieſe Revolution ſchlug fehl, 
Heinrich IV. richtet ſeine Herrſchaft vollſtändig wieder auf und bringt 
zwei Söhne an die Krone. Die Erhebung Konrads ſcheint ausſchließ⸗ 
lich in Form der Stuhlbeſteigung zu Aachen vor ſich gegangen zu ſein ). 
Das Reichsrecht hat demnach den Entwurf von 1077, zunächſt minde⸗ 


) Nitzſch Gſch. d. d. Volkes II, 33 f. Richter, Annalen III, 1 (1890), 419; wer 
freilich an die Strenge, Härte und Schneidigkeit eines ſolchen „bloßen“ Gewohnheitsrechts 
nicht zu glauben vermag, der ſei auf die Abſchnitte 8, 9 und 10 des zweiten Teiles ver⸗ 
wieſen. Dort ſind einige Beiſpiele der heute eingeriſſenen Verwilderung des Urteils an⸗ 
geführt und beſprochen. 

10) Bei Konrads Erhebung 1087 fehlt ſogar jede Benennung als Kur oder als 
Deſignation. S. Meyer v. Knonau, Ihbb. Heinrichs IV. u. V. Bd. IV (1913), 160. 

Die Ausdrücke pater constituit oder designavit und principes elegerunt werden 
völlig promiscue verwendet, z. B. bei Ludolf, Otto II., Heinrich III., Heinrich V.; 
unter Konrad II. heißt es: principum petitione constituit Breßlau Ihbb. II, 348. 
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ſtens, nicht angenommen. Damit iſt ſo aufwühlenden Vorgängen, wie 
denen von 1077, natürlich nicht die politiſche Wirkung abgeſprochen. 
Ausdrücklich möchte ich mich gegen ſolche Einſeitigkeiten verwahren und 
einen Vergleich mit der Frankfurter Reichsverfaſſung von 1849 nahe⸗ 
legen. Auch ſie hat die Ausbreitung volksſtaatlicher Gedankengänge 
lebhaft gefördert und zugleich iſt ohne ſie unſer heutiges Recht gar nicht 
verſtändlich zu machen. Aber zunächſt bleibt fie doch faſt 20 Jahre 
rechtlich betrachtet ein Stück Papier und auch ſür die Folgezeit iſt 
niemandem anzuraten, etwa den Umfang der Fürſten⸗ und Kaiſergewalt 
aus ihr entnehmen zu wollen. Die Verhältniſſe im Inveſtiturſtreit ſind 
nicht ganz unähnlich. Die reſpektloſe Rede des Erzbiſchofs von Mainz 
im Jahre 1106 an Heinrich V. iſt gewiß nur aus dem neuzeitlichen 
Luftzug ſeit 1075 zu verſtehen. Aber ſelbſt dieſer ſeinem königlichen 
Herrn ſo ſelbſtändig entgegentretende Kanzler macht ein Recht der 
Fürſten über die Nachfolge des Sohnes im Königtum des Vaters an 
und für ſich, bei gerechter Regierung des Sohnes, nicht geltend und 
1106 findet nicht etwa nochmals eine echte Wahl ſtatt. Als zweite 
Tatſache tritt dazu, daß der Klerus 1125 die Strenge des Wahlprinzips 
gerade dadurch zu fördern meint, daß er einen kin derloſen Mann 
wählt. Dieſe Negation beſtätigt alſo nur das Fortbeſtehen des Rechts 
der Sohnesfolge. Als drittes Faktum geſellt ſich die Einſetzung Hein⸗ 
richs unter dem wahrlich nicht ſehr mächtigen Konrad III. hinzu. Auch 
die Krönungsordnungen zwiſchen 1000 und 1200 ſprechen von der 
paterna successio, von der Folge auf den Vater, ausdrücklich neben 
dem ius hereditarium ). Sie ſchweigen völlig von einer Wahl im 
Rechtsſinne. Wann und weshalb zuerſt der Satz von dem Königs⸗ 
„wahl“⸗Recht der Fürſten trotz des Daſeins eines Sohnes — denn 
ſo muß man ihn richtig faſſen — geltendes Recht geworden iſt, wird 
weiter unten behandelt werden. Hier iſt zunächſt einer weiteren Tat⸗ 
ſachenreihe zu gedenken, die ohne die Erkenntnis des Rechts der Sohnes⸗ 
folge unverſtändlich dünken müßte. 

Kein Herrſcher hat die Einſetzung ſeines Sohnes durch Bedingungen 
von den Wählern erkauft. Ich zähle 11 Fälle vor dem Jahre 1220, in 
denen allen auch nur ein ſolcher Gedanke den Quellen ganz fern 


1) Der Wert dieſer Formel wird nicht dadurch beſeitigt, daß „successio“ ein ur⸗ 
ſprüngliches „suggestio“ verdrängt haben dürfte. S. darüber Schreuer, Rechtliche Grund⸗ 
gedanken 1911, S. 144 Anm. 7. 
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liegt). Beſtände auch nur der Schatten eines Rechts der Fürſten, 
gegen die Sohnesfolge zu intervenieren, ſo würden doch wohl Verſuche 
zu einer Nutzbarmachung dieſes Rechtes auftauchen. Konrads III. 
Regiment war gewiß wenig befeſtigt. Trotzdem erſcheint die Erhebung 
ſeines Sohnes nirgends als ein beſonderer Erfolg ſeiner Politik oder 
als ein Dienſt ſeitens der „Wähler“, geſchweige denn, daß von einer 
Gegenleiſtung die Rede iſt. Bedenkt man die ſchwierige Lage dieſes 
Herrſchers, ſo wird gerade hier die Selbſtverſtändlichkeit der Sohnes⸗ 
folge nachdenklich ſtimmen. Aber ſelbſt der vielerörterte Vorgang von 
1220, da Friedrichs II. Sohn Heinrich zum König gewählt wurde, 
enthält nichts von einer Wahlkapitulation oder einem politiſchen 
Stimmenkauf. Friedrich II. hat immer behauptet, die Erhebung 
ſeines Sohnes ſei ohne ſeine Mitwirkung erfolgt, und die Glaub⸗ 
würdigkeit ſeines Schreibens an den Papſt iſt mit zwingenden 
Gründen ſeit Kap⸗herrs Rehabilitation nicht erſchüttert worden. Das 
einzige Beweisſtück iſt die Arenga des Bündniſſes mit den geiſtlichen 
Fürſten. Dieſe Schenkung ſei der Lohn für die erſolgte Wahl. Lohn 
und Kaufpreis iſt zunächſt zweierlei, beſonders in dieſem Falle, wo der 
Kaiſer ſelbſt ablehnt, vor der Wahl darüber verhandelt zu haben. Lohn 
kann ſehr wohl nachher geſpendet werden, ohne daß die Handlung um 
des Lohnes willen geſchah. Ferner aber iſt die ganze Lehre nur möglich, 
wenn man das Privileg wirklich, wie noch immer geſchieht, für eine 
Schenkung neuer Rechte erklärt. Wenn man aber der Arenga Glauben 
ſchenkt, inſoweit ſie die Dankbarkeit Friedrichs erzählt, ſollte man ihr 
auch weiter folgen. Sie ſpricht mit keinem Worte von einer Freigebig⸗ 
keit des Königs. Und wann hebt ein deutſcher Herrſcher ſeine 
„Milde“ nicht hervor? Sie beſchränkt ſich darauf zu erklären, daß der 
König den Fürften habe Gerechtigkeit widerſahren laſſen wollen: 
censuimus eos, per quos promoti sumus, semper promovendos, 
et per quos firmati sumus, una cum ipsorum ecclesiis semper 
fore nostra defensione contra noxia queque firmandos .... 


17) Otto I., Ludolf, Otto II., Otto III., Heinrich III., Heinrich IV. (der be⸗ 
kannte Satz des Hermann v. Reichenau z. J. 1053 „si rector iustus futurus esset“, 
iſt keine Bedingung für das Königwerden, ſondern für das Königbleiben, alſo auflöſend 
und nicht aufſchiebend. Genau ſo läßt Friedrich II. die Fürſten 1234 ſchwören, Hein⸗ 
rich ſolle nur König bleiben, wenn er ein gerechter König werde), Konrad, Heinrich V., 
Konrads III. Sohn Heinrich, Heinrich VI., Friedrich II. 
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Das iſt in der Kanzleiſprache jener Zeit gewiß nicht übermäßig viel. 
Was aber den Inhalt der Beſtimmungen betrifft, ſo iſt z. B. die oft 
beſonders hervorgehobene über die Anerkennung des geiſtlichen Banns 
durch den weltlichen Arm nur die Fortführung des Reichsgeſetzes von 
1186 und eine Feſtſetzung des Rechtszuſtandes, der ſich für alle Bis⸗ 
tümer im 12. Jahrhundert herausgebildet hatte, welche die Möglich⸗ 
keit, ohne Vogt handlungsfähig zu werden, auf dieſem Wege zu ver⸗ 
wirklichen gewußt haben. Die Sache ſtand doch ſo, daß, obwohl die 
hohen Geiſtlichen perſönlich damals als ſelbſtändig im Reichsrecht da⸗ 
ſtanden, die hohe Vogtei trotzdem dem Vogt verblieben war. Statt 
über Hochgericht und Achtungsrecht zu verſügen, muß alſo der Biſchof 
ſeinen Hoftag und ſeinen geiſtlichen Strafbefehl als Landesherr ſetzen; 
daß dieſer dann der Acht gleichgeſetzt wird, iſt nur gerecht. Die ganze 
Beſtimmung gilt alſo nur für die Biſchöfe oder die Gebietsteile geiſt⸗ 
licher Herrſchaften, bei denen der Widerſpruch zwiſchen Laiſierung des 
Kirchenvorſtandes und gleichzeitiger hoher Vogtei noch beſteht. Aber wie 
ſtand es denn in Wirklichkeit? Ein Zeitgenoſſe, Caeſarius von Heiſter⸗ 
bach, ſagt darüber: Duplicem habent gladium paene omnes epi- 
scopi Alemanniae ). Damit halte man den Wortlaut des Kap. 7 
zuſammen: Et quia gladius materialis constitutus est in sub- 
sidium gladii spiritualis . . , und man ſieht, daß eine ſchwere 
Zurückſetzung des kleineren Teiles der geiſtlichen Fürſten gegenüber ihren 
Kollegen ausgeglichen wird, die als ungerecht empfunden werden mußte! 

Der Hinweis auf dieſe zumeiſt hervorgehobene Beſtimmung kann 
hier genügen, wo nur der Charakter des Ganzen in Frage ſteht ). Der 
Erlaß von 1220 ſchafft Ordnung, räumt mit Mißbräuchen auf — auch 
das Spolienrecht iſt damals ſchon als ſolches zu bezeichnen. Alſo iſt es 
die pflichtmäßige Übung des Reichsregiments, nun in der Form des 
Geſetzes, ſtatt wie früher von mündlichen Sentenzen, und keine Be⸗ 
ſchenkung. Der Kaiſer fühlt ſich den Fürſten verpflichtet, weil dieſe 
ihrerſeits ihre Pflicht getan haben. Oder ſoll auch das nicht Rechtens 
geweſen ſein, daß die Fürſten den erwählten König zu fördern hatten? 
Beide Teile tun, was ihnen rechtlich obliegt, nicht weniger, aber auch 


18) Dialogus miraculorum 1851 II, 27. 

14) S. Weiland, Gef. Aufſätze für Waitz 1886; Heusler VG. 168 ff. Tangl, 
N. Archiv 33, 75 ff. A. Meiſter BG. 98. Worin ſeit 1196 eine Anderung vorliegt, 
zeigt Abſchnitt 11. 
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nicht mehr. Im Jahre 1237 wieder wird nichts von irgendwelchen 
Privilegien der Fürſten laut, die ſie erbitten. 

Das Ergebnis iſt, der König braucht kein einziges Mal in dreizehn 
Fällen etwas zu leiſten dafür, daß ihm die Fürften den Sohn „wählen“. 

Bei dieſer Sachlage darf aber mit Entſchiedenheit die Erhebung 
des Königsſohnes durch die Fürſten als ein Formalakt bezeichnet 
werden, zu deſſen Vornahme ſie verpflichtet waren. Sie konnten keinen 
anderen als den Königsſohn „wählen“. Mithin handelt es ſich, wenn 
anders wir mit den Worten Ernſt machen, um keine „Wahl“. Unſer 
Argument könnte freilich beim Hinblick auf die Gegenwart weniger 
ſchlüſſig erſcheinen. Deshalb ſei ausdrücklich daran erinnert, daß die 
Politik des Mittelalters ſubjektive Befugniſſe jederzeit als Kapital be⸗ 
trachtet hat, aus dem man möglichſt viel Gewinn herauszuſchlagen 
habe ). Und dafür gibt es nun gerade in bezug auf die Thronfolge 
einen unwiderleglichen Beweis: In all den Fällen nämlich, in denen 
nicht der Sohn dem Vater gefolgt iſt, wo vielmehr, wie unten gezeigt 
werden wird, eine Wahl Platz greift, tauchen ſofort Forderungen der 
Wähler und Wahlkapitulationen der Thronkandidaten auf! So macht 
Heinrich I. 919 dem Bayernherzog Zugeſtändniſſe, Heinrich II. den 
Thüringern, Konrad II. den Sachſen. Das Feilſchen und Markten 
bei Rudolfs von Rheinfelden Erhebung ging über alles Maß hinaus. 
Als der päpſtliche Legat dem Einhalt gebot, mußte der König wenig⸗ 
ſtens jene Anderung des Thronfolgerechts bewilligen. Lothars weit⸗ 
gehende Verſprechen an den Klerus ſind erſt neuerdings wieder als 
hiſtoriſch wohlbeglaubigt dargetan worden. Schließlich muß auch 
Otto IV. ſich 1208 nicht nur zu einer feierlichen Neuwahl verſtehen, 
ſondern auch die von den Fürſten ihm auferlegte Verlobung mit der 
ſtaufiſchen Kaiſertochter vollziehen. Mithin Wahlkapitulation und poli⸗ 
tiſcher Kuhhandel bei jeder Neuwahl; wir haben ſechs Fälle aufzählen 
können, um von der Zeit des Interregnums ganz zu ſchweigen. Nichts 
von alledem bei irgendeiner der vielen Sohnesfolgen ). Damit iſt der 


18) Dieſe Tatſache ſtreitet in keiner Weiſe mit dem Leitgedanken dieſer Schrift, das Rechts⸗ 
gefühl einer Zeit als wichtigen Faktor aller Handlungen mit zu veranſchlagen, ſondern ergänzt 
ihn vielmehr. Wenn aus dem Recht Nutzen gezogen wird, ſo gerade deshalb, weil es Recht iſt. 

18) Mit den hier aufgeführten konkreten Zugeſtändniſſen an Stämme und Fürſten bei 
jenen Wahlen hat das Gelübde jedes Königs bei der Krönung, gerecht und fromm zu regieren, 
keinen Zuſammenhang, wie ausdrücklich gegen Schreuer, Grundgedanken S. 43 ff. bemerkt ſei. 
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Gedanke bloßen Zufalls ausgeſchloſſen. Sohnesfolge und Wahl 
find Gegenſätze. 

Nicht ein einziges Mal iſt der Sohn ſtatt zu Lebzeiten des Vaters 
erſt nach dem Tode des Vaters durch Dritte zur Regierung berufen 
worden ), auch die angebliche Wiederholung der Wahl des Königs⸗ 
ſohnes iſt noch neuerdings durch Becker als bedeutungslos dargetan 
worden. So ſehr dachten die Zeitgenoſſen an die Begründung eines 
Königshauſes und nicht an die Wahl eines einzelnen Mannes zum 
König, daß unter anderen Bewerbern der mit Kindern geſegnete an ſich 
bevorzugt worden zu ſein ſcheint ), ein andermal, gerade weil man 
diesmal nur einen vorübergehenden Zuſtand ſchaffen wollte, eben des⸗ 
halb ein ſöhneloſer Greis, Lothar, erhoben wurde. Und die Kaiſerin, 
von der Nachkommenſchaft nicht zu erwarten war, begegnete der all⸗ 
gemeinen Ablehnung ). 

Aber auch nicht ein einziges Mal hat ein ſöhneloſer Herrſcher ſchon 
zu ſeinen Lebzeiten ſeinen Nachfolger beſtimmen, etwa einen Eidam als 
Mitkönig annehmen können. Der Grund iſt nunmehr wohl hinreichend 
deutlich: Nur beim Sohn tritt eine wahre Thronfolge ein, weil nur er 
dem Hausverbande angehört, weil nur er in der Gewere des Hauſes 
und Hofes ſitzt. Übrigens mag wegen eines mehrfach in der Literatur 
begegnenden Irrtums ſchon hier ausdrücklich bemerkt werden, daß der 
Begriff des römiſchen Kaiſertums mit der Sohnesfolge nichts zu tun hat. 
Es hat zwei Kaiſer, Otto I. und Otto II., und zwei Könige, Konrad III. 
und ſeinen Sohn Heinrich, und 961 Otto I. und Otto II., 1220 Fried⸗ 
rich II. und Heinrich, nebeneinander gegeben. In dem Augenblick aber, 
wo im Hauſe niemand zur Sukzeſſion fähig iſt, muß ein Gewerebruch 
eintreten. Er muß eintreten, weil der Mag nicht in die Rolle des 
Hausherren, nur in die Stücke der Erbſchaft ſukzedieren kann. 
Eine Univerſalſukzeſſion fehlt ja dem deutſchen Recht damals. Dies 
Haus alſo wird aufgelöft und feine einzelnen bisherigen Pertinenzen 
treten hinüber in das Haus des Erben; dieſer hat ſeinerſeits eben ſchon 
ein Haus! In dieſem Augenblick tritt mithin das, was wir als Offent⸗ 


16) Bei Friedrich II. ſind natürlich die beiden Arten der Berufung zu trennen. 
Die zweite iſt nicht mehr die eines „Sohnes“. Über den Fall von 1152 ausführlich 
unten bei Anm. 72 ff. 

17) Thietmar 1, 19 (10). Krüger, Grundſätze und Anſchauungen, 1912, S. 86 ff. 

15) Krüger a. O. 
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lichkeit oben bezeichneten, notwendig in Wirkſamkeit, die deutſchen 
Stämme. Hier ift die Tatſache, daß der Mag im Sinne des Familien⸗ 
rechts Erbe der Einzelftüde allerdings iſt, natürlich ein gewichtiges 
Motiv für die Erwählung. Aber ſeine Sukzeſſion ergibt ſich aus dem 
Begriff des Erben an und für ſich noch nicht. Es genügt alſo nicht zu 
ſagen: die Herrſcher waren immer mächtig genug, ihren Sohn bei 
Lebzeiten einſetzen zu laſſen, aber nie mächtig, einem anderen die Thron⸗ 
folge ſchon bei Lebzeiten zu ſichern. Weshalb hat Heinrich II. die Nach⸗ 
folge nicht ordnen können, da ein ſo ſchwacher Herrſcher wie Konrad, 
da Heinrich I. es vermochte?) Weshalb fehlen ſelbſt Verſuche derart 
bei Heinrich V. oder Lothar? 

Ebenſowenig wie Konrad I. dem Sachſen Heinrich, hat Konrad III. 
ſeinem leiblichen Neffen Friedrich die Nachſolge unbedingt ſichern 
können. Und doch bezeichnete er ihn auf dem Sterbebette als zur Nach⸗ 
folge geeignet, verzagte an ſeines Sohnes Königtum und übergab ihn 
und die Inſignien des Reiches dem Neffen. Wir werden unten noch 
erkennen, daß der Inhalt ſeines letzten Willens, gerade weil er ſeinem 
eigenen Hauſe nicht Genüge tat, nicht ohne Schwierigkeit zur Verwirk⸗ 
lichung gelangte. Mit dieſem, ſeinem „politiſchen Teſtament“, wie wir 
noch heute ſagen, hat Konrad aber nicht etwa eine rechtskräftige Ver⸗ 
fügung über das Reich getroffen, ſo wenig wie der erſte König ſeines 
Namens, als er in ganz ähnlicher Weiſe den Bruder Eberhard auf Hein⸗ 
rich von Sachſen verwies. 

Sobald wir nun zugleich daran feſthalten, daß dem Königshaus die 
einzelnen Stämme unmittelbar gegenüberſtehen, während in fränkiſcher 
Zeit alle dieſe zunächſt dem ſaliſchen Frankenſtamme untergeordnet 
waren und dem Könige um deswillen gehorchten, weil er an der Spitze 
dieſes Eroberervolkes ſtand, ſo wird auch die Unteilbarkeit der könig⸗ 
lichen Herrſchaft damit ſogleich mitgegeben. Dem Herrſcher ſteht ja nicht 
mehr ein teilbares Stammland zu, als deſſen Pertinenzen die anderen 
Landſchaften angeſehen werden könnten. Nur in dieſem Augenblick 
wäre eine Teilung denkbar“). Die Kinder könnten alſo nur zur ges 


19) Die fränkiſchen Könige beſaßen ein Hilfsmittel, daß den ſpäteren mangelt, die 
Adoption. S. darüber Sickel, GG. Anz. 1889, 959. v. Schwerin, Deutſche Rechts⸗ 
geſchichte 1912, 91. 

20) Der Theſe Hartungs, Forſchungen 18, S. 136, es ſei auch nur irgendwann in 
unſerer Periode der Gedanke der Reichsteilung aufgetaucht, ſei hier nochmals ausdrücklich 

Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 4 
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ſamten Hand erben, ohne Möglichkeit, weder die Subſtanz ſelbſt, noch 
auch ihre Nutzung zu teilen. Das iſt aber unmöglich; denn das 
Königshaus bedarf eines Herrn, und Hausherr kann in jeder Gene⸗ 
ration nur einer ſein. Bleibt der jüngere Sohn auf des Bruders Hof, 
fo wird er ihm untertan). Zieht er hingegen fort, errichtet er ein 
eigenes Haus, ſo kann er das allerdings, nur iſt er dann der Gründer 
dieſes Hauſes, ein neues Haus hebt an, zu dem die königliche Gewalt 
des väterlichen Hauſes in keiner Weiſe hinüberzuſtrömen imſtande iſt ). 
Da bedarf es allerdings ausdrücklicher Bezeichnung des Sohnes, der die 
Herrſchaft übernehmen ſoll. Denn eine wahre Thronfolge, keine Erb⸗ 
folge ſoll eintreten. Es „erben“ nur die Kinder insgeſamt, bzw. die 
Sippe. Der ſchon eingeſetzte Thronfolger erbt nicht, fein Recht wäͤchſt 
ſich nur zum Vollrecht aus. Es ſteht in außerordentlichen Fällen nichts 
im Wege, daß der König dieſe Zuweiſung auch an einen anderen als 


widerſprochen. Das Nötige jagt ſchon Waitz, BG. VI“, 162 ff. Vgl. auch v. Dungern, 
War Deutſchland ein Wahlreich? 1913 S. 66. Hartung führt eine auf Deutſchlands 
und Frankreichs Vereinigung zielende Stelle der Vita Ruotgeri an, das iſt die einzige 
Stlitze! Man hätte das Königtum auf Franken einſchrumpfen laſſen können: aber teilen 
konnte man es nicht. Das Reich, d. h. aber das geſamte Kaiſerreich zu teilen, iſt viel 
ſpäter, zuerſt unter Rudolf von Habsburg, erwogen worden; ſiehe A. Buſſon, MIO. 
VII (1886), 156 ff. 

21) Weshalb die adligen Hauserben ängſtlich ſpäter das Haus ſelbſt innen abteifen, 
um nur ja keine hausherrliche Gewalt entſtehen zu laſſen. Von der Schwarzburg in 
Thüringen geht die Sage, daß in einem derartigen Falle nach hartnäckigem Kampfe 
nur für einen hochwichtigen Ort des Hauſes gemeinſame Benutzung zugeſtanden wurde. 

Das entſcheidende Moment für die Hausherrſchaft iſt im deutſchen Recht daher 
durchaus nicht die Wehrhaftmachung, dieſe iſt vielmehr die Grundlage der Stellung 
in der Gemeinde. Der Gewalt eines fremden Hauſes, ſei es der elterlichen, ſei es 
der des Vormundes, entzieht ſich nur, wer einen eigenen Hausſtand gründet. Dies 
wird erreicht, wenn die Königin⸗Mutter nach der Wehrhaftmachung des Sohnes ins 
Kloſter geht oder aber wenn und ſobald der Sohn heiratet oder jedenfalls ein neues 
Haus auftut. Die Wichtigkeit des eigenen Haushalts (ohne die beſtimmte Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Gemeinderecht und Hausgherrſchaft) betonen Kraut, Vormundſchaft II. 
588 ff.; Heusler, Inſtitutionen II, 438 ff.; Fehr, Rechtsſtellung 125 ff. Herbert Meyer, 
Entwerung und Eigentum 1902, 62 ff. Sehr ſchön ausgedrückt in dem Wettinger 
Weistum (Grimm V, 97): Es komme darauf an, ob einer feine Kinder fo ausgeſteuert 
habe „daz ſi nit ein ſalz und ein brot eſſent mit einander“. 

n) Hierin liegt der Grund, daß faſt ſtets unmündige Söhne — eben vor ihrer 
Abſchichtung — auf den Hochſitz beſchieden werden, daß Philipp von Schwaben, Sohn 
und Bruder eines Königs, nicht mehr in der Were des Reiches iſt. 
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an dem Alteſten vornimmt. Viermal, nicht zweimal nur, iſt es dazu 
gekommen: Heinrich I. und Friedrich I., aber auch Heinrich IV. und 
Friedrich II. haben bei Lebzeiten des Alteren dem Zweitgeborenen die 
Thronfolge zuerkannt. Als Ludolf 957 ſtirbt, exiſtiert kein ſelbſtändiger 
Anſpruch ſeiner Söhne welcher Art immer, ſondern der naͤchſte über⸗ 
lebende Sohn Otto II. wird nunmehr vom Vater als Mitregent an⸗ 
genommen ). 

Und Liutprand v. Cremona könnte doch unmöglich es als eine be⸗ 
ſondere Tat Heinrichs I. preiſen, gerade Otto I. unter ſeinen Söhnen 
gewählt zu haben, wenn hierin nicht ein freies Handeln des Königs zu 
finden geweſen wäre). 

Daß die Thronfolge des Königsſohnes eine Angelegenheit des 
königlichen Hauſes und Hofes, und nicht des Volksrechtes bildet, wird 
ſchließlich durch das Verfahren belegt, durch das Heinrich IV. den ge⸗ 
ſalbten, gekrönten und inthroniſierten Sohn Konrad im Jahre 1098 
beſeitigt “). Auch die neueren helfen ſich, wenn fie auf das Kronrecht 
des Sohnes zu Lebzeiten ſeines Vaters kommen, mehr mit einer Be⸗ 
ſchreibung als mit einer Erklarung. Und doch iſt die Analypſe nicht 
ſo ſchwierig. Nach deutſchem Recht iſt der mündige Mann, der alſo im 
Heere und im Gericht voll mitzählt, trotzdem ſolange er im väterlichen 
Hauſe verweilt, unter des Vaters hausherrlicher Gewalt. Deshalb bleibt 
der rechte König, der gegen ſeinen Vater auftritt, nach Volksrecht 
ſtraflos, verfehlt ſich aber gegen ſeinen Hausherrn. Es iſt das allgemeine 
Recht, das auch für das Königshaus gilt. Den Prozeß nach Landrecht 
kann man alſo dem gekrönten König Konrad nicht machen. Dazu fehlt 


2) Die Diskuſſion über dieſe Tatſache, Maurenbrecher S. 65, J. Krüger ©. 61f., 
muß als ſteril bezeichnet werden. Denn der Gedanke, die Kinder Ludolfs könnten in dem 
noch beſtehenden Hauſe ihres Großvaters bereits ein wohlerworbenes Recht auf die Ge⸗ 
walt des Hausherrn ſelbſt beanspruchen, iſt abſurd. Ich ſehe ganz davon ab, daß Ludolf 
ja als Aufrührer feiner Stellung als „deſignierter“ Thronfolger an und für ſich verluſtig 

gegangen war. 1002 iſt alſo ſein Nachkomme Otto der berufenſte Wahlkandidat, 

nicht weniger aber auch nicht mehr. Daß aber die Enkel allerdings mit ins Haus ge⸗ 
rechnet zu werden pflegen, ſo daß man von einem Prinzip der drei Generationen für die 
Hausverfaſſung ſprechen kann, iſt eine Tatſache, die zu intereſſanten Rechtsformen geführt 
hat. Hier würde ihre nähere Ausführung den Zuſammenhang der Beweisführung unter⸗ 
brechen. Vgl. ein Beiſpiel bei Ficker, Vom Heerſchilde, 1861, S. 18. 

24) Antapodosis IV, 16. Über Konrads III. Verhalten 1150—52 f. Anm. 78. 

*) S. den Abſchnitt „Huldentzug und Volksrecht“ bei Anm. 36 ff. 
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jede Handhabe. Nur die Großen des königlichen Hauſes können dem 
Vater beſtätigen, daß der Sohn, der ihm als dem Hausherren ja mehr 
wie Vaſallentreue ſchuldet, ſeine Krone verwirkt habe. Der Vorgang 
ſpielt ſich in curia regis, mit einem verfrühten Ausdruck kann man 
ſagen: nach Lehnrecht ab. Innerhalb des Königshaufes erfolgt 
nach dem Wortlaute der Quelle Abſetzung Konrads und Beſtimmung 
des neuen „heres regni“, wie es mit aller wünſchenswerten Eindeutig⸗ 


keit heißt. 

Übrigens war eine Entlaſtung des Vaters im modernen Sinne bei 
der Erhebung des Sohnes nicht beabſichtigt. Denn erhoben wurden 
zehnmal unmündige Kinder“)! 

Die Formen, in der dieſe Konſtituierung erfolgt, werden uns viel⸗ 
leicht nunmehr beſſer verſtändlich ſein. Heut gebraucht man dafür eine 
unaufgelöfte lateiniſche Vokabel, man ſpricht im Anſchluß an einige 
Quellen von „designatio“ ). Aber wie mißlich ſolch undurchſichtiges 
Wort für das Verſtändnis iſt, zeigt ſich hier. Für den Vorgang, um 
den es ſich handelt, iſt das deutſche Wort wohl noch aufzufinden. Ein 
Erblaſſer „gibt“ oder „ſetzt“ fein Gut. Die Beziehung zu den 
erbenden Perſonen drücken die Worte ſcheiden, beſcheiden aus. Die 


2c) Becker, S. 113, widerſpricht ſich über dieſen Punkt ſelbſt mit S. 115. Otto II., 
Otto III., Heinrich III., Heinrich IV., Konrad, Heinrich, Heinrich VI., Heinrich (VII.), 
Konrad IV. waren alle unmündig bei ihrer Erhebung. Heinrich V. war es nur deshalb 
nicht, weil er ja wider Erwarten für ſeinen Bruder einſprang. Vgl. Philipp v. Klinglin, 
de aetate legitima eligendi Regis Romanorum, Straßbg. Diſſ. 1753. Bis 1690 blieb 
der Termin der Eintritt ins fünfzehnte, ſeitdem der ins achtzehnte Jahr. Vgl. Siemſen, 
Kur⸗ Brandenburgs Anteil an den kaiſerlichen Wahlkapitulationen, Zeumers Quellen 
und Studien III, 3 (1909) S. 31f. Über die Rolle des Sohnes unten II, 12. 

25) Die Deſignation als eine beſondere Art der Nachfolge gekennzeichnet zu haben, 
iſt vornehmlich Theodor Lindners Verdienſt. Nur der Hausbegriff iſt auch von ihm 
nicht erkannt worden. 

250) Manchmal ſcheint als die techniſche Sprache des deutſchen Rechtes damals allen 
Ernſtes die lateiniſche angeſetzt zu werden. Wenigſtens wird nur durch dieſe Annahme 
verſtändlich, wie Simonsfeld, Hiſt. Vjhs. II (1899), 370 ernſthaft von einer Quelle 
ſagen kann, in ihr ſtehe ſtatt des eigentlich charakteriſtiſchen Ausdrucks „designasset“ 
der farbloſere „declarasset“. Für die Freiheit der Ausdrucksweiſe nenne ich z. J. 1056 
Hermann v. Reichenau: Imperator Henricus magno aput Triburiam conventu habito, 
filium aequivocum regem a cunctis eligi eique post obitum suum, si rector iustus 
futurus esset, subiectionem promitti feeit. (Über die vielen Mißdeutungen des harm⸗ 
loſen „si rector iustus futurus esset“, vgl. oben Anm. 12. Dazu Krüger, Grundſätze 
131 ff.) Z. J. 961: Liudprand hist. Ottonis c. 2 filium ... puerilibus in annis regem 
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Einſetzung eines Erben in vom Vater abgeteiltes Gut heißt Beſchei⸗ 
dung ). Und dieſer Ausdruck ſcheint uns die Stelle der „Deſignation“ 
einnehmen zu ſollen. Jener Sohn wird König, den der Vater zu ſich auf 
den Hochſitz „beſchieden“ hat’). Nicht das alſo ſpricht eigentlich 
die Deſignation aus, daß überhaupt ein Sohn folgt. Sondern der 
Beſcheid verkörpert das Freiteilsrecht nur inſofern, als nun ein 
beſti mmter Sohn beſchieden wird). Der Beſcheid iſt ein Alt 
innerhalb des Hauſes, alſo wird durch ſie nicht die Folge des „Buſens“ 
ſtatt außenſtehender Dritter feſtgeſetzt, ſondern nur die Art der Folge, 
welch letzterer ſelbſt ſeſtſteht ). 

Dieſe „Beſcheidung“ oder auch dieſen „Beſcheid“ ſind wir alſo weit 
entfernt, ſür einen formloſen Akt erklären zu wollen; der deutſche König 


constituens. 3. J. 946: Widukind III, 1 über Ludolf: Otto I. „unicum filium 
suum Liudulfum facto... testamento vocavit... regem post se. 1098 Vita 
Heinrici c. 7 (Ser. rer. germ. S. 20): Imperator minorem filium ... heredem regni 
sui constituit. Vgl. Ruotgeri Vita Brunonis c. 5 und 18. 

25) Die Nachweiſe bei Grimm, RA“ I, 664 ff. 

0) Thietmar kann über Ludolfs Erhebung 946 ſich folgendermaßen ausdrücken, 
11,4 (2): „Unde patris gratia sibi (Liudulfo) in tantum arrisit, ut huno 
communi tocius senatus electione honoris consortem atque laboris decerneret suc- 
cessorem.“ 

21) Die Stutzſche Eigenkirchentheorie geſtattet es, auch die bekannte Satzung der 
Vollsrechte, daß Schenkungen an die Kirche gegenüber den übrigen Erben gültig fein 
ſollen, beſſer zu verſtehen. Was man der Kirche ſchenkt tritt aus dem Hausvermögen 
keineswegs völlig heraus, es bleibt vielmehr ein Inwärtseigen des vergebenden Hauſes. 
Dies aber ſollen ſich die Kinder des Schenkers gefallen laſſen müſſen. Es bekommt alſo 
die Kirche das Privileg nicht deshalb, weil ſie als eine wahre eigentumsfähige Perſon 
nach Volksrecht, ſondern gerade deshalb weil ſie nicht als ſolche, ſondern wie die 
Kinder des Hauſes angeſehen werden ſoll. Der Kirche wird innerhalb der Munt 
des Hausherrn ein Platz gleich dieſen eingeräumt. Es gibt bekanntlich kein Urkunden⸗ 
buch, in dem ſich nicht der Kampf der Kinder mit der Kirche um dieſen Rechtsſatz 
widerſpiegelt. Die Kirche verlangt, beim Tode des Schenkers muntfrei zu werden, wie 
die mündigen Hauskinder. Letztere hingegen fordern den Übergang der Munt auf ſie 
und damit eine Abſtufung im Range innerhalb der Munt. 

22) Die alte Krönungsformel des zehnten Jahrhunderts ſpricht nicht von der 
„designatio“, ſondern von der „suggestio paterna“, die dem Sohne zuteil geworden ſei. 
S. darüber Schreuer, Rechtliche Grundgedanken (1911) S. 144 f. Anm. 7. Es iſt nun 
intereſſant, daß der dort zitierte Clauſel de Couſergues ſchon 1825 dieſen einzelnen Aus⸗ 
druck der Formel bereits entſprechend unſerer prinzipiellen Deutung des Vorgangs aus⸗ 


gelegt hat. 
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herrſcht nicht abſolut, ſondern mit dem Nat feiner Getreuen ). Auch 
kann die Anerkennung des Sohnes als des neuen Hausherren durch die 
Hausdienerſchaft wie alles rechtlich Bedeutſame damals nur unter 
Lebenden und nur in feierlichen Formen erfolgen ). Wieder fei 
zur Illuſtrierung auf die Eebasis captivi verwieſen ). Der König 
Löwe hat hier geſchworen, nicht eher Trank und Speiſe zu ſich zu nehmen, 
bis er (1) den Parder zum Witregenten erhoben hat. Als dieſer am 
Hofe eintrifft, küren ihn die Hofbeamten, es ſalbt ihn der Geiſtliche, 
dann aber ſetzen ſich die beiden Könige, Löwe und Parder, zuſammen 


2) So heißt es denn auch unter Konrad II. z. J. 1026, Wipo c. 11: „Chuon- 
radus rex consilio et petitione principum regni filium suum Heinricum 
puerum regem post se des ig na vit“. 

84) Eine „Wahl“ des Königs bloß durch die Biſchöfe, wie fie Richer I, 12 z. J. 893 
oder II, 4 z. J. 936 ſchildert, iſt alſo für die fränkiſchen Begriffe des 10. Jahrh. keine 
Wahl nach Volksrecht. Denn die Biſchöfe ſind damals durchaus keine Volksgenoſſen, 
auch feine Reichsfürſten, ſondern auschließlich Beamte des Königs. In jenem Beiſpiel 
wird denn auch der eben mit 15 Jahren mündig gewordene Königsſohn von den 
Biſchöfen erhoben und anerkannt. Dies ſei nur zur Fernhaltung von Mißverſtändniſſen 
bemerkt. Die Völker Deutſchlands können durch Geiſtliche damals in keiner Weile „re⸗ 
präſentiert“ werden, wohl aber das Königshaus. Richer II, 1, Sor. rer. Germ., 
S. 30 f., wird umftändlih die Königswahl der weltlichen Großen 936 beſchrieben. 
Darauf wird Ludwig d’outre mer herbeigeholt, er trifft in Laon ein: „Ubi etiam et 
regnandi iura quindennis aocipiens, omnibus faventibus per domnum metropolitanum 
Artoldum cum episcopis 20 rex creatus est.“ Das iſt alfo eine reine Zeremonie. 
Dieſe „FJormwahlen“ find von Stutz ſowohl (Erzbiſchof v. Mainz und die deutſche Königs⸗ 
wahl 1910) als von Schreuer (Die rechtlichen Grundgedanken uſw. 1911) beleuchtet 
worden. Uns intereſſieren ſie nur als Relief. 

0 Voigt S. 117, Der Parder eilt herbei, weil der Fuchs geſchrieben: 

764 ff.: Ne mora sis regi, saltu transcurre celebri. 
Regis prefectus, regno scribere (= scriberis) secundus. 

761 hatte der Löwe zum Leoparden gefagt: 

„Juxta uelle tuum, uelle est extollere pardum; 

Escas non capiam, donec capit ille coronam. 
780: Vnguitur in regem, confratrum post quoque laudem. 
783: Imperitat geminare cibos sicut regius est mos; 

Jam uadit sessum. Pre mensa ponit amicum. 

Ab speculi primis defertur sella curulis. 

Vulpis subrisit dum sculpta labella locauit, 

Fecit adoptiuum uulpina astucia pardum. 

Zarncke Ber. d. Sächſ. Gef. 42 (1890), 126 vermutet, daß dieſe Verſe breiter ausgeführt 
werden ſollten. Die Tiere ſind alle ohne Weib und Kind gedacht; daher iſt die Adoption nötig. 


— — — — . — — ale 
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auf den Königsſitz und in dieſem Augenblick erſt iſt die „Beſcheidung“ 
des Erben wirkſam vollzogen. Erſt nachdem der Fuchs beiden gemeinſam 
die Fußbank hinrückt, nachdem der König ſeinen Sohn zu ſich auf den 
Hochſitz beſchieden hat, folgt der Vers: fecit adoptivum vulpina 
astucia pardum. Der Schemel macht den Thron zum Hochſitz. Die 
Einnahme des Hochſitzes als Beſitzergreifung muß als uralte Sitte 
gelten und wurzelt tiefer im germaniſchen Rechtsbewußtſein als die 
Krönung und Salbung). Daher iſt der Verzicht auf dieſe letztere wie 
durch Arnulf ſo durch Heinrich I. zwar für die Geiſtlichkeit, aber nicht 
für das Volksempfinden merkwürdig ). 


Die deutſchen Kaiſerſiegel können von der Bedeutung der Fuß⸗ 
bank erzählen. Die Karolinger hatten mit antiken Gemmen geſiegelt. 
Die deutſchen Könige waren zunächſt nur zu einer notdürftigen Siegel⸗ 
prägung mit Porträtabſicht übergegangen. Halten wir nun an dem 
Leitgedanken unſerer Unterſuchung auch hier ſeſt, daß die deutſchen 
Stämme des 10. Jahrhunderts nur die ſchon geprägten Formen des 
galliſch⸗fränkiſchen Staates, aber nicht mehr den entwicklungsſähigen 
Zuſammenhang mit dem römiſchen Provinzialweſen übernehmen 


200 Brunner RG. II, 8; ſiehe ferner St. Beiſſel, Der Aachener Königsſtuhl, 
Zeitſchr. des Aachener Geſchichtsvereins IX (1887), 14 ff. Homeyer, Der Dreißigſte, 
Abh. der Königl. Akad. der Wiſſenſchaften zu Berlin 1864, S. 87— 270, eine Arbeit, 
auf welche ſich die unſere an dieſer Stelle vornehmlich ſtützt. 


) Immer wieder wird der kirchlichen Maskierung des damaligen Lebens ein 
Bild abgenommen, das faſt komiſch anmutet. Der Satz Beckers, „In ſpäterer Zeit ſcheint 
auf die in ihr (der Krönung) enthaltene Erhebung auf den Stuhl Karls des Großen 
das Hauptgewicht gelegt worden zu ſein“, S. 116, iſt eine ſolche Verkehrung der Ent⸗ 
wicklung, die nur noch gefährlicher dadurch wird, daß Becker hier vertrauensvoll die 
allgemeine Redeweiſe wiederholt. Richtig iſt, daß die Krönung anfangs ein Annex der 
Stuhlſetzung iſt, daß der inthroniſierte König König der deutſchen Stämme iſt, ob er nun 
geſalbt iſt oder nicht. Ahnlich Schreuer, Grundgedanken 126 ff. Und daß die Altar⸗ 
ſetzung der Biſchöfe nichts iſt als die Nachahmung dieſes Brauches, indem der Biſchof 
eben im Hauſe den Hochſitz einnimmt und ſo in die Gewere kommt, das ſollte keiner Aus⸗ 
führung bedürfen. Doch hat ſich J. Herwegen, Germaniſche Rechtsſymbolik in der römi⸗ 
ſchen Liturgie, 1913, dies entgehen laſſen. Als Beiſpiel nenne ich Calmet, Histoire de 
la Lorraine II Preuves CCLXII: Mönche wollen 1117 ihr Kloſter der Laieninveſtitur 
dadurch entziehen, ut abbatem sibi ... praeficerent et ad altare absque ullo laici 
oonductu ad baculum suscipiendum deducerent et soli sine saecularis digni- 
tate in sede collocarent. 
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konnten, ſo werden wir den Neubildungen der Ottonenzeit 
ihren heimiſchen Urſprung notwendig anmerken müſſen. Die von den 
Neueren viel geſcholtenen Reformverſuche Ottos III. hatten als un⸗ 
literariſchen Anſchauungsfonds alſo nur rein germaniſche Vor⸗ 
ſtellungen zur Verfügung. Lebendig gewachſen und deshalb frucht⸗ 
tragend waren nur dieſe; alle lateiniſchen Begriffe wurden zunächſt als 
Worte ohne den erleuchtenden Hintergrund einer Wirklichkeit, zu deren 
Erfaſſung fie erzeugt worden waren, bloß erlernt). 


Otto III. nun läßt zuerſt 997 auf ſeinen Siegeln den König im 
Throne Karls des Großen ſitzend, von vorn geſehen, abbilden). Vor 
dieſem Throne ſteht ein abgeſonderter, nicht mit dem Throne verbundener 
Schemel. Die Abtrennung des Schemels im Gegenſatz zu der feſten 
cathedra, zu der Stufen hinaufführen, bleibt auf den Siegeln der 
Folgezeit bis auf Lothar und Konrad III. erhalten. Hier verſchwindet 


258) Die Entwicklung vorchriſtlicher Bräuche durch die Kirche iſt für die antike Zeit 
in ganz anderem Umfang herangezogen worden als für das Mittelalter. Homeyer, Der 
Dreißigſte, iſt das frühe Muſter einer ſolchen Unterſuchung. Ich verweiſe auch auf 
Scheible⸗Nork, Das Kloſter (1839). Neuerdings Beiſpiele bei Weiſe, Ztſ. f. dtſ. Md A. 1910, 
113-116; Roſenſtock, Zur Ausbildung des mittelalterlichen Feſtkalenders, Archiv f. Kul⸗ 
turgeſchichte 10 (1913), 272 ff. 

205) Poſſe, Deutſche Kaiſerſiegel, Tafel 10 Nr. 1; Tafel 11ff. Für die Anderung 
im 12. Jahrh. hingegen Tafel 20 Nr. 1, 2, 3 und 4; Tafel 21ff. Schmitz⸗Kallenberg, 
Urkundenlehre, Meiſters Grundriß IV, 1 (1907), S. 176. „Eine Nachahmung des 
deutſchen Muſters iſt es ohne Zweifel geweſen, wenn Heinrich I. von Frankreich (1031) 
bis 1060) auch ſeine Urkunden mit dem Thronſiegel zu ſchmücken begann.“ Ich bemerke 
übrigens ausdrücklich, daß von dem echten Hochſitz des Hauſes, das iſt der feſte Stuhl 
mit Armlehnen, der im Saale ſteht, die Verwechslung mit dem Faltſtuhl, auch dem des 
Königs Dagobert, ſtreng ferngehalten werden muß. Das dreitägige Erſitzen eines Grund⸗ 
ſtückes uſw. erfolgt nicht mittels des Hochſitzes. Heyne, Fünf Bücher deutſcher Haus⸗ 
altertümer I (1899), S. 53: „Das gemeingermaniſche Wort Stuhl ... bedeutet das 
vornehmſte, eigentlich herrſchaftliche Sitzgerät, nicht dem ſpäteren unter dieſem Namen zu 
vergleichen, ſondern einem Aufbau, der zugleich ſinnbildliche Bedeutung hat und den oder 
die Inhaber einer Gewalt aufnimmt ...“, S. 54: „die Geräumigkeit des Sitzes iſt da⸗ 
durch bedingt, daß er unter Umſtänden nicht nur für einen, ſondern für mehrere Teil⸗ 
haber an der Gewalt oder am Erbe zu dienen hat, ſo im Beowulf, wo der Hochſitz 
vom König, ſeiner Gemahlin und dem Mitregenten, ſeinem Brudersſohn, eingenommen 
wird, oder auf einem agſ. Bilde, wo ihn der Hausherr mit ſeinen erwachſenen 
Söhnen teilt.“ Die Darſtellung des Thrones auf den deutſchen Siegeln iſt durchaus 
Original. Schlumberger, Sigillographie de l'empire byzantin (1884), S. 29 und 417 ff. 
Vgl. über den Stuhl auch Helbig, das homeriſche Epos! 1887, S. 118 ff., S. 124 A. 3. 
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die Abſonderung bald gänzlich, der Schemel wird jetzt zur Stufe ). 
Damit erſt waren auch die Siegel von der bloßen Abbildung des 
deutſchen Thrones zur Anwendung des im übrigen die geſchichtlich ab⸗ 
hängige Kunſt beherrſchenden Throntypus übergegangen. Das Rücken 
der Fußbank wurde, wie erwähnt, ums Jahr 940 als Zeichen der Thron⸗ 
erhebung in der Tierfabel hervorgehoben. Im Baarlaam heißt es): 
„Sinen lieben fun er nam / Und hiez in zuozim ſitzen gän. / Durch fine 
zuht wolt er daz län. Uf ſinen ſchamel er geſaz; / in dühte des daz 
ſtüende im baz“. Alſo der Sohn betrachtet es als eine Rangerhöhung 
vom Schemel auf des Vaters Stuhl zu ſteigen, als Sohn des Hauſes 
gebührt ihm der Schemel. 

Ferner achte man auf die Gliederung der Krönung nach der 
ottoniſchen Ordnung. Darin folgt der Krönung der feierliche Zug bis 
vor den Stuhl. Indeſſen beſteigt ihn der nach väterlicher und erbrecht⸗ 
licher Folge beſtimmte und ſchon gekrönte und geſalbte, alſo von der 
Kirche voll geweihte Herrſcher nicht ſogleich, wie man erwarten ſollte. 
Sondern der Erzbiſchof heißt ihn ſtillhalten vor dem Thron, ausdrücklich 
hebt er an: „Steh“, ſpricht noch einmal die Übergabe durch die Diener 
Gottes aus, und jetzt erſt darf der König Platz nehmen ). 

Dieſer Brauch findet ſich in anderen feſtländiſchen Krönungs⸗ 


400 Schon Thietmar ſagt über Otto III. IV, 47 (29): Der Kaiſer habe viel 
Römiſches erneuert: „Solus ad mensam quasi semicirculus factam loco caeteris 
eminenciori sedebat.“ Hier iſt eine Kathedra, ein Podium beſchrieben, auf dem der 
Stuhl und der Tiſch des einzeln ſpeiſenden Kaiſers über das Nweau des übrigen Zim⸗ 
mers erhöht ſind. Im ganzen 10. Jahrh. war das alſo noch nicht der Fall. 

) O. Hartung, Die deutſchen Altertümer des Nibelungenliedes, S. 313: „Bis⸗ 
weilen dienen dieſe aber auch als Sitzplätze für Perſonen, die demütig erſcheinen wollten.“ 
Das geht wohl zu weit; Schemel und Bänke ſind nur Gegenſätze gegen den Herrenſtuhl. 
über Hochſitz und Schemel in der Kirche ein Beiſpiel bei Marténe, de antiquis ecolesie 
ritibus I (1700). 358. 

4) „Deinde coronatus honorifice per chorum ducatur de altari ab episcopis 
usque ad solium, canente clero ... Deinde dicat sibi domnus metropolitanus: Sta 
et retine locum amodo .... Hoc in loco domnus metropolitanus sedere eum 
faciat super sedem, dicendo.“ Krammer, Quellen I, 10. Vgl. Schreuer, Grund⸗ 
gedanken S. 143 ff. 

Über den Übergang in die anderen ſpäteren ordines, z. B. in eine engliſche 
Heinrichs I., Pflugk⸗ Hartung, Forſchungen 23, 326, der auf Taylor, Glory of 
regality 402 verweiſt, und vor allem Schreuer, Die rechtlichen Grundgedanken (1911) 
S. 143 ff. 
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ordnungen nicht). Er fehlt z. B. in der Kaiſer Ludwigs von 877. 
Ebenſo fehlt er bei der Kaiſerkrönung in Rom ſpäter und bemerkens⸗ 
werterweiſe wird er im 12. Jahrhundert entſtellt, indem man die Stuhl⸗ 
ſetzung dem „Steh“ vorangehen läßt! Nur zwei Ordnungen haben die 
Beſtimmung mit der deutſchen gemein, zunächſt die angelſächſiſche, welche 
im Jahre 975 zuerſt angewandt worden ſein kann. Nun iſt das Ab⸗ 
hängigkeitsverhältnis zwiſchen dieſer und der deutſchen inſofern uns 
geklärt, als letztere nur in einer abgeblaßten Faſſung erhalten iſt, die 
wahrſcheinlich unter Otto III. und Gerbert um 998 in Rom redigiert 
worden iſt. Aber deshalb können trotzdem die angelſächſiſche und die 
römiſche beide aus einer gemeinſamen Vorlage abgeleitet ſein und dieſe 
Vorlage wird entweder auf das Jahr 936 und Ottos I. feierliche 


) Über die Krönungsordnungen Waitz, Die Formeln der Deutſchen Königs⸗ und 
der Römiſchen Kaiſerkrönung vom 10. bis zum 12. Jahrhundert (Abhandlungen der 
Göttinger Geſ. d. Wiſſ., Band XVIII, 1872), Schwarzer, Forſchungen XXII, 150 ff., 
A. Diemand, Das Zeremoniell der deutſchen Kaiſerkrönungen, Münch. Ab. z. G. IV 
(1894), Tangl, MIÖG 18 (1897), Seeliger bei Waitz, BG. VI., 233 Anm. 4, 
Werninghoff im Neuen Archiv 26 (1900), 131 ff., und 3RG. 32 (1911) 479 ff., 
Schücking, Regierungsantritt I, 1899, S. 198 ff., Schreuer, Über altfranzöſiſche Krönungs⸗ 
ordnungen 1909, Derſelbe, Die Krönungszuſagen des deutſchen Königs an den Papſt, 
Bonner Feſtgabe für Krüger 1911 S. 367 ff., A. Schultz, Höfiſches Leben? I (1889), 
656 ff. Alle Ordnungen ſchon des 11. Jahrhunderts ſcheiden aus. Denn das Beiſpiel 
der Siegel lehrt, daß gerade damals die Nachahmung des deutſchen Gebrauches durch 
das Ausland einſetzt. Das Verhältnis des agſ. ordo zum römiſchen hat Waitz (S. 19) 
offen gelaſſen, und nur wahrſcheinlich gemacht, daß die erſtere 975 oder 978 eingeführt 
worden fein wird. Wenn er dann die Bamberger Hbf. auf Otto III. und Rom zurück⸗ 
führt, ſo iſt das zwar wohlbegründet. Aber W. ſelbſt S. 26 u. 27 macht auf Momente 
aufmerkſam, die gegen den abſoluten Primat dieſes ordo Romanus ſprechen. Den Nach⸗ 
druck auf den Thron zu legen, nur vom Metropoliten, nicht vom Papſte zu reden uſw., 
das ſind alles Momente, die auf die Aachener Königskrönung hindeuten. Der Inhalt 
der Zeremonie iſt ja nun bisher auf germaniſche Elemente noch nicht durchgeprüft 
worden oder man hat ſich doch mit ſehr allgemeinen Hinweiſen begnügt. Bei dem 
Stillſtehen vor dem Stuhl bleibt aber meines Erachtens die Wahl nicht offen. Denn 
wir haben das Auftreten des Brauches: vor 975, wir haben Anwendung gerade bei 
Germanen und bei ſtriktem „Erbgang“. Der ſpätere Ordo für die Krönung der Königin 
weiß von dem „Sta et retine“ nichts. Vgl. über ihn Paul Krull, Die Salbung und 
Krönung der deutſchen Königinnen und Kaiſerinnen im Mittelalter, phil. Diſſ. Halle 1911. 
Und bezeichnenderweiſe hat auch für die Krönung des Herrſchers z. B. das römiſche 
Pontifikale (Waitz S. 90) den Hergang völlig entſtellt: „Post hee metropolitanus 
et unus episcoporum deducunt illum ad solium sive thalamum, intronizantes sive 
ponentes eum ibi () et dicentes: Sta et retine .. Es iſt eben ein nur aus ger⸗ 
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Weihe oder auf 961 und feines Sohnes Erhebung in Aachen zurück⸗ 
führen. Hilward hat ſie wohl auch 983 für Otto III. angewendet. 
Die zweite Ordnung, die das „Sta et retine“ enthält, iſt die 
des Ratold von Alt⸗Corvey (Corbie bei Amiens); der Verfaſſer iſt 
986 geſtorben ) Es beſteht kein Anlaß, dieſen Beſtandteil in ihr“) 
für älter als das 10. Jahrhundert anzuſehen. Uns liegt nur daran, 
römiſchen Urſprung des Sta et retine auszuſchließen. Die Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Aachen und Laon, befonders im Jahre 936, müſſen 
wir offen laſſen: Immer bleibt dieſer Punkt der Zeremonie ein ſolcher, 
der dem 9. Jahrhundert noch und dem 12./13. Jahrhundert ſchon wieder 
fremd war, und bei Angelſachſen und Deutſchen aufgekommen iſt. Dabei 
kann das Verhältnis dieſer beiden zueinander dahingeſtellt bleiben; 
jedenfalls handelt es ſich um eine germaniſche Zeremonie. 

Es berichtet uns aber die Ynglinga Saga c. 4 von König Ingiald 
von Schweden, der im 7. Jahrhundert gelebt haben ſoll: 


maniſcher Anſchauung verſtändlicher Zug, dem man vielerorts fremd gegenüberſteht. Vgl. 
noch den franzöſiſchen ordo bei Schreuer, Rechtliche Grundgedanken S. 174 ff. Eichmann 
ZREG. Kanon. Abt. II (1912), 5 ff. 

Aus der handſchriftlichen Überlieferung heraus iſt Schwarzer zu den gleichen Re⸗ 
ſultaten gelangt. Auch er ſetzt den Ordo mit unſerer Formel unter Otto I. und Otto II. 
S. 197 ff., 212. Er gibt aber auch zu, daß man erſtens nach 800 in Rom nur die 
frünkiſche Zeremonie der Biſchöfe ſchlechtweg kopiert habe, S. 209, und daß man zweitens 
in Rom 962 feit einem halben Jahrhundert ohne Praxis war. Nun waren aber in Deutſch⸗ 
land 936 und 951 völlig zeremonielle Krönungen erfolgt; es ſpricht alſo alles dafür, daß 
ſchon auf deutſchem Boden die Riten ausgebildet waren, die man 962 in dem völlig 
verwahrloſten Rom übernahm — wenn man ſie übernahm! Denn ſelbſt das ſteht ja 
durchaus nicht feſt. Man muß ſich freilich immer vor Augen halten, daß Rom im 
10. Jahrhundert in keiner Weiſe als kultureller Mittelpunkt in Betracht kommt; es 
gibt keine Synoden zu Rom uſw. uſw. Auch das Urkundenweſen zeigt die Berechtigung 
unſerer Periodiſierung: „A partir du Xle siècle on remarque la döpendance de plus 
en plus grande des documents royaux vis-à-vis des privilèges du pape, par oppo- 
sition avec ce qui avait lieu au Xe siécle“ . F. Vigener, Revue Historique 111 
(1912), S. 103. Auf den Zuſammenhang der deutſchen mit der angelſächſiſchen Form hat 
Harttung, Forſchungen 18, 147 Anm. 1, hingewieſen. Über ſeine Theſe, die Sachſen wären 
von den Engländern hier und auch ſonſt kulturell abhängig, maße ich mir ein Urteil 
nicht an. An ſich neigt man bekanntlich heut immer mehr dazu, das fränkiſche Gebiet 
als das rechtlich und kulturell führende bis zum Jahre 1000 anzuſehen. Vgl. A. Bugge, 
Vesterlandenes Indflydelse paa Nordbaernes ydre Kultur. Christiania 1905. 

4 Martöne de antiquis ecclesiae ritibus Libri II (1702), 192. Ich mußte 
dieſe erſte Ausgabe benutzen; die zweite iſt 1734 erſchienen. 

4 Martene II, 197. 
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„König Ingiald ließ bereiten ein großes Feſt zu Upſala und hatte 
vor, feinen Vater ... zu beerben. Er ſandte Leute über ganz Schweden 
und bat zu ſich Könige und Jarle und andere ausgezeichnete Männer. 
Es war Sitte in jener Zeit, wenn da ein Erbmal geſchehen ſollte, 
nach einem Könige oder Jarl, dann ſollte, der das Erbmal ausrichtete 
und zum Erbe gelangen ſollte, auf einem Schemel vor dem Hochſitz ſitzen, 
ſolange bis der volle Becher hereingebracht wurde, welcher Bragafull 
genannt wurde; dann ſollte er dem Bragafull gegenüber aufſtehen, ein 
Gelübde tun und dann den Vollbecher leeren. Darauf ſollte er zu dem 
Hochſitz geleitet werden, den ſein Vater gehabt hatte; dann war er völlig 
zum Erbe gekommen.“ 

Und im Jahre 986, alſo etwa gleichzeitig mit der ottoniſchen 
Krönungsordnung, hielt König Sven von Dänemark, d. h. in dem 
Nachbarlande der Sachſen, ſeinem Vater nach der Volksſitte das Erbmal: 


„Wenn Erbmale nach alter heidniſcher Sitte zu halten waren, ſo 
war es Pflicht ſie in dem Jahre zu halten, in welchem der geſtorben 
war, nach welchem das Mal getrunken wurde. Und der, welcher das 
Erbmal ausrichten ließ, ſollte nicht eher in den Sitz deſſen ſich ſetzen, 
den er beerbte, als bis die Leute das Erbmal getrunken hatten 
Zuletzt ſollte man den Bragabecher einſchenken. Dann ſollte der, welcher 
das Erbmal ausrichtete, ein Gelübde beim Bragabecher tun, und ebenſo 
alle die, welche beim Erbmal waren, und er dann in den Sitz deſſen, 
der beerbt wurde, treten, und ſollte dann vollkommen zu Erbe und 
Würde nach dem Toten fein und nicht früher.“) 

Die feierliche Pauſe vor dem Beſteigen erſcheint hier als das Wich⸗ 
tige. Das Erbmal wird nur von Söhnen und von Geſchwiſtern, die in einer 
Hausgemeinſchaft verharrt waren, ausgerichtet. Für den unmündigen 
Sohn des Toten tut es aus Erbarmen bisweilen der König). Die 
Nachfolge in die Würde zugleich mit dem Erbe wird durch die Stuhl⸗ 


46) Ich gebe die beiden Stellen in Homeyers Überfegung, Der Dreißigſte, S. 120 
und 121, der Hochſitz heißt brögastuol, dürfte ſich alſo zu Bragafull ſtellen. Vgl. 
Pauls Grundriß d. germ. Philol. II“, 668; 813 ff. 

47) So darf man bei Nachprüfung der einzelnen Stellen Homeyers Reſultat S. 128 
ormulieren. Den Hochſitz für Strudharald beſteigt natürlich der König nicht, ſondern er 
vertritt nur die Söhne als Veranſtalter. S. 122 f. Vgl. auch Maurer, Vorleſungen 
über altnord. RG. III (1908) 323 ff. S. 326: Auch im Norden wirkt der Briefter 
beim Erbmal mit! Kälund in Pauls Grundriß III; (1897), 427. 
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beſteigung hervorgehoben. Eine Frau, die erbenlos ſtirbt, muß daher 
ihr Erbmal vor ihrem Tode ſelbſt ausrichten. Das Erbmal iſt Schluß⸗ 
akt der Totenfeier und Anfang der neuen Hausherrſchaft zugleich; bis 
dahin beſteht das Haus des Toten unverändert fort. Deshalb ſitzt der 
Sohn zunächſt noch auf dem ihm als Sohn zukommenden Schemel. 
Die einmalige Stuhlbeſteigung genügt aber, von einem längeren Beſetzt⸗ 
halten des Stuhles iſt keine Rede. 

Innerhalb der für uns überſchaubaren Periode der deutſchen Rechts⸗ 
entwicklung beſteht das Inſtitut des Dreißigſten in Deutſchland, vor 
allem in dem geſamten von Rhein, Main und Elbe begrenzten Gebiete 
ununterbrochen fort). Das Inſtitut beſagt, es ſolle das Haus eines 
Verſtorbenen zunächſt als Ganzes unverändert gehalten werden, und 
zwar innerhalb einer Friſt von dreißig Tagen; erſt hernach ſolle der 
etwaige Erbe, welcher nicht dem „Buſen“, dem Hauſe des Erblaſſers 
angehört, das Haus mit rechtlicher Wirkung betreten und den Witwen⸗ 
ſtuhl der Gattin zerſtören dürfen. Der Leichenſchmaus, der dabei ſtatt⸗ 
findet, ſoll jedoch von dem noch ungeteilten Geſamtgut des Hauſes, 
nicht von der Erbſchaftsmaſſe beſtritten werden. Er hat alſo eine nach 
dem Toten zurückgewandte Bedeutung auch hierin bewahrt. Nicht aber 
ergreift dieſer Erbe den Stuhl des Toten. Er hat nun den Beſtitz aller 
einzelnen Erbſchaftsgegenſtände, aber er ſetzt das Haus des Erblaſſers 
als Inbegriff nicht fort. 

Faſſen wir das Ergebnis aus dieſen Sätzen zuſammen: Die Stuhl⸗ 
ergreifung begründet keine neue Gewer an den Erbſchaftsgegenſtänden, 
der ein Bruch vorhergegangen wäre. Deshalb genügt das Beſteigen 
des Stuhles. In der Gewere am Hauſe wird bis dahin der Tote 
ſelbſt gedacht. Um die Kontinuität ſinnfällig zu machen, nimmt der 
Vater den Sohn ſchon bei Lebzeiten zu ſich auf den Hochſtuhl. 
Eine Beſitzung durch drei Tage wie bei einer neuen 
Gewere wird nicht erfordert. Denn eben hat ja noch der Erbe 
auf dem Schemel geſeſſen, hatte alſo das alte Haus und der Tote als noch 
lebend gegolten. Eine religidfe Handlung füllt den Moment des 
Wechſels aus. Le mort saisit le vif, aber nicht im Augenblicke des 


4%) Zu der muſtergültigen Stellenſammlung Homeyers kann ich den älteſten deutſchen 
Beleg, der des Dreißigſten gedenkt, nachtragen. Er fällt bereits ins Jahr 874 und 
ſtammt aus Sachſen. Vita Hathumodae cap. 26 SS. IV, 188. Vgl. auch MG. Deutſche 
Chron. V, 5152 Vers 39615. 
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Todesfalls, ſondern im Augenblick der Folge auf den Sitz, der ſolange 
noch geſt anden hat ). Das Haus erliſcht, wenn niemand aus der 
Hausgemeinſchaft es fortführt. 

Nie haben die älteren Kaiſer eine dreitägige Beſitzung des Aachener 
Stuhles gekannt. Aber in dem Augenblicke, wo das Königtum aus 
der Wahl entſteht, wo es als urſprünglicher, nicht als abgeleiteter Er⸗ 
werb jedes Herrſchers angeſehen wird, gibt es ein dreitägiges Lager des 
Neuerwählten in Aachen ). Die unerbliche Gewalt, alſo z. B. die des 
Richters, muß erſeſſen werden, wie Herzog Gottfried von Lothringen 
im 12. Jahrhundert in demſelben Aachen zwei Tage auf dem Richter⸗ 
ſtuhl verharrte). Der Buſen „beſitzt“, jeder andere „erſitzt“ feine 
Gewere am Hauſe, d. i. an der Herrenwürde als ſolcher, abgeſehen von 
den einzelnen Erbſtücken ). Danach wird aber als Reſultat aus⸗ 
geſprochen werden dürfen, daß die Thronfolge der deutſchen Könige ihre 
Formen nach dem Gedanken der Folge innerhalb des Hauſes, und nicht 
des Neuerwerbs ausgeſtaltet hat. Sobald wir dies einräumen, bedeutet 
auch das ſeit Otto I. bezeugte Krönungsmahl feinem urſprünglichen 


40) gl. Heinrich Brunner, das rechtliche Fortleben des Toten bei den Germanen, 
Deutſche Monatsſchrift für das geſamte Leben der Gegenwart. April 1907, S. 18 ff. 
Das ununterbrochene Folgen ſpielt auch bei dem nordiſchen „Schuhgang“ eine Rolle. 
Vgl. Mathilde Wergeland, Aettleiding, Züricher phil. Diff. 1890 S. 4 ff. Nichts zu 
unſerem Thema enthält die Schrift „Der Sulzeſſionsmodus des dentſchen Erbrechts“ von 
A. v. Freytagh⸗Loringhoven 1908. 

50) ber das Aachener Königslager zuerſt das Weistum von 1263 in der Bulle 
aui colum. Zeumer QS.“ S. 100, Nr. 80. Schreuer, Grundgedanken S. 107. Wenn 
er aber ſchon 1039 bei Heinrichs III. Regierungsantritt den „Grundgedanken der Vers 
ſchweigung“ in den ſchlichten Worten der Hildesheimer Annalen findet (Krammer, Quellen 
S. 13): „sine quavis contradictionis molestia ... est intronisatus“, fo dũnkt mich 
das zu weitgehend. Der Chroniſt will nicht das Fehlen von Rivalen um den Thron 
hervorheben — nur dann läge der Begriff der Verſchweigung zu Grunde —, ſondern 
die Bereitwilligleit, mit der die Untertanen den jungen König anerkennen. Zu ver: 
gleichen iſt unten II, 8. 

51) SS. VI, 387 biduum in iudiciaria sede resedit. Puntſchart GGA. 1907, 
127 f. Rodenberg, Über wiederholte deutſche Königswahlen S. 46 ff., hat den Verfuch 
gemacht, „Prwatrechtsſätze“ für den „Beſitzwechſel“ im Reich, wie er es nennt anzuwenden. 
Aber nicht „Privatrechts ſätze“, ſondern „Rechtssätze“ gilt es anzuwenden. Wilhelm Scherer, 
Jakob Grimm 1885, S. 268: „Die, man ſollte meinen, ſelbſtverſtändliche Einſicht hat 
ſich noch nicht Bahn brechen können, daß in das alte Recht keine Begriffe hineingetragen 
werden dürfen, wofür der alten Sprache die Worte fehlen.“ 

s) Haus und Were, Gewere, wird ja auch im Sprichwort einfach ausgetauſcht: 
„Was in der Were verſtirbt, erbt an die Were.“ 
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Weſen nach nicht ausſchließlich die Feier des Regierungsantritts, als 
vielmehr gleichzeitig den Abſchluß der Regierung des bisherigen 
Herrſchers. Otto I. ehrt ſeinen Vater Heinrich damit, der zwar nicht in 
Aachen kirchlich gekrönt war, aber um nichts weniger deshalb als ſaliſcher 
Herrſcher der Franken verſtorben war und feinen „ftual hier in Vrankon“ 
hatte ). Die drei Thronfolger Otto I., Otto II., Otto III. haben die 
Formen für ihren Regierungsantritt nach der Auffaſſung ausgebildet, 
daß fie innerhalb des Haus verbandes, nur von den Hausgenoſſen, nicht 
von den Völkern Deutſchlands begrüßt, ihrem Ahnherren Heinrich 
ſukzedierten. 

Es iſt mit dieſem Krönungsmahl wie mit der Thronbeſteigung in 
der nachfränkiſchen Form überhaupt. Von ihm wird uns zuerſt zum 
Jahre 936 aus Aachen berichtet). Die feierliche Hoftafel mit den 
Großen des Landes, nicht als Tiſchgenoſſen, ſondern als Bedienenden, 
iſt uns auch ſonſt erſt in der rein deutſchen Zeit, erſt im 10. Jahrhundert 
bezeugt. Hingegen fehlt ſie in dem Zeremoniell zu Rom noch während 
dieſes ganzen Jahrhunderts. Daß dies kein Zufall iſt, ſondern daran 
liegt, daß die Sitte wirklich erſt nach Rom importiert worden iſt, mochte 
man um deswillen für wahrſcheinlich halten, weil uns von dem Feſt⸗ 
mahl in Rom, ſobald es dort eingeführt iſt, jedesmal Nachricht erhalten 
iſt. Diemand hat die Belege geſammelt, die ſeiner bei Heinrichs II., 
bei Konrads II., bei Heinrichs III. und IV. Kaiſerkrönung gedenken. 
Faſſen wir ins Auge, daß Widukind 936 ein ausgebildetes Zeremoniell 
in Aachen — mehr oder minder verſtändnisvoll — beſchreibt, daß dies 
961 gewiß allda wiederholt worden iſt, daß auch der Thron in Rom nie 
auch nur annähernd die Wichtigkeit erhalten hat, wie ſie dem Aachener 
Stuhl Karls des Großen zukam, fo werden wir dieſen Sitten der Krös 
nung deutſchen Urſprung, mindeſtens vermutungsweiſe, zubilligen ). 


52) Ludwigslied Vers 6. Vgl. Notker, St. Galler Pſalmen IX v. 8. Brunner 
RG. II. 9. Benecke Mhd. Wib. II. 2, 713. 

84) Die Stellen bei Waitz⸗Seeliger VG. VI“, 218 Anm. 2; Widulind II, 2: 
descendebat rex ad palatium, et acoedens ad mensam marmoream regio apparatu 
ornatam resedit cum pontificibus et omni populo; Paul Bernried, Vita Gregorii 98, 
3 3. 1077, prandium ipsa regiae consecrationis die. Schröder, RG.“ 489. 

56) Thietmar IV c. 9 a. 986. Celebrata est proxima paschalis sollemnitas in 
Quidelingeburg a rege, ubi quatuor ministrabant duces. Daß hier der noch nicht ſechs⸗ 
jährige König feierliche Tafel hielt, iſt bezeichnend; es ſtellte ſich nämlich dieſer Brauch 
damals nicht als ſchlichte Aufnahme der väterlichen Sitte, ſondern als Gegenzeremonie 
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Denn das wichtigſte Sinnbild feierlicher Ereigniſſe des Hauſes und 
hausähnlicher Gemeinſchaften iſt die feſtliche Mahlzeit bei den Germanen 
von jeher. Die Kindesaufnahme, Schwertleite und Hochzeit bedürfen 
alle der Feſttafel. Aber wir wiſſen auch, daß die ſächſiſchen Könige mit 
allem Zeremoniell ihre Hoftafel alljährlich am Oſterfeſte in Quedlin⸗ 
burg zu halten pflegten. Als feſte Gepflogenheit wird uns dies 
Quedlinburger Oſtermahl für das ganze 10. Jahrhundert berichtet und 
ebenſo das Auftreten der Herzöge als Erzbeamten hierbei. Es waren 
alſo dieſe Formen nicht etwa Merkwürdigkeiten der Krönung, ſondern 
ſie ſtanden in einer ſehr häufigen und durchweg regelmäßigen Übung. 

Der Sohnesbeſcheid auf den Hochſitz iſt erforderlich, weil damals 
alle Rechtshandlungen ohne Ausnahme ſinnfällig und unter Lebenden 


dar, als das „in contrarium agere“ zu dem Oſterfeſte, das Heinrich von Bayern 984 
ebenda gehalten hatte: „Inde egressus Heinricus proximum pascha Quidilingeburg festivis 
peregit gaudiis. Quo magnus regni primatus colligitur... Hac in festivitate idem 
a suis publice rex appellatur landibusque divinis attollitur“. Jeder ſolche finnfällige 
Akt muß nach damaliger Anſchauung ausgelöſcht werden. Ottos III. Krönung in Aachen 
vom Dezember 983 war durch Heinrichs Kur überſchattet. Wenn es Waitz VG. VI“, 333 
nur heißt: „Als Otto III. einmal in Quedlinburg die Oſtern ſeierte“, ſo geht der Kern 
verloren, daß die feſtliche Tafel, bei der die Herzöge Heinrich von Kärnten als Truchſeß, 
Konrad von Schwaben als Kämmerer, Heinrich von Bayern als Schenk und Bernhard 
von Sachſen als Marſchall fungieren, zugleich eine feſte Gepflogenheit der ſächſiſchen 
Kaiſer und in dieſem beſonderen Falle eine Demonſtration der endlich eingetretenen Ver⸗ 
ſöhnung des Reiches iſt. — Quedlinburg ſpielt dieſelbe Rolle für Sachſen, wie Aachen 
für Lothringen. Beide ſind nicht etwa die Stammesvororte! ſondern ſie ſind die Sitze 
des Königshauſes par excellence; von Quedlinburg wiſſen wir wir es ja urkundlich 
daß es auf Erbgut der Ludolfinger erbaut iſt. Dies iſt eine ſehr andere Rolle als ſie 
etwa Werla und Metz beanſpruchen konnten. 


Heinrich von Bayern 984 und ſein Neffe Otto 986 ſind nun nicht etwa die erſten 
geweſen, die Oſtern ſo förmlich in Quedlinburg begangen haben. Z. J. 1003 heißt es 
in den Annalen von Quedlinburg: (MG. 88S. III, 78) „Quidelingensem metropolim 
more avorum atavorumque priorum regum pergens cum optimatibus suis 
et populi confluentia paschalia festa peregit“. 

Und Thietmar ſchreibt V, 31 (19), „festum paschale Quidilingaburg ante- 
cessorum suorum more honorabiliter rex celebravit . Wobei der Abtauſch 
von avus und antecessor außerdem bezeichnend iſt. Feierliche Quedlinburger Oſtern 
werden uns denn nun tatſächlich überliefert, z. B. 941, „in pascha sollemni“, Thiet⸗ 
mar II, 21. Wir werden alſo die förmliche Hoftafel allemal in Anſchlag bringen dürfen, 
hat doch Thietmar auch 986 nur das Wort „sollemnitas“ ohne jede konkrete Bezeich⸗ 
nung ſpeziell des Mahles. 
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geſchehen müſſen, weil auch ein „Teſtament“ damals des ſofortigen ſicht⸗ 
baren Vollzugs bedarf. 

Die geſamten Elemente dieſes Vorgangs ergeben ſich aus einer 
lebendigen Anſchauung des Hauſes und ſeiner Glieder ohne weiteres: 
Hausherr und Ingeſinde, unter dieſem ſowohl geiſtliches als weltliches, 
werden tätig, und die feſtliche Tafel bringt die neue Ordnung der Haus⸗ 
herrſchaft zu unzweideutigem Ausdruck. 

Die Deutſchen haben allem Anſchein nach den Päpſten ihr Zere⸗ 
moniell mitgeteilt, und erſt ſeit Gregor V., dem deutſchen Papſt (995 bis 
998), mag Rom ſelbſt die Krönungsformen zu regeln wieder in die 
Hand genommen haben. 

Alſo Kur, Krönung und Stuhlergreifung und Feſtmahl. Von Otto 
dem Großen ſagt der ſächſiſche Annaliſt, er ſei nach fränkiſcher Sitte 
zum König erwählt worden; d. h. alſo, hier wird als Wahl der geſamte 
Vorgang in Aachen bezeichnet. Aber dieſer enthält nun auch nach Widu⸗ 
kinds als ſchwülſtig viel verleumdeter Schilderung genau die genannten 
vier Beſtandteile. Was jedoch eine Königswahl erſt zur Wahl durch die 
freien Männer des Volks macht, ein Geſamtakt einer Perſonenmehrheit, 
die außerhalb des Haus verbandes ſteht, die nicht als Haus⸗ 
genoſſenſchaft, ſondern als Landsgemeinde tätig wird, das iſt 
die Kur gerade nicht. Immer ſind es doch Einzelne, die ſich bei Namen 
den Herrn kieſen. Die Kur enthält alſo nichts von dem, worauf es bei 
einer Neuwahl doch vor allem ankommt: Herſtellung einer Geſamt⸗ 
überzeugung, einer die Einhelligkeit erweiſenden Geſamtwillenserklärung 
des Volks als ſolchem: Einhelligkeit iſt zu jedem Akt einer Perſonen⸗ 
mehrheit damals erforderlich. Die Kieſer aber bilden unter ſich keine 
Einheit. Sie ſind singuli. Die Kur verwirklicht nur den Anteil jedes 
einzelnen innerhalb eines Verbandes. Weshalb ſie einen Verband bilden, 
und welchen, wird bei der Kur ſchon vorausgeſetzt. Bei der 
Sohnesfolge iſt es ein herrſchaftlicher Verband, dem die Kieſer als 
Vaſallen des Herrn angehören. Sein Wille repräſentiert nach außen 
den Verband und gibt im Innern den Ausſchlag. So wird das Weſen 
der Körperſchaft, in welcher der Königsſohn berufen wird, nicht durch 
die Kur, ſondern ausſchließlich durch zwei andere Umſtände als das einer 
Hausgemeinſchaft charakteriſiert: der eine iſt der Beſcheid durch den Vater, 
der andere die Thronbeſteigung, genau wie wir es in der Eebasis 
captivi gefunden haben. Der echten Wahl hat natürlich > ſolcher 

Rofenftod, Königshaus und Stämme. 
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konſtitutiver Beſtandteil nicht fehlen können, durch den das Volk als 
ſolches repräſentiert wurde. Bei der Regierungsübernahme durch den 
Königsſohn gibt es aber ausſchließlich eine Kur durch die Großen des 
Königshauſes, durch die Fürſten, als einzelne. Die Kur iſt recht eigent⸗ 
lich eine Angelegenheit des Hauſes, ein Vorgang innerhalb ſeiner 
Sphäre. Daß dieſe Handlungen wiederholt werden nach dem Tode des 
Vaters, iſt nun nur natürlich. So findet bei Heinrich III. bekanntlich 
zweimal die feierliche Inthroniſation ſtatt; und die Beifpiele ſonſt find 
zahlreich für Wiederholung ſei es der Kur, ſei es der Krönung, ſei es 
der Stuhlbeſteigung. Allemal iſt es etwas anderes, ob dieſe Ehren dem 
Hausſohne oder dem Hausherren erwieſen werden. Daher finden ſich 
ſolche echten Wiederholungen auch nur bei Sohnesfolge. 

Philipps Krönung wird doch nur wiederholt, weil bei veränderter 
Anſchauung der Mangel des Kröͤnungs ort es die erſte weſentlich vers 
unſtaltete. Bei Sohnesfolge werden die Zeremonien wiederholt, ob⸗ 
wohl fie das erſte Mal völlig korrekt verliefen, ſonſt aber nur, wenn 
ſich das erſte Mal eine Unregelmäßigkeit eingeſchlichen hatte. 

Die Reihenfolge der Kieſer wird uns nicht überliefert, aber doch 
nur deshalb, weil ſie ſich ganz notwendig aus dem Hofzeremoniell ergibt. 
Die Stellung der Erzbeamten des Hauſes, geiſtlicher und weltlicher, 
ſteht ja inſoweit feſt, als innerhalb des Hofklerus die Metropoliten der 
beiden fränkiſchen Reichshälften von Trier und Mainz), und unter 
ihnen alsbald der Mainzer Erzbiſchof, unter den Laien notwendig der 
Seneſchall den erſten Rang einnimmt. Die Fürſten, denen weltliche 
Hofämter oblagen, blieben nicht immer die gleichen, obwohl wir hier 
kein leichtfertiges Abgehen von der Regel für gewiß halten dürfen. 
Steht doch das Schenkenamt des Böhmen ſeit 1114 unverändert feſt, 
und für das Truchſeßamt werden wir ähnliches im weiteren Verlaufe 
noch feſtſtellen können. Die vier Amter ſelbſt behaupteten ſich um ſo 
unverrückbarer. Ihre Inhaber traten bei jeder Feier, und daher ſowohl 
bei der Kur wie bei der Krönung ausgezeichnet hervor ). Der Rang bei 
der Kur war ein reines Ehrenrecht und außerhalb des Königshauſes bes 
deutungslos. Die Vierzahl der oberſten weltlichen Amter iſt feit dem 


86) Siehe Genaueres im Abſchnitt „Die Kurfürſten“. 

57) Die vornehmlich von Schreuer vertretene Lehre nimmt an, daß die Teilnahme 
der Erzbeamten an der Krönung das Vorrecht derſelben Fürſten an der Kur mindeſteng 
zum Teil bewirkt habe. Damit wird alſo der eine höfiſche Vorgang, die Krönung, für 
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10. Jahrhundert nachweisbar. Alle übrigen Amter ſind geringeren 
Ranges. Nur dieſe erſten gehören unbedingt hinein, konſtituieren das 
königliche Haus und den echten Lehnshof. 

Nehmen wir alſo eine feſte Ehrenſtellung der Herzöge in des Königs 
Hof auch bei der Kur allerdings an, ſo iſt doch grundſätzlich zu be⸗ 
merken, daß keines beſtimmten Fürſten Anweſenheit für dieſe Kur 
juriſtiſch bedeutſam iſt. Zur Gültigkeit der „Deſignation“, der Erhebung 
zum Thronfolger gehört zwar dies, daß der König vor feinen Vaſallen 
ſeinen Willen kundtut. Aber welche oder wie viele von der großen Schar 
ſeiner Mannen zugegen ſein müſſen, dafür beſteht eine Regel vom 10. bis 
zum 12. Jahrhundert nicht. Bald ſind es nur oder faſt nur Geiſtliche, 
wie bei der Einſetzung im Jahre 1087; bald wird ein auch von welt⸗ 
lichen Großen zahlreich beſchickter Hoftag dazu auserſehen, wie 1142 
oder 1169. Für die Gültigkeit von Handlungen innerhalb des königlichen 
Hauſes beſteht nur das Erfordernis, daß der König und einige Große 
verſammelt ſind. Kein einziger Vaſall iſt in ſeines Herren Hof un⸗ 
entbehrlich. Wann dieſer Grundſatz notwendig verlaſſen werden mußte, 
wird ſich unten ergeben. 

Als Ergebnis halten wir vorläufig feſt, daß der König als Haus⸗ 
herr das Recht hat, einen ſeiner Söhne zum Nachfolger im Hauſe zu 
beſtimmen ). Da der Herrſcher kein Deſpot iſt, ſondern freie Edle ihm 
dienen, ſo tritt bei dieſer Beſtimmung neben die Beſcheidung durch den 
Vater und die Aufnahme auf den Hochſitz durch ihn die Wahl und 
Akklamation durch die verſammelte Menge und die Kur durch die Hof⸗ 
beamten, die Fürſten. Salbung und Krönung, bei Ludolf nicht geübt, 
tritt ſpäter regelmäßig hinzu. Die Erhebung findet an beliebigem 
Orte auf einem Hoftage ſtatt. 
wichtiger und einflußreicher erklärt als ihre unmittelbare Gefährtin, die Kur. Eine ſolche 
Überordnung ſtatt der Nebenordnung wird ohne weitere Begründung als „Erklärung“ 
nicht gelten können. Das Nähere im Abſchnitt über die Kurfürſten. “ Er 

86) So gilt, was Thietmar z. J. 936 ſchreibt, für die ganze Periode ohne Ein⸗ 
ſchränkung, I, 19 (10): Indoles autem relictae posteritatis tristia principum corda 
laetificat, et certos voluntariae electionis hos fecit. Ve populis, quibus regnandi 
spes in subsecutura dominorum subole non relinquitur, et inter se faota 
discussione et longa contentione aliquod consilium vel solamen cito non providetur! 
Siin consanguinitatis linea aliquis tali offitio dignus non inveniatur, saltem 
in alia bene morigeratus omni odio remoto assumatur; quia maxima perdicio est 
alienigenos regnare, hino depressio et libertatis venit magna periclitatio. Alſo Haus 
und Sippe deutlich unterſchieden! Vgl. S. 87, Anm. 6. 

5* 


68 Erſter Teil. Das Königtum. 


Der Gewaltübergang im Hauſe muß ſchon durch Rechtsgeſchäft 
unter Lebenden vollzogen werden. Die ſo entſtandene Geſamthand 
zerſtört indeſſen nicht die väterliche Gewalt. Der Sohn unterſteht ſelbſt⸗ 
verſtändlich weiterhin der väterlichen Zucht, auch der Sohn, der römiſcher 
König geworden iſt ). Es iſt dies ein Punkt, an dem die Unklarheit 
der heutigen Lehre beſonders hervortritt, die mit dem Haus⸗ und Hof⸗ 
begriff, mit welchem doch auch ſie werken muß, niemals Ernſt gemacht 
hat. Man hat nämlich allen Ernſtes die Frage aufgeworfen und unter⸗ 
ſucht, ob der römiſche König als ſolcher ſeinem Vater, dem Kaiſer, 
Mannſchaft geleiſtet habe“) und hat feſtſtellen müſſen, daß davon 
nicht die Rede ſein könne. Daß aber der Sohn nicht in ein Haus 
noch eintreten kann, dem er bereits angehört, folgt aus dem 
Begriffe ſelbſt. Nur die Rüdfiht auf das lebendige Wechſelſpiel der 
Rechtsinſtitute verhilft zu einer „Anſchauung“ des Rechtszuſtandes, der 
eben als Ganzes den Teilen erſt ihren Sinn anweiſt. 

Die Geſamthand zwiſchen Vater und Sohn ermöglicht einen Anfall 
des Reiches beim Tode des Vaters ohne Gewerebruch an den Sohn ). 
Zur Fortſetzung der Hausgewere bedarf es nicht unter allen Umſtänden 


50) Siehe darüber den Abſchnitt: „Huldentzug und Volksrecht“. 

30) Ficker, Vom Heerſchilde S. 32. 

en) Noch im 13. Jahrhundert diskutiert ein Juriſt ernſthaft die Frage, ob die 
Krone des Kaiſers nicht doch erblich ſei. Es iſt das kein geringerer als Jacobus de 
Ardizone in feiner Summa feudorum (Asti 1518), die vor 1235 verfaßt iſt, S. 30 va: 
Item Imperator non transmittit imperium ad heredes... Unde videtur quod ad 
posteros heredes non transmittat arg C. de aduo. diuer. iu. I. peticionem (= II, 7, 13). 
nam et episcopus eligitur . . nam et preses creatur ab ordine et in ordine eorum 
remanet. .. et ita potest dici do principe: vt eligatur a senatu ... vt hodie a 
principibus eliguntur vel suffragio populi vt in institu. de iure na. $ sed quia prin- 
cipi et argu. ff. de offi. questo I, 1. Sed videtur quod ipse princeps po- 
tuerit olim sibi eligere successorem vt in decretis distin LXIII c. in 
sinodo congregata et in decre. XXIII distinc. In nomine domini in medio. Sed 
hodle quid am principes elig unt imperatorem qui potestatemeligendi 
ab apostolica sede acceperunt .. Unde et dns papa ex causa poterit ipsum 
deponere .. Quod successione deferatur est argu ... nam et imperator Carolus 
fuit pater Pipini imperatoris: Pipinus imp. fuit pater alterius Caroli imperat. iste 
Carolus fuit pater Ludouuici imperatoris et Ludouuicus fuit pater Lotharii impera- 
toris vt in Lombar. de fur. l. si cuiuslibet ... Nam et imperator Federicus vide- 
tur innuere: in tit. de pace constantie in 8 in ciuitate illa in fi. $ quia potest con- 
cedere regnum eius filio Henrico: et quia eius filia (!) in regnos eidem succedat sicut 
et de facto: (zielt auf Otios IV. Heirat, fein Bruder hatte eine Tochter Friedrichs I., 


. 
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eines mündigen Sohnes. Denn die Königin teilt die hausherrliche 
Gewalt ihres Gatten. Das Haus lebt auch dann weiter, wenn ſie und 
ein unmündiger Sohn noch am Leben ſind. Ohne weiteres iſt ſie zur 
Regentſchaft berufen, fie beſitzt den Witwenſtuhl. 

Das Wort Koning hat ſeinen Sinn als der Sohn des Herrſchers 
durch dieſe Jahrhunderte hindurch noch behauptet). 

Und ſo kann es uns nicht wunder nehmen, wenn Widukind ſelbſt 
den ſchon vom Papſt gekrönten Otto II., obwohl er nicht nur König, 
ſondern vom Papſt bereits zum Kaiſer gekrönt worden iſt, genau wie 
alle anderen Thronfolger zu Lebzeiten ſeines Vaters nur als den „be⸗ 
ſchiedenen Kaiſer“, designatus imperator, bezeichnet“) ). 

Mit dieſer Feſtſtellung der Rechtsbaſis müſſen nun auch Komplika⸗ 
tionen, die in beſonderen Fällen der deutſchen Geſchichte eintraten, ihre 
Entwirrung erfahren können; die Ausnahmen müſſen notwendig die 
Regel zu beſtätigen imſtande ſein. Schwierigkeiten treten ein, wenn 
der Königsſohn beim Tode des Vaters unmündig, zugleich aber auch 
mutterlos iſt, wie das in Deutſchland 1152 und 1198 ſich ereignete. 


er ſelbſt eine Philipps zur Frau) et iste nunc Federicus rogerius imperator fuit filius 
Henrici. Sed tu dicas quod hoc contingit potius electione principum quam successione. 
Ich zitiere nach dem Ex. der Leipziger Univ. Bibl., vgl. über die Schrift Lehmann, Das 
Langobardiſche Lehnrecht (1896), 44, Seckel, ZRG. Rom. Abt. XXI (1901), 251; 
Feſtgabe der Berliner jur. Fakultät f. Gierke 1910, S. 53 Anm. 5. Lehmann 3RG. 32 
(1911), 471. Schon Laspeyres, Über Entſtehung. .. der Libri Feudorum 1830 
S. 55 Anm. 109 hat auf die intereſſante Tatſache hingewieſen, daß Jakobus das 
ſaliſche, ribuariſche und alamanniſche Geſetz zitiert. Als Veroneſer haben ihn deutſche 
Verhältniſſe ſichtlich intereſſiert. — Wenn noch Weiland, Gef. Aufſätze G. Waitz dargebracht 
1886, 276 der Artikel 11 der Confoederatio eum principibus ecelesiasticis (Zeumer, OS.“ 44 
Nr. 39) ſtutzig machen konnte, „ut heredes nostri et successores in imperio ea 
rata conservent“, ſo werden wir dieſen Satz, zumal in dem Augenblicke, wo der Königs⸗ 
ſohn ſogar ſchon erkoren iſt, nunmehr als Rechtsſatz des deutſchen Reichs für das ganze 
frühe Mittelalter anerkennen. 

en) Über dieſe Bedeutung von „König“ Kluge, Etym. Wtb. s. v. Vgl. Hartung, 
Die deutſchen Altertümer im Nibelungenlied, 1894, S. 60, „die königliche Gewalt konnte 
nur durch Geburt aus dem Königsgeſchlechte erworben werden“. Nunmehr darf auch 
auf die divisio imperii vom J. 817 hingewieſen werden. Der Rechtszuſtand iſt nicht 
weſentlich anders geworden. 

62) Hierauf macht Bloch, Die Sachſen⸗Geſchichte Widukinds v. Korvei, Neues Archiv 38, 
95— 141, S. 139 Anm. 1 aufmerkſam. Widukind III, 76. 

4) Nebenbei bemerkt, es ergibt fi daraus, wie damals die kirchliche Zeremonie 
auf ihren eigenen Kreis beſchränkt bleibt und keinen Akt des Volksrechtes darſtellt. Da⸗ 
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Zunaͤchſt ſchiebe ich für die volksmäßige Auffaſſung der Rechtslage 
in Deutſchland noch um 1200 eine Stelle bei dem Magiſter Oliver von 
Paderborn z. J. 1197 ein: ortum est scisma in imperio, nam im- 
peratrice defuncta cum dominus Frethericus parvulus 
utrique parente foret orbatus,...quidam de prin- 
eipibus elegerunt Ottonem, . . alii autem Philippum ). Alſo 
mißt Oliver dem Tode der Konſtanze rechtliche Bedeutung bei. Erſt 
hierdurch dünkt ihm die Erhaltung der Gewere für das königliche Haus 
unmöglich. Gerade weil die Stelle ſachlich falſch iſt — Konſtanze 
ſtirbt erſt im Herbſt 1198 —, iſt ſie für uns ſachlich unſchätzbar, denn 
ſo gibt ſie einen konſtruierten, alſo aus dem Rechtsbewußtſein der Zeit 
geichaffenen *) Grund an! Tatſächlich war ja Konſtanze nur unerreich⸗ 
bar, die Wirkung damit aber die gleiche. Ein Knabe kann nicht 
regieren, wohl aber, wie wir geſehen haben, hätte es die Mutter für 
ihn vermocht ). Der Tod der Mutter bringt eine rechtliche Anderung 
in der Stellung des Kindes hervor. Dieſer Auffaſſung entſpricht es, 
daß der Verſuch, einen Mann des Geſchlechtes als geborenen Vor⸗ 
mund des unmündigen Königs walten zu laſſen, ſcheitern muß. Denn 
der Geſchlechtsvormund handhabt kein abgeleitetes, ſondern ein ſelb⸗ 
ſtändiges Recht. Hausherrſchaft der Königin⸗Mutter und Munt eines 
Hausfremden über das „Kind von Apulien“ ſind heterogene Rechte. Nach 
dem Tode Heinrichs VI. waren noch zwei Söhne Barbaroſſas am Leben, 
Otto und Philipp, dieſer letztere allein brauchbar zu ernſtem politiſchen 
Geſchäft, obzwar ſelbſt kaum einundzwanzig Jahre alt. Aber ju riſtiſch 
war Philipp nur einer der Reichsfürſten, ohne jede Beziehung zur 


rüber treten vielfach unkritiſche Vorſtellungen in der Literatur hervor. Umgekehrt iſt 
z. B. im Jahre 1056 der Papſt unter den Geiſtlichen des kaiſerlichen Hauſes, die erneut 
die „Wahl“ Heinrichs IV. vornehmen. Ich ſehe aber in dieſer Schriſt mit gutem Grunde 
davon ab, auch ſchon auf die Stellung des Bistums von Rom im Rahmen der Reichs⸗ 
verfaſſung zwiſchen 900 und 1200 ſelbſt hypothetiſch einzugehen. Über die auf dieſe Kur 
aufbauende Theorie Hugelmanns vom Papſt als unus elector ſ. unten im Kapitel über 
die Kurfürſten. 

46) Oliwer v. Paderborn, Historia regum Terre sancte c. 111, Bibliothek des 
literariſchen Vereins 202 (1895), S. 155. 

66) Scheffer⸗Boichorſt hat im Neuen Archiv 27 (1902), 111 f. darauf hingewieſen, 
daß Konſtanze nur in ſiziliſchen, niemals in deutſchen Angelegenheiten tätig geworden 
iſt. Als deutſche Königin iſt ſie nicht betrachtet worden. 

en Oben S. 35f. 
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Reichsregierung. So wenig unſer modernes Reichsrecht außer dem 
Kronprinzen kaiſerliche Prinzen kennt, ſo wenig hatte der jugendliche 
Herzog von Schwaben ein Recht am Reich, mochte er auch der Geſchlechts⸗ 
vormund des jungen Friedrich Roger ſein. In ſeiner Ehrenhaftigkeit 
hat es nun Philipp verſucht, die Schranken ſeiner Stellung innezuhalten 
und im Reichsregiment nur als Beiſtand, als „defensor“ ſeines Neffen 
aufzutreten. Hierüber hinaus ging ſchon der erſte Beſchluß, „ihn 
vorerſt zum König zu erwählen, bis ſein Neffe, des Kaiſers Sohn, 
längſt von ihm und allen übrigen Fürſten erkoren, nach Deutſchland 
käme“). Wäre Philipps Wunſch erfüllt worden, fo hätte er dem Kinde 
ſeinen Stuhl erhalten. Der ſo geſchaffene Zuſtand erſcheint aber ſofort 
als unerträglich. Der Mann, der die Munt übt, kann ſie nicht von dem 
ableiten, für den er ſie übt. Auch Heinrichs von Bayern Verſuch, die 
Theophanu aus der Vormundſchaft zu drängen, war kein Kampf um die 
Vormundſchaft als ſolcher geweſen, ſondern hatte den Zeitgenoſſen mit 
gutem Grunde als ein Unrecht gegen Otto III. gegolten, eine Auf⸗ 
faſſung, die jetzt erſt verſtändlich wird“). Herzog Heinrich iſt 


ee, Otto von Sankt Blafien (Krammer, Quellen I, 39): „habito consilio ipsum 
(Philippum) in defensorem imperii eligere decreverunt, quoddusque nepos suus, im- 
peratoris filius, dudum tam ab ipso quam a ceteris principibus electus, in Alaman- 
niam deveniret“. (S. über defensor imperii = König Waitz VI?, 201.) Königskatalog von 
1215 88. X, 137: „Philippus gubernavit vice et loco Friderici“. Reiner v. Lüttich 
58. XVI, 653: „partes in electione facta sunt ... alii principes ... Rogerium, cui 
legatharium avunculum suum Ph. ducem . .. dederunt“. Dazu Scheffer⸗Boichorſt 
Geſ. Schriften II, 334 ff. Deſſen weitere Anſicht, der anfängliche Plan ſei auch ſpäter 
feſtgehalten worden, ſcheitert wohl an Philipps Brief von 1206. 

6) Uhlirz NA. 21, 129 ſagt über die Lage 984 „die höchſte Gewalt“ ſei bei dem 
— Weihnachten 983 in Aachen gekrönten — Otto III. geweſen. „Ihr Gebrauch aber 
ging mit dem Knaben an den über, der ſich ſeiner Perſon bemächtigt hatte. Den rein 
privatrechtlichen Anſpruch an dieſe hatte zuerſt der nächſte Schwertmage Herzog Heinrich 
von Bayern durchgeſetzt.“ Einen „rein privatrechtlichen Anſpruch“ gibt es natürlich 
damals nicht. Aber vor allem, die Mutter kann ſich nie ihrer Kinder „bemächtigen“, das 
kann nur der Vormund. Ohne den Begriff des Hauſes ſieht der Hiſtoriker hier nur 
einzelne Perſonen um ein Knäblein, das ihre Machtgelüſte legitimiere, in unſchöner Weiſe 
fi) raufen. So lieſt man bei Kowalski (1913) S. 105 wörtlich: „Lediglich darauf kam 
es an, ob am Hoſe des jungen Fürſten die Partei der Kaiſerin⸗Mutter oder die Fürſten 
den entſcheidenden Einfluß gewannen“. Sickel hebt (DD O II 385 a) mindeſtens, Thietmar 
ſolgend, hervor, daß Heinrich von Bayern 984 gezwungen wurde, am 29. Juni 984 
den Knaben an Mutter und Großmutter auszuliefern! Der ſchwächſte und unbrauchbarſte 
König wird eben lieber ertragen — zu allen Zeiten der Geſchichte —, als daß der 
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damals wie Philipp 1198 der „legalis patronus“, der Geſchlechts⸗ 
vormund ſeines Neffen. Indeſſen der Geſchlechtsvormund kann nicht 
im Namen ſeines Mündels Urkunden ausſtellen, oder an Stelle des 
Mündels zu Gericht ſitzen. Ein Vormund deckt das von ihm geſchützte 
Kind zu, er tritt vor das Kind, eine Mutter ſteht neben und hinter ihm 
und lenkt die Bewegungen ſeiner Schritte und ſeiner Hände. Heinrich 
von Bayern wollte 984 — im Beſitze der Perſon Ottos III. — ſelbſt 
König werden ). Der Begriff des Staatsamts fehlte ja noch. Phi⸗ 
lipp erhebt durch ſeine Schirmherrſtellung einen unerträglichen Anſpruch. 
Man ſoll ihm als Herrn gehorchen, obwohl er nicht der König iſt, obwohl 
er das königliche Haus ſeines Bruders in keiner Weiſe fortzuſetzen 
imſtande iſt. Philipp ift vielmehr auch im Rechtsſinn 1198 nur dux 
Suevie, nicht „Angehöriger“ des königlichen Hauſes, ſondern nur des 


„Zauber der Perſon“ oder die „perſönliche Macht“ eines Unberechtigten durchdringen 
dürften. Unſere hiſtoriſche Literatur iſt, wie jeder billige Beurteiler geſtehen muß, weit 
entfernt davon, dieſe Erkenntnis für das Mittelalter ſtets fruchtbar zu geſtalten. Ich 
brauche nur an die neueſten Publikationen über die Königswahlen zu erinnern. Jede 
Demarkationslinie zwiſchen Recht und Politik iſt aufgehoben, keine der ſittlichen Kräfte, 
die wir doch in der geſprächigeren Geſchichte der letzten vier Jahrhunderte am Werke ſehen, 
dem Mittelalter zuerkannt; und doch iſt Politik nichts anderes als das Eintreten neuer 
Individualität, ungeformten Lebens, in die Ordnung des Rechts. 

70) Das Volk fang damals: Herzog Heinrich wollte König fein, der Herrgott aber 
ſagte nein. Thietmar V, 2 z. J. 1002, „Recordaris, frater, qualiter cecinit populus: 


Deo nolente voluit dux Heinricus regnare? nunc autem debet Heinricus ... regni 
curam providere.“ 
Derſelbe z. J. 984 IV, 1: dux (Heinricus) . . Agripinam veniens regem 


patronus legalis de Warino ut predixi archipresule suscepit, eiusdemque auxi- 
lium cum omnibus quos ad sui gratiam convertere poterat firmiter est adeptus. 
Dispositis autem, prout sibi placuit, cunctis dux ad Corbeiam cum eis venit ibique 
Thiedricum et Sicconem comites ac confratres nudis pedibus veniam postulantes 
dedignatur suscipere. Quod hii egre ferentes abierunt, cognatos suimet et amicos 
a ducis ministerio toto mentis nisu amovere studentes. Qui (Heinricus) .. . omnes 
regionis illius principes huc convenire rogavit atque precepit, tractans quomodo se 
suae potestati subderent regnique eum fastigio sublevarent. Alſo ſchon vorher deckt 
er ſein Mündel völlig zu, er handelt, nicht Otto; nachdem aber Otto III. den Kaiſerinnen 
ausgeliefert iſt (IV, 8): Rex a suimet matre aviaque diligenter succeptus, Hoiconis 
magisterio comitis commissus est. Inter regem et ducem pax firmatur. Nachdem 
ein Vaſall, ein Ingeſinde des Königshauſes, den Knaben in Pflege hat, wird von nun 
an durchweg der König auch von Thietmar als das handelnde Subjekt bezeichnet, vor⸗ 
her aber nicht! 
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königlichen Geſchlechts, und hat fein eigenes Haus ). So ſcheitert fein 
uneigennütziger Verſuch, dem Neffen die Krone zu erhalten. Er wird 
ſelbſt zum König erhoben. | 

Dieſe Betrachtungen dienen uns dazu, die Vorgänge von 1152 zu⸗ 
nächſt von dieſer Seite her nach ihrer rechtlichen Bedeutung im Sinne 
ihrer Zeit zu würdigen ). Konrads III. Sohn, König Heinrich, war 
1150, Konrad ſelbſt 1152 geſtorben und hinterließ nun einen un⸗ 
mündigen Sohn Friedrich. Konrad war aber ſchon ſeit 1146 Witwer 
geweſen ). Keine Frau ſtand ſeinem Hauſe mehr vor, ein Umſtand, 
der bisher unbeachtet geblieben iſt, obwohl er den Schlüſſel der Situation 
bietet. Der nächſte Agnat und berufene Vormund dieſes Kindes iſt 
dadurch ſein Vetter Friedrich, Herzog von Schwaben, der aber kein Mit⸗ 
glied des Herrſcherhauſes in dem hier entwickelten Sinne iſt. Als nun 
die Fürſten in Frankfurt zuſammentraten, verlangte der Erzbiſchof von 
Mainz die Folge des Königsſohnes. Er konnte nicht gut anders handeln. 
Denn als der erſte Hofbeamte wäre er im Verein mit der Mutter zur 
Leitung der Geſchäfte ja berufen geweſen. Auch beſtritt ihm niemand, 
daß ſich der erſte Gedanke auf den Sohn des toten Königs zu richten habe. 


71) Die Quellen zeigen die prekäre Situation Philipps. (Geſammelt bei Kraut 
Vormundſchaft III, 122 Anm. 21.) Er ſelbſt ſchreibt: hos omnes imperii principes, 
qui in diebus illis in Alamannia fuerant, — sollicitare cepimus, ut ipso filio dilecti 
domini ac fratris nostri Henrici Romanorum imperatoris augusti quem iam eis in 
dominum ac regem elegerant — assisterent et ipsum vellent habere pro rege; et 
nos, tum quia de iure naturali et legali ad hoc tenebamur, tunc etiam pro conser- 
vando honore imperii onus tutele subire voluimus, usque dum ipse puer ad eam 
perveniret etatem, quod ipse per se regere posset imperium et jura eius requirere. 
Die Marbacher Ann. ſchreiben: Dux Suevorum — regnum — non sibi (sic) set filio 
fratris sui nomine tutele se velle servare..., und die Annales Egmontenses 
„Facto oonventu principum de regni premissione duci Sueviae Philippo unanimiter 
assenserunt ita ut filius Henricis imperatoris Fredericus, puer quinquennis, patri 
succederet, et ipse omnia imperialia ageret et disponeret.“ Die Stellen 
zeigen genügend, wie eigenartig und merkwürdig Philipps Projekt erſchien. Die ganze 
Schwierigkeit brach aber beim Urkunden auf. Am 21. Januar 1198 heißt es im Diplom 
für Speier: „tam ex persona domini nostri regis quam nostra.“ Remling 
UB. Speyer (1852), S. 137; Hilgard UB. Speyer Nr. 22; Böhmer⸗Ficker, Regeſten 
Nr. 15. Vgl. Ficker⸗Puntſchart II, 1. 14ff. 

2) Vgl. Simonsfeld, Jahrbücher Friedrich I. Bd. I (1908), S. 30 ff.; Ficker⸗ 
Puntſchart II, 1 (1911), 3ff. Daſelbſt die überreiche Literatur über dieſe Wahl. Eine 
juriſtiſche Unterſuchung befindet ſich nicht darunter. 

72) Kowalski S. 7. 
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Aber dieſer Erhebung ſtand als gewichtiger Grund das Fehlen der Haus⸗ 
herrin entgegen. Die Erhaltung der Hausgewere ſchien damit unmög» 
lich“). Daß aber das Fehlen der Königin⸗Mutter eine weſentliche 
Rolle 1152 geſpielt hat, wird nicht nur aus der oben angeführten Stelle 
des Oliver v. Paderborn wahrſcheinlich. Zwingend iſt vielmehr die 
weitere Tatſache, daß noch nach 1152, nämlich unter Barbaroſſas 
Regierung, deſſen Gemahlin als die berufene Regentin für 
feinen etwa noch unmündigen Sohn gegolten hat!“) Hätte man nun 
1152 dem doppelt verwaiſten Königsſohn den Stuhl erhalten wollen, 
ſo wäre die Regentſchaft, als Hauswährſchaft gedacht, einem Geiſtlichen 
allein, eben dem Erzbiſchof von Mainz, zugefallen zu einer Zeit, wo die 
größere Zugehörigkeit der Geiſtlichen vor den Laien zum Königshauſe 
bereits mehr und mehr beſeitigt war, die Munt über die Geiſtlichen ge⸗ 
ſchwunden und dieſe als frei handlungsfähig auch nach weltlichem Recht 
daſtanden. Nur bei einer Frau begreift es ſich damals noch, daß ſie 
„nicht das Ihre ſucht“. Die „Regentſchaft“ des Erzbiſchofs hätte nicht 
mehr viel anderes bedeutet, als die „Vormundſchaft“ des Geſchlechts⸗ 
vormunds Friedrichs von Schwaben. Wir haben geſehen, wie eine 
Regentſchaft dieſes Mannes nicht hätte formuliert werden können ). 


14) Auch in der agſ. Stelle bei Schröder, Ehel. Güterr. I, 143 Anm. ſollen 
zwar die Magen dem Kinde den Stuhl erhalten, aber die Vorausſetzung iſt, daß des 
Kindes Mutter lebt! Für die Stellung der Mutter vgl. auch MB. 29a, 90 Nr. 368 
a. 1048: ein Forſt wird für den Erzbiſchof v. Salzburg gebannt „in comitatu Otacchari 
situm, ipso uero Otaccharo, et Pilihilda vidua Sizonis comitis duobusque 
tiliis eius Sigehardo et Fride rico... ibidem praedia habentibus uoluntario 
consensu conlaudantibus“. S. auch die Anweſenheit der Mutter in der unten II, 17 
zitierten Urkunde über Asca. 

Hartung macht, Forſchungen 18, S. 147 A. 1, darauf aufmerkſam, daß Unmündiglkeit 
wiederholt in England als Hinderungsgrund zur Erlangung der Krone angeſehen worden 
ſei, ohne dieſen Unterſchied, ob die Mutter lebt oder nicht, zu beachten. Siehe auch 
Oscar Hartung, Die deutſchen Altertümer des Nibelungenliedes und der Kudrun 1894 
S. 69, „Starb der König, bevor der Sohn als rechtlicher Thronerbe mündig war, ſo 
führt in unſeren Gedichten ... die Königin als vormundſchaftliche Regentin die Herrſchaft 
bis zu jener Volljährigkeit weiter. So herrſcht Gere Witwe nach dem Tode ihres 
Gatten für ihren unmündigen Sohn bis zu deſſen Schwertnahme und Vermählung.“ Es 
ſind deutſche Gedichte des 12. Jahrhunderts, die ſo dichten. 

18) Oben S. 34. 

76) Die fränkiſche Zeit verhält ſich hier gerade fo, 575 wird Brunhilde von der 
Regierung für ihren unmündigen Sohn verdrängt, aber auch die Oheime werden nicht 
Vormünder, ſondern „die hohen am Hofe und im Lande“ treten in den Rat des Königs. 
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Wenn die Mannen dem jungen König huldigten, ſo war nicht ein⸗ 
zuſehen, weshalb der Herzog ihnen etwas ſollte befehlen können; 
huldigten ſie aber dieſem unmittelbar, ſo wurde er damit ſelbſt zum 
König. Für Friedrichs I. unmittelbare Wahl ſprach alſo die Unmög⸗ 
lichkeit ſolcher bloß vormundſchaftlicher Waltung. Aber es kann ebenſo⸗ 
wenig wundernehmen, daß der Erzbiſchof von Mainz widerſprach und 
das Fehlen der Mutter als kein Hindernis bezeichnet hat. Wenn man 
behauptet, die Geiſtlichkeit habe der „römiſchen“ Anſchauung in Deutſch⸗ 
land Bahn gebrochen, daß ein Kind nicht regieren könne ), fo findet dieſe 
Theorie ja auch ſonſt in den Quellen keinen Anhalt; hier (1152) liegt 
das Gegenteil deutlich vor. Nun iſt es eine Frage von biographiſchem 
Intereſſe, inwieweit der Erzbiſchof dabei nur oder überwiegend vom 
eigenen Vorteil, ſich als Regent zu ſehen, getrieben worden iſt. Mag 
ihn immer der bare Eigennutz bewegt haben, wir wollen ja hier nur 
das rechtliche Kleid ermitteln, in das er ohne zu erröten das innere 
Streben vor den Blicken der Wahlverſammlung kleiden konnte. Der 
Mann ſpricht unter Männern von Recht und Ehre. Dafür wird ſeine 
Zunge um ſo beredter eintreten, je mehr im Herzensgrund der eigene 
Ehrgeiz wach iſt. Die perfönlichen Motive in den Vordergrund 
zu rücken, iſt nicht des Redners, eher ſchon feiner Gegner An⸗ 
gelegenheit. Aber während der höchſte Kirchenfürſt des Reiches 
am alten Rechte der Sohnesfolge quand meéme feſthält, hatte 
dem König Konrad ſelbſt charakteriſtiſcher Weiſe das Hindernis un⸗ 
beſiegbar gedünkt. Der Vater ſelbſt hatte an der Herrſchaft der Doppel⸗ 
waiſe verzagt und eingewilligt, daß Herzog Friedrich den Thron beſteige 


W. Sickel, GGA. 1889, S. 972f. Schückings Ausführungen, Regierungsantritt I, 158, 
erledigen ſich, weil Theudebald nachweislich zwölf Jahr und demnach mündig war und 
nur wegen ſeiner Jugend noch Rat in ftärterem Umfange brauchte. 

Es iſt dies der entſcheidende Unterſchied gegenüber Frankreich, wo ja auch im 
Lehnsweſen viel früher das Geſchlecht in die Stellung des Hauſes einrückt. Über die 
Regentſchaft des Oheims über ſeinen Neffen hier im J. 1060 Holtzmann, Franzöſiſche 
Verfaſſungsgeſch. 123. Bei anderen germaniſchen Stämmen iſt Geſchlechtsvormundſchaft 
auch für den König möglich. Vgl. z. B. Zeumer, leges Wisigothorum S. 315 über 
Theuderich als Vormund ſeines Neffen Amalarich. Über die Regentſchaft in Lothringen, 
die urſprünglich durchaus der Herzogin⸗Mutter gebührt und nur langſam von den 
Großen des Landes ihr entwunden wird: Bonvalot, Histoire du droit et des institu- 
tions de la Lorraine (1893), S. 236. 

15) Vgl. Krüger, Grundſätze und Anſchauungen uſw. 1911, S. 20 f. Anm. 46. 
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und ihm die Inſignien des Reiches geſandt. Aus beiden Umſtänden 
vereint: daß der ſterbende König die Sohnesfolge für ausſichtslos an⸗ 
ſieht, daß trotzdem eine Partei königlicher als der König ſein kann, 
erſtehen für uns die Linien des alten Rechts fehr deutlich“). 

Um Konrads Sohn als König annehmen zu laſſen, hatte der 
Mainzer Erzbiſchof die Fürſten zuſammenberufen. Nun gewann die 
Gegenpartei die Oberhand. Aber es iſt nur aus dieſer Sachlage zu ver⸗ 
ſtehen, daß man überhaupt an keine andere Kandidatur als an die des 
nächſten Schwertmagen gedacht hat. Dies iſt aber begreiflich, wenn eben 
die Unmöglichkeit, den Königsſohn zu erheben, erſt im Laufe der Ver⸗ 
handlungen endgültig beſchloſſen und nunmehr auf deſſen Vormund 
Friedrich zurückgegriffen wurde. Für dieſen ſprachen ja noch gewichtige 
politiſche Rückſichten. Bekanntlich berichtet Otto v. Freiſing über die 
Wahl mit ausführlicher Rechtfertigung. Voran ſtellt er den berühmten 
Satz über das Wahlrecht der Fürſten: es folgt erſt ein Kapitel über den 
Gegenſatz zwiſchen Guelfen und Gibellinen, in dem nachdrücklich das 
politiſche Moment bei Friedrichs Wahl, die ſegensreiche Abſicht, die 
damit erreicht werden ſollte, hervorgehoben wird, und das Kapitel 
ſchließt mit der Verſicherung, dieſes ſei nicht etwa aus Haß gegen Konrad 
geſchehen, daß fie den „noch kleinen Friedrich“ nicht gewählt hätten ). 


8) In der Legitimitätspartei, die durch die Ereigniſſe des Jahres 1866 bei dem 
niederſächſiſchen Neuſtamm der Hannoveraner entſtanden iſt, haben ſich ſolche Kontraſte 
bekanntlich mehrfach und noch neuerdings mit großer Schärfe ergeben; ſie entſpringen 
alſo nicht aus einer Schlaffheit des Rechtsgedankens gegenüber der bloßen Macht, ſon⸗ 
dern aus ſeiner überſcharfen Anſpannung. Aus Konrad III. perſönlichem Urteil läßt ſich 
auch ſein paſſives Verhalten zwiſchen 1150 und 1152 genügend erklären. 

79) Gesta Friderici 11, 2: Ita non regis Conradi zelo sed universitatis ut dic- 
tum est, boni intuitu hunc Fridericum eius filio item Friderico adhuo parvulo prae- 
ponere maluerunt. Das Kapitel wendet ſich alfo gegen die Partei des Königs- 
ſohnes! Simonsfeld hat bis zuletzt (Jahrbücher I, 38, Anm. 88) an feiner alten An⸗ 
ſicht feſtgehalten, das Wörtchen „zelo“ ſei zu überſetzen nicht „aus Haß gegen“, ſondern 
„auf Wunſch von“. Ottos Stil verſtärkt aber nicht, ſondern mildert; er wählt ſeltene 
Vokabeln, um Schroffheiten zu vermeiden. „zelo“ ſtatt eines „secundum voluntatem“ 
wäre unnötig geſchraubt und unnötig unklar. Statt „odio“ aber — und ſo wird es von 
Otto ſelbſt Buch IV. 24 (ed. Simſon S. 267) verwendet — ſchwächt es liebenswürdig ab. 
Simonsfelds Auslegung kaun um fo eher auf ſich beruhen bleiben, als S. im übrigen 
die Tendenz von Ottos Worten ganz wie wir beurteilt. Er hat nur nicht begriffen, daß 
der Erzbiſchof von Mainz königlicher ſein könnte als der König. Der Hausbegriff gegen⸗ 
über dem des Geſchlechts löſt das ſcheinbare Quiproquo ſofort. 
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Wenn wir bedenken, daß der Oheim des regierenden Fürſten ſchreibt, ſich 
nicht genug tun kann in Hervorhebung der Einmütigkeit und daß er den 
Gegenſatz bei den Verhandlungen mit dem einen Wort „endlich“ 
ſtreift ), fo wird zunaͤchſt mindeſtens ſoviel deutlich, daß er dieſen Be⸗ 
richt mit großer Umſicht und nach ſehr reiflicher Formulierung abgefaßt 
hat, ferner aber, daß er unſerer Auffaſſung entſpricht. Denn wenn man 
man rechtliche Einwände gegen den Eintritt der Sohnesfolge, wie wir 
geſehen, mit Fug zu erheben wußte, ſo war eine Wahl allerdings not⸗ 
wendig ). Leſen wir nun vorurteilslos den berümten Satz des Otto 
von Freiſing: „Es rechnet ſich dies Recht die Bekrönung des römiſchen 
Reiches als aus beſonderem Vorrang ſtammend zu, nämlich nicht nach 
der ſenkrechten Linie des Geblüts hinabzuſteigen, ſondern die Könige 
mittels der Wahl durch die Fürſten zu erwählen.“ Eines fällt da ſo⸗ 
gleich ins Auge: es fehlt ein kleines Wörtchen, das man in jedem Falle 
erwartet, das aber dem gewiſſenhaften Schriftſteller trotzdem nicht in die 
Feder gefloſſen iſt. Wenn nämlich ein Rechtsſatz zitiert wird, der von 
altersher beſteht, ſo kann er entweder zeitlos mit „dies iſt Rechtens“ 
eingeführt werden, oder wenn man ihn in die Form eines bloßen An⸗ 
ſpruchs „er fordert“ kleidet, muß dieſer Anſpruch noch als ein geſicherter, 
ein anerkannter kenntlich gemacht werden. Das einfache Präſens 
„vendicat“, „nimmt in Anſpruch“ iſt ein ſolcher geſicherter Rechtstitel 
nicht. Otto redet von einem gegenwärtigen modernen Anſpruch ohne 
Rückverweiſung in die Vergangenheit. Wie nahe hätte aber der Zuſatz 
eines „antiquitus“, „von altersher“ gelegen. Da ſcheint doch Krammer 
das Richtige getroffen zu haben, wenn er dieſen Satz als Bericht über 
f 0) Was dies Wörtchen bei ihm enthalten kann, zeigt die Schilderung z. J. 1125, 
wo der ganze ſo heftige Wahlkampf durch Tandem bezeichnet wird, Chronicon III, 17, 
S. 333. Den Stand der Diskuſſion über die Wahl von 1152 ſiehe bei Ficker⸗Punſchart II, 
11f.: Simonsfeld, Jahrbücher Friedrichs I., Bd. I (1908) 30 ff. Über die Bedeutung von 
apex, apices iuris, das im Corpus juris noch „Spitzfindigkeit“ bedeutet, Heumann⸗Seckel, 
Handlexikon (1907), 35 b; Hampe im N. Archiv 36 (1910), 232 f., es entſpreche 
„Kaiſertum“ oder „Rom“. 

81) Bei dieſer Wahl war dann auch rechtlich die Erhebung von Konrads Sohn 
unmöglich. Darüber unten 84f. 

82) Gesta II, 1: „ubi (in Frankfurt 1152) cum de eligendo principes primates 
consultarent, — nam id iuris Romani imperii apex, videlicet non per sanguinis 
propaginem descendere sed per principum electionem reges creare sibi tanquam 


ex singulari vendicat praerogativa — tandem ab omnibus Fridericus . .. petitur 
eunctorumque consensu in regem sublimatur“. 
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einen 1152 zuerſt gefundenen Spruch deutet). Da Ottos Abſicht, 
durch die Betonung des Wahlrechts Barbaroſſas Sache zu rechtfertigen, 
feſtſteht, fo iſt die Übergehung des Koͤnigsſohnes das Senſationelle an 
dem Ereignis von 1152. Heut hält man merkwürdigerweiſe dies Ab⸗ 
gehn von der direkten Linie und den Abtauſch „bloß“ zwiſchen Vettern, 
für nichts Beſonderes. Die Vorſtellung vom „Wahlreich“ zieht eben die 
Aufmerkſamkeit von den ernſten Bedenken ab, die damals jedermann 
beſchleichen mußten, wenn er ſich die fpätere Rolle des jetzt übergangenen 
Königsſohnes ausmalte. Man denke nur an die Rolle Friedrichs II. 
1210, an Konradin und an Albrecht I. während Adolfs Regierung, 
ferner daran, daß Friedrich II. den erſten Sohn im Gefängnis ſterben 
ließ, um ſich ſeiner zu erwehren, an die Unkenrufe, die bei der Abſetzung 
Konrads 1098 ertönten, und man wird nicht leugnen, daß der nur 
wegen Unmündigkeit verfügte Ausſchluß des königlichen Samens, trotz 
der Zuſtimung des verſtorbenen Vaters lebhaften Anſtoß erregen konnte. 
Wir, die wir den rechtlichen Konflikt jenes Augenblicks zum erſtenmal 
durchſchauen können, finden in der Notlage des Reichstags auch einen über⸗ 


ss, Krammer, Kurfürſtenkolleg 1913 S. 8 Anm. 2: Er erklärt aber den Spruch 
für eine bloße förmliche Rechtsverwahrung der Fürſten! „Denn Otto ſelber hatte um ſo 
weniger Veranlaſſung, hier einen derartigen Satz einzuschalten, als ja 1152 gerade der 
Neffe des bisherigen Königs, ſein nächſter mündiger Erbe, erkoren worden war. Dieſer 
Umſtand aber, daß man ſich nämlich zum erſten Male wieder über ſeit langem beobachtete 
Prinzipien (nämlich völlige Willkür bei der Wahl! ſo wird der Verlauf der Erhebungen 
von 1125, 1138, 1142 gedeutet!) ohne Not hinwegſetzte und die Krone bei demſelben 
Hauſe beließ, wird andererſeits für die Fürſten der Beweggrund geweſen ſein, nun die 
prinzipielle Unvererblichkeit des Königtums um ſo ſchroffer zu betonen.“ In den von 
mir geſperrten Worten Erbe und Haus liegt Krammers ganzes Quiproquo verborgen. 
So überhört er die lange Entſchuldigungsrede Ottos an die Adreſſe von Konrads III. 
Sohn und deſſen Anhängern, obſchon ihr ein ganzes Kapitel gewidmet iſt; und er läßt 
unerklärt, weshalb denn Otto einen bloßen Proteſt der Fürſten, den er an ſich nicht 
billigte, zwar einerſeits gewiſſenhaft verzeichnet, andererſeits aber doch wieder nicht als 
ſolchen deutlich bezeichnet habe. Einen Gegenſatz zwiſchen Otto und den Fürſten zu 
konſtruieren, iſt ebenſo unbegründet wie Kr.s Vorausſetzung, im 12. Jahrh. habe in 
Deutſchland gleichſam jedermann den Thronwerber ſpielen können und Friedrichs I. Wahl 
ſei deshalb ein beſonderer „Sieg“ des Verwandtſchaftsprinzips. Die Literatur hat auch 
ſonſt oft bei den Königswahlen die entfernteſten Möglichkeiten mit Vorliebe erörtert, und 
indem ſie den Kandidatenkreis für viel zu groß hielt, die eigentlichen Konflikte jedes Falls, 
die in viel engerem Kreiſe auftreten, überſehen. Hingegen bleibt es Kr.8 Verdienſt, deut⸗ 
lich empfunden zu haben, daß Otto nicht von ungefähr, ſondern in praͤziſer Formulierung 
mit beſtimmter Abſicht ſchreibt. 
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zeugenden Grund zu einem ſolchen Beſchluſſe. Daß die Behinderung des 
kleinen Königsſohnes erſt auf dem Wahltage allgemein feſtgeſtellt worden 
iſt, geht ja daraus mit Beſtimmtheit hervor, daß der Einberufer des Tages 
ſie vorderhand in Abrede geſtellt hatte. Alſo haben ſich die Fürſten — ſei 
es förmlich, ſei es in zwangloſer Beſprechung — erſt auf dem Tage ſelbſt 
das Recht zuerkannt, unter den Umſtänden, wie ſie damals vorlagen, 
„non per propaginem descendere“, ſondern einen anderen zu wählen. 
Damit ſchlägt die Kur des Königsſohnes, die bis dahin auf der Tages⸗ 
ordnung ſtand, in eine echte Wahl um. Nicht nur ſind es einzigartige 
Verhältniſſe, ſondern eine Rechtsfrage, ein wohlbegründeter Zweifel 
darüber, wo denn eigentlich die Grenze der Hausverfaſſung verlaufe, 
hat die Gemüter auf dem Frankfurter Tag bewegt. Zwar könnte uns 
ein 5Realpolitiker“ entgegenhalten, die Entſcheidung ſei ja doch vorab 
dadurch beſtimmt geweſen, daß Herzog Friedrich von Schwaben den 
kleinen Prinzen bereits in ſeiner vormundſchaftlichen Gewalt tatſächlich 
hielt. Darin läge ſchon das fait accompli. Aber wie war es denn 
984 geweſen? Obwohl ſich damals der nicht minder mächtige Herzog 
der Bayern gerade ſo im Beſitz der rechtmäßigen Vormundſchaft und der 
tatſächlichen Gewalt befunden hatte, hatte dies „fait accompli“ nicht 
hindern können, daß er um der Thronfolge, um des Rechtes willen, 
zur Aufgabe dieſer ſeiner Macht gezwungen wurde. Er mußte Otto III. 
der Mutter Theophanu ausliefern. Die „Macht“ allein erklärt alſo 
hier nichts). Wir brauchen nämlich gar nicht zu bezweifeln, daß auch 
von der Partei des Königsſohnes 1152 die Nützlichkeitsgründe, die für 
den Ausſchluß der Doppelwaiſe vom Thron ſprachen, voll anerkannt 
worden ſind. Nur ſtanden dem offenbaren Nutzen ernſthafte Gewiſſens⸗ 
bedenken gegenüber. Denn mochte der Erzbiſchof von Mainz immerhin 
einräumen, daß jede Regentſchaft ein Übel ſei und erſt recht, wenn fogar 
die Köͤnigin⸗Mutter fehle, jo konnte er trotz alledem an dem Rechte des 
Knaben feſthalten. Mußte man nicht ein ſolches Übel in Kauf nehmen, 
wenn wirklich die Ketten des Hausrechtes auch dieſen Thronfall, der 
ohne Vorgang bisher war, unzerreißbar mit umſpannt hielten? Ertrug 
man denn nicht auch Schwächen und Fehler des mündigen Herrſchers 


4 „Car telle est la noble nature de l'homme qu'il ne peut se defendre du 
besoin d'avoir raison et qu il ne se repose pas tranquillement dans sa 
force, s’il la sent dösavouse par la justice,“ ſagt ein Hiſtoriker wie M. Guizot, 
L'amour dans le mariage S. 40. 
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um des Rechtes willen? Wenn er dann ſich hat umſtimmen laſſen, ſo 
beſagt die einhellige Erklärung über das Fürſtenwahlrecht vornehmlich, 
es müſſe ſich in dem gegenwärtigen ausgeſprochenen Notfall die könig⸗ 
liche Hausgenoſſenſchaft ſowohl (der Erzbiſchof von Mainz iſt ja ihr 
Seneſchall und Kanzler) als die vereinigten Landtage der Deutſchen über 
einen etwaigen und nicht einwandfreien Bruchteil des Rechtes hinweg⸗ 
ſetzen dürfen, das auch dem doppelt verwaiſten Hausſohne zuſtände ). 

Die Vorgänge von 1152 zu beleben, konnte nur durch die Begriffe 
des Hauſes und der Sohnesfolge gelingen. Wenn wir aber allein aus 
der Rechtslage heraus gewiſſe ſeeliſche Notwendigkeiten des Falles 
konſtruktiv zu begreifen verſucht haben, ſo können wir das nicht als 
müßiges Spiel anſehen. Wurden doch auf dieſe Weiſe Antriebe menſch⸗ 
licher Handlungen ſichtbar, die zu allen Zeiten der Geſchichte gleich 
bleiben. Der Kampf des bloßen Nutzen mit dem alten Recht, das jeweils 
zur bloßen ſtarren Form zu entarten droht, erzeugt das lebendige Recht, 
welches den gegenwärtigen Nutzen und die Idee der immer gleichen 
Gerechtigkeit zu verfühnen weiß. Bei Betrachtung eines Zeitalters, 
welches noch zu dem geringſten politiſchen Beſchluſſe an der Ge⸗ 
fahr der ſtrengen Formel, an dem Zwange des Präzedenzfalles und an 
der Faſſung als Gerichtsurteil feſthielt, iſt das anderweit erſchloſſene 
Rechtsbewußtſein der Zeitgenoſſen ein ebenſo ſicher bezeugter machtvoller 
Faktor im Ablaufe eines Ereigniſſes als deſſen ausdrücklich über⸗ 
lieferte Einzelumſtände. Und wenn umgekehrt ein ſolches Ereignis 
nur durch die Rückſicht auf gewiſſe Rechtsſätze Leben und Farbe gewinnt, 
ſo iſt das die geeignetſte Probe, welcher wir die von uns gefundenen 
Rechtsbegriffe unterwerfen können. 

Der eigenartige Vorgang kann übrigens durch einen Vergleich noch 
deutlicher gekennzeichnet werden. Verwandte Erſcheinungen zeigt nämlich 
die moderne Thronfrage in Bayern. Hier dünkt im Jahre 1912 die 
Fortdauer der für den geiſteskranken König beſtehenden Regentſchaft uns 
erträglich. Statt ſeiner ſoll der bisherige Regent, ſo wünſcht man, den 
Thron beſteigen. Doch die Gewiſſensbedenken einer konſervativ ge⸗ 
richteten Partei verhindern zunächſt dieſen vom Staatsbedürfnis ge⸗ 
forderten Schritt, unter ausdrücklicher Brandmarkung eines ſolchen 
„Rechtsbruches“. Denn während der Dauer einer Regentſchaft für einen 


es) Darüber, daß man ihn auch nicht wählen konnte, unten. 


Vierter Abſchnitt. Der Übergang der Gewalt innerhalb des Königshauſes. 81 


König, der ſchon König geworden iſt, eine Verfaſſungsänderung vor⸗ 
zunehmen, die das Weſen der Regentſchaft und des Thronfalls ändert, 
heiße wohlerworbene Rechte des Königtums einſeitig ohne deſſen 
Mitwirkung verändern. Aber in dieſer ſelben Partei, deren Führer 
wiederholt in der ſchärfſten Weiſe gegen jede ſolche Verkürzung des 
Königtums proteſtiert hatten, bricht ſich für dieſen einzigartigen Fall 
einer ſchier endloſen Regentſchaft dennoch die Einſicht Bahn, daß auch 
formales Recht durch feine Überfpannung zum Unrecht werden kann. 
So wird ſchon Ende 1913 ein neues Verhältnis zwiſchen König einer⸗ 
ſeits und Regent andererſeits einſeitig von Regent und Landtag feſt⸗ 
geſtellt, der Regent erhält das Recht, den Thron für erledigt zu erklären, 
den König abzuſetzen. Aber es handelt ſich nicht um den uſurpatoriſchen 
und parteiiſchen Akt einer dem Königtum abholden Volks⸗ 
vertretung oder dergleichen, ſondern hierin liegt eine allgemeine Klärung 
der Rechtsüberzeugung und der monarchiſch⸗konſervativen Geſinnung des 
ganzen Volkes. Mag die Form dieſer Anderung dann auch die eines 
von Regent und Landtag gegebenen Geſetzes ſein: in Wirklichkeit deckt 
dieſe Form den Vorgang ſelbſt nicht; den Vorgang haben, wie der 
Miniſterpräſident hervorgehoben hat, bereits vor den formellen Kammer⸗ 
verhandlungen nicht etwa die Majorität, ſondern alle ſtaatlichen Parteien 
des Landtags billigen müſſen. Das Parlament hat eben nicht nur in 
ſeiner gewöhnlichen Form gehandelt, ſondern iſt darüber hinaus als 
Gewiſſen des Landes aufgetreten. 

Die Vergleichsmomente mit Barbaroſſas Wahl ſind alſo die ſolgen⸗ 
den: Hier in dem kranken König, dort in dem unmündigen Sohn ſind 
beidemal lebendige Träger eines ſubjektiven Rechtes des Königtums 
vorhanden. Dadurch ſind beide Fälle gegenüber der häufigeren Lage, in 
der es an einem ſolchen Träger momentan überhaupt fehlt, als ſeltener 
und ſchwieriger charakteriſiert. Beidemal ſucht man das Recht dieſer 
Träger, weil es bisher noch durch keine Satzung ausdrücklich beſeitigt iſt, 
ſorgſam und beinahe ängſtlich zu ſchonen. Und am Ende ſetzt ſich nicht 
eine Partei über die Überzeugung einer anderen Partei hinweg; ſondern 
die Geſamtheit als ſolche macht einen Läuterungs⸗ und Entwicklungs⸗ 
prozeß ihrer Rechtsüberzeugung durch. Ein ſolch einhelliger Rechtsbruch, 
den keine Majorität und keine Revolution auferlegt, der vielmehr nur 
ein zur Form herabgeſunkenes Recht zu töten unternimmt, weiſt aber 
auch unter der Lupe des Rigoriſten keinen Zug von Unrecht mehr auf. 

Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 6 
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Wenn man in Bayern empfindet, daß nicht die gegenwärtigen ver⸗ 
faſſungsmäßigen Organe allein, ſondern darüber hinaus das Staatsvolk 
als ſolches ſein Rechtsbewußtſein ſchöpferiſch äußert, ſo wirft das 
ein Licht auf den etwas geſchraubten Ausdruck Ottos v. Freiſing, daß 
der „apex imperii“ ſich das Recht vindiziere, durch die Fürſten den 
König zu wählen. Dieſer „apex“ iſt rein tatſächlich nichts anderes 
als die Fürſtenſchaft. Aber moraliſch iſt eben doch ein Unterſchied 
zwiſchen den Fürſten, die jeweils in Normalfällen gewählt und gekürt 
haben, und der Ausleſe des Reichs, die den ſchwerwiegenden Beſchluß 
von 1152 faßt. 

Aber ob nun Otto v. Freiſing ein 1152 in Urteilsform ergangenes 
Fürſtenweistum wörtlich wiedergeben will, oder ob die Faſſung ſein 
eigenes Werk iſt, immer ergibt ſich, daß die einfachen Fälle durch die 
Komplikation nicht umgeſtürzt, ſondern beſtätigt werden. 1152 wird 
zum bisherigen Recht hinzu feſtgeſtellt, daß eine Doppelwaiſe unter 
Vormundſchaft fällt, ihr der Stuhl nicht erhalten werden kann, weil ſie 
in ein anderes Haus eintritt. Damit erliſcht das des Königs. Im 
übrigen iſt die Sohnesfolge auch weiterhin 1169, 1196, 1220 und 1237 
vom Vater durchgeſetzt worden. Das „neue“ Recht hatte nicht im 
geringſten die Folge, daß ein anderer Nachfolger als der Sohn zu 
Lebzeiten des Königs von den Fürſten hätte beſtimmt werden 
können. Nie iſt, auch unter kinderloſen Herrſchern nicht, daran gedacht 
worden. Der Rechtsſatz von der Neuwahl eines Königs trotz des Da⸗ 
ſeins eines Königsſohnes, bei Rudolf v. Rheinfelden eine revolutionäre 
Doktrin ohne praktiſche Folgen, hält 1152 weſentlich abgeſchwächt 
ſeinen Einzug ins geltende Recht. Damit iſt auch der Anſchluß an 
unſere Quellen erſt wieder vollſtändig gewonnen. Denn zu den beiden 
Jahren 1077 und 1152 allein und zuerſt wird über die freie Wahl der 
Fürſten in den Quellen gehandelt. 


— — — — 
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Echte Wahlen und Wechſel des Königshauſes. 


Aus der angeblichen Miſchung oder Verſchlingung von Wahl⸗ und 
Erbrecht, an der die deutſche Verfaſſung kranken ſollte, iſt der eine Be⸗ 
ſtandteil reinlich ausgeſchieden: Die Folge des Sohnes iſt eine innere 
Angelegenheit des Hauſes und berührt das Leben der Gemeinde nicht. 
Kein Zweifel hingegen, daß beim Leerwerden des Hochſitzes die Wände 
des Hauſes keine Herrſchergewalt mehr in ſich zu bergen vermögen; daß 
die oberſte Würde nun vielmehr unter freiem Himmel, vor den Volks⸗ 
genoſſen zur Vergebung kommen muß. Mit anderen Worten: Bei Er⸗ 
löſchen des Königshauſes wird eine Wahl erforderlich. 

Man hat kürzlich viel Gewicht darauf gelegt, daß auch dann von 
einer „Wahl“ zu ſprechen ungereimt ſei. Denn der Kreis der Wahl⸗ 
kandidaten ſei gar eng und feſt umgrenzt geweſen). Wenn man aber 
die blendend formulierte Frage: „War Deutſchland ein Wahlreich?“, 
wenn auch mit Einſchränkungen, deshalb verneint, ſo liegt das daran, 
daß der Fall der eindeutig beſtimmten Thronfolge, d. h. der Über⸗ 
gang der Gewalt innerhalb des Hauſes nicht als Gegenſatz mit gegen⸗ 
wärtig gehalten wird. Indeſſen gegenüber einem vom Rechte und vom 
jeweils regierenden König beſtimmten Nachfolger bleibt auch die Ent⸗ 
ſcheidung zwiſchen drei oder ſelbſt nur zwei Kandidaten durch irgend⸗ 
einen Wählerkreis eine Wahl. Daran kann eine noch ſo große Zahl ein⸗ 
ſchränkender Bedingungen, die jeder Bewerber erfüllen muß, nichts 
ändern. 

Nicht für den Wahlbegriff als ſolchen find die Umſtände der Wahl 
wichtig. Indeſſen, wenn wir erfahren wollen, wem das Königshaus, 
deſſen innere Struktur bisher unterſucht worden iſt, in der Außenwelt 


1) v. Dungern, War Deutſchland ein Wahlreich? Erweiterter Sonderabdruck aus 
der Feſtſchrift für Adolf Wach 1913, wo die älteren Arbeiten des Verfaſſers zu dieſer 
Frage angeführt ſind. 
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gegenüberſteht, innerhalb welches ſtaatlichen Gebildes es Herrſcherhaus 
iſt, ſo wird ſich nichts dringender empfehlen, als den rechtlichen Be⸗ 
dingungen dieſer Wahlen näherzutreten. Denn durch ſie werden Königs⸗ 
häuſer begründet. Wer alſo kann zum Inhaber eines ſolchen gemacht 
werden? Wer kann zum Inhaber eines ſolchen machen, und unter 
welchen Formen? Das ſind die Probleme, die uns über den Zuſammen⸗ 
hang des Königshauſes mit der übrigen Verfaſſung Deutſchlands Auf⸗ 
ſchluß verheißen. Sie können aber erſt jetzt zum erſtenmal aufgeworfen 
werden, nachdem der rechtliche Begriff des Königshauſes zur Anſchauung 
gebracht worden iſt ). 

Zunächſt kann mit innerer Notwendigkeit nur der gewählt werden, 
der Hausvorſteher iſt, der ſelbſt ein Haus innehaben kann. Dies feſtzu⸗ 
ſtellen iſt nicht ganz müßig. Denn wir haben zwar oben ſchon gezeigt, 
daß (1152 und 1198) eine unmündige Doppelwaiſe ihres Fol ge⸗ 
rechts verluſtig geht. Aber daraus folgt ja noch nicht, daß ſie nicht 
neuerlich von der Wahlverſammlung hätte er wählt werden können. 
Das man aber dazu nicht imſtande war, folgt jo ſehr aus dem Haus⸗ 
begriff, daß 1152 die Proklamierung des Wahlrechts den Ausſchluß des 
Königsſohnes gleich mit enthielt. Ebenſo hat 1208 die ſtaufiſche Partei 
an die Wahl des unmündigen Friedrich II. nicht gedacht, vielmehr bis 
zu feiner Volljährigkeit (1209 —10) haben fie und der Papſt gewartet. 
Der Fall des Ludwig d'outre mer in Frankreich entſpricht den beiden 
deutſchen Beiſpielen. Folgt dieſer Rechtsſatz ohne weiteres aus den 
bisher entwickelten Begriffen, ſo führt uns ſchon der nächſte endgültig 
aus dem Bannkreis des Hauſes in eine weitere Sphäre. 

Die Kandidaten bei einer echten Wahl ſind in erſter Linie, man 
darf vielleicht ſagen mit geringen Ausnahmen nur die Männer, die mit 
dem Könige verwandt ſind und deren Ranggleichheit mit dem König 
dadurch offenkundig iſt. Aber unter ihnen ſtehen ſich Hut und Schleier, 
Schwert⸗ und Kunkelmagen völlig gleich. Bei Konrad I. ſteht die 
Verwandtſchaft feſt, bei Heinrich I. iſt fie denkbar. Heinrich II. 
und Konrad II., auch ihre Gegenkandidaten dürften dem alten König ver⸗ 
wandt geweſen ſein. Für Konrad kann nicht nur die eigene Sippe und 


2) Es iſt aber nicht unſere Abſicht, und bei der Maſſe des bereits zu Tage geför⸗ 
derten verſteht ſich das von ſelbſt, die Königswahlen in monographiſcher Vollſtändigleit 
zu erörtern. Wir unterſuchen ſie im Hinblick auf ihre ſyſtematiſche Bedeutung für 
die Verfaſſung. 
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die Ausſicht auf Söhne geſprochen haben, ſondern ebenſo das Geblüt 
ſeiner Gemahlin, die als Karolingerin galt. Für die Auffaſſung des 
Verwandtſchaftsbegriffs in dem allerweiteſten Umfang, wie er heute be⸗ 
fremden muß, haben wir einen merkwürdigen Zeugen aus viel ſpäterer 
Zeit. Mathias v. Neuenburg berichtet ohne Verwunderung, ſondern als 
verſtünde er dieſen Gedankengang vollkommen, Papſt Bonifaz VIII. habe 
ſich verſchworen, Albrecht I. nicht anzuerkennen, ſolange deſſen Gemahlin 
Eliſabeth lebe! Wer war nun die Königin Eliſabeth? Sie hatte den 
Grafen von Tirol zum Vater, ihre Mutter aber war vorher mit Kon⸗ 
rad IV. vermählt geweſen und hatte von dieſem den unglücklichen Kon⸗ 
radin geboren. Alſo war Eliſabeth eine Halbſchweſter des letzten 
Staufers, und zwar nur von mütterlicher Seite, ſo daß kein Tröpfchen 
vom Blute des Kaiſergeſchlechts in ihren Adern rann. Trotzdem wirkt 
die Verwandtſchaft, und die Schuld Friedrichs II. will der Papſt heim⸗ 
geſucht wiſſen bis in dies kaum noch mit ihm verbundene Glied ). 

Bei ſolcher Herrſchaft des Erb⸗ und des Geblütsgedankens werden 
wir auch die Benennung Konrads II. als des Saliers wie die der Weib⸗ 
linger verſtändlich finden. Wir werden auch geneigt ſein zu glauben, 
daß Rudolf von Schwaben mit als Eidam Heinrichs III. kandidierte, 
ſo kurze Zeit er das geweſen war). Denn der Schwiegerſohn iſt nach 
dem Sohne jedesmal der begehrteſte Bewerber um den Thron. Als 
Schwiegerſohn ſteht auch 1125 Leopold von Oſterreich auf der Kandi⸗ 
datenliſte, 1138 aus demſelben Grunde Heinrich der Stolze. Ottos IV. 
Verwandtſchaft mit Lothar ſcheint noch nicht auszureichen. Er wird 
durch die Vermählung mit der Kaiſerstochter erſt ganz legitim. Alle Zeit⸗ 


) Matthias v. Neuenburg Kap. 34. Eine weitere Stelle in Brunos Leben des 
heiligen Adalbert SS. VI, 596: Mater (sc. Adalberti) ex claro genere Slavorum erat, 
digna jugalis juncta digno marito; marito videlicet qui reges tangit linea sanguinis, 
quam longe lateque jura dantem hodie tremunt: Henrico regi accessit proximus 
nepos. Wie dieſe nächſte Vetternſchaft beſchaffen war, hat Teige, Forſchungen XXVI 
(1886), 285 f. nachgewieſen: Der Nepos Slawnik war ein Enkel Arnulſs von Bayern 
F 937), deſſen Urenkel wieder Kaiſer Heinrich II., das hieß alſo reges tangere linea 
sanguinis, obwohl Slawnik keinen Tropfen Königsblut in ſich hatte. Vgl. ferner Breßlau 
Jahrb. Konrads II. Bd. II. 513. Anderes Material bei v. Dungern, War Deutſchland 
ein Wahlreich? 1913 S. 50f., der dieſe Tatſachen mit Recht betont. 

) Er war kein volles Jahr verheiratet. Vgl. O. Grund, Die Sage vom Raube 
der Kaiſertochter Mathilde in feiner Biographie Rudolfs von Rheinfelden 1870, S. 87 ff. 
und Heyck, Geſchichte der Herzöge von Zähringen 1891, S. 5231. 
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genoſſen heben das hervor, ebenſo den frühen Tod der Gattin als unglück⸗ 
lich für ihn. Einerſeits überhaupt von altem, königlichem Blut zu 
ſtammen, und andererſeits mit dem unmittelbar vorhergehenden Hauſe 
verbunden zu ſein, ſind alſo die zwei verſchiedenen und getrennt zu 
haltenden Beſtandteile der „Legitimität“ Otto IV. Die Verwandten 
alle find Kandidaten kraft Er b rechts; der Schwiegerſohn hat doch 
kein königliches Geblüt; aber die Quellen nennen mit Grund auch 
das ein Erbrecht. Der Ausſpruch Heinrichs II. iſt jetzt völlig er⸗ 
klärt): Unter den Erben im Sinne des Privatrechts, den Erben der 
einzelnen Vermögensſtücke, wird gewählt. Sogar bei dem Umſturz 
von 1077, als die Forderung der Sohneswahl ſtatt der Sohnesfolge 
erhoben wird, gilt es als ſelbſtverſtändlich, daß Rudolfs Sohn der 
nächſte und wichtigſte Thronkandidat ſein wird, an dem man nur aus 
den gewichtigſten Gründen vorbeigeht. Sigebert v. Gembloux berichtet 
zum Jahre 1138 über die Stimmung in Deutſchland: „Die Fürſten des 
deutſchen Königtums ertrugen es nicht, daß ein dem Königsſtamm nicht 
Zugehöriger (Lothar und Welf ſind gemeint) über ſie herrſche, und ſetzten 
ſich Konrad aus königlichem Geſchlecht zum König“ ). 

Trotzdem hatte Philipp ein qualitativ ſchlechteres Recht als Fried⸗ 
rich II.). Und die Wahl Lothars war ein Affront fo gut gegen Leopold 
von Oſterreich wie gegen die Weiblinger. Nur als die älteren Söhne 

n) S. oben S. 41 Anm. 5. 

5) „Non ferentes principes Teutonici regni, aliquem extraneum a stirpe regia 
sibi dominari, regem constituerunt sibi Cunradum virum regii generis.“ Sigeb. 
Cont. Gembl. SS. VI, 386 zu 1138. Im übrigen werwolles Material bei Waitz 
VG. VI, 165 ff., ohne Scheidung in Haus und Sippe; ferner Hartung, Forſchungen 
XVIII, 135 ff. 

) Im Jahre 1154 ſteht der Sohn des verſtorbenen Königs Konrad in der 
Zeugenreihe vor dem Bruder des jetzt regierenden Friedrich J.; nach unſerer Auffaſſung 
mit Grund, denn jener iſt Königsſohn, dieſer aber nur Verwandter des Königs, 
Würtemb. UB. II, 78. Deshalb heißt es in derſelben Urkunde „inter descendentes 
de genere regis Cunradi et Friderici ducis clarissimi*. Die Stellung ſeit 1156 müßte 
nichts mehr beweiſen, weil ſeitdem Konrad Pfalzgraf bei Rhein ift, troßdem ſiehe über 
das Rangverhältnis ſeitdem Buſſon, Annalen des Ver. f. d. Geſch. des Niederrheins 
XIX (1868), 23; der Pfalzgraf ſteht 8 mal vor, 14 mal hinter dem Herzog v. Roten⸗ 
burg, während er den Markgrafen von Meißen und Brandenburg, dem Herzog von 
Böhmen und dem Landgrafen von Thüringen regelmäßig vorgeht. Vgl. S. 17, Anm. 11. 

Für die herrſchende Ausdrucksweiſe zitiere ich Hartung, Die Thronfolge, 
Forſchungen 18, 140 A. 1: „Fehlte in der Privaterbfolge die erſte Parentel, ſo ward 
das Erbe in die zweite hinaufgezogen, d. i. 1) die Eltern; waren dieſe nicht mehr am 
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der Kaiſerstochter und als Herzöge hatten ſie den Vorrang. Der 
Schwiegerſohn ſteht nicht ſchlechter zum Erbe, als ſeine Söhne, inſofern 
er für dieſe und ſeine Gattin die Hausherrlichkeit innehat. Er erbt zwar 
faktiſch nicht, ſondern die weibliche Seite, aber er ergreift die Gewere für 
fie und hat felbft die Nutzung). Häufig wird damals nicht anders wie 
heute der begreifliche Verſuch unternommen, die Stellung des Eidams, 
der die Erbtochter heimgeführt hat, praktiſch der eines Sohnes anzu⸗ 
gleichen ). Rechtlich hat der Schwiegerſohn nie fo, als wäre er ein 
Sohn, Einlaß in das Haus gefunden. 

Aber wer wählte aus, wer urteilte über die Abſtufung innerhalb 
dieſer Verwandtſchaftsgrade, mochte das Urteil nun auch einmal ein 
Fehlſpruch werden? 

„Berechtigt, das Unrecht zu begehen“, um uns ſpitzig auszudrücken, 
waren die deutſchen Stämme bei der Wahl von 1125, weil die Souverä⸗ 
nität in dieſem Augenblicke bei ihnen lag”). So wenig wie fonft der 


Leben, jo 2) die Geſchwiſter .. Solch ein Fall liegt hier (919) vor, denn 
noch konnte Eberhard den Thron, karolingiſcher Tradition gemäß, 
vom Privateigen wenig verſchieden erachten“, und ebenda 139, A. 1: 
„Eberhard war eben Konrads Bruder und regierungsfähig“. Gegen dieſen letzten Satz 
iſt gewiß nichts einzuwenden; nur iſt regierungsfähig eben zu zerfällen in ſeine 
Beſtandteile. Zum Kandidaten iſt der Bruder allemal qualifiziert. Wie Thietmar 
(oben S. 67 A. 58) zwiſchen Haus und Sippe des Königs ſcheidet, jo bezeugt Otto I. 
ſelbſt, daß auch nach ſeiner Anſchauung nicht ſein ganzes Geſchlecht zum Thron berechtigt 
iſt! In ſeiner erſten Urk. 936 heißt es: „Et si aliquis generationis nostrae in Francia 
ac Saxonia regalem potestativa manu possideat sedem, in illius potestate sint ac 
defensione praenuncupatum monasterium et sanctimoniales; si autem alter e 
populo eligatur rex, .... nostrae ... cognationis qui potentissi- 
mus sit, advocatus habeatur . . . loci praedicti: DOI. Nr. 1 S. 90. Alſo trotz Dauer 
der Königs ſippe darf ein anderer König erhoben werden. Auf einen direkten Nach⸗ 
kommen bezieht ſich cognatio kaum in erſter Linie. Natürlich behaupte ich nicht etwa 
umgekehrt, daß nun „generatio“ nur die Haus folge bezeichne. 

7) Mayer⸗ Homberg, Studien zur Geſchichte des Verfangenſchaftsrechtes. I. Zur 
Entſtehung des fränkiſchen Verfangenſchaftsrechts 1913, S. 106 f. hat an einem Beiſpiele 
charakteriſiert, wie die Munwerhältniſſe imſtande waren, den Begriff des Eigen und 
Erbe des Kindes durch die Gewere des Vaters nachhaltig abzuſchwächen. Munt iſt 
eben nicht Intereſſenwahrnehmung, ſondern vollkommenes Zudecken des Mündels gegen⸗ 
über der Außenwelt. 

8) Vgl. Beiſpiele bei Ficker, Vom Heerſchilde S. 39 und 43. 

2) Vgl. über die theoretiſche Lehre von der Volksſouveränität im 12. Jahrhundert 
Carlyle, Mélanges Fitting I (1908), 193; auch Teichmann, Basler Feſtgabe für Heusler 
1904 S. 39. 
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König, kann damals die Volksgemeinde ins Unrecht geſetzt werden. 
Friedrich v. Staufen hat das durch ſeine alsbaldige Anerkennung denn 
auch deutlich genug zum Ausdruck gebracht und hat, um die auf dem 
Wahltag geleiſtete Huldigung zu halten, nicht mehr kandidiert, ſondern 
ſeinen Bruder vorgeſchoben. Daher muß die immer wiederholte Be⸗ 
hauptung, in der Wahl von 1125 ſei der „Sieg“ des freien Wahlrechts 
zu ſehen, als unbegründet zurückgewieſen werden. Kein neues Rechts⸗ 
prinzip tritt damals zutage. Die Verfaſſung arbeitet mit wenigen Be⸗ 
griffen, deren jeder viele Jahrhunderte lebendig bleibt. Die Taten der 
Politik mögen bunt genug ausſehen; doch mag nun „Recht“ oder „Un⸗ 
recht“ getan werden, das Recht, an dem beide gemeſſen werden, verändert 
ſich fo langſam und unverſehen, wie die ehrwürdige Dorflinde, an deren 
Stamm die Kinder das Wachstum der eigenen Geſtalt abmeſſen und 
ableſen. Die Vergebung des fränkiſchen Rechts und Königtums, die 
Fähigkeit, nicht das „Reich“, aber ein neues Königshaus zu kreieren, 
liegt nur beim Volke der Franken und Sachſen, Schwaben und Bayern. 
Wir haben bereits im vorigen Abſchnitt gezeigt, daß die Wahlverfamm⸗ 
lung bei der Königswahl ihre Souveränität voll ausnutzt und reichliche 
Bedingungen ihren Kandidaten aufzuerlegen pflegt“). Wenn hierin 
ein deutlicher Unterſchied von der Sohnesfolge zutage trat, ſo macht ſich 
nun auch ein anderer mehr äußerlich charakteriſtiſch geltend: Wir haben 
weit mehr Quellenſtoff über jede Wahl, denn über eine einzige der 
Sohnesfolgen. Denn wenn der Sohn durch Kur von der Dienerſchaft des 
Königshauſes erkoren wird, ſo iſt das eine Formalität, genauer geſagt, 


10) Oben S. 47. 

1) Dungerns Vermutungen, Thronfolgerecht und Blutsverwandtſchaft der Deutſchen 
Kaiſer ſeit Karl dem Großen, 2. Aufl. 1910, dürften ſich mit einiger Einſchränkung 
rechtfertigen. Für Lothar ſprach ſicherlich, daß ſeine Gemahlin eine Urenkelin der Kaiſerin 
Giſela, und von da um weitere vier Generationen eine Nachkommin Heinrichs I. war. 
Galt ja doch auch die Verwandtſchaft Richenzas mit Friedrich von Schwaben eben 
durch Giſela für nahe genug, um politiſch ins Gewicht zu fallen. Bernhardi, Ihbb. 
Lothars III, S. 554. Wir bemerken nochmals, daß die erſte Trennungslinie bereits 
zwiſchen Königs haus und königlicher Blutsverwandtſchaft hindurch läuft, in 
jenem eine echte Folge herrſcht, dieſe die Qualifikation zur Wahl ergibt. Das nähere 
Studium der „Erbrechts“ ſtufen innerhalb der Magſchaft, die z. B. bei Otto von Kärnten 
und Heinrich II. 1002, den beiden Konrads 1024 auftauchen, vgl. J. Krüger, Grund⸗ 
ſätze S. 68 ff., S. 91 ff., intereſſieren uns hier nicht, da wir nur zwiſchen Hausfolge und 
Stammeswahl zu unterſcheiden haben. 
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eine häusliche Zeremonie und Feierlichkeit und deshalb kein Er⸗ 
eignis, deſſen umſtändliche Beſchreibung den Quellen intereſſant er⸗ 
ſcheinen kann. Kein einziges Mal gedenken ſie auch nur des erſten 
Kieſers, des Erzbiſchofs von Mainz, bei der Sohnesfolge vor dem 
Jahre 1157! Natürlich ſtand die Reihenfolge der Kurfürſten um 
nichts weniger feſt. Aber das Bild ändert ſich ſogleich, wo eine 
wahre Wahl ins Werk geſetzt wird. Sechsmal finden wir bis auf 
Barbaroſſa über eine ſolche berichtet: 911, 919, 1002, 1024, 1078 und 
1125. Und jedesmal treten dieſelben Tatſachen uns entgegen: Der 
Erzbiſchof von Mainz, als der Maior domus des Königshauſes, als 
ein geiſtlicher Seneſchall, zugleich der rheinfränkiſche Metropolit für 
Germanien, fungiert als Einberufer der Wahlverſammlung. Er 
gibt den Einheitsbegriff des Hauſes noch wieder, um den ſich die 
Wähler ſcharen. Als ein zweites Erfordernis tritt uns bei ſämtlichen 
echten Wahlen entgegen, daß die Wahl auf fränkiſcher Erde ſtattfindet. 
Die Kur kann allenthalben erfolgen, wo der König und ſein Hof ſich 
aufhält. Dies iſt ſehr begreiflich. Denn wo der fränkiſche König iſt, 
nimmt er ſein fränkiſches Haus mit. Dieſer Rechtsſatz iſt auch ſonſt 
wichtig. Denn die übrigen Stämme, Bayern, Sachſen, Schwaben finden 
ihre „Art“ nicht am Königshof. Dazu muß der Herrſcher vielmehr in 
ihr Land kommen. 

Des Königs Anweſenheit ſchafft nicht Reichsrecht, denn es gibt 
etwas derartiges nicht, ſondern nur fränkiſches Recht. Hingegen ſobald 
der Herrſcher als lebendiger Träger fehlt, wo die Wahl ihn ſchaffen 
ſoll, da iſt im Gegenſatz zur Sohnesfolge die wirkliche Anknüpfung an 
den Boden erforderlich. Von den „Deſignationen“ iſt eine ganze Reihe 
anderwärts als in Franken erfolgt. Das war eben gleichgültig. Das 
Lehnrecht und der Hoftag kennt keine Landesgrenze ). 

Nicht gleichgültig hingegen iſt es, wo ein Landtag der Stämme 
angeſetzt wird. Nur nach Rheinfranken oder Oſtfranken kann der König 
ſämtliche Stämme entbieten ). Hier iſt er durchaus nicht frei, den 


12) Homeyer, Syſtem des Lehnrechts 578: Das Lehnrecht kann gehalten werden 
„in allen ſteden“. Im übrigen ſ. unten Abſchnitt 7 und 8. 

12) Auch Heinrichs I. Wahl fand korrekt ſtatt. Daß Otto I. nicht „gewählt“ 
worden iſt, kann man eben hieraus ſehen. | 

Die erſte Erkenntnis hierüber verdanken wir Ficker, und über die Landtage foll 
die zweite Hälſte des zweiten Bandes „Vom Reichsfürſtenſtand“ die Beweiſe vorlegen. 
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Stammverſammlungen gegenüber iſt er demnach eingeſchränkter als bei 
der „Wahl“ ſeines Sohnes, der ſichtbarſte Beweis, daß jenes ein Recht 
des Volkskönigs, dieſes ein Recht des königlichen Hausherrn war. 
Genau ſo abgegrenzt wie das Landtagsrecht, das in Würzburg, 
Bamberg, Frankfurt, Mainz, Gelnhauſen, Andernach uſw. geübt wurde, 
war nun das einer echten Wahl bei wirklichem Erlöſchen des Hauſes: 
auf fränkiſcher Erde mußte die Wahl gehalten werden, aber nicht 
irgendwo, ſondern hier wieder entweder in Rhein⸗ oder in Oſtfranken “). 
1138 zieht der Erzbiſchof von Köln nach Koblenz, 1198 wenigſtens bis 
Andernach rheinaufwärts, d. h. jedesmal bis auf rheinfränkiſche Erde! 


Siehe auch Roſenſtock, Oſtſalens Rechtsliteratur S. 103. Für die Wahlen hat (ohne 
Erklärung) Lindner Königswahlen (1893) 62 ff., vgl. MILG. XVII 534 ff. den Unter⸗ 
ſchied beachtet. Siehe noch O. Harnack, Gef. Auſſätze Waitz dargebr. 1886, 369f. Nur 
genügt nicht die Teilung in Franken, Sachſen uſw., ſondern es bedarf durchaus der 
ſtrengen Beobachtung der Unterteile Frankens, ſo wie das im Text geſchieht. Siehe 
unten die Abſchnitte über die rheiniſche Pfalzgrafſchaft und das Stammland Salfranken. 
Über das Recht der Lombarden, nur nach Zürich geladen zu werden, Rechtsliteratur 102. 
In dieſen Zuſammenhang gehört das bisher unbeachtete alte Privileg des Biſchofs von 
Lüttich (1240 bezeugt), „s'iln vat a' court d’empereur ou de roy, si... quilh 
ne passe un aighe que ons appelle le Muy (= Main). Thomas, Oberhof v. Frank⸗ 
furt 1840 185ff. Wohlwill, Anfänge der landſtänd. Verf. im Bistum Lüttich 1867 S. 19. 
Zürich iſt bis 1079 die Hauptſtadt des Herzogtums, ſeitdem Ulm. Regensburg hat 
immer ſeine Stellung für Bayern behauptet. Goslar⸗Werla hat die gleiche Bedeutung 
für Sachſen. Die Slaven erſchienen in Merſeburg. S. das beſondere Kapitel und Ficker⸗ 
Puntſchart II, 1, p. VIII. Die Beifpiele für die Reichstage wird jeder aus eigener Er⸗ 
fahrung häufen können. Vgl. z. B. Chronicon, S. Petr. Erf. modern. ed. Holder- 
Egger p. 1631 z. J. 1120, wo in Rhein- und Oſtfranken Unfrieden herrſcht: „collo- 
quium ab universis regni Teutonici principibus super dissensione regni Fulde con- 
dieitur“. Fulda liegt im äußerſten Nordzipfel Oſtfrankens. Für den Gerichtsſtand im 
Prozeß Franklin, Reichs hofgericht II, 68 ff. Nieſe, ZRG. 34 (1913). 

14) Über die Stellung Heſſens innerhalb Frankens, und in ihm des Ortes 
Fritzlar, fehlt eine juriſtiſche Unterſuchung ſeit Wencks Heſſiſcher Landesgeſchichte. Eine 
hiſtoriſche Vorarbeit, die aber die Wahl von 919 leider übergeht, liefert K. Wenck, 
Deutſche Kaiſer und Könige in Heſſen. Ztſch. für Heſſiſche Geſchichte und Landeskunde 
40 (1907) 139— 157, beſ. 145. Es ſcheint die Abtrennung juriſtiſch nicht vor der Feſt⸗ 
ſtellung des Pfälziſchen Reichsfürſtentums aufzutreten. Danach ſplittert Heſſen endgiltig 
von Rheinfranken ab. Der Rheinfränkiſche Landfrieden von 1179 ſchließt Heſſen aus; 
vgl. auch MG. Const. II, Nr. 443 u. 445, wo der zweimalige Gegenſatz zwiſchen Pader⸗ 
born und Heſſen ſehr intereſſant, aber in den MG. verfälſcht iſt. 1265 S. 611, Nr. 443: 
nos H. lantgravius sec un dum famam spoliatoris, que in vulgari lumunt 
dicitur, et nos S. episcopus Paderburnensis se cundum consuetudinem et 
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Terra Franconica find nur dieſe beiden Unterteile Frankens). Die 
echten Wahlen aber haben ſamt und ſonders auf rhein⸗ und oſt⸗ 
fränkiſchem Boden ſtattgefunden, bezeichnenderweiſe bis auf eine — die 
Philipps von 1198, weil hier, wie wir noch ſehen werden, nicht ein 
Wahltag aller vier Stämme, ſondern nur der Bayern und Sachſen ſtatt⸗ 
gefunden hat. Die Blöße iſt von den Gegnern ſofort aufgedeckt worden. 
Iſt ſie die einzige echte Wahl auf nichtfränkiſcher Erde, ſo iſt ſie auch die 
einzige, wo der Wahlort als widerrechtlich gerügt worden iſt“). Wir 
ſehen auch hierin wie in ſo vielem ſchon eine Feſtigkeit der alten Ver⸗ 
faſſung, die uns wohl in Erſtaunen ſetzen kann. 

Denn Rheinfranken und Oſtfranken ), als Francia orientalis, 
Franconia auch zuſammengefaßt, waren meiſt der Schauplatz der 


ius terre nostre conquerenti faciemus plenam iusticiam exhiberi. Nun iſt 1266 
Nr. 445, S. 614 ein zweiter Friede uns aus beſchädigter Handſchr. überliefert, darin 
si quis in aliquo iudicio ] spolio sive iniuria obligatus fuerit, in terr 
[a domini] Paderburnensis reus iudicabitur secundum ius et consuetudinem terr[e; 
in ter]ra vero lantgravii secundum suam [ ] lumunt. Nach Ausweis 
des erſten Friedens kann vor „lumunt“ nur geſtanden haben: „famam que dicitur“; 
denn im Gegenſatz gegen das Paderborner Verfahren wird ja betont, daß in Heſſen 
gerade nicht „nach Gewohnheit des Landes“ gerichtet werde. Man wird alſo Schwalms 
Reſtitution ablehnen müſſen, der in die Klammer eingeſetzt hat [„ consuetudinem que 
dieitur‘‘] lumunt, wobei das unmögliche Ergebnis wäre, daß der Leumund als Rechts⸗ 
gewohnheit bezeichnet wird! Ein „Heſſiſches“ Landrecht ſchlechtweg gibt es damals noch 
nicht. Vgl. die Abſchnitte über die Geſetzgebung und über die Rheinpfalz. 

15) S. über die Gliederung Frankens den Abſchnitt „Salfranken“. 

16) „Qui (die Kölniſche Partei) vehementer indignati, eo quod numquam aliquis 
rex in Saxonica terra electus ab hiis principibus fuisset.“ Kölner Königschronik bei 
Krammer Quellen I, 40, ed. Waitz S. 163. Vgl. Otto v. Freiſing, Chron. VII, 22. Andernach 
und Koblenz liegen ſüdlich der Grenze des altrömiſchen Limes, d. i. der Grenze Ribuariens. 
Dieſes endete an der Grenze zwiſchen den Provinzen Obergermanien und Untergermanien. 
„Bis in dieſe Gegend zählen die römiſchen Meilenſteine des Oberrheins von Mainz ab, 
die des Unterrheins von Köln ab. Außerdem iſt der Vinxtbach die alte Diözeſangrenze 
zwiſchen den Erzbistümern Trier und Köln.“ Hier aber endete zugleich die Provinz Rhein⸗ 
franken; ſ. Const. I, 380, Nr. 277! Vgl. Emil Hübner, Römiſche Herrſchaft in Weſt⸗ 
europa 1890, S. 107; Schröder RG.s, Gaukarte. 

15) Ich würde für das engere Oſtfranken ja Mainfranken als Name vorſchlagen, aber 
die ſpäteren Bezeichnungen des würzburgiſchen und ſtaufiſchen Herzogtums als Oſtfränkiſches 
urzweg verbieten leider dieſe der Deutlichkeit dienliche Wortwahl. Die Hiſtoriker haben 
alle dieſe Unterſchiede mehr als billig vernachläſſigt, ſelbſt ein Kenner wie Scheffer⸗ 
Boichorſt ſpricht von dem „rheinfränkiſchen Herzogtum“ Kölns, Deutſche Zeitſchr. für 
Geſchichtswiſſ. III (1890), 330. 
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alten fränkiſchen Geſetzgebung: das Maifeld bei Mayen in der Eifel, 
der ſtändige Sitz der Landes verſammlung des fränkiſchen Stammes, liegt 
weder auf ribuariſchem, noch auf eigentlich ſaliſchem, vielmehr auf rhein⸗ 
fränkiſchem Boden) ). Es findet aber die Königswahl deshalb hier 
ſtatt, weil das Reich noch vollſtändig als fränkiſches gedacht wird, ſo 


— ö-C— 


18) Es iſt allerdings bei dieſen Unterſcheidungen der Stammesgebiete eine wichtige 
Einteilung nicht zu überſehen, die ſie durchkreuzt und die wenigſtens in einzelnen Punkten 
den Ausſchlag gibt. Es iſt das die Rheingrenze. Vgl. über ſie Häuſſer, Geſch. d. 
rhein. Pfalz 1845, S. 13 f. Scheffer⸗Boichorſt, Zur Geſchichte des XII. und XIII. Jahr: 
hunderts, S. 17 Anm. 1. Germanien und Gallien wird noch für Otto v. Freiſing 
ſchlechtweg durch den Rhein geſchieden. Bonn (Chron. III, 43), Koblenz (Gesta Friderici J, 
22) und Mainz (Chronik III, 3) ſind für ihn galliſche Städte. In „Germanie archi- 
cancellarius“ hat urſprünglich Germanien die gleiche Bedeutung, die aber durch das Zer⸗ 
fallen Lothringens und dann durch das Erlöſchen der Trierer Kanzlerwürde ſeit 953 
dieſen urſprünglichen Sinn verliert. Seeliger, Erzkanzler und Reichskanzler (1889), 
S. 14, Breßlau, Urk.⸗Lehre J, (1912), 514; ein Aufſatz von ihm im NA. 38 iſt angekündigt. 
Lebt das Trierer Erzamt durchaus für „Gallien“, und keineswegs für Burgund, am 
Ende des 13. Jahrh. wieder auf, ſo iſt wieder der Rhein hierbei als bedeutſam angeſehen 
worden. Einen weiteren Fingerzeig geben die Rechte des Herzogs von Oberlothringen laut 
der Inveſtitur durch Alfons von Kaſtilien 1259. Zeumer QS. ?, Nr. 78, S. 98. Mißver⸗ 
ſtanden von Bruno Grumlich, die Beziehungen der Herzöge v. Lothringen z. d. Reiche 
im 13. Jahrhundert. Haller Diſſ. 1898, S. 47 f. als „Großſeneſchallat des Reiches“ und 
noch ärger von Buchner, Entſtehung der Erzämter S. 131 ff. S. über die Urk. in II, 11. 
Hier wird wieder die urſprünglichſte Bedeutung Lothringens aufgenommen, wenn der 
Herzog „in aula nostra citra Renum“ Seneſchall des Königs ſein, den Vorſtreit „ad 
prelium citra Renum“ beſitzen ſoll und dazu das Fehdegericht inter Renum et Mosam. 
Eine ähnliche Wiederauferſtehung feiert damals der Begriff „Niederlothringen“ 1257. 
Faktiſch aber iſt wohl bei dem „citra Renum“ von Ribuarien, Rheinfranken und dem Elſaß 
abzuſehen und reſtriktiv zu interpretieren: citra Renum bedeutet nicht: allenthalben bis 
an den Rhein heran, ſondern links des Rheins ſoweit nicht Rechte Dritter entgegen⸗ 
ſtehen. Erſcheinen aber in dieſen Fällen nur die linksrheiniſchen Großen an der Betonung 
der Rheingrenze als rechtlich bedeutſam intereſſiert und könnten wir alſo um deswillen 
geneigt ſein, hier bloße Pläne und kein juriſtiſches Fundament anzunehmen, ſo muß eine 
Außerung aus dem rechtsrheiniſchen Deutſchland ſtutzig machen: Heinrich der Löwe 
ſchreibt 1157 an feinen Vetter Friedrich I. über ein von ihm geleitetes Achtsverſahren 
und ſagt dabei: Omnem Teutonicam terram quam nobis Renus dividit 
foriuravit. Jaffé, bibliotheca I, Nr. 462. Sachſen⸗Deutſchland reicht darnach 
bis zum Rhein. Schwerlich hängt dies nur mit den Anſprüchen Heinrichs des Löwen 
zuſammen, es reiche Sachſen bis zum Rheine, wie Weiland, Das ſächſiſche Herzogtum 
S. 137 f. meint. Denn Heinrich ſpricht nicht von Sachſen, ſondern von Deutſchland. 
Entſprechend wird ſpäter die Grenze des Herzogtums Weitfalen beſtimmt „Item jus ducis 
Westphalie est conductus a Wesera usque ad Renum'“ Seibertz UB. Weſtfalen I, 644: 
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ſehr, daß ſogar die Wahl nur von den Franken zunächſt vorgenommen 
wird! Um dieſen Umſtand zu würdigen, müſſen wir nun ein weſentliches 
Moment der echten Wahl in Betracht ziehen, wir meinen die gewichtige 
Tatſache, daß bei jeder echten Wahl, aber nur bei einer ſolchen, das Volk 
der Deutſchen in ſeine vier Stämme wieder zerfällt und alle weltlichen 
Großen des Reiches zurücktreten in den Stammesverband. Bei einer 
echten Wahl gibt es keine Reichsfürſten, ſondern nur Stämme und ihre 
Vertreter. Hieraus folgt aber das Rangverhältnis zwiſchen dieſen beiden 
Elementen. Wenn die Stämme die handelnden Einheiten ſind, ſo iſt 
es eine nachgeordnete Frage, wer nun wieder innerhalb dieſer 
Körperſchaften zur Teilnahme an der Wahl berufen iſt. 

Bei keiner einzigen Sohnsfolge hingegen findet ſich dergleichen) 
Hervortreten der Stämme. 


Janſen, Herzogsgewalt der Erzbiſchöfe von Köln 13; 88 ff. Über dies wie über die 
Rheingrenze für das Stammland Sachſen inſtruktiv H. K. Kaliſch, d. Geleitsregal im 
Köln. Herzogtum Weſtfalen, Feſtgabe f. Zeumer 1910, S. 35. Die poetiſche Wendung 
„von der Elbe unz an das mer“, „von dem mer unz an den Rin“ — übrigens ſchein⸗ 
bar nie: von der elbe unz an den Rin? — hat natürlich hiermit nichts zu ſchaffen. 
Siehe darüber Mhd. Whb. II, 37 b und Lachmann⸗Haupt⸗Vogt Minneſangs Frühling 
zum zweiten Gedicht S. 224 f. Es iſt aber dieſe volksmäßige ſächſiſche Vorſtellung, daß 
rechts des Rheins Sachſen, links des Rheins Lothringen ſei, die in Diplomen, wie dem 
Wenzels für Köln 1379, wieder aufzuleben ſcheint, Lacomblet III, 840; „es ſey uf 
beiden ſeiten des Reynes in dem Hertzogtume tzu Enger und tzu Weſtfalen oder in dem 
Hertzogtume Luthoringen.“ Der Begriff des Kölner Herzogtums vor 1180 war aber im 
keiner Weiſe auf das linke Rheinufer beſchränkt geweſen, man denke an die Arnsberg uſw. 
Die Vorſtellung, daß Lothringen nicht zu den deutſchen Stammlanden gehört und daß 
deshalb ein Biſchof, der nur linksrheiniſch⸗lothringiſches Gebiet in feiner Diözeſe hat, kein 
deutſcher Fürſt ſei, ſpricht ja auch aus der Stelle des Albert v. Stade über den Trierer 
Erzbiſchof als Kurfürſten: Trevirensis enim licet de Alemannia non sit, ratione 
antiquitatis eligit. Otto I. ſetzt ſeinen Bruder über alles Land links des Rheins, das 
Elſaß eiubegriffen! Ruotgeri Vita Brunonis o. 20; 25; 37. Dies wäre, was ich 
ſchon hier über den Rhein als Grenze vorzubringen weiß. Einen Erklärungsverſuch 
gebe ich unten in II, 11. 

19) Ein Teil des Mayenfeld⸗Gaus heißt im 12. Jahrh. Pallantia; Vanderkindere, 
Formation Territoriale II (1902), 403. Doch wird dieſer Bezeichnung ebenſowenig Be⸗ 
deutung beizumeſſen ſein, wie dem häufigen „das Reich“ für altes Königsgut. 

20) Hierin liegt nun der endgültige Beweis für unſere zur Recht Trennung von Sohnes⸗ 
folge innerhalb des Hauſes und Neuwahl. 983 ſind in Verona allerdings, wie es pompös 
heißt, Fürſten von allen Stämmen zum Reichstag verſammelt. Imperator ... ad 
placitum Veronae conventus Saxonum, Francorum, Lotharingorum, Bavariorum, 
Italicorum aliorumque gloriorissimum habuit. 88. XVI, 157 (Jahrbb. von Magde⸗ 
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Für uns, die wir das Fehlen eines Geſamtvolkes von 
vornherein als das Phänomen dieſer Epoche anſahen und den Begriff 
der Herrſchaft eines zum fränkiſchen König Erhobenen über die doch 
unter ſich gleichberechtigten deutſchen Stämme nur in ſeinen Konſe⸗ 
quenzen durchführen wollten, erſcheint dieſe Tatſache als Notwendig⸗ 
keit). 

Die Nachricht über die erſte Wahl iſt leider dürftig, aber reicht 
doch aus. Im Jahre 911 haben wir nur die eine einzige gleich⸗ 
zeitige Notiz: Konrad wird von Franken, Alemannen, Sachſen und 
Bayern zum König gewählt?). Man hat einen herbſtlichen Wahltag 
in Forchheim in Oſtfranken mit großer Wahrſcheinlichkeit erſchloſſen. 
Es wäre Pedanterie, die kurze Annalennotiz nicht einfach ſo mit dieſer 
erſchloſſenen Tatſache zu verbinden, daß wirklich die vier Stämme in 
Forchheim repräfentiert geweſen find !). Dann bietet aber die Erhebung 
Heinrichs I. 919 nicht ganz das gleiche Bild. In dem Fritzlar der Chatten⸗ 
franken, nahe dem ſächſiſchen Gebiete, wird der Herzog der Sachſen zum 
König erhoben). Der Bericht des Widukind gilt als nicht ſehr brauch⸗ 
bar, weil ihm daran liegt, die Deſignation durch Konrad I. und damit 
die Legitimität Heinrichs zu unterſtreichen. Auch hebt man hervor, daß 
für Widukind „Franei et Saxones“ die Deutſchen ſchlechtweg be⸗ 
zeichnen ſollen, eine etwas bedenkliche Interpretation, da es Deutſche 


burg.) Aber hier iſt nur vom Reichstag und noch nicht etwa von der Sohnesfolge die 
Rede. Und die Sohnesfolge iſt dann Hausangelegenheit, denn es wählen die italieniſchen 
Biſchöfe mit. Zudem findet ja gerade dieſe Wahl nicht auf fränkiſcher Erde ſtatt und 
ferner erwähnt keiner der Schriftſteller über die Erhebung Ottos II. die Stammesein⸗ 
teilung, es heißt nur: Thietmar III, 14: et filius imperatoris ab omnibus in Dominum 
eligitur. Die Quellen der andern Sohnesfolgen wiſſen ebenſowenig von Stammverbänden. 

208) M. Buchner hat ſoeben eine Schrift veröffentlicht, in det er ſich auf die ältere 
Literatur über die Königswahl ſtützend, die Rolle der Stämme in älterer Zeit wieder kräftig 
hervorhebt, die deutſchen Königswahlen und das Herzogtum Bayern = v. Gierkes Unter⸗ 
ſuchungen 117 (1913). Doch macht er weder zwiſchen Sohnes folge und Neuwahl, noch 
zwiſchen der Rolle der Stammverbände und der der Herzöge einen Unterſchied, ſo daß 
die an ſich ſchätzbare Neubelebung geſunder älterer Anſichten unausgemünzt bleiben muß. 

21) „Chonradus, filius Chonradi comitis, a Francis et Saxonibus seu Alamannis 
ac Bauguariis rex electus.“ Annales Alamannici SS. I, 55. 

22) Böhmer ⸗Mühlbacher⸗Lechner, Regeſten a. 911, Nr. 2070. Vielleicht waren jedoch 
nur Franken und Bayern vertreten. Ich muß auf II, 12 für alle Punkte verweiſen, die 
dem Leſer im folgenden noch nicht erledigt zu werden ſcheinen. 

23) Waitz, Jahrb. Heinrich I? (1885) S. 37f. Böhmer⸗Ottenthal, Regeſten 10 und p. 
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ſchlechtweg damals durchaus nicht gab. Halten wir uns nur einige 
Punkte gegenwärtig. Heinrich iſt Herzog der Sachſen, d. h. unter den 
damaligen Verhältniſſen: er hat eine königsgleiche Gewalt in dieſem 
Stammland. Der fränkiſche König ſtirbt, dem er und ſein Stamm ge⸗ 
horchen. Der Angeſehenſte unter den Franken, Eberhard, der Bruder 
des fränkiſchen Königs, d. h. ein geeigneter Sprecher des herrſchenden 
Stammes, verſammelt die Fürſten und den Volks bann der Franken 
in Fritzlar, er hält einen regelrechten Stammeslandtag ab?). Keines⸗ 
wegs ſagt nun Widukind, daß auch von ſächſiſcher Seite eine ſolche 
nach Volksrecht geladene Tagung hier in Fritzlar ſtatthatte. Sondern 
Heinrich I., der Sachſenherzog, erſcheint mit ſeinem Gefolge, gewiß mit 
ſtattlicher Mannſchaft, aber es bleibt das doch etwas anderes als eine 
ſächſiſche Landsgemeinde. 

Der Herzog der Franken hat durchaus die Kompetenz, für ſeinen 
Stamm zu handeln, wir werden das ſich ſpäter wiederholen ſehen. Die 
vielverdächtigte „Deſignation“ durch Eberhard verliert alſo alle Schrecken, 
wenn wir ſie nur nicht ausſchließlich auf den Auftrag des Bruders, 
ſondern gleichzeitig auf ſeine Amtsbefugnis an der Spitze der Franken 
gründen wollen. Neben der weltlichen Herzogswürde ſteht die geiſtliche 
des fränkiſchen Metropoliten, des rheinfränkiſchen Erzbiſchofs von 
Mainz. Er ſeinerſeits repräſentiert die fränkiſche Kirche. Nun leſe man 
die Erzählung bei Widukind: „Eberhard wandte ſich an Heinrich, 
übergab ihm ſich ſelbſt und den königlichen Schatz, ſchloß Frieden und 
gewann feine Freundſchaft, die er treulich und vertraulich bis zu Hein⸗ 
richs Tode behielt. Dann verſammelten ſich die Großen und 
die waffenfähigen Männer des fränkiſchen Heer⸗ 
bannes in Fritzlar, und hier bezeichnete Eberhard den Heinrich als 
König vor dem ganzen Volke der Franken und Sachſen ?). Nun bot 


24) Man hat das Recht, Eberhard Herzog zu nennen, trotz E. Devrients Einſpruch, Die 
deutſche Reichsverfaſſung unter den ſächſiſchen und ſaliſchen Kaiſern, in Annalen des Deut⸗ 
ſchen Reichs von Guſtav Richter III, 2 (1898) S. 731. Vgl. Karnbaum NA. 37, 786. 

28) Widukind I, 26 „Ut ergo rex imperarat, Evurhardus adiit Heinricum seque 
cum omnibus thesauris illi tradidit, pacem fecit, amicitiam promeruit .. Deinde 
congregatis principibus et natu maioribus exercitus Francorum in loco 
qui dicitur Fridisleri, designavit eum regem coram omni populo Francorum atque 
Saxonum. Cumque ei offerretur unctio cum diademate a summo pontifice qui eo 
tempore Hirigerus erat, non sprevit, nec tamen suscepit: „Satis, inquiens, michi est, 
ut pre maioribus meis rex dicar et designer, divina annuente gratia ac vestra 
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ihm der oberſte Geiſtliche, damals war es Heriger, Salbung und 
Krönung an. Heinrich entzieht ſich ihr beſcheiden: Die Königswürde 
genüge ihm, ſie ſei Ehrenzuwachs genug für ſein Geſchlecht, Salbung 
und Krönung bleibe Würdigeren vorbehalten. Dieſe Sprache fand den 
Beifall der geſamten Menge, und mit erhobener Rechten (wie noch heute 
die ſchweizer Landsgemeinde) rufen ſie oft wiederholend den Namen 
des neuen Herrſchers aus.“ 

Wir halten feſt: der Herzog der Sachſen wird von dem Heerbann 
der Franken durch deren Herzog und Erzbiſchof zum fränkiſchen Könige 
gewählt. Weder Bayern noch Schwaben waren irgendwie vertreten, 
nicht einmal einige Geiſtliche von dort erſchienen. Man wird ſchließen 
dürfen, daß ſie auch gar nicht geladen waren. Vielmehr: „ohne Säumen 
zog ſchon 919 Heinrich aus, um Schwaben und Bayern in die Bots 
mäßigkeit des Reiches einzufügen... Sofort unterwarf er den 
Herzog Burchard von Schwaben. Bald folgte Herzog Arnulf von 
Bayern ?).“ | 

Als hingegen Widukind 936 von Ottos I. „Wahl“ erzählt, berichtet 
er ganz korrekt wieder nur, daß Sachſen und Franken den Otto als Fürſten 
annehmen. Wieder iſt damit von einer Wahl durch die „Deutſchen“ nicht 
geſprochen. Der Unterſchied beſteht nur darin, daß der ſächſiſche Herzog 
und fränkiſche König diesmal nicht ausziehen muß, um Schwaben und 
Bayern zu unterjochen. Vielmehr dienen ihm die legitimen Vertreter 
eben dieſer Stämme ſchon beim Krönungsmahle. Denn er iſt Hausſohn, 
er iſt Thronfolger ſeines Vaters, es findet eine Univerſal⸗ 
ſukzeſſion in die Herrſchaft ſtatt. 

Sehen wir von dieſem unſere Anſicht beſtätigenden Unterſchiede bei 
Sohnesfolge ab, fo gleichen dem Bilde, das wir 919 vorfanden, völlig 
die Vorgänge von 984 und 1002. Heinrich, ſchon Herzog der Bayern, 
wünſcht fränkiſch⸗ſächſiſcher König zu werden. 984 ſucht er ſich von 
Quedlinburg aus mit dem in Werla verſammelten Landtag der Sachſen 


pietate; penes meliores vero nobis unctio et diadema sit: tanto honore nos indignos 
arbitramur. Placuit itaque sermo iste coram universa multitudine, et dextris in 
caelum levatis nomen novi regis cum clamore valido salutantes frequentabant“. Wer 
alſo in Fritzlar einen Stammeslandtag auch der Sachſen ſieht, hat den Text Widukinds 
gegen ſich. Denn der techniſche Ausdruck für die Landesgemeinde iſt hier nicht „populus 
Saxonum“, ſondern „natu maiores exereitus“ und es muß doch einen Grund haben, 
daß dieſer umſtändliche Ausdruck für die Franken und nur für dieſe gewählt wird. 
26) Maurenbrecher, Königswahlen 1892 S. 64f. 
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zu verſtändigen und ganz getrennt davon verhandelt er mit den Franken 
in Biſenſtädt bei Worms ). 1002 aber geht fein Sohn mit beſſerem 
Erfolg fo vor), daß er ſich gegen etwaige Konkurrenten ſichert, dann 
die Einwilligung der Sachſen in Werla ihm angelobt wird. Nun findet 
der Wahlvorgang in Franken ſtatt, aber es iſt ein fränkiſcher Stammes⸗ 
landtag gerade wie 919, nur iſt es hier ein bayeriſches Gefolge, das 
den Herzog der Bayern nach Worms und Mainz begleitet. Dieſer 
Wahlakt und die nun erwünſchte Krönung durch den fränkiſchen Primas 
geben ihm das fränkiſche Königtum, deshalb ſucht ihm der Herzog von 
Schwaben, ſelbſt lüſtern nach der Krone, den Weg dorthin zu verlegen. 
Weder Schwaben — auch keine Geiſtlichen —, noch Sachſen — die ihn 
doch als König wünſchen —, noch Thüringer find gegenwärtig“). Ja 
ſogar von einer Huldigung der Bayern in Mainz weiß Thietmar nichts. 
Vielmehr find es die Franken und Moſelleute (Oberlothringer), die 
Heinrich II. als ihren König dort annehmen. Dies die Wahlhandlung 
auf fränkiſcher Erde. Nun kämpft er zunächſt vergeblich gegen Schwaben, 
zieht nach Thüringen und bezahlt die Anerkennung dieſes Stammes mit 
einem Steuererlaß. Von da geht er nach Merſeburg. Sämtliche geiſt⸗ 
liche und weltliche Vertreter Sachſens empfangen ihn hier und Bernhard, 
der Führer des ſächſiſchen Heerbannes und deshalb auch Herzog genannt, 
übergibt ihm die Herrſchaft in Sachfen durch Darbietung der Lanze. 
Nun erſt, nachdem vier Stämme ihn anerkennen, zieht der König nach 
Niederlothringen zur Krönung. Dispositis itaque omnibus, prout 
tempus tune erat, regnum Liuthariorum petere contendit“). 
Wie wenig gleichen dieſe Vorgänge jenen ſpäteren, wo ein Otto IV. 
auf Grund des Beſitzes von Aachen die Herrſchaft im Reiche beanſprucht. 
Nur der Stuhl Karls des Großen, nicht die Stadt Aachen als ſolche 
hängt anfangs mit dem Rechte am Königtume zuſammen. 

Wir ſehen alſo: in Mainz Wahl der Franken und Krönung durch 
ihren Primas, den von Mainz, aber doch Gleichberechtigung der übrigen 
Stämme, zumal der Sachſen. Einer Königswahl des Herzogs in ſeinem 

27) Thietmar IV 3 (2) und 4 (3). 

28) Thietmar V 3 (2) ff. 

15) Die Trennung der Stämme iſt fo vollſtändig, daß die Quedlinburger Annalen 
(SS. III, 78) z. J. 1002 berichten: ins ciisque Saxonibus Moguntiae a Willigiso 
unctus coronatur. 

0) Thietmar V, 19 (11). 
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eigenen Stammesherzogtume oder durch ſeinen Stamm bedarf es nicht. 
Aber erſt nachdem alle übrigen Stämme auch gewählt und gehuldigt 
haben, ſchreitet man zur Stuhlſetzung in Aachen. Kandidat war 
Heinrich II. auf Grund ſeines Erbrechts, ausſchließlich auf Grund des 
Erbrechts; gewählt aber war er durch die einzelnen Stämme, nicht 
populi et principum electione, ſondern wie es die ſchon von 
Brunner hervorgehobene Urkunde vom 15. Januar 1003, nach Er⸗ 
ledigung der Wahlreiſe, korrekt ausdrückt: on Or di popu- 
lorum et principum electione! Nach alledem enthält die Quellen⸗ 
ſtelle, die von Heinrichs I. Anerkennung durch den bayeriſchen Stamm 
berichtet, nichts Beſonderes, wenn ſie den Vorgang als ein eligere durch 
den Herzog der Bayern beſchreibt “). Der durch den Stamm gefaßte 
Entſchluß, die Wahl durch den Stamm, wird vollzogen durch den 
Repräſentanten, d. i. den Herzog; Arnulf von Bayern wird alſo wie 
919 Eberhard von Franken tätig, oder wie Bernhard für die Sachſen bei 
Heinrichs II. Wahl im Jahre 1002. 

Mit der nächſten Königswahl, die im Jahre 1024 ſtattfindet, 
tritt nun eine örtliche Zuſammenſchiebung der Stammeslandtage 
ein und behauptet ſich, ſo wie wir ſie ſchon 911 annehmen durften. 
Aber nur dies erfolgt, daß die Stammeslandtage nicht ein jeder 
in ſeinem Lande, ſondern alle bei den Franken zu Gaſte ſich einfinden ). 
Wie 911 vermutlich in Forchheim, ſind 1024 die Repräſentanten 
aller Stämme in Kamba verſammelt. Man lagert nach Stämmen 
getrennt und man wählt nach Stämmen. Es iſt dies eine Erſcheinung, 
die ſich nunmehr bei jeder echten Wahl 1078, 1125, 1138, ja noch 1208 
wiederholt. Weil der Umſtand als nebenſächlich erſcheinen könnte, ſo 
iſt von vornherein auf ſeine verfaſſungsrechtliche Bedeutung hinzu⸗ 
weiſen. Nicht Große des Reiches wählen, ſondern die Stämme 
als Stämme und in ihnen die berufenen Vertreter der Stämme, das ſind 
allerdings die Großen. Aber ſie wählen als Mitglieder des Stamm⸗ 
verbandes, ſind in dieſem befangen. Dabei macht es keinen Unterſchied, 


3) Liutprand, antapodoseos II, 23. 

22) Waitz VI? 191 führt Wipo c. 1 dafür an, daß die Biſchöfe und Herzöge 
den König wählten. Aber aus der Stelle iſt wahrlich nichts für und nichts wider 
irgendeine Art der Auslegung zu entnehmen: „Ut dicam summorum nomina quaedam, 
seu pontificum sive saecularium principum, qui tune in regnis vigebant, 
quorum consiliis consuevit Francia reges eligere“. 
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ob Stammland und Herzogtum des Herzogs kongruent ſind oder 
nicht! Das Stammland hat das höhere Recht gegenüber dem Herzog⸗ 
tum, wie denn die Endſilbe tum auch hier zunächſt — wie in König⸗ 
tum, Fürſtentum — nur die perfönlihe Stellung des Herzogs, 
nicht das Gebiet, in dem er Herzog iſt, bezeichnet. In Thüringen fehlte, 
wie wir ſahen, ein Herzogtum, ebenſo in Rheinfranken; auch die 
Billunger ſind nicht Herzöge wie die Schwabens und Bayerns damals, 
ſie ſind nur primi inter pares. Deshalb fehlt unter ihnen in Sachſen, 
was wir in allen anderen Stammesgebieten nachweiſen können, die 
Teilnahme des Volkes an der Erhebung des Herzogs). In Schwaben 
ſowohl wie in Bayern wie in Thüringen ſprechen unſere Quellen des 
11. Jahrhunderts von der Wahl des Herzogs. In Sachſen fehlt das, 
weil ein ſolcher Herzog fehlt, aber nicht fehlt — am allerwenigſten bei 
den Sachſen — die Geſchloſſenheit des Stammes. Wenn wir nun auch 


) Wahl des Herzogs durch das Volk. Bayern: Heinrich II. 1002. Thietmar 
V, 14. Nonne scitis, haec in hac expeditione nequaquam fieri posse. Bavari ab 
initio ducem eligendi liberam habere potestatem, non decere tam subito eos abicere 
neque constitutionis antique ius absque consensu eorum frangere. Thietmar III, 20 
a. 995: „electione et auxilio Bavariorum patris bona apud regem optinuit“. 

Böhmen: Reiches Material bei J. Loſerth, das angebliche Senioratsgeſetz des 
Herzogs Bketislaw I. und die böhmiſche Succeſſion in der Zeit des nationalen Herzog⸗ 
tums. Arch. f. öſt. Geſch. 64 (1882) 2, S. 1 ff., ſpeziell S. 36 ff. 

Kärnten: Puntſchart, Herzogseinſetzung und Herzogshuldigung in Kärnten 1899. 
GG. A. 1907, 97 fl. 

Thüringen: Thietmar V, 7 über Ekkehard: „Super omnem Thuringiam 
communi totius populi electione ducatum promeruit“. 

Schwaben: 1079 den Sohn Rudolfs von Rheinfelden, Berthold „eui parvulo 
adhuc ducatus Alemannie a rege Heinrico delegatus est, dux Welfo cum nonnullis 
senioribus qui ad eum pertinebant, assumptum Ulmam perduxerunt eique se cum 
civibus iure solit o subdiderunt communique suffragio et laudamento dominum sibi 
et ducem nunc denuo confirmaverunt“. MG. SS. V, 319. Ahnlich 1092 „Principes 
Alemanniae .. convenerunt sibique . . Bertholdum ducem totius Sueviae con- 
stituerunt“. SS. V, 454. Vgl. Heyck, Herzoge von Zähringen (1891), S. 118; ©. 165 f., 
ſ. auch Hauck Kirchengeſchichte Deutſchlands III, I ff. 

Sachſen: Die Einwilligung des Stammes bei der Erhebung eines Herzogs, 
nicht nur die Beratung mit des Königs Getreuen — deren Herkunft ja gleichgültig wäre — 
ſcheint 1138 gefordert worden zu ſein. Wenigſtens läßt die Quelle dieſe Deutung zu: 
Cui (Conrado regi) a nonnullis contradicitur, praecipue Saxonie principibus, quia 
ducatum regionis ipsius abs que consilio eorum Adalberto marchioni conces- 
serat. Annalen von Poehlde SS. XVI, 80. 
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weiterhin finden werden, daß die Großen innerhalb ihres Stamm⸗ 
verbandes wählten, ſo ergibt ſich ferner von ſelbſt, daß nur die Stämme 
wählen, die das deutſche Reich konſtituieren: Franken, Bayern, Sachſen 
und Schwaben, dazu die Thüringer, und daß für weitere kein Platz iſt. 
Ein echtes Herzogtum finden wir auch in Böhmen und Kärnten. Und 
wir finden deshalb in beiden Ländern eine Erhebung durch das Volk 
wie in den deutſchen Herzogtümern. Aber der Herzog von Kärnten iſt 
auf den deutſchen Landtagen nicht mit feinem Stamme an 
weſend und der Herzog der Böhmen auch nicht. Nicht die Her⸗ 
zöge, ſondern die Stämme der Deutſchen wählen 
den König. Es lebt und betätigt ſich die Stamm⸗ 
verfaſſung, gleichgültig, ob ſie eine herzogliche 
Spitze beſitzt oder nicht! Es wird uns dies ſpäter ein 
Fingerzeig ſein können. Nachdem wir verſucht haben, die Wichtigkeit 
des Stammverbandes hervorzuheben, liegt uns ob, ſein Hervortreten als 
ein juriſtiſches Prinzip auch der folgenden Wahlen zu beweiſen. 

1024 ſagt Wipo: Sachſen, Oſtfranken, Bayern und Schwaben ſeien 
von der rechten Rheinſeite gekommen, Ribuarier, weſtrheiniſche Franken 
und Lothringer vom anderen Ufer. Die Franken ſind natürlich die erſten 
Wähler: der Erzbiſchof von Mainz, ihm nach die Geiſtlichkeit und der 
Herzog von Worms, der jüngere Konrad, d. h. der erſte Weltliche Rhein⸗ 
frankens, geben zuerſt ihre Stimme ab, nachdem die Einhelligkeit aller 
feſtſtand. Singuli de singulis regnis eadem verba elec- 
tionis saepissime repetebant “). Das heißt, nachdem die Verbands⸗ 
einheiten, die Stämme, ſich geeinigt haben, nachdem damit die Wahl⸗ 
frage gelöft iſt, erfolgt die Kur, die Anwendung eines inhaltlich bereits 
feſtſtehenden Geſamtaktes auf das Verhalten der einzelnen Verbands⸗ 
mitglieder). Während die Wahl der Stämme an die Stelle des 


24) Wipo c. 2. Über die Wahl neuerdings Schreuer, Hiſtor. Vierteljahrsſchr. XIV, 
1911, 322-366. Seine Abhandlung ſtellt ſich in der Hauptſache eine andere Aufgabe; 
ſie beobachtet die fortſchreitende Verchriſtlichung der germaniſchen Bräuche, die 
für uns erſt hinter dem Problem von Königshaus und Stämmen Intereſſe hat. 
Wir weichen nur inſofern von ihm ab, als wir neben feine Antitheſen (Thronerhebung, 
Thronbeſteigung; weltlich, myſtiſch; uſw.) eine weitere zu ſetzen für notwendig halten: 
Sohnesfolge und Stammes wahl. Schreuer hat z. B. für den Satz des Wipo im 
Text nur die kurze Bemerkung S. 358 übrig: „Das ſind alles Einzelerklärungen aus 
den verſchiedenen Herzogtümern.“ 

5) Vgl. auch oben S. 65. 
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Beſcheids bei Sohnesfolge tritt, iſt die Kur die notwendige Fortſetzung 
für beide Akte. Aber beachten wir wohl, daß die Kur nur die Tätigkeit 
der Mitglieder des je weils betroffenen Verbandes bedeutet; während 
mithin bei Sohnesfolge im herrſchaftlichen Verband, im Königshaus, 
alle Mitglieder des Königshauſes tätig werden, iſt die Kur, die einer 
Neuwahl Ausdruck gibt, Angelegenheit der einzelnen Stammesverbände. 
Eben deshalb muß 1024, wie Wipo ſagt, allerdings nicht die „Großen 
des Reichs“, ſondern singuli de singulis regnis kieſen! 
Als das geſchehen iſt, ſteht nichts im Wege, weil ja alle Stämme gewählt 
haben, ſogleich zur Stuhlſetzung in Aachen zu ſchreiten, und die Reiſe 
durch die deutſchen Stammlande tritt Konrad II. bereits als Herrſcher 
aller Deutſchen an. 

1077 handelt es ſich um eine Sezeſſion zweier Stämme, der Sachſen 
und Schwaben; aber verſchiedene Biſchöfe der Franken, der Erzbiſchof 
von Mainz vor allem, der von Würzburg uſw. ſind doch auch zugegen. 
Trotzdem werden dieſe Geiſtliche nicht als Repräſentanten ihrer Stämme 
angeſehen. Die Quellen ſagen nicht etwa, Franken, Sachſen und 
Schwaben hätten Rudolf v. Rheinfelden gewählt. Sondern Bruno 
ſagt wörtlich: Inzwiſchen kommen Sachſen und Schwaben in Forchheim 
zuſammen, aber auch aus anderen Landen waren Geſandte da, die ſie 
des Beifalls der Ihrigen zu allen Beſchlüſſen des Tages verſichern 
ſollten. Unter vielen Kandidaten wählten ſchließlich den Rudolf, Herzog 
der Schwaben, die Sachſen und die Schwaben einhellig ſich zum König. 
Ob und inwieweit die Schwaben dem König⸗Herzog neu gehuldigt 
haben, muß dahingeſtellt bleiben. 

Niemals heißt es bei dieſen Wahlen, die Deutſchen hätten den 
König gewählt. Wenngleich die Tatſache, daß man in rechtlich rele⸗ 
vantem Sinne von Deutſchen erſt ſeit dem Ende des 11. Jahrhunderts 
ſpricht, anerkannt wird, ſo ſcheint es doch angebracht, dieſen Befund noch 
für die Königswahl ausdrücklich zu betonen. 

Bei Lothars Wahl, wo wir denken ſollten, der Stammverband 
ließe die alte Tragfähigkeit vielleicht ſchon vermiſſen, finden wir doch, 
dank dem genauen Bericht des öſterreicher Geiſtlichen ), die Teilung 


20) Siehe vor allem H. Kalbfuß, Zur Entſtehung der Narratio de electione Lotharii. 
MIG. XXXI (1910) 538 ff. Sie iſt in Göttweig entſtanden; und Lothar gehörte 
Göttweigs Stiftergeſchlecht an. Sie iſt völlig vertrauenswürdig. Ferner Ficker⸗Punt⸗ 
ſchart II, 1, S. 9f. 
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in Stämme nur noch ſchärfer ausgebildet“). Sie lagern wiederum ges 
trennt. Aber vor allem: ſie werden als völlig gleichſtehende Wahlkörper 
mit innerer Geſchloſſenheit juriſtiſch anerkannt! Denn obwohl gewiß 
nicht buchſtäblich gleich viel Vertreter eines jeden Stammes in Mainz 
eingetroffen ſein können, wird doch ein Wahlausſchuß von je zehn 
Großen aus einem jeden Stamme gebildet. In dieſer mechaniſchen 
Gleichſetzung der Stämme als ſolcher ohne Rückſicht auf die Zahl der 
jeweils aus ihnen Anweſenden ſpiegelt ſich wieder, daß nicht die 
einzelnen Großen, ſondern nur die Vertreter der Stämme in Be⸗ 
tracht kamen. Die Herzöge haben ihre alte Stellung an der Spitze des 
Stammes ohne Rückſicht auf die Lehnrührigkeit der einzelnen Fürſten 
noch bewahrt. Friedrich v. Schwaben und Heinrich v. Bayern treten 
nicht einzeln, ſondern in der lebhaften Schilderung durchaus als Führer 
der Schwaben und Bayern uns entgegen. Die Bayern lehnen es ab, 
ohne ihren Herzog überhaupt abzuſtimmen. Ohne ihn iſt der Stamm 
eben nicht beſchlußfähig. Wir halten als Reſultat feſt, daß bei einer 
echten Wahl die Stämme als ſolche den König jeder durch einen 
einmütigen Geſamtakt wählen, nicht die Fürſten als einzelne, die ihn 
vielmehr nur nachher kieſen ). Es könnte ſcheinen, als fiele der letzte 


7) SS. XII, 510 ff. „Congregatis igitur hinc inde principibus, legatis scilicet 
domini apostolici archiepiscopis episcopis abbatibus prepositis clericis monachis duci- 
bus marchionibus comitibus ceterisque nobilibus quot et quantos nulla tempore 
nostro curia ceperat. . Saxonum vero principes ultra Renum. — consederunt 
et supra eos Liupoldus marchio cum duce Bawarico cum magno militum collegio. 
Dux autem Fridericus (v. Staufen) adiuncto sibi episcopo Basilensi ceterisque 
Sweviae principibus.. .. e regione ex altera Reni parte consederat .. . Convenientes 
igitur preter ipsum (Fridericum) et suos omnes regni principes gratiam 8. Spiritus... 
invocantes primo decem ex singulis Bawariae, Sweviae, Franconiae, Saxoniae pro- 
vinciis principes . .. proposuerunt, quorum electioni ceteri omnes assensum prebere 
promiserunt“. Die Bayern proteſtieren ſpäterhin gegen die Überſtürzung durch Mainz: 
c. 5 sine duce Bawarico qui aberat, nichil de rege se diffinire. Bei dieſer Gelegen⸗ 
heit mag nochmals bemerkt werden, daß für den Verfaſſungs hiſtoriker eine ſolche 
Notiz wertvoll bleibt, auch wenn fie einmal in concreto falſch iſt. Die Rechtsüber⸗ 
zeugung des Berichterſtatters iſt eben ſelbſt ein Faktum und kann dem mitgeteilten 
Faktum an Wichtigkeit gleichkommen. In jedem Falle konnte man im Jahre 1125 die 
Stämme als „corpora“, als geſchloſſene Verbände auffaſſen, die als ſolche, nicht aber 
nach der Zahl der anweſenden Vertreter Geltung beanſpruchten. 

38) Ordericus Vitalis SS. XX, 77 ſpiegelt den Vorgang nicht übel wieder, indem 
er den Wahlakt durch die Wahlformel kennzeichnet: Elegimus in regem Francorum, 
Saxonum, Baiuvariorum, Suevorum et Langobardorum. 
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derartige Vorgang ins Jahr 1125. Aber zum guten Glück iſt uns noch 
ein weiterer Bericht aus viel ſpäterer Zeit erhalten, der wiederum das 
ſtrenge Feſthalten am alten Recht verrät. Die Wahlvorgänge von 1198 
dürfen wir leider, fo fehr fie hierher gehören, nicht ohne weiteres eins 
reihen; ſie können erſt im zweiten Teil gedeutet werden. Doch die nächſte 
Wahl liegt klar: als 1208 eine unzweifelhafte Neuwahl Ottos IV. 
erheben ſollte, eine Neuwahl, weil von einer Fortſetzung des Königs⸗ 
hauſes dabei die Rede nicht ſein konnte, ſchloſſen ſich die ſächſiſchen 
Großen zu einer Sonderwahl in Halberſtadt zuſammen, nur ein einziger 
Nichtſtammeszugehöriger war zugegen, dies war aber der Biſchof von 
Würzburg, der das Stammland Oſtfranken als dux zu vertreten damals 
beanſpruchte. Der Bericht Arnolds v. Lübeck geſtattet keinen Zweifel, 
daß die Wahl als eine in Stämme ſich gliedernde aufgefaßt wurde. 
Zu einer Zeit, in der dieſe Trennung doch ſchon ſelten wird, erzählt der 
Chroniſt zunächſt von Halberſtadt: convenerat maxima pars prela- 
torum et prineipum Saxonie et Thuringie ... dann in Frankfurt 
ſeien zuſammengetreten principes Frankonie, Bauwarie, Suevie. 
Deutlicher können die Teile, auf die es ankommt, nicht wohl bezeichnet 
werden. Noch Eike von Repgow hat es alſo als Zeitgenoſſe erlebt, daß 
von den deutſchen fünf Hauptſtämmen Rheinfranken, Oſtfranken ), 
Sachſen, Bayern und Schwaben der König erkoren wird. Die Thüringer 
können ſich zwar als ſelbſtändige Gruppe nicht behaupten, werden aber 
auch nicht einfach aufgeſogen, ſondern als Einheit und zu den Sachſen 
hinzutretende Wählerſchaft aufgefaßt. Der Unterſchied zwiſchen Oſt⸗ und 
Rheinfranken tritt nicht immer gleich ſtark hervor. Die Teilnahme der 
Lothringer ſchließlich als ſolcher iſt nach 1024 nicht mehr nachweisbar. 

Was hat ſich nun zwiſchen 1125 und 1208 ereignet? 1138 ſind 
die Wähler nach Mainz berufen. Durch eine Uſurpation aber wird 
vor dem Reichstage Konrad in Koblenz durch den Erzbiſchof von 
Trier erhoben, d. h. den Karolingiſchen Hausmetropoliten. Es fehlte 
jedoch der Primas des Reiches; der Mainzer Sitz war damals vakant. 
Es iſt ein Gewaltakt, aber er findet auch in einem Bürgerkriege ſeine 
Sühne. Dieſer Staatsſtreich wird ſanktioniert erſt durch zwei Faktoren, 
die wir nunmehr voll würdigen können. Der ſächſiſche Stamm erkennt 


39) Beide Teile werden 1208 unterſchieden, wenn man die Rolle des Biſchof⸗Herzogs 
von Würzburg beachtet. 


104 Erſter Teil. Das Königtum. 


Konrad in feierlicher Weiſe in Bamberg an — Oſtfranken oder Rhein⸗ 
franken ſind die Länder, in denen allein die Stämme ſich einfinden 
müſſen. Und die Kaiſerin Richenza erſcheint, doch nicht um zu huldigen, 
denn wie könnte das eine Frau, auch nicht um die Inſignien des Reiches 
zu übergeben, denn die beſitzt der Schwiegerſohn Lothars und Prätendent 
Heinrich der Stolze, ſondern um als Witwe das Haus und ihren 
Witwenſtuhl zu räumen. Damit erſt iſt das alte Königshaus er⸗ 
loſchen ). Vorher indeſſen ſtand Richenzas Witwenſtuhl noch, und fo 
hat ſie als Kaiſerinwitwe tatſächlich damals einen Reichstag nach 
Sachſen entboten )! Gerade ſo hatte das Haus des toten Königs 1125 
noch geſtanden, wo wir die Witwe Mathilde drei Tage nach Hein⸗ 
richs V. Verſcheiden ſtatt ſeiner und nach ſeinen Regierungsjahren zäh⸗ 
lend haben urkunden ſehen ). Die gleiche Rechtslage finden wir 1024, 
als Kunigunde von zwei Biſchöfen, ihren Brüdern, unterſtützt, das 
„regnum“ bis zur Neuwahl inne hat“). Der Beſitz der Inſignien 


40) ber die Wahl Otto Chron. VII, 22: At Saxones et dux Heinricus ... regem non 
legitime sed per surreptionem electum calumpniabantur . omnes Saxones 
(d. h. die legitime Vertretung des richtig auf den Reichstag geladenen Stammes) simul 
cum viduata imperatrice Richiza venientes ult ro se suae ditioni subdidere. Solus 
ex principibus Heinrious dux regalia servans aberat. Hier ſoll nur einer Über: 
ſchätzung der Regalien vorgebeugt werden. Etwas anderes iſt es um die Stellung 
des Herzogs als Herzog. Daß der Stamm ohne ihn handeln kann, iſt aus der ein⸗ 
geſchränkten Bedeutung des ſächſiſchen Dukats zu begreifen. 

Es iſt hier der Ort hervorzuheben, wie Otto v. Freiſing durch unſere Unterſuchung, 
wenn das möglich iſt, geſteigerte Bewunderung wegen ſeiner Hervorhebung des weſent⸗ 
lichen, ſeiner peinlichen Wahrheitsliebe, gewinnt, ebenſo wie Eike v. Repgow durch den 
weiteren Verlauf dieſer Arbeit. Angriffe gegen ihn wie der von P. Haſſe, Die Er⸗ 
hebung König Friedrich I. in Hiſtoriſche Unterſuchungen, Arnold Schaefer gewidmet 
1882 S. 319 ff., müſſen als grundſätzlich verfehlt angeſehen werden. 

N ) Annalista Saxo z. J. 1138: „Imperatrix Richenza indixit oonventum prin- 
cipum“. 

) Oben S. 34 A. 34. Der Brief Gregors VII. von 1076 (Krammer, Quellen J, 15) 
mit ſeinen Mitteilungen über die Stellung der Kaiſerin Mutter Agnes geſtattet höchſt 
intereſſante und unſere Theſen unterſtützende Vermutungen über ihre Rechte ſowohl als 
Regentin wie bei einer Neuwahl. Aber fie dünken mich zu wenig präzis, um fie nun 
im einzelnen konſtruktiw zu verwerten. 

4) Wipo o. 1, Schreuer, Wahl und Krönung Konrads II. Hiſtor. Viertel⸗ 
jahrsſchr. XIV, 1911, 361 ff. Er ſcheint Pflugk⸗Harttungs Unterſuchungen z. Geſch. 
Konrads II. 1890 S. 19 ff. mit ihrer heftigen Polemik gegen Breßlau zu ignorieren. 
Schreuers Aufſatz muß als die beſte und ſchärfſte Formulierung juriſtiſcher Art, die bisher 
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konnte (ſo 1024) mit der Innehabung des Witwenſtuhles zuſammen⸗ 
treffen, aber notwendig war das nicht. Ein ſolcher Zuſammenhang 
fehlt 1139. Als man in Paſſau kurz nach der Erhebung Konrads III. 
einen Brief des 10. Jahrhunderts fälſchte, wurde darin noch das Neben⸗ 
einander der einzelnen deutſchen Stämme bei der Königswahl an⸗ 
erkannt). Nicht anders lauten die Nachrichten über Konrads Gegen⸗ 
königtum unter Lothar; Bayern und Schwaben hätten den Weiblinger 
erhoben, berichtet uns Kosmas ). Der Quellenwert der Nachricht kann 
offen bleiben; die Stammesgliederung offenbart ſich jedenfalls als 
lebendige Vorſtellung. 

Die Schilderungen über die echten Neuwahlen der Deutſchen be⸗ 
ſtätigen, daß als Organ der Herrſchaft nicht der König, ſon⸗ 
dern das königliche Haus als ſolches angeſehen werden 
muß, innerhalb deſſen der König als deonurns Hausherr!) 
allerdings herrſcht. Und ſie ergeben des weiteren, daß zur Errichtung 
eines ſolchen Königshauſes nur die deutſchen Stämme als ſolche berufen 
ſind, unter ihnen wieder in erſter Linie die Franken, neben ihnen die 
Sachſen hervortretend. Die Stamm verbände bieten die Einheit 
dar, in denen ſich weltliche und geiſtliche Große als Lands⸗ 
gemeinden vereinigen können. Die deutſchen Stämme ſetzen jeweils 
das neue Königshaus ein; auf fränkiſcher Erde wird gewählt, weil ein 
fränfifher König gewählt wird, und zwar urſprünglich nur von den 


verſucht wurde, angeſehen werden. S. 362 ſpricht Schreuer ſogar von einer Art 
„Dreißigſten“ und nennt die Stellung der Königin⸗Witwe „nur eine Art Nachwirkung 
ihrer ehemaligen Stellung in der geſamten Hand mit dem Könige“. Man ſieht, es iſt nur 
der Hausbegriff, der uns über dieſe metaphoriſche Beſchreibung einer „Art“ hin⸗ 
aus zu Recht Sſätzen führt, und wir ſchließen uns damit aufs engſte dem gegenwärtigen 
Stande der Erkenntnis an. Königshaus und Stammverfaſſung ſind nur 
einheitlich zu erfaſſen. Ein Ausdruck, wie bei Schreuer 358 Anm. 4: „Entweder 
iſt [dominus] gleich rex oder allenſalls der oberſte senior des Lehensſtaates,“ iſt 
nur ein herausgegriffenes Beiſpiel für ein bedenkliches Nebeneinander ſtatt In⸗ 
einander der Begriffe. Nur Lehnrecht und Landrecht zuſammen bilden das, 
was unſerem Staatsrecht entſpricht. Für die Willkür, die ſich viele Hiſtoriker im 
Gebrauch der Worte: Haus, Erblichkeit, öffentlich, privat, Feudalismus, Amt geſtatten, 
finden ſich reichlich Beiſpiele im zweiten Teil dieſer Arbeit. 

4 Siehe H. Breßlau, Feſtgabe für Zeumer 1910, S. 9ff. Auch Otto 1. (oben S. 87 
A. 6) nennt nicht etwa die echte Wahl eine ſolche „des Volks“ (a populo); er ſagt viel⸗ 
mehr: über Franken und Sachſen werde einer aus dem Volke (e populo) erwählt. 

) MG. SS. IX, 133. 
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Franken. Auch nachdem die übrigen Stämme ebenfalls in Franken ſich 
einfinden, bleiben immer die Stämme die oberſten Einheiten der Wahl⸗ 
körper. Sie wählen unter den Verwandten des Königshauſes den ge⸗ 
eigneten Mann. Außerhalb des Hauſes zeigt ſich kein Vorzug der 
Agnaten. Vielmehr iſt der einzige Kreis, der jenſeits des Hauſes Gel⸗ 
tung findet, der einheitliche der Verwandtſchaft im weiteſten Sinne des 
Wortes. Wir erinnern auch an die beträchtlich abweichende Form der 
Sohnesfolge: da gibt es weder Stammesgliederung, noch fränkiſche 
Erde, noch Wahlkapitulationen, noch Leitung durch den Erzbiſchof von 
Mainz. Entſprechend ſind die Quellen hier ebenſo wortkarg wie bei 
Neuwahlen geſprächig. 

Wir dürfen nunmehr Umſchau halten nach dem Ergebnis dieſes 
erſten Teiles. Nicht kurzweg König und Volk, aber auch nicht Königs⸗ 
geſchlecht und Volk ſtehen einander im Deutſchland des frühen Mittel⸗ 
alters gegenüber. Vielmehr wölbt ſich der Bogen der Verfaſſung zwiſchen 
Königshaus und Stämmen. Das ſind die alten Beſtandteile, aus denen 
das Deutſche Reich erwächſt, und dieſer Teil hat das Urſprüngliche 
in allem Wechſel feſtzuſtellen verſucht. Aber jene Mehrheit von Stämmen 
verbindet ſich immer enger mit dem einen Haus des Königs. Haben 
wir bisher die einfachen Formen bis in ihre jüngſten Ausläufer verfolgt, 
jo fei nun umgekehrt das Neu e, welches entſteht, als ſolches gewürdigt. 
Seit dem 12. Jahrhundert gibt es ein deutſches Reich, einen Reichs⸗ 
fürſtenſtand, Kurfürſten und Reichstage. Wie entſteht das alles und 
was bedeutet es? Welche Entſprechungen beſtehen zwiſchen ihm und 
den bisher gefundenen Grundbegriffen des deutſchen Volksrechts? 


Zweiter Zeil. 
Das Reich. 


„Und keine Zeit und keine Macht zerſtückelt 
Geprägte Form, die lebend ſich entwickelt.“ 
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Sechſter Abſchnitt. 
Die Frageſtellung. 


Als ſich im vorigen Abſchnitte die Stammesgliederung der deutſchen 
Völker bei der Neuwahl des Königshauſes herausſtellte, da war ihr 
zeitlich letztes Beiſpiel das einzelne Auftreten des ſächſiſchen Stammes 
im Jahre 1208, in dem Otto IV. Kaiſer werden ſollte. Scheinbar wurde 
hier der Stamm noch in ſeiner alten Souveränität und Einheit tätig. 
Hat ſich aber nicht ſeit 911 die Rolle des Stammes weſentlich ver⸗ 
ändert? Jetzt, 1208, kam in Wirklichkeit nur noch die öſtliche Hälfte 
des ſächſiſchen Landes zur Vertretung); der Erzbiſchof von Köln, dem 
doch ſeit 1180 die Hälfte des Herzogtums zuſtand, und mit ihm die 
Großen aus Weſtfalen, fehlten. Ferner ſteht zwar noch an der Spitze 
des Wahltags zu Halberſtadt ein Herzog von Sachſen. Aber in den 
Kernlanden des Stammes iſt er machtlos und führt daher ſtatt des 
Sachſenlandes bisweilen eine jenſeits der Grenze im flavifchen Oſten 
gelegene Burg im Namen: Wenn der Herzog der Sachſen 1207 Herzog 
von Anhalt heißen kann, ſo deutet das auf tiefgehende Wandlungen des 
Stammverbandes. Und ſo wird denn die Tatſache ſelbſt allgemein an⸗ 
erkannt, daß die Stammesverfaſſung der Deutſchen um 1200 endgültig 
dahin iſt. Die Tage von Werla ſind vorüber, auf denen die Häupter 
des Sachſenſtammes vom Rheine bis zur Elbe vollzählig erſchienen. 
Bei dieſen Landsgemeinden trat der ſächſiſche Herzog nicht als ein 
Herr auf, deſſen Vaſallen die Großen ſeines Landes werden mußten, 


1) Die beſondere ſtaatsrechtlich⸗politiſche Abgrenzung Oſtſachſens innerhalb Sachſens 
iſt ja uralt. Sie iſt in den modernen Unterſuchungen über Oſtſachſens Stände und 
Gerichte wenig berückſichtigt worden. Vgl. Unger, Landſtände I, 142 ff. Walter, Deutſche 
Rechtsgeſchichte, 1853, S. 151 ff. A. Heine, Grundzüge der Verf. Geſch. des Harzgaus 
im XII. und XIII. Jahrh., Göttinger Diſſ., 1903, S. 64 — 70. 
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ſondern nur als erſter unter gleichen, und ſo als Führer, der die 
Herrſchaft über den Stamm den fränkiſchen Königen übertrug ”). 

Ob und wie die neuen Rechtsformen in Deutſchland mit der 
Stammesverfaſſung zuſammenhängen, das ſoll in dieſem Teil unter⸗ 
ſucht werden. Auszugehen iſt dabei natürlich vom Stamm und ſeiner 
rechtlichen Organiſation. 

Solange Stammland und Herzogtum zuſammenfallen und ſolange 
alles Recht Stammesrecht iſt, brauchte der Begriff des Gebietes nicht 
ins Bewußtſein zu dringen. Man ſah den Herzog über Perſonen, über 
das Stammvolk eine Herrſchaft ausüben. Wo, in welchem Gebiet er 
herrſchte, das war mit dem Stammesbegriff in ſeinem ganzen Ausmaße 
ohne weiteres gegeben. Um 1200 aber umſpannt kein einziges Herzog⸗ 
tum mehr ein altes Stammland vollſtändig. In dieſem Augenblick 
kann ſomit der Umfang der herzoglichen Rechte nicht mehr unmittelbar 
aus dem Bereich des Stammesrechtes begriffen werden, ſondern nur 
und in ſubjektiv zugeſpitzter Weiſe als Befugnis des einzelnen Trägers 
fürſtlicher Gewalt. Das Herzogtum reicht nicht überall dahin, wo der 
Stamm exiſtiert. Es dehnt ſich vielmehr ſoweit, als des Herzogs Rechte 
gehen. Vom Herzog, alſo vom Herren aus, und nicht mehr vom Stamm, 
vom Verbande her wird der Bereich eines Dukats beſtimmt und an⸗ 
gegeben. Deſſen Ausdruck iſt die neue Terminologie. Als die Sachſen 
1208 Otto IV. wählen, gliedert ſich das Reich des deutſchen Könige in 
Reichs fürſtentümer, ein Reichsfürſtenſtand verkörpert die Form des 
Reiches. 

Heute nimmt man an, daß dieſer neue Reichsfürſtenſtand „den 
alten Reichsfürſtenſtand“ abgelöſt habe. „Als Fürſten galten vor 1180 
alle Inhaber gewiſſer höherer Amter, nämlich Erzbiſchöfe, Biſchöfe und 
Reichsäbte, der Reichskanzler, Herzöge, Markgrafen und Grafen, mochten 
ſie nun ihre Amter und Lehen unmittelbar vom König oder von einem 
anderen Fürſten haben. Gleichzeitig mit der Zertrümmerung des 
Stammesherzogtums, wie ſie ſich durch den Sturz Heinrichs des Löwen 
vollendete, trat hierin eine Anderung ein, die den Begriff des Fürſten⸗ 
tums nach lehnrechtlichen Geſichtspunkten einſchränkte. Seit 1180 
entſtand nämlich der jüngere Reichsfürſtenſtand, der die Reichsunmittel⸗ 
barkeit vorausſetzte. Von den weltlichen Herren wurden nur noch jene 

2) Man wolle ſich erinnern, daß in Sachſen im elften und zwölften Jahrhundert 
kein Herzogtum beſtand, das dem ſchwäbiſchen und bairiſchen völlig entſprochen hätte. 
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als Fürſten angeſehen, die mindeſtens eine Grafſchaft unmittelbar vom 
deutſchen König zu Lehen trugen und keines anderen weltlichen 2a 
fürften Lehnsmannen waren.“) 

Dieſe Beſchreibung des Vorganges iſt vor fünfzig Jahren zuerſt 
gegeben worden. Seitdem iſt keinerlei Verſuch einer entwickelungs⸗ 
geſchichtlichen Erklärung hinzugekommen, höchſtens hat man alles auf 
das Eingreifen der großen Männer, Barbaroſſas und ſeiner Ratgeber, 
abgeſtellt. Aber auch hiermit iſt die Begründung nur um eine Stufe 
hinausgeſchoben. Denn die Größe eines Staatsmannes wird ſich gerade 
darnach bemeſſen, inwieweit er ſtatt willkürlichen Einfällen notwendigen 
Forderungen der Entwickelung zum Leben verholfen hat. Wir halten 
die heutige Lehre zu einem Teile für irrig, zum anderen Teile für irre⸗ 
führend. Irrig iſt es, daß mit dem Erwerb des Reichs fürſtentums der 
Beſitz einer reichsunmittelbaren Grafſchaft irgend etwas zu tun gehabt 
habe. Wir glauben ſtatt deſſen beweiſen zu können, daß Reichsfürſten⸗ 
tum und fränkiſche Grafſchaft (in ihrem alten Sinn) Gegenſätze ſind, 
die ſich ausſchließen. Irreführend iſt die einfache Behauptung, daß an 
die Stelle „amtsrechtlicher“ Geſichtspunkte, „lehnrechtliche“ „ſeit 1180“ 
getreten ſind. 

Der übliche Gegenſatz zwiſchen Amts⸗ und Lehnfürſt hat eine 
wenig glückliche Rolle bei der Klarlegung des Verlaufs geſpielt ). 
Denn die Bedeutung des „Amtes“ wird damit in einer den Quellen 


2) Brunner, Grundzüge“ S. 95. Die heut allenthalben darüber vorgetragenen 
Anſichten gehen zurück auf das bahnbrechende Werk Fickers Vom Reichsſürſtenſtand I, 
1861; II. 1, 1911, her. von Puntſchart. Fickers Ausführungen find in einzigartiger 
Weiſe ohne Widerſpruch zur Herrſchaft gelangt. Die Lehre wird in den Handbüchern 
mit vollſtändiger Gleichmäßigkeit vorgetragen. 

) Die im Grunde auf Ficker zurückgehende Wortwahl hat in dieſem Falle wirklich 
verſtändnislähmend gewirkt. Blochs Skizzierung des „Reichs fürſtenſtandes“ in feinen 
ſtaufiſchen Kaiſerwahlen S. 295 ff. zeichnet ji) vor anderen durch ſcharfſe Heraus⸗ 
arbeitung des Weſentlichen heraus. Aber auch er ſieht den Unterſchied am Ende in Amt 
und Lehen, wie heut die herrſchende Lehre ſeit Ficker; man kann bei Bloch ſagen, malgré 
lui; denn er dringt faktiſch ſchon über dieſe Auffaſſung durch ſeine Einſicht in das tech⸗ 
niſche des Begriffs princeps imperii glücklich hinaus. Ich kann mich hier eines aus⸗ 
führlichen Eingehens auf die bisher vorgetragenen und wie bereits bemerkt, ſämtlich auf 
Fickers Angaben fußenden Anſichten entſchlagen, weil etwa gleichzeitig mit vorliegender 
Schrift in den Leipziger Hiſtoriſchen Abhandlungen Fritz Schönherr eine dogmengeſchichtliche 
Studie veröffentlichen wird über den Reichsfürſtenſtand und die herrſchende Lehre. Ficker 
ſelbſt hat ſich immer ſehr vorſichtig ausgedrückt. 
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fremden Weiſe willkürlich zerteilt, unter Hineintragung moderner Vor⸗ 
ſtellungen. Allerdings können wir für die damalige Zeit zwei Arten 
von Amtern unterſcheiden, Volksämter und Hausämter, letztere ſpeziell 
Amter im Königshaus. Aber die Quellen nennen nur die von einem 
Herrn abgeleitete Stellung „Amt“ ). „Volksamt“ war vornehmlich 
die Richterſtellung, wie ſie der König und Herzog bekleidete; Volks⸗ 
beamter war und blieb im kleinſten Kreiſe der Gograf, aber nie heißt 
einer von ihnen „Beamter“. An dieſen Unterſchied denkt man jedoch 
heut nicht, ſondern man verbindet mit dem Wort „Amt“ die allgemeine 
Vorſtellung ſtraffer Organiſation, ſtrengerer Abhängigkeit der örtlichen 
Gewalten vom Staatsoberhaupt u. dgl. Die Periode des „Amts⸗ 
fürſtentums“ erſcheint als die größerer Zentraliſation gegenüber der 
„bloß“ noch lehnrechtlichen. Richtig iſt an dieſer Auffaſſung, daß jeder 
Große des Königs, als deſſen Mann, in älterer Zeit vollſtändiger in 
manu regis, auf deſſen Gnade angewieſen war als ſpäter. Die Stärke 
der hausherrſchaftlichen Gewalt des Königs nimmt mit den Jahrhun⸗ 
derten allerdings ab. Aber mit dem Rang des einzelnen Fürſten außen 
in der Welt hat dieſe ſtrengere Zentraliſation nichts zu tun. Schwert⸗ 
träger, Kapellan, Erzkanzler und Herzog haben alle ein und dieſelbe 
Art Amt, wenn man ſie nur auf ihre Beziehung zum Königshofe an⸗ 
ſieht. Sie alle müſſen ihm in ſeinem Hauſe dienen, alle müſſen ſeinen 
Hof ſuchen, alle bedrürfen der Gnade als ihres Herrn, allen kann er 
Bußen auferlegen, von denen das Volksrecht nichts weiß. Sie alle ohne 
Unterſchied profitieren alſo von der rechtlichen Fixierung eines ur⸗ 
ſprünglich freien Beliebens ihres Herren. Nur aus lehnrechtlichen 
Geſichtspunkten wird ſich daher eine Scheidung innerhalb der 
Lehnsmannen nicht begreiflich machen laſſen. Trotzdem iſt der wirkliche 
Vorgang an der richtigen Stelle geſucht worden. Damit er aber auf⸗ 
gedeckt werden kann, muß zuvor ein laxer Sprachgebrauch aufgegeben 
werden, der noch immer herrſcht. 


5) S. oben S. 28. Rintelen „Amt“, Beiträge zum Deutſch. Rechtswtb. Richard 
Schröder dargebracht Weimar 1908, „dapiferi et pincerne et reliqui qui ministerii 
locum in domu Corbeiensis abbatis tenent, quam dignitatem vulgari 
nomine of ficia appellant.“ Const. I, 183 Nr. 128, Reichsſpruch von 1150. Con- 
stititutio de Expeditione Romana ebda. S. 663 Nr. 447 $ 11. Eine andere Bedeutung 
von officium erörtert v. Below, Territorium und Stadt, 1900, S. 308 f. S. noch 
Schefſer⸗Boichorſt, Zur Geſchichte des XII. u. XIII. Jahrh., 1897. S. 8. 
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Denn die heutige Theorie hält für das 12. Jahrhundert Lehen 
und Reichslehenrecht immer noch nicht genügend auseinander ). 
Lehen kann alle und jede Sache und jedes Recht damals genannt werden, 
das von irgend jemand an irgend jemand geliehen wird; eine Pfründe, 
ein Bergwerksanteil, ein Gericht, Gefälle, kurz alles, an dem eine 
abgeleitete Gewere beſtellt, womit der Empfänger in veſtiert 
wird, was er alſo in nach außen bedeutſamer Weiſe empfangen 
ſoll, ohne doch Eigentümer zu werden. Der Ausdruck Inveſtitur be⸗ 
gründet keinen Unterſchied der Sachen, die geliehen werden). Aber 
dem Reichslehen recht und der Heerſchildordnung unterliegt (wir 
ſprechen von Deutſchland und vom 12. Jahrhundert) ausſchließlich 
die Leihe von Land aus dem Hofe des Königs), niemals die Vers 
leihung von Gerechtſamen, alſo niemals von Gerichten, Münze, Zoll 
und Geleit. „Gericht leiht man ohne Mannfhaft“ I; die Manns 
ſchaft iſt indeſſen für das deutſche Lehnrecht bekanntlich der entſcheidende 
Beſtandteil des Lehnsbandes. Mannſchaft aber findet nur bei Land⸗ 
leihe ſtatt, richtiger: Mannſchaft allein gibt einen Anſpruch auf Lehen; 
dies iſt das Weſentliche, während in Italien eine echte Lehnsinveſtitur 
auch mit Zöllen, Rechten uſw. erfolgen kann, dafür aber auch das 
homagium nicht weſentlich für das Eingehen eines Lehnsbandes iſt. — 

Irreführend iſt in der heutigen Lehre die Gegenüberſtellung von 
älterem und jüngerem Reichsfürſtenſtand, als ſei der eine der Rechts⸗ 
nachfolger des anderen. Natürlich kann man auch dies Begriffspaar 
unter einem gewiſſen Geſichtspunkt nutzbringend verkoppeln. Heut 
aber gilt dieſe Entſprechung als die „eigentliche“, und iſt die einzige, 
von der man ſpricht. Die Darſtellungen widmen alle, ähnlich wie die 
oben angeführte, dem Reichsfürſtenſtand nur dieſe eine Antitheſe. Statt 
deſſen ſcheint uns der „weſentliche“ Gegenſatz zwiſchen den Perioden 
vor und nach Friedrich I. auf einem anderen Begriffspaar aufgebaut 


6) Gegen die Verwechflung wendet ſich ſchon Ficker, z. B. Vom Heerſchilde 1862 
S. 34 u. 54 f. Daß wir nicht zuviel behaupten, mag ſtatt aller di minorum gentium 
ein Meiſter der Kritik, Schefſer⸗Boichorſt, bezeugen (vgl. vor. Anm.). S. 39 f. wundert 
er ſich darüber, daß ein Bann kein Lehen ſei und doch geliehen werde! S. unten S. 64 
Anm. 29. 

7) Der belehnte Richter empfängt vielmehr die „Statt“ mit () dem Gerichte. 
9) Scharf ausgeſprochen zuerſt durch Kaliſch, Geleitsregal im Kölniſchen Herzogtum 
Weſtfalen. Feſtgabe für Zeumer 1910, S. 7ff. 
) Vgl. Sſp. III, 64, 5. 
Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 8 
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werden zu müſſen. Wir ſtellen alſo nicht etwa in Abrede, daß um 1180 
eine Verſaſſungsänderung eintritt, die vor allem den Fürſtenbegriff 
revidiert; ſondern in dieſer grundlegenden Erkenntnis Fickers wurzelt 
durchaus unſere eigene Darſtellung. Die Erkenntnis einer Verfaſſungs⸗ 
änderung überhaupt iſt aber der einzige Teil der heutigen Theorie, der 
wirklich aus den Quellen erwieſen worden iſt. Die Ausführungen über 
Amtsrecht und Lehnrecht, über die Grafſchaft uſw. haben hingegen den 
juriſtiſchen Faden rein konſtruktiv fortgefponnen und können deshalb 
eine beſondere Widerlegung um ihrer ſelbſt willen nicht rechtfertigen, 
wenn ihre Prämiſſen ſtürzen. Darum wird dieſe Abgrenzung unſeres 
Standpunktes hier abgebrochen und der eigene Weg von den Ergebniſſen 
unſeres erſten Teils aus fortgeſetzt werden dürfen. 

Dem Königshaus ſtanden die deutſchen Stämme gegenüber. In 
dieſem Satze verbirgt ſich ein Problem. Der König ſah ſich nämlich 
nicht, wie wir heut konſtruieren, einzelnen Gebieten gegenüber, die er 
beherrſchte, ſondern mehreren lebendigen Perſonengeſamtheiten, den 
Stammvölkern. Dieſe ſtellen den ſtaatlichen Verband dar. Die Stämme 
wohnen ein jeder in ſeinem durch uralte Grenzen geſchiedene Lande. 
Aber ihre Herzöge herrſchen mit nichten über den Boden, ſondern über 
Perſonen, und erſt durch dieſe hindurch über das Gebiet. Die oft 
wiederholte Lehre, daß jenes Zeitalter dem ſtrengen Perſonalitäts⸗ 
prinzip gehuldigt habe, ſagt dies in juriſtiſcher Form). 

Das Stammland als Ganzes iſt ſozuſagen ein geographiſcher, 
aber kein ſtaatsrechtlicher Begriff; allerdings liegt ein Gut in dem 
„regnum“ oder der „provincia“ Sachſen, Bayern uſw.; der Herrſcher 
aber, Herzog wie König, iſt ein dux Suevorum, rex Francorum ). 
Darin liegt, daß der Staat zu Beginn unſerer Periode, noch als ein 
Gebilde nur zwiſchen Menſchen vom Bewußtſein der Zeit auf⸗ 
gefaßt wird. Man ſtellt ſich in leicht verſtändlicher Einfachheit die 


10) Über die lange Herrſchaft des Perſonalitätsprinzips für die deutſchen Stämme 
und für die Interpretation der einſchlägigen Partien des Sſp. iſt ſehr ergiebig der Auf⸗ 
ſatz von Karl Schulz, Das Urteil des Königsgerichtes unter Barbaroſſa über die Porſten⸗ 
dorfer Beſitzung des Kloſters Pforte, ein Beitrag zur Geſchichte des fränkiſchen Rechts. 
Zeitſchr. für thüringiſche Geſchichte IX (1879), 153—235 und 430 — 438. Vgl. auch 
R. Schröder, Sybels Hiſtor. Zeitſchr. 31, 289—311: Das eheliche Güterrecht und die 
Wanderungen der deutſchen Stämme im Mittelalter. 

11) Die Tatſache ift fo allgemein bekannt, daß von Belegen Abſtand genommen 
werden kann. 
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Gliederung des Volkes allein in den Gemeinden des Heeres und Ge⸗ 
richts vor). Daß Herrſcher und Beherrſchter in Wahrheit doch immer 
in einem beſtimmten Gebiete ihr ſtaatliches Leben führen, braucht nun 
ſolange nicht ins Bewußtſein zu treten, als der Stamm autonom bleibt; 
denn da iſt alles Recht Stammesrecht und die rechtliche Betrachtung 
hält ſich ſowieſo immer innerhalb der Grenzpfähle des Stammes⸗ 
gebiets. Wir wiſſen aber, daß die Lage nicht ſo einfach war. Einem 
Könige ſind mehrere deutſche Stämme untertan; jeder von dieſen hat ein 
Gebiet inne. Da bedarf es mehr als dreier Jahrhunderte, bis die 
deutſchen Lande als Gebiete, als Rechtskörper einbezogen ſind in den 
Bereich des Gemeinweſens aller Deutſchen, und bis der König ohne 
Vermittelung des Stammvolkes in eine rechtliche Beziehung zu dem 
Stammesgebiet als Ganzem tritt. Aber mit Vorbedacht haben wir hier 
ſtets nur vom Stammesgebiet als Ganzem ausgeſagt, daß es als 
ſtaatsrechtliche Tatſache, als Gebiet, das mit allen Inſaſſen, welcher Art 
immer, beherrſcht werde, nicht erkannt worden ſei. Nur in dieſer Be⸗ 
ſchränkung hat der Satz Berechtigung. Er muß ſogleich ergänzt werden 
durch den anderen, daß innerhalb des Stammesgebietes ein großer 
Bruchteil des Bodens als „politiſcher Raum“, als Volkland ausgeſon⸗ 
dert iſt. 

Der Begriff des „politiſchen Raumes“ iſt vor allem von Ratzel 
entwickelt worden. Und er ſagt über ſeine Ausſonderung: „Der Grenz⸗ 
raum mit ſeinem Schutz und Verteidigungsvorrichtungen, die Schutz⸗ 
und Verteidigungsplätze im Lande ſelbſt, die Verkehrswege, Märkte und 
Verſammlungsplätze ſind in den einfachſten Staaten, die wir kennen, 
dem Staate vorbehalten, Räume, die oft weit mehr als die Hälfte des 
ganzen Staatsraumes einnehmen.“) Durch den Begriff des poli⸗ 
tiſchen Raumes und ſeinen großen Umſang innerhalb des Stamm⸗ 
landes, muß man ſich nun das ſtrenge Perfonalitätsprinzip von vorn⸗ 


1) Ein beſonderes Beiſpiel aus Widukind oben S. 95, Anm. 25. Dieſe Ent⸗ 
wicklungsſtufe hat Sohm in ſeiner Fränkiſchen Reichs⸗ und Gerichtsverfaſſung 1871 
prägnant herausgearbeitet. 

15) Der Staat und fein Boden, Abhdlg. der Sächſ. Gef. der Wiſſ., 1896, S. 49. 
Derſ., Politiſche Geographie, 1897, S. 334 ff.: vgl. noch v. Amira, Recht“ 8 27 ff. Das 
Buch von Rübel, Die Franken 1904, hat trotz aller ſeiner Mängel das Verdienſt, auf 
das Problem der politiſchen Bodenverteilung und der linearen Grenze auch für deutſche 
Verhältniſſe aufmerkſam gemacht zu haben. Vgl. Much, Deutſch. Lit. Ztg. 1907, 1122 ff., 
Brandi, Gött. Gel. Anz. 1908, 1ff. 
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herein ergänzt vorſtellen. Die Einteilung bewährt ſich ohne weiteres, 
wenn wir ſie an der deutſchen Verfaſſung erproben. Die Rolle der 
„Frankenerde“, der Scholle, des einzelnen Bodenteils iſt bei der Königs⸗ 
wahl und den Tagen des Königs bereits hervorgetreten. Auf feiner 
Erde abgeurteilt zu werden, kann der Freie fordern; das Land der roten 
Erde hat fein Gericht u. dal. Die Straßen find politiſche Räume. Aber 
vor allem ſind als ſolche, als „gemeine Orte des Volks“, alle Dingſtätten 
anzuſprechen. Die Malſtatt im Dorf, in Hundertſchaft und Gau, die 
Stammesvororte wie Werla in Sachſen, ſind von vornherein Gemeinde⸗ 
gebiet und werden dem Richter nur zu Volksrecht anvertraut. Nur auf 
ihm, in dem Amtslokal, ſo möchte man ſagen, darf die richterliche Ge⸗ 
walt, der Befehl und die Sprache an das Volk gehandhabt werden. Der 
Reſt des Bodens ſteht hingegen in Nutzung einzelner; er iſt wirſchaft⸗ 
licher, nicht politiſcher Raum. Aber hier ſtehen wir an einem ent⸗ 
ſcheidenden Punkt. Während es im Innern des Stammlandes beides, 
politiſchen und wirtſchaftlichen Raum gab, ſind außen die Marken, 
die großen Vorlande und Militärgrenzen, ſchon ihrem Begriffe nach als 
ganze politiſche Räume anzuſehen. Hier iſt's der geſamte Boden ſelbſt, 
mit deſſen Hilfe eine ſtaatliche Aufgabe, der Schutz des innern Landes, 
gelöſt werden ſoll. Der Boden der Mark iſt durch Waffengewalt vom 
Volk erobert). Der Beamte, der in die Mark geſchickt wird, der Marks 
graf, wird ſchon dem ſprachlichen Ausdruck nach über ein Gebiet geſetzt, 
während der Stammesherzog als ein vor dem Heere der Männer einher⸗ 
ziehender Führer vorgeſtellt wird. Wegen des Gegenſatzes wird der 
Name des Stammesgebiets, Sachſen, Thüringen, Baiern uſw. allent⸗ 
halben erſt aus dem des Stammvolkes abgeleitet“). Umgekehrt iſt in 
den Marken, den Schutzwällen gegen den Feind, die Bevölkerung, die 
auf dem Boden ſiedelt, von vornherein nur durch die räumliche Einheit 


14) Vgl. über Lfterreid) aus dem XI. Jahrh.: [decimum mansum . . ] totius 
regionis in finibus Ungarorum gladio ab hostibus adquisitae in 
pago Osterriche. Mon. Boica 29a, 377, S. 104. Vgl. Kaemmel, Hiſtor. Unter]. f. 
Ernſt Förſtemann, 1894, S. 57 ff. Derſ., Die Beſiedlung des deutſchen Südoſtens vom 
Anſange des X. bis gegen Ende des XI. Jahrh., 1909. 

18) Sachſen kommt bei Eike nur im Dativ vor mit to, binnen und von, d. h. in 
der Verbindung, die den Bedeutungswechſel vermittelt hat. Einzige Ausnahme iſt III, 53, 1, 
wo die alten Stammlande ſelbſt ſchon mit dem plurale tantum: Baiern, Schwaben, 
Franken, Sachſen bezeichnet werden. Vgl. Homeyer Sſp. Ldr. s. v. Sachſen im Sach⸗ 
regiſter. Kluge, Etymol. Wtb. s. v. Mitte. 
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untereinander verbunden. In der Mark gibt es kein Stammvolk, das 
dem Lande den Namen gegeben hätte wie im Innern, ſondern ſtatt 
deſſen empfangen die Markbewohner den ihrigen vom geographiſchen 
Begriff der Mark; ſie heißen Oſterreicher, Brandenburger, Lauſitzer uſw. 
Wenn der hier theoretiſch entwickelte Gegenſatz von Stammland und 
Mark richtig ſein ſoll, ſo gibt es darauf eine einfache Probe. Im Innern 
läßt ſich politiſcher und nichtpolitiſcher Raum unterſcheiden; dieſer 
Unterſchied müßte alſo in der Mark fehlen, weil ſie ſchon als Ganzes 
politiſchen Zwecken dient. Woran erkennt man nun im Innern den 
ausgeſonderten Platz für die Gerichtsgemeinde? Daran, daß er durch 
feierliche religiöfe Formel gehegt werden muß. Das Ding, d. h. jeder 
gültige Verſammlungsort des Volksrechtes kann nur an gehegter Stätte 
gehalten werden). Demgegenüber bezeichnet ein Ausländer, ein Pole, 
ſchlagend den andersartigen Zuſtand in der Mark. Er ſagt von den 
deutſchen Markgrafen ausdrücklich, daß ſie ihr Ding nicht zu hegen 
brauchen; denn an allen Orten ihrer Gewalt habe das Gericht die⸗ 
ſelbe Kraft, wie im inneren Deutſchland nur das — gehegte Ding)! 
Wir wüßten nicht, wie dieſe Charakteriſtik ſich übertreffen ließe. Weitere 
Belege werden da gegeben werden, wo der Abſtand zwiſchen Grafſchaft 
und Markgrafſchaft zu entwickeln iſt ). Hier handelt es ſich vorerſt 
nur um die Trennungslinie zwiſchen Stammesherzogtum und Mark⸗ 
grafſchaft. Die Durchbrechung der Scheidewand zwiſchen beiden wird 
nur dann gewürdigt werden können. Daß aber gerade ſie für die 
deutſche Verfaſſungsgeſchichte ausſchlaggebend geworden iſt, beruht auf 


16) Weinhold, Die deutſchen Fried⸗ und Freiſtätten 1864, Burchard, Die Hegung 
der deutſchen Gerichte im Mittelalter, 1893, S. 21, S. 77—83. Vgl. auch Roſenſtock, 
Rathaus und Roland im deutſchen Stadtrecht zwiſchen 1186 und 1280, 1912. S. 30. 

17 Polniſches Rechtsdenkmal, her. von Volckmann, Elbinger Progr. 1869. o. 1 
„wen ir (polniſches) gericht von dem Kaiſer in die werlt nicht enkunt, als dutſcher vurſten 
unde richter tut, zo enhabin ze dez keine gewonheit, daz ze ir gerichte hegin von ober⸗ 
gewalt, alz dutſche richter pflegen zu tun. waz abir ze gerichtin adir waz vor in bekant 
wirt adir geloukint, daz hat zo getane macht, alze markgraven unde etlicher dutſcher 
vurſten, die ir ding nicht enhegin, wen daz gerichte hat aller enden in 
ir gewalt gehegetes dinges macht.“ Wenn Schröder RG.“ 585 hinter „nicht enhegin“ 
ergänzt „von obergewalt“, fo überſieht er gerade, daß der Markgraf eben gar nicht „hegt“, 
daß Gericht und gehegtes Ding an ſich ſchon von dem Schriftſteller gegenſätzlich aufge⸗ 
faßt werden. Vgl. noch Brunner, Krit. Vierteljahrsſchr. XII, 120; Heck, Der Sachſen⸗ 
ſpiegel und die Stände der Freien 637 ff. Roſenſtock, Rechtsliteratur 81f. 

15) Im neunten Abſchnitt „Lehnshof und Grafenamt“. 
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einem recht einfachen Grunde. Kein anderer chriſtlicher Staat des 
Mittelalters hat etwas beſeſſen, das ſich mit der deutſchen Oſtgrenze 
vergleichen ließe. Die deutſchen Stämme, im Herzen Europas anſäſſig, 
ſind nämlich trotz dieſer kontinentalen Lage nicht in ſtarren Grenzen 
eingeriegelt, ſondern das anfängliche Glacis an der Elbe und Leitha iſt 
ein beweglicher Damm; immer weiter wird er nach Oſten vorgeſchoben 
und wächſt hinter ihm das von Deutſchen bewohnte Land. Von Hein⸗ 
rich I. bis zu Friedrich II. wird das Gebiet zwiſchen Elbe und Weichſel, 
dazu Oſterreich und große Stücke Böhmens deutſch, ohne daß dieſe 
Lande deshalb in die alte Stammesgliederung einträten. Dieſer einzig⸗ 
artige Vorgang muß ſich alſo in irgendeiner anderen Form rechtlich aus⸗ 
geprägt haben. Wir ſtellen aber den Satz auf, daß die Umwälzung 
des 12. Jahrhunderts in ihrem Kern nichts anderes be⸗ 
deutet, als eben die Auseinanderſetzung zwiſchen 
Stammesland und Mark. Wir fügen dieſem Satze den 
weiteren hinzu, daß jedes dieſer beiden Elemente zu dem neuen 
Gebilde aus ihrem eigenſten beigeſteuert hat. Hierbei iſt es nicht 
ſchwer zu erraten, was wir als das Eingebrachte des Markgrafen 
anſehen. Es wird ſchwerlich etwas anderes ſein können, als jene ihm 
von Anbeginn an in ſeiner Mark zuſtehende Gebietshoheit. Hingegen 
müſſen wir noch von vornherein andeuten, wo uns denn eine Präro⸗ 
gative des Stammesherzogs nach 1200 noch fortzuwirken ſcheint. Der 
Leſer wird aus unſerer Formulierung ſchon ſelbſt den Schluß ziehen, 
daß wir nicht etwa ein Fortwirken in der Form des Privilegs einzelner 
in dem neuen Fürftenftande im Auge haben können, daß wir alſo bei⸗ 
ſpielsweiſe nicht etwa die Kurfürſten auf das Stammesherzogtum 
zurückführen wollen und werden, wie das eine ebenſo gern aufgeſtellte 
wie hinfällige Lehre behauptet. Nein, es handelt ſich im Gegenteil um 
einen Rechtsſatz, der auf den allgemeinen Kreis der Fürſten übergeht, 
obwohl er ſchwerlich von Anbeginn an für ihn gegolten haben kann. 
Es wird oft betont, das Verhängnis des deutſchen Königtumes ſei 
der Rechtsſatz geworden, daß der König kein Fahnlehen, das iſt kein 
weltliches Fürſtentum bei Heimfall einbehalten dürfen). Aber eine zus 
reichende Erklärung des Grundes dieſer Rechtsnorm fehlt bisher. In 
dieſem Satze, ſo möchten wir vermuten, verkörpert ſich der Widerſtand 


1) Heusler VG. 143. Brunner, Grundzüge? 140 Anm. 1. Ficker, Entſtehungs⸗ 
zeit des Sſp. 133 f. 
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der feſten, perſönlichem Zugriff entzogenen, volksrechtlichen Länder⸗ 
ordnung in Deutſchland gegenüber dem königsrechtlichen Lehnweſen und 
es liegt in ihm der wichtigſte Unterſchied gegen das Feudalſyſtem Frank⸗ 
reichs. In Frankreich ermangelte es einer uralten unerſchütterlichen 
Stammtseinteilung gegenüber den erobernden Franken völlig. Römiſche 
Verwaltungsbezirke waren etwas ſehr anderes, etwas ſehr ſterbliches. 
In Gallien hat es der künſtlichen Schöpfung von zwölf Pairs bedurft, 
in Deutſchland erfolgt eine ähnliche Regelung, die Abgrenzung eines 
geſchloſſenen Reichsfürſtenſtandes, nicht willkürlich nach dem Bezug auf 
den Königshof, ſondern aus den alten Bildungen der Stämme. 

Das Organ, mit deſſen Hilfe allein Herzogtum und Mark eine 
Verbindung eingehen können, iſt das Haus des fränkiſchen Königs, 
ſein Reich. Ihm gelingt es, beide in eine höhere Einheit aufzulöſen 
und auf dem Wege dazu die Stammverfaſſung zu zerſtören. Aber er 
bezahlt dafür einen eigenen Preis: auch ſein Weſen wird durch das 
Volksrecht umgebildet, ja man kann ſagen, die Stämme fügen noch in 
ihrem Fall dem Königshaus einen vernichtenden Schaden zu. Haben 
wir alſo im erſten Teile die Elemente in ihrem Nebeneinander dar⸗ 
zuſtellen verſucht, ſo richtet ſich jetzt der Blick auf ihre Bewegung gegen⸗ 
einander, und auf die Frucht des Kampfes zwiſchen Königshaus und 
Stämmen. Wir formulieren folgende Frage: Welches Element in der 
neuen Verfaſſung nach 1180 tritt das Erbe der vier großen Stämme an, 
das dieſen vor der Veränderung zuſtand? Erſt nachher und erſt durch 
die Löſung dieſer Frage ſoll gezeigt werden, welche Entwicklung die 
Vokabeln Fürſt und Reichsfürſt ihrerſeits durchlaufen haben. Dem⸗ 
gegenüber iſt es zunächſt ein rein tatſächlicher Umſtand, daß die Reichs⸗ 
kanzlei nur gewiſſen Perſonen den einen oder den anderen Titel beilegt. 
Dieſe bloße Konſtatierung iſt unſer Ausgangspunkt. 
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Seit dem Jahre 1180 behauptet nur eine beſchränkte Zahl welt⸗ 
licher Würdenträger den Rang als Reichsfürſt, während eine ähnliche 
Abnahme der Zahl geiſtlicher Fürſten nicht zu verzeichnen iſt. Aus der 
Reihe der letzteren ſchied vielmehr nur der Kanzler aus. Aus dieſer 
Tatſache erhellt ſchon, daß der berühmte von Ficker feſtgeſtellte Um⸗ 
ſchwung im weſentlichen auf die weltlichen Reichsfürſten bezogen werden 
muß. Bevor wir daher das Weſen der Reform, die ſich zwiſchen 1156 
und 1180 vollzogen hat, in ihrem juriſtiſchen Gehalt werden richtig 
erfaſſen können, wendet ſich die Aufmerkſamkeit zweckmäßig auf die 
Liſte der Bevorzugten und ihre Zuſammenſetzung. Ohne ihr Studium 
könnte die nächſtliegende Einſicht verfehlt werden. Die herrſchende 
Meinung darüber ſtützt ſich auf eine Überſicht, die vor fünfzig Jahren 
ausgearbeitet wurde. Kein Wunder, daß die alten Tafeln in dem 
wichtigſten Punkte Falſches enthalten. Beſeitigen wir dieſe Irrtümer 
zunächſt. 

Keine einzige Grafſchaft iſt für ausreichend befunden worden, um 
ein Fürſtentum abzugeben. Den Grad der Unzerſtörbarkeit und Exiſtenz 
aus eigenem Recht wie das Reichsfürſtentum hat kein fränkiſcher Komitat 
damals beſeſſen, wir dürfen hinzufügen, beſitzen können, auch die Graf⸗ 
ſchaft Aſchersleben nicht, für die es heute noch angenommen wird ). 
Dies ſei zunächſt nachgewieſen. 


) Durch den Codex Anhaltinus (1875) haben wir heute einen Vorſprung vor 
Ficker, Reichsfürſtenſtand I (1861). Bernhard erhält durch die Reichskanzlei und andere 
Fürſten die Bezeichnung nur als Herzog von Sachſen in den 20 Jahren 1180 — 1200 
37 mal. Cod. Anh. I, 594, 595, 602, 609, 611, 612, 621, 644, 650, 653, 659— 662, 
665, 667, 671, 672, 679, 680, 681, 684, 6872, 699 — 701, 704, 705, 711, 714, 723, 
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Die Söhne Albrechts des Bären teilen 1170 die Länder ihres 
Vaters, alſo kurz vor der endgültigen Abſchließung des Reichsfürſten⸗ 
ſtandes. Bernhard erhält die Grafſchaft Aſcharia, Aſchersleben. Aber 
1180 wird er zum Herzog von Sachſen erhoben und exiſtiert nunmehr für 
die Reichskanzlei und alle ſeine Mitfürſten ausſchließlich als ſolcher. 
Nur er ſelbſt fügt ſeinem immer ja durch die welfiſche Hausmacht nur 
wenig ergiebigen Herzogstitel den eines Grafen v. Aſchersleben hinzu, 
genau ſo wie der Markgraf v. Namur die Grafſchaft Hennegau im Namen 
behält). Im Jahre 1207 tritt er einmal als dux de Anhalt auf. 


729, 730, 731, 733. Nur als Dux Saxonie urkundet er ſelbſt dreimal (davon zweimal 
in formloſen Stücken), 1180 Nr. 593, 1181 Nr. 607, 1197 Nr. 722. 

1207 Nr. 762 (Reichskanzlei) Dux de Anhalt. Der Ortsname Anhalt als ſolcher 
erſcheint hingegen überhaupt nicht vor 1215 II, 16 Nr. 17. Sonſt urkundet Bernhard 
ſelbſt mit dem Doppelnamen: Herzog von Sachſen, Graf von Aſchersleben I, Nr. 605, 648, 
690, 691, 693. 

Sein Sohn (ſeit 1212) Heinrich I., urkundet 1215 „comes Ascharie et princeps 
in Anhalt“ II, 13 Nr. 14, 1219 „comes Ascharie et princeps de Anhalt“ Nr. 32; 
Reichskanzlei: 1219 Heinricus dux de Anhalt Nr. 31 und noch bezeichnender „Hein- 
ricus comes de Anehalt, Albertus frater eius dux Berneburch, filii ducis Bern- 
hardi“, II, Nr. 33 wo ſie alſo nur als Prinzen, als Fürſtenſöhne aufgefaßt werden. 
Ja unmittelbar nach ſeines Vaters Tod war man in ſo ſichtlicher Verlegenheit wie man 
ſeinen Reichsfürſtenſtand kundtun ſoll, daß man ihn als Heinricus dux Saxoniae neben 
ſeinem Bruder Albertus dux Saxoniae aufführt. Siehe über dieſe Tatſache v. Heine⸗ 
mann, Heinrich von Braunſchweig S. 142. Erſt ſeit 1220, wo vermutlich inzwiſchen 
eine Verabredung ſtattgefunden hat, Reichskanzlei und Fürſt ſelbſt gleichmäßig: Comes 
de Anhalt oder comes Ascharie; z. B. II, Nr. 66 und 67, MG. Ep. selectae I, 498 
Nr. 608. Aber trotzdem blieb unter Heinrich I. ſelbſt ſowohl wie unter feinen Nachfolgern 
unverändert die ſignifikante Siegellegende beſtehen: Henricus dei gratia Comes Ascharie et 
Princeps de Anhalt! Jaenicke Mitt. d. Vereins f. anhalt. Geſch. IX (1904), 358. Aber 
noch mehr. Jaenicke hat ebenda 374 ff. auch nachgewieſen, daß Ficker mit Unrecht das 
Fürſtentum Anhalt ſeit 1253 für teilbar gehalten hat. Im Gegenteil, man iſt ſehr 
rigoros geweſen: Nur der älteſte und nächſte Nachkomme des Stammvaters durfte ſich 
illustris princeps et comes nennen, alle Glieder der Nebenlinien hießen ſchlechtweg 
Comites. Erſt als die Hauptlinie ausſtarb, 1311, ging der Fürſtentitel auf die nächſte 
bisher nur gräfliche Linie über! Alſo das Fahnlehen war unteilbar! 

U. Schrecker, Das landesfürſtliche Beamtentum in Anhalt (1200 — 1574), Gierkes 
Unterſuchungen 86 (1906) enthält nichts über unſer Thema, höchſtens die Angabe, 
daß der erſte Truchſeß des Fürſtentums Konrad von Waldeſer (1181—1219) war. 
Es wäre wichtig, über ihn näheres zu erfahren. 

0 Giſelbert ed. Vanderkindere 1904 p. 255 „susceptus est tamquam princeps 
novps “et sigillo, cujus inscriptio erat tantummodo Comitis Hanoniensis fracto novum 
fecit, cujus inscriptio fuit Marchionis Namurcensis et Comjtis Hanoniensis“. 
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Es iſt dies das erſte vorkommen des Namens Anhalt in unſeren Quellen 
überhaupt. Das Herzogtum Sachſen wird hier wie das Herzog⸗ 
tum „Löwen“, „Staufen“, als das von der Burg Anhalt bezeichnet. 
Was das wichtigſte iſt: Dieſe Burg liegt nicht innerhalb der Grafſchaft 
Aſchersleben! Als dieſer Herzog von Sachſen, der natürlich als ſolcher 
Reichsfürſt war, 1212 ſtirbt, teilen feine Söhne derart, daß Heinrich I. 
Begründer des Hauſes Anhalt wird. Dieſer Heinrich beanſprucht den 
Fürſtenrang, aber nicht auf Grund ſeiner Grafſchaft. Denn er urkundet 
comes de Ascharia et princeps in Anhalt; deutlicher kann 
er aber gar nicht betonen, daß er Fürſt nur und gerade abgeſehen von 
der Grafſchaft Aſchersleben ſein will! Er hat eben den Stammſitz inne, 
von dem her der Vater ſich Herzog nannte und ſetzt alſo das 
Haus des Vaters fort. Die notwendige Folge iſt, daß er auf 
dies Haus ſeinen Fürſtenrang gründet. Dieſer Anſpruch macht nun der 
Reichskanzlei Schwierigkeiten. Erſt ſeit 1220 einigt man ſich auf den 
neuen Titel: Die Reichsregierung und Heinrich ſelbſt wählen fortan 
den Titel princeps Ascharie. Das iſt alſo ein Kompromiß, 
das mit dem Zeitalter von 1180 noch gar nichts zu tun hat)! Damit 
ſcheidet das Fürſtentum Anhalt und die Grafſchaft Aſchersleben aus der 
Reihe der urſprünglichen Reichsfürſtentümer aus und es bleibt keine ein⸗ 
zige Grafſchaft dieſes Ranges übrig. 

Gehen wir weiter zu den Pfalzgrafſchaften, fo iſt zunächſt bei 
dem ſchwäbiſchen (von Tübingen)) und dem bayriſchen Pfalzgrafen 
vom Reichsfürſtenſtand keine Rede. Schon dies wird uns mißtrauiſch 
ſtimmen, wenn wir heut die Pfalz Sachſen als ſelbſtändiges Reichs⸗ 
fürſtentum nach 1180 genannt finden ). Hier ſcheint die Lage aber in 
der Tat der modernen Deutung zu entſprechen. Sie wird nämlich 
zweifellos in den Quellen als Reichsfürſtentum oder auch als „Fahn⸗ 
lehen“, was dem entſprechen ſoll, bezeichnet). Trotzdem iſt es uns 
möglich, ſie zu Erkenntniszwecken heranzuziehen aus einem triftigen 

2) Weiteres über das Weſen dieſes Fürſtentums und über die Namenswahl von 
1220 im nächſten Abſchnitt. 

9) L. Schmid, Geſchichte der Pfalzgrafen von Tübingen 1853. j 

6) Über die Pfalz, P. Wittmann, Pfalzgrafen von Bayern 1877 S. 138 f. Haentle, 


Zeitſchr. d. Ver. f. Thür. Geſch. V. (1862), 75—83, Ficker, Reichsfürſtenſtand I. 198 
Kurze, Neue Mitteil. Band 14. 


e) Sſp. III, 62, 2: „Seven vanlen fint ok imme lande to ſaſſen, dat hertochdum 
to ſaſſen und die palenze ...“ ebenſo in Urkunden; dazu SS. XXX, 557 z. J. 1196. 
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Grunde: Sie iſt in Perſonalunion mit der Landgrafſchaft Thüringen 
und kommt nach dem Jahre 1180 als ſelbſtändiges Fürſtentum für uns 
erkennbar nicht mehr vor! Wir werden noch unten anzudeuten haben, 
weshalb unter anderem den Landgrafen der Beſitz der pfalzgräflichen 
Würde von Wert geweſen ſein dürfte. An dieſer Stelle iſt wichtig, daß 
die Pfalzgrafſchaft eine bloße Würde in den Händen der Land⸗ 
grafen von Thüringen darſtellt. Das Land der Pfalzgrafſchaft 
Sommerſchenburg kommt nicht an ſie, ſondern an das Erzſtift Magde⸗ 
burg). Mithin gehörte ein Land, ein wahres Territorium zu der 
Pfalz nicht mehr, und die Gloſſe zum Sachſenſpiegel iſt ratlos, da ſie 
ein Land als Subſtrat dieſes Fürſtentums namhaft machen foll 9). Ein 
prineipatus ift fie allerdings“). Aber es muß ſchon hier daran ers 
innert werden, daß principatus vor 1200 überwiegend das Fürften- 
tum nur im perſönlichen Sinne bezeichnet“). So dürfen wir ſagen, 
daß der Landgraf zwar zwei fürſtliche Amter inne hat, hingegen be⸗ 
ſtimmt nicht zwei fürſtliche Länder. Sonach ſcheidet die Pfalzgrafſchaft 
Sachſen mindeſtens wegen der Perſonalunion als ungeeignet für die 
Feſtſtellung des neuen Begriffs „Reichs fürſtentum“ aus. 

Der Pfalzgraf bei Rhein trägt das Stammland im Namen, deſſen 
Herzog er iſt, nämlich Rheinfranken. Er repräfentiert einen Stamm, 
wie er denn auch 1155 als Herzog auftritt. Sein Reichsfürſtentum 
gründet nicht in der Pfalzgrafſchaft ). 

Von den vielen Landgrafen des Südens bringt es kein einziger 
damals zum Reichsfürſten). Der Landgraf von Thüringen hingegen 


1) Jacobs, Geſchichte der Provinz Sachſen 191 f. Roſenſtock, Rechtsliteratur 98f. 

6) Homeyer, Landrecht S. 358 zu III, 62, 2: zu Eikes Zeit habe Braunſchweig 
als die ſächſiſche Pfalz und ſomit als Fahnlehen den Welfen zugeſtanden. 1350 Februar 18 
Karl IV. leiht „die Phallanz Graffſchaft Lauchſtete .. mit dem Banne, das man 
nennet Obriſtgerichte, mit allen Banſtülen.“ Ulrich, de feudo venationis 1747 S. 41. 

9) Lacomblet I, 2332 z. J. 1180. 

10) Ficker, Reichsfürſtenſtand I, 8 32. 

11) S. den beſonderen Abſchnitt darüber. 

12) Nach Ficker, Reichsfürſtenſtand I, 201 $ 155 wird von den „ſeit dem 13. Jahrh. 

im füdweftlihen Deutſchlande von vielen gräflichen Häuſern geführten Landgrafentitel.. 
in den Kaiſerurkunden kein Gebrauch gemacht“. .. „Es werden dieſe Landgrafentitel 
auch durchweg den gräflichen nachgeſtellt, wenn, wie gewöhnlich, beide geführt werden.“ 
Alſo das völlige Gegenteil der Thüringiſchen Landgrafſchaft. Weiteres im Abſchnitt 
„Lehnshof und Grafenamt“. 
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iſt einer der angeſehenſten. Aber er iſt auch Inhaber des Landes Thü⸗ 
ringen! Die Thüringer find ein uraltes Stammvolk wie irgend eins). 
Kräftig betont worden iſt dies ſchon von Waitz. Der Stamm bekommt 
unter Lothar ein neues Haupt nach einer Unterbrechung von einem Jahr⸗ 


18) Vgl. Waitz⸗Zeumer V“, 166 f. mit zahlreichen Belegen. Ich ſtelle nur folgende 
Stellen zuſammen: Dobenecker, Regesta Thuringiae I, 47 Nr. 214 ca. 847-855 „Thacholf 
Thuringorum dux“, ebda. S. 60 Nr. 273 a a. 889 annitente Boppone Thuringorum 
duce; S. 73 Nr. 305 a. 903 Purchart marchio Thuringorum; Thietmar V, 7 Script. 
rer. Germ. 111 von Markgraf Ekkehard: „Super omnem Thuringiam communi totius 
populi electione ducatum promeruit“ . Derſelbe V. 14 S. 115 Comitaturque tamen 
regem ab Allemannia proficiscentem in Franoi am, postea ad Thuringiam. 
Ibi tune Willehelmus, Thuringiorum tunc potentissimus, obviam pergens dominumque 
venientem cum magna gratulatione regis efficitur. Ibi tunc rex a prefato Comite 
et a primis illius regionis conlaudatur in dominum et ab omni populo 
rogatus debitum his porcorum remisit censum. Alſo ſelbſtändige Gruppe bei der 
Königshuldigung! Ebenſo nennt das Gedicht Leos von Vercelli (unten in II, 12) 
z. J. 1002 unter den Stämmen Thüringen ſelbſtändig. „regalem curtem in pago 
Thuringiae in comitatu Madelgozonis“ DD. K. II Nr. 185 a a. 1032. Otto v. Freiſing 
(aus Frutolf ad a. 1096) Chron. VII, 2: Verum orientales Francos, Saxones, 
Turingios, Baivarios et Alemannos . . .“, vgl Herzogsgewalt 75 ff. u. oben 97. 

Die Stammlandsgqualität dürfte mit dieſen auf gut Glück herausgegriffenen Beiſpielen 
genügend in Erinnerung gerufen ſein. Um 1140 ſchreibt Landgraf Ludwig II. ſeinem Bruder 
„landgravius comiti“. Poſſe, Cod. dipl. Saxoniae regiae I, 2 Nr. 147. Ein deutlicher Be⸗ 
weis, daß es ſchon damals vor Barbaroſſa eine ganz andere Würde als die bloße Grafen⸗ 
würde iſt, die der „Landgraf“ innehat, ſo wie princeps und comes in Anhalt unterſchieden 
worden ſind. So ſagt denn bereits Schenk zu Schweinsberg Archiv für heſſ. Geſch. XIII, 
445 f.: „Schon der Umſtand, daß ſich die [landgräfliche! Würde [in Thüringen] auf ein 
ganzes, eine Reihe von Gauen umfaſſendes Volksgebiet erſtreckte, macht 
es ſehr wahrſcheinlich, daß in Thüringen ein Analogon der herzog— 
lichen Gewalt geſchaffen wurde“. Das ſog. Landfriedensgericht in Mittelhauſen 
(Dobenecker, Reg. II Nr. 80) iſt nichts als ein Landtag, ſo wie das Kölner oder Würzburger 
Landgericht auch. Der vortreffliche Unger hatte ſchon in feinen „Landſtänden“ I (1844), 
S. 151 geſagt: „Der Sinn dieſer Landgrafſchaft war aber der, daß ſie gleich einem kleinen 
Herzogtume ſich über alle Graf⸗ und Herrſchaften dieſer Lande erſtrecken ſollte“. Ahnlich 
Ernſt Mayer VG. II, 368 f. Auch Dobenecker hat feine ganze der thüringiſchen Geſchichte 
gewidmete Lebensarbeit als Stammesgeſchichte aufgefaßt. (S. auch unten S. 178 Anm. 3.) 
Bemerkenswert iſt, daß die ſogenannte legenda St. Bonifacii, in der erhaltenen Faſſung 
15. Jahrh., bei Darſtellung der Verfaſſung von den Thüringern, dem Recht, das 
man ihnen ſchuldet uſw., nicht aber von dem Gebiet Thuringia ſchlechtweg ſpricht, alſo am 
Stammes⸗ ſtatt am Gebietsbegriff feſthält. Wie bei den übrigen Stämmen, iſt auch 
das Land Thüringen nur Dativ Pluralis der Volksbezeichnung: Düring, Thüring. Vgl. 
Nibelungenlied, Lachmann 2130 Bartſch 2074. Oben S. 116, Anm. 15. 
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hundert. Aber nur der Irrtum, als notwendiges Kennzeichen jedes 
Stammlandes die Dauer des Herzogtums anzunehmen, ein Irrtum, der 
ja auch Franken und Sachſen gegenüber wirkſam wäre, iſt ſchuld daran, 
daß über die thüringiſche Landgrafenwürde immer noch Streit herrſcht. 
Um uns mit den Worten jener Zeit auszudrücken: potentia iſt jedes 
Stammvolk fähig, ein echtes Herzogtum aus ſich zu erzeugen, und 
Thüringer, Sachſen und Franken haben das nicht minder für ſich und 
ihre Unterſtämme gekonnt, als Bayern und Schwaben. Actu jedoch 
iſt es nicht in allen Zeiten dazu gekommen. Die Stammſonderart wird 
durch dies Nur⸗möglich⸗bleiben der Herzogsgewalt nicht berührt“). 
Die Wiederherſtellung einer monarchiſchen Spitze wächſt aus der Stamm⸗ 
verfaſſung als ſie vervollſtändigend und krönend und als der Anlage nach 
in ihr enthalten hervor. Alſo nicht nur, wo ein Herzogtum iſt, iſt ein 
beſonderer Volksſtamm. Jedoch umgekehrt, nur da, wo Stamm, 
Stammeserde und Stammesrecht, kann ein echtes Herzogtum entſtehen. 
Den einzelnen Stämmen dieſen höchſten Ausdruck ihrer Sonderart 
wieder zu gewähren, ſie aktionsfähig zu machen, darauf gehen Be⸗ 
ſtrebungen des anbrechenden 12. Jahrhunderts mehrfach. Ich erinnere 
an Lothars ſächſiſches Herzogtum, an das Herzogtum Oſtfranken Kon⸗ 
rads, an den Verſuch der Zähringer, ihrer Herrſchaft über Zürich ein 
Herzogtum Burgund anzugliedern, auch an die Organiſation Nieders 
lothringens unter Lüttich“). Vor 1130 hatte Lothar der Kirche von 
Würzburg das oſtfränkiſche Herzogtum verliehen. Derſelbe Lothar hat 
ſpäteſtens 1129 Hermann II. von Winzenburg zum Landgrafen in 
Thüringen gemacht“). Es ſtand aber dieſem Fürſten eben das zu, 

14) Schon Waitz VG. VII, 126 betont, daß Landtage herzogloſer Stämme zu allen 
Zeiten und in allen Gegenden des Reiches ſich nachweiſen laſſen. Weil trotzdem E. Devrient 
bei G. Richter, Annalen des deutſchen Reiches III, 2 (1898), 732 mindeſtens für Franken 
ſolche Tage vermißt, ſo ſeien ſolche fränkiſchen Tage namhaft gemacht: 919 in Fritzlar, 
984 in Bürſtedt bei Worms, 1058 (oſtfränkiſcher Tag) in Othalmeshuſen, vgl. Herzogs⸗ 
gewalt 85 ff., 1179 (rheinfränkiſcher Tag) in Weißenburg. Über den hier einſchlagenden 
Begriff der Provinzialverſammlung ſiehe Roſenſtock, Herzogsgewalt 1ff. 

15) Man darf, wie die Beiſpiele zeigen, nicht Lothar III. als den einzigen Kaiſer 
bezeichnen, der dieſer Politik nachgibt. Aber er fördert ſie allerdings in hervorſtechen⸗ 
der Weiſe. Über Oſtfranken S. 80 Anm. 1, über Zürich Abſchnitt 16, über Lüttich 
Abſchnitt 17. 

1e) Dobenecker Regesta Thur. 1 Nr. 1229; Schmidt, Ub. d. Hochſt. Halberſtadt I, 


Nr. 163: 1129 Juni 13 in Goslarer Urkunde Lothars: „Hermannus landgravius“. 
88. XVII, 24. 
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was das Kennzeichen des echten Herzogtums ausmacht und bei allen 
ohne Ausnahme ſich findet: Geleitsſchutz auf allen Straßen der 
Stammeserde ), Schutz der Kirchen innerhalb des Landes, das Recht, 
Burgen zu bauen und Burgen zu brechen, den Frieden zu wahren und 
den Fehden der Edlen durch ſeine Tage zu Mittelhauſen Einhalt zu 
gebieten ), das heißt, ſamt und ſonders Befugniſſe, die jenſeits der 


17) Geſchloſſene Geleitsgebiete ſind nachweisbar für das Herzogtum Oberlothringen 
(vgl. nicht nur Zeumer QS.“ Nr. 79, ſondern auch Nr. 106). 

Für das Herzogtum Ribuarien 1243 Waitz, Chronica Regia Coloniensis S. 285, 
Lacomblet II, Nr. 282 S. 147, Herzogsgewalt 197 Anm. 1. Der Herzog von Brabant 
wird auf ribuariſchem Gebiet vom Herzoge von Jülich auf offener Straße angefallen, 
und der Erzbiſchof richtet auctoritate ducatus sui. (Die Kölner machen ſonſt jo gut 
wie nie von der Bezeichnung ducatus für Ribuarien urkundlichen Gebrauch.) Auch 
eine Verleihung des Erzbiſchofs Philipp (11671191) könnte ſich auf Ribuarien beziehen. 
Sie wird nur erwähnt und zwar in Erhard Cod. dipl. Westf. II, 221 = Knipping, 
Regeſten der Kölner Erzbiſchöfe II, 1453. S. 2922, 1192/3. 

Für Oſtfranken: Streit um Geleit zwiſchen Brünneck und Hohenlohe 1305 bis 
1310. Entſcheidung: „ſwa ein herre gerichte hat und voget iſt in velde und dorfe, daz 
kein ander herre durch die vogetei und durch das gericht geleiten ſol, ez tete danne 
ein hertzoge des landes“. Hohenloheſches UB. II (1901), 703 Nr. 834. 

Sachſen: 1188 Privileg für Lübeck (Keutgen S. 184) ut oum mercibus suis 
libere eant et redeant per totum ducatum Saxonie absque hansa. 

Weſtfalen: Ich verweiſe auf die Gelnhäuſer Urk. von 1180 und Kaliſchs Auf⸗ 
ſatz: Das Geleitsregal im kölniſchen Herzogtum Weſtfalen. Feſtgabe für Zeumer 1910 
S. 14ff. 

Herzogtum Brixen: Const. II Nr. 334 S. 444 = Zeumer QS.“ Nr. 63 1240: 
„quod nulli licitum sit prebere conductum alicui transeunti per terram sive ducatum 
electi ipsius, exceptis imperatore et rege. Vgl. Otto Stolz, Die tiroliſchen Geleits⸗ 
und Rechtshilfeverträge Ferdinandum III, 53 (1909) 56 ff. 

Thüringen: Dobenecker, Zeitſchr. f. Thür. Geſch. XV (1891), 325 ff. 

Baiern: MG. Const. II, Nr. 427 S. 575 a. 1244 8 46 „De conductu. Item 
nullus conductum prebeat al tericumque, sed quilibet securus vadat auctoritate ducis 
et huius statuti. 

Wieder aber wird die Aufſtellung erſt wieder durch die Ausnahme völlig ſicher. 
Der Herzog von Niederlothringen hat das Geleit nicht! Gislebert z. J. 1188: 
Comes Hanoniensis illinc (von der Maaß ab) per conductum Hugonis militis de 
Wormatia qui terram illam ex parte dominik regis custodiebat, usque Aquis 
palatium transivit! Vgl. 88. XXV, 151; Vanderkindere in der Ausgabe des Giſelbert 
188; 231 Anm. 4 und 252 f. Unten S. 195 und Abſchnitt 17. 5 

18) Fehdegerichtsbarkeit wird z. B. für die Herzogtümer beanſprucht von Ober⸗ 
lothringen (Urk. von 1259); für Oſtfranken anerkannt in der goldenen Freiheit Barbaroſſas 
an Würzburg 1168: de vindicta sanguinis iudicare heißt alſo: über Blut⸗ 
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Kompetenz des gräflichen Gerichts liegen. Denn auch die Fehde des 
Adels iſt ein Recht, das erſt da anfängt, wo die Vollmacht des Land⸗ 
richters unter Köͤnigsbann aufhört. Die Fehde ift ein dem Rechtswege 
vor dem Grafen gleichgeordnetes und nicht untergeordnetes Rechts⸗ 
mittel. Es würde alſo unſere ganze Darſtellung geradezu daran ſcheitern, 
wenn das Land Thüringen kein Reichsfürſtentum abgäbe. Ebenſo wie 
bei der rheiniſchen Pfalz darf man hinter dem Namen nicht die Sache 
vergeſſen; beidemal handelt es ſich um ein Stammesgebiet von vor⸗ 
karolingiſchem Daſein. Und ſo ſind wir berechtigt, auch ſie als Herzog⸗ 
tümer der Art nach zu bezeichnen. Name und Art können ſich decken, 
brauchen es aber nicht. Es ſei nur jenſeits der Reichsgrenze an die 
Grafſchaft Burgund erinnert, wo ſich die volle herzogliche Gewalt mit 
dem einfachen Grafennamen begnügt. 

Muſtern wir nun doch die weltlichen Reichsfürſtentümer von 1180: 
Bayern, Schwaben, Sachſen, Oberlothringen, Brabant » Niederloths 
ringen ), Kärnthen, Böhmen, Ofterreich, Steier (dieſes erſt ſeit 11801): 
das ſind neun Herzogtümer, dazu als zehntes und elftes die Herzog⸗ 
tümer Kölns in Weſtfalen und Ribuarien, als zwölftes das Würz⸗ 
burgiſche in Oſtfranken. 

Thüringen und Rheinfranken nehmen die beiden nächſten Plätze 
ein. Jetzt fehlen nur noch die drei Marken im Oſten: Lauſitz, Nord⸗ 
mark und Meißen, dazu tritt ſchließlich Mähren. In dieſer Liſte der 
weltlichen Reichsfürſtentümer von 1180 iſt das Überwiegen der Herzog⸗ 
tümer augenſcheinlich. Was es damit auf ſich hat, kann aber erſt jetzt 
voll erfaßt werden, nachdem die fälſchlich einbezogenen Graf⸗ und 
Pfalzgrafſchaften ausgemerzt ſind. Das Herzogtum, der Beſitz eines 
Ducats, hat gerade als Gegenſatz zur bloßen Grafſchaft im 12. Jahr⸗ 
hundert ein politiſches Programm bedeutet. Zur Erkenntnis dieſer 
Tatſache hilft weſentlich die Parallele bei den Reichskirchen. Wir ſtellen 
in einem eigenen Abſchnitte zuſammen, wie damals nicht weniger als 
acht Bistümer das Herzogtum zum Zielpunkt ihrer politiſchen Be⸗ 


rache, Totſchlagſühne urteilen und iſt nicht zu verwechſeln mit „sanguinis effusionem 
vindicare“. Ich ziehe meinen Widerſpruch gegen Zallinger (Herzogsgewalt S. 146, Anm. 2) 
als gänzlich hinfällig zurück. Über Lüttich Nitzſch in den Forſchungen 21 (1881), 277 ff. 
Darüber, daß hier Lüttich ſtatt des niederlothringiſchen Herzogtums fungiert, genaueres 
unten III, 17. 

12) Darüber ausführlich unten Abſchnitt 17. 
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ſtrebungen machen. Neben den Erzbiſchöfen von Köln und Magdeburg 
ſehen wir die Biſchöfe von Brixen, Trient, Würzburg, Prag, Hildes⸗ 
heim, Münſter derartige Pläne ſpinnen. Zu einem Herzogtum wird 
das Land, die Mark Ofterreid erhoben, fo wie einſt unter Konrad II. 
das Herzogtum Kärnten geſchaffen worden war. Zum Herzogtum 
wird die Mark Steier umgewandelt. Ein Herzogtum wird aus 
Braunſchweig⸗Lüneburg noch fünfzig Jahre ſpäter gebildet. 

Und ſchlechthin als dux kann ſpäter ein Reichsfürſt eben zur Ver⸗ 
deutlichung ſeines Reichsfürſtenſtandes bezeichnet werden“). Daraus 
ergibt ſich zur Genüge, daß 1180 das Herzogtum als der unzwei⸗ 
deutigſte Ausdruck des Reichsfürſtentums, ja als Reichsfürſtentum 
xar dEoynv angeſehen worden iſt. Dieſe Würde des Herzogtums iſt 
das Ziel, die reinſte Ausprägung der neuen Reichsſtandſchaft. Hier⸗ 
für ſteht uns noch ein ebenſo einfaches wie ſchlagendes Beweismittel 
zur Verfügung. In den Quellen hat der Ausdruck Reichsfürſt zu⸗ 
nächſt kein entſprechendes ebenſo geläufiges „Reichsfürſtentum“ als 
Name des Landes neben ſich. Vielmehr bezeichnet „prineipatus“ in 
Deutſchland — vielleicht mit einziger Ausnahme von Lothringen — 
die perſönliche Würde des Fürſten. Sehr deutlich wird das bei der 
Gründung Braunſchweigs; darin heißt es zwar „Ottonem ducem et 
principem facientes“, aber dem entſpricht kein „creavimus 
inde ducatum et principatum“, wie man erwarten ſollte, ſondern 
die Stelle lautet ſtatt deſſen nur „ereavimus inde ducatum“ und 
weiterhin: „ducatum ipsum in feodum imperii ei concessimus“. 
Wenn das noch 1235 geſchieht, ſo kann es nicht wundernehmen, daß 
bei der älteſten uns bekannten Erhebung in den Reichsfürſtenſtand, bei 
der Gründung von Namur, das Wort ebenfalls fehlt; der Fürft ſoll 
Reichsfürſt werden, das Land eine Mark des Reichs. Das einzige Ge⸗ 
biet, daß ſchon im 13. Jahrhundert direkt als Reichsfürſtentum be⸗ 
zeichnet worden ſein könnte, iſt Anhalt; aber auch hier geſchieht das, 
wie wir geſehen, früheſtens volle vierzig Jahre ſpäter, etwa 1220. 
Hingegen gab es eine andere Vokabel zur Bezeichnung der weltlichen 
Reichsfürſtentümer allerdings, und dieſe iſt keine andere als die vom 
Herzogtum entlehnte des „Fahnlehns“. Zur Abgrenzung der 
Herzogtümer gegen die Königreiche hatte noch Otto v. Freiſing das 


20) A. Schulte, Zeitſchr. f. deutſch. Altertum 39 (1895), 224. 
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Fahnenſymbol gebraucht. Für den Sachſenſpiegel iſt das Fahnlehn 
das weltliche Reichsfürſtentum. Der Ausdruck iſt alſo a potiori, vom 
Herzogtum, hergenommen. 

Nun iſt dies nur die eine Seite der Entwicklung, und zwar, wenn 
man will, ſogar nur die formale. Ihre Betrachtung lehrt aber doch 
ſo viel, daß bei der Reform das Herzogtum als der Typ empfunden 
wird, der ſich bemüht, die andern Gebilde zu amalgamieren, und zu 
ſich heraufzuziehen. Bevor wir die Gründe hierfür erörtern und die 
nicht minder merkwürdigen Folgen, müſſen wir nun dem Schlagwort 
des Fahnlehens die reale Macht abfragen, die hinter ihm ſteht. Nicht 
jedes Herzogtum nämlich iſt Reichsfürſtentum. Der allgemeine Sinn 
dieſes Ausdrucks wurde vielmehr durch einige Ausnahmen gekreuzt. 
Es iſt nun nicht richtig, daß der techniſche Charakter einer Vokabel 
ſchon deshalb geleugnet werden dürfte, weil ſie in dem ewig flüſſigen 
Stoffe der Sprache auch Übergänge, Zwitter u. dgl. als Grenzformen 
mit unter ſich begreift. Keinem Terminus technicus bleibt in der 
Wirklichkeit inkonſequenter Gebrauch erſpart. Aber klar machen müſſen 
wir uns, daß erſtens die perſonalen Herzogtümer nicht als „Fahn⸗ 
lehen“ galten. Der Herzog Welf und die Zähringer hatten perſönlich 
Herzogsrang, aber ihr Gebiet war weder ein Herzogtum noch ein Fahn⸗ 
lehn. Zweitens war z. B. der „Herzog“ von Limburg unter den Reichs⸗ 
fürſten nicht mitgemeint. Nehmen wir alſo zu dem Titelverzeichniſſe 
lieber noch die Landkarte zu Hilfe, um die politiſche Wirklichkeit anzu⸗ 
ſchauen. Da ergibt ſich folgendes: An weltlichen Reichs⸗ 
fürſtentümern iſt im Jahre 1180 in feinem einzigen 
Stammlande des inneren Deutſchlands mehr als 
je eins vorhanden! Diefe Regel gilt ausnahmslos. So kommt 
es, daß in Oſtfranken und Ribuarien überhaupt kein Laienfürſt des 
Reichs ſich findet. Deshalb iſt in Salfranken nur der Herzog von 
Niederlothringen Reichsfürſt, nicht aber der von Limburg uſw. Und 
derart erklärt ſich ſchließlich die bis heut von der Forſchung als rätſel⸗ 
haft empfundene Tatſache, daß in Sachſen 1180 nur der Herzog von 
Sachſen ſelbſt Reichsfürſt wird! Als Stammland ſind dabei alle durch 
eigenes Recht, durch Grenzen, die älter ſind als das karolingiſche Regi⸗ 
ment, abgeteilten Gebiete anzuſehen; d. h. die der vier Unterſtämme 
der Franken: Salfranken (Niederlothringen), Moſelfranken (Oberloth⸗ 
ringen), Rheinfranken (Pfalzgraf), Oſtfranken; ferner Thüringen 


Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 9 
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(Landgraf), Weſtfalen, Oſtſachſen, Bayern, Schwaben. Als Stammes⸗ 
gebiete reichen dieſe Länder alle in die fränkiſche Zeit zurück. Als 
Fürſten tümer hingegen ſind ſie zum Teil erſt im zwölften Jahr⸗ 
hundert wieder hergeſtellt worden. Außer dieſen Stammesgebieten im 
Innern ſind Reichsfürſtentümer acht Länder im Oſten, die alle als 
Koloniſationsgebiet, als Markland, zuſammengefaßt werden dürfen, 
nämlich im ſtrengen Wortſinne Oſterreich, Steier, Brandenburg, Lauſitz, 
Meißen und in etwas erweitertem Sinne die Slawenländer Böhmen, 
Mähren und Kärnten. Nicht alle Marken ſind alſo zur Titulatur des 
„Herzogtums“ aufgeſtiegen; dieſe Entwicklung hat vielmehr auf halbem 
Wege halt gemacht. Zwiſchen den beiden Gruppen beſteht aber ein 
erklecklicher Unterſchied. Und dieſer Unterſchied, der ſich zunächſt im 
Namen geltend macht, bedeutet auch eine innerliche Teilung, die uns 
vielleicht den tieferen juriſtiſchen Kern der Reform zu enträtſeln fähig 
ſein wird. 

Die Markenfürſtentümer umfaſſen nämlich das Gebiet, das ſie be⸗ 
zeichnen, in ſeinem ganzen Umfange. Nicht ſo alle Stammesherzog⸗ 
tümer. Dieſe ſind vielfach eingeſchrumpft auf einen Bruchteil des 
Landes, nach dem der Dukat benannt iſt und völlig decken ſie ſich nur 
in wenigen Fällen mit den urſprünglichen Binnengrenzen, z. B. in 
Oberlothringen, Thüringen, Bayern. Hierbei berückſichtigen wir frei⸗ 
lich die geiſtlichen Enklaven nicht, weil dieſe ja mindeſtens teilweiſe 
auch in den Marken beſtehen. Außer der inneren Schrumpfung, die ſich 
in den folgenden Jahrhunderten vielerorts durch das Daſein „kaiſer⸗ 
licher“ Inſtitutionen manifeſtiert, iſt nun wichtig, weil ſie den Rumpf 
des Stammlandes endgültig ſeiner Glieder beraubt und ſo in ein Stück 
wie jedes andere Gebiet auch verwandelt, jene Abtrennung des 
Marklandes, wie fie z. B. Bayern erfährt. Über dieſe iſt allgemein 
zu ſagen, daß die Marken bis ins zwölfte Jahrhundert als Zubehör 
der einzelnen Stammlande galten. So erſcheint Albrecht von Bran⸗ 
denburg noch 1138 als ſächſiſcher, die Babenberger aber als bayriſche 
Große. Da Deutſchland, wie wir geſehen, damals noch in die großen 
Stammkorper zerfiel, iſt ſolche Einreihung der Markgrafen ja nur ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Dies hört ſeit 1180 auf. Indem die Marken neben 
die Innenlande treten, werden ſie ihrer Eigenſchaft, Zubehör des 
Stammlandes zu ſein, notwendig ledig. Aber dies kann man nur in 
ſehr allgemeinem Sinn eine Verkleinerung des Herzogtums nennen, 


Siebenter Abſchnitt. Stamm und Reichsfürſt. 131 


beſonders wenn demgegenüber andere, wirkliche Sprengungen des 
Innengebiets ſelbſt ſtattfinden. Dieſe ſind merkwürdiger als etwa die 
Ablöſung Steiers. Derartiges iſt in Salfranken, Sachſen und Schwa⸗ 
ben zu verzeichnen und hat hier allemal eine denkwürdige äußere 
Folge gezeitigt. 

Die Herzöge von Bayern, Ofterreich, Oberlothringen, aber auch der 
von Weſtfalen haben ſich niemals nach einem einzelnen Orte benannt. 
Sie hatten das ganze alte Gebiet ungeteilt inne. Anders hingegen bei 
jenen Herzögen, die zwar in einem einzelnen Landesteil die Herrſchaft 
behaupten, deren Recht aber auf einen geringeren Umfang, als die ur⸗ 
alten Grenzen fordern, eingeſchränkt wird. Da tritt eine Unſicherheit auf. 
Gehen wir die Fälle durch: Das Herzogtum Schwaben wird 1098 ver⸗ 
kleinert, dadurch daß „Berchtolf das Herzogtum aufgab, ſo jedoch, daß 
Zürich, die vornehmſte Stadt Schwabens, als Lehen von der Hand des 
Kaiſers ihm verblieb“). Seitdem heißt der Herzog von Schwaben 
dem feine alte Hauptſtadt genommen iſt, bisweilen der von Staufen) 
und die Zähringer können ſo neben ihm mit Fug den Herzog⸗ 
titel behaupten. Bernhard von Aſchersleben, Prätendent des Herzog⸗ 
tums Sachſen, aber von faktiſch geringer Macht, ſchon durch das 
braunſchweigiſche Land), trägt deshalb 1207 den Namen eines Her⸗ 
zogs von Anhalt. Der Biſchof von Würzburg und der Weiblinger Kon⸗ 
rad beanſpruchen beide das Herzogtum Oſtfranken. Die Reichskanzlei 
ſchlichtet die Anſprüche, indem der eine Herzog von Würzburg, der 
andere von Rotenburg betitelt wird. Immer alſo iſt es das Neben⸗ 
einander zweier weltlicher Reichsfürſtentümer in einer alten 
Stammlandſchaft, die Zerſpaltung, die — mehr oder weniger nach⸗ 
drücklich — den echten Herzogstitel in Gefahr bringt. Geiſtliche Fürſten⸗ 
tümer hingegen, als urſprüngliches Königsland den Stammverband 
nicht verneinend, ſind den Namen und der Würde der weltlichen 
Herzogtümer nicht ſchädlich, ſo z. B. dem Herzog der Rheinfran⸗ 


21) Otto v. Freiſing, Gesta Friderici I, 8: conditio autem pacis talis fuit ut 
Berhtolfus ducatum exfestucaret, sic tamen quod Turegum nobilissimum Sueviae 
oppidum a manu imperatoris ei tenendum remaneret. S. den beſonderen Abſchnitt. 

) Auch in Urkunden der Reichskanzlei. S. oben S. 16f. und den intereſſanten 
Hinweis von Hirſch (Klöſterliche Immunität 1913, S. 116, Anm. 2) über die Hand⸗ 
gemälde Staufen und Rotenburg. 

22) S. über dieſe Konkurrenz unten S. 142 Anm. 47. 

9 * 
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ken, d. i. dem Pfalzgraf bei Rhein, die Exiſtenz von Mainz 
nicht. Die Verlegung des Regierungsſitzes nach Stahleck und Heidel⸗ 
berg blieb ganz ohne Einfluß, denn ſie ſanktionierte nur die Urſache, 
weshalb der fränkiſche Pfalzgraf ſich als Reichsfürſt behauptet hatte. 
Dieſe Urſache war nicht der Beſitz von Aachen geweſen. Der Herzog 
von Steier iſt bis 1180 Markgraf der alten karentaniſchen Mark). 
Genau wie die anderen Markgrafen nennt er ſich nach ſeiner vielleicht 
ſchon im 10. Jahrhundert erbauten Stammburg Steier?). Der Name 
Lothringen wurde durch die Ereigniſſe des 9. Jahrhunderts und des 
Anfalls eines Teiles der moſelfränkiſchen Gaue an Frankreich eine Not⸗ 
wendigkeit, aber er geht doch auch in bezeichnender Weiſe noch vom 
Perſonalprinzip aus, „die Leute des Lothar“; und dieſe Bildung wird 
überdies durch den Zerfall in Niederlothringen, Oberlothringen und 
Ribuarien in ihrem dem Stammverbande feindlichen Prinzipe alsbald 
wieder entkräftet. Unter dem Scheine des eingewurzelten Namens 
Lothringen ſehen wir vielmehr uralte Landesgrenzen hervortreten: Ober⸗ 
lothringen mit Metz, Verdun, Trier), Niederlothringen mit Aachen, 
Heristal, Lüttich und Löwen, Ribuarien mit Köln, Jülich, Zülpich, 
d. h. Salier, Ribuarier und Moſelfranken. Alle drei Gebiete behalten 
den einen Namen Lothringen, genau wie es ſchon um 960 gleichzeitig 
drei Herzöge von Lothringen nebeneinander gab: Bruno von Köln, 
Friedrich und Gottfried), und daraus ergeben ſich manchmal An⸗ 


20) Krones Archiv f. öſterr. Geſch. 84 (1897), 137 ff., beſonders S. 249 ff. Über 
die Grenzen des neuen Herzogtumes orientiert am beſten die Karte bei H. Krabbo „Die 
Verſuche der Babenberger zur Begründung einer Landeskirche in Oſterreich“, Archiv f. 
öſterr. Geſch. 93 (1905) bei S. 40; vgl. ferner Strnadt, ebda. 94 (1906) 503 ff. 

25) Über die Erhebung Steiers im Jahre 1180 bei der Aufteilung des welfiſchen 
Lehnsbeſitzes ſind wir nur indirekt unterrichtet. Siehe darüber Krones Forſchungen zur 
Verfaſſ. und Verwaltungsgeſch. der Steiermark I (1897) 50 ff. 

26) Giſelbert jagt z. J. 1185, Vanderkindere $ 121 S. 187. in einer intereſſanten 
Antitheſe: „per utramque Lotharingiam, scilicet per Brabantiam et Hanoniam et per 
Metensem regionem“. Vgl. dazu die Anm. des Herausgebers S. 188 Nr. 1. Sonſt 
heißt es wohl unter Hervorhebung des Stammvolks „dux Lotharingiae quae est Mosella⸗ 
norum“. Martene et Durand, amplissima collectio II, 108 z. J. 1138. 

27) Hierüber Heinrich Schrörs, Ruotgers Lebensgeſchichte des Erzb. Bruno von 
Köln, Annalen des Hiſtoriſchen Vereins für den Niederrhein 88 (1910) S. 49 Anm. 4. 
Die heutige Forſchung begnügt ſich bei der Teilung Lothringens mit Sätzen wie dieſem: 
„Die von Erzbiſchof Brun vorgenommene Trennung erwies ſich als durchaus in den 
Verhältniſſen begründet.“ () Uhlirz, Jahrb. Ottos II (1902), 43 f., vgl. den Abſchnitt 
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ſprüche, die über den Dritteil jeweils hinausgehen ). Aber 1164 
ſo gut wie 1257 erweiſt der Vinxtbach mit der Bergzinne von Rheineck, 
erweiſt die Linie, die einſt ſchon die römiſchen Provinzen Unter⸗ und 
Obergermanien in der Notitia Dignitatum, Römer und Franken, 
ſpäter die Diözeſen Köln und Trier ſchied“), ihren Herzogslande ſchei⸗ 
denden Charakter. Nur die Grenze zwiſchen Niederlothringens und 
Kölns weltlicher Herrſchaft entſpricht den alten Verhältniſſen nicht, 
während die Diözeſangrenzen das alte Recht weſentlich genauer 
bewahrt haben. Unter dieſen drei linksrheiniſchen Teilgebieten 
Frankens büßt nun Niederlothringen ſein echtes Herzogtum ein. Die 
Befugniſſe dieſes Herzogs von Niederlothringen-Brabant überſpannen 
nur noch einen Teil des Landes. Entſprechend heißt er ganz allgemein 
nicht mehr Herzog von Niederlothringen, ſondern Herzog von Löwen. 

Was den beſonderen Sinn der Stammesnamen anlangt, ſo deutet 
auch der Sachſenſpiegel auf ihn hin, wenn er ſagt: „Saſſen, beieren, 
vranken unde ſvaven, dit waren alle Koningrike; ſeder wandelde man 
in den namen und hiet fie herthogen, ... doch behilden fie... de van lene 
under deme namen.“ 

Unter der Regierung Barbaroſſas waren alſo folgende Umſtände 
zuſammengekommen, die eine Verwirklichung des Reichsbegriffs und 
damit des Reichsfürſtenbegriffs verlangten. Die Marken hatten ur⸗ 
ſprünglich als Vorlande der einzelnen Stammlande gegolten. Hatten 
die Oſtmark und die Kärntner Mark im Süden zu Bayern gehört, ſo 
waren die nördlichen Marken Zubehör von Sachſen und Thüringen, 
und ſo faßt es noch der Sachſenſpiegel auf. Die Reiche des deutſchen 
Königtums bildeten die wenigen großen Stammesgebiete im Innern. 
Nun hatten die Marken zu ihrer Bedeutung als bloße Militärgrenzen 
hinzu durch die immer wachſende Zahl echt deutſcher Anſiedler den An⸗ 
ſtrich von wahren Landen erhalten. Auch ihr Gebiet wuchs erſt im 


über Salfranken. Ich kann Brunos Stellung nicht für eine einfache halten, da ihm 
Ruotger zweifellos die Herrſchaft über alles linksrheiniſche Land zuſchreiben will. Oben 
S. 92, Anm. 18. Er iſt wohl Herzog in Ribuarien, „archidux“ im übrigen Gallien 
geweſen. 

28) Beſonders Fälle, in denen Ribuarien mit Niederlothringen verbunden wird, wie 
der S. 92 z. J. 1257 erwähnte. Vgl. Abſchnitt 15. 

20) Vgl. Notitia Dignitatum imperii Romani in „Bibliotheque Nationale, Dé- 
partement des Manuscrits“ Reproduction Reduite des 105 Miniatures etc. par H. Omont 
Tafel 102 über den Dux Magontiatensis und ſeine Städte. 
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12. Jahrhundert zu ſeinem vollen Umfange an. Hatte z. B. die Nord⸗ 
mark unter dem Markgrafen von Stade am Mittellauf der Elbe kaum 
über den Fluß oſtwärts hinübergefaßt, ſo wird unter den Askaniern 
Brandenburg und Havelberg wiederhergeſtellt, der „Fläming“ von 
Weſtdeutſchen beſiedelt, kurz neben die Altmark tritt jetzt erſt ein wirk⸗ 
lich umfangreiches Gebiet. Der wirtſchaftliche Aufſchwung ſchuf jetzt 
aus den Okkupationsgebieten deutſche Gebiete mit Mark völkern. 
Die Bevölkerung gewann den Vorrang vor dem Boden und dies 
mußte ſich rechtlich äußern. Immerhin war die Verbindung des 
Markvolks unter ſich, das ja aus Slawen und Deutſchen verſchiedenen 
Stammesrechts ſich miſchte, von vornherein nur durch die Perſon 
des Markgrafen hindurch gegeben. Er allein, der königliche Beamte, 
ſtellte die Einheit des Verbandes dar; während im inneren Deutſchland 
die Stammesart auch ohne ſichtbares Haupt fortbeſteht, weil ſie vor 
und ohne Herzog oder König in der Landesgemeinde lebte, iſt es in der 
Mark genau umgekehrt. Die Stammesherzogtümer im Innern waren 
zunächſt durch die Reichskirchen, das Reichsgut, zerſetzt und geſprengt 
worden, aber weniger wurde die Stammverfaſſung als ſolche — ab⸗ 
geſehen von der fürſtlichen Spitze — durch die Reichskirchen aufgehoben. 
Vor allem die Friedensordnungen umfaßten nach wie vor den Stamm⸗ 
verband als ſolchen. Das Landrecht wurde durch die Reichskirchen nicht 
„gekränkt“, wohl aber die Macht des Herzogs. Und wenn auch all⸗ 
mählich die Schwächung des wichtigſten Organs der Stammesverfaſſung 
dieſe ſelbſt laͤhmen mußte, ſo iſt doch immer wieder der oft begangene 
Irrtum zurückzuweiſen, als ob Stammverband und Stammesherzogtum 
einfach identiſche Begriffe ſeien, und deshalb beliebig die Schickſale des 
einen unmittelbar auf den anderen bezogen werden dürften. 

Hatten als die konſtituierenden Elemente des deutſchen Reiches 
bis dahin die Stammverbände ſelbſt gegolten, ſo wurden nun die 
konſtituierenden Elemente die Fürſten, die in je einem ſolchen Stamm⸗ 
lande eine qualitativ übergräfliche Gewalt inne hatten, eine herzogliche 
Waltung, einen Hof⸗ und Landtag, einen echten Lehnshof, Geleitsrecht, 
Landfriedens⸗ und Kirchenſchutz in einem Stammesgebiet. Seit 1180 
gibt es in jedem Stammlande nur je ein weltliches Reichsfürſtenland 
— wie auch das Gegenbeiſpiel der nur perſönlichen, auf den Ausſterbe⸗ 
etat geſetzten Fürſtentümer Welfs, des Herzogs von Zähringen, des von 
Meran ufw. lehrt —, jenes Fürſten nämlich, der mehr oder weniger 
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vollſtändig in die ſtammesherzogliche Gewalt eingerückt iſt. Fällt ſeine 
Macht wie in Bayern mit den Grenzen dieſes wenn auch ein⸗ 
geſchrumpften Stammlandes zuſammen, ſo iſt damit das ganze Gebiet 
„Fürſtentum“; in anderen Landſchaften, wie in Niederlothringen, 
ſchrumpft das Herzogtum unverhältnismäßig ein. Aber es gibt um 
deswillen zunächſt trotzdem nur den einen Herzog von Brabant als 
Reichsfürſten in Niederlothringen. Und ein Aufrücken der ſächſiſchen 
Grafen in den Bereich des neuen Fürſtenſtandes 1180 nur deswegen, 
weil ſie nun keinen Herzog mehr über ſich hatten, iſt bekanntlich keinen 
Augenblick in Frage gekommen. Dies kann nicht wundernehmen. 
Denn die Grafſchaft iſt ihrem Begriff nach ein Bezirk innerhalb des 
Stammlandes, das Herzogtum ſeiner Abſicht nach ſelbſt mit dem Stamm⸗ 
land identiſch. 

Seit 1180 gehören alſo neben den echten Herzogtümern nur noch 
die Marken zu den reichsfürſtlichen Ländern. Weil dem ſo iſt, begreifen 
wir auch, weshalb der erſte Zuwachs zu dieſer Schar nicht eine Graf⸗ 
ſchaft ſein konnte. Der Graf von Hennegau wird 1184 nicht Reichs⸗ 
fürſt von Hennegau; er wird ebenſowenig Graf von Namur, obwohl 
das Land doch eine Grafſchaft war. Sondern die Grenzlage aus⸗ 
nutzend macht man aus ſeinem Lande eine Mark. Als Herr einer 
Mark kann er Reichsfürſt werden. Damit haben wir nun einen er⸗ 
heblichen Schritt über die bisherige Lehre hinaus getan. Wir haben 
erkannt, daß die Qualität des Gebiets und nicht etwa die perſönliche 
lehnrechtliche Stellung des Inhabers den weltlichen Reichsfürſten macht. 
Die primäre Bedingung zum Reichs fürſtenſtand 
iſt ein Land, das dieſe Würde tragen kann, d. h. 
ein Stammland oder eine Mark. 

Auf dieſe Weiſe iſt ein objektives Kriterium des Reichsfüͤrſten⸗ 
tums gewonnen, welches mit den Sätzen des Lehnrechts, ſo wie ſie heut 
gewöhnlich aufgefaßt werden, nichts zu tun hat. Nicht die Art des 
perſönlichen Lehns bandes zwiſchen Herrn und Vaſall iſt beim 
Reichsfürſten eine andere, ſondern die Art des Lehns! Heut legt 
man alles Gewicht darauf, daß jeder Reichsfürſt ſich hüten mußte, 
eines anderen Laienfürſten Mann zu werden, und man meint, dieſe 
Nähe zum König gebe unmittelbar den Grund des reichsfürſtlichen 
Ranges ab. Dabei verwechſelt man einen beſtimmten Umſtand, der 
allerdings, wie wir ſehen werden, mit gutem Grunde beim Reichs⸗ 
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fürſten zu finden iſt, mit dem, was ihn zum Reichsfürſten macht. 
Denn die perſönliche Eigenſchaft, nur des Königs und ſonſt keines 
Laienfürſten Mann zu ſein, erfüllen ja zahlreiche andere Adlige auch, 
ohne daß ſie im entfernteſten deshalb als Reichsfürſten in Frage ge⸗ 
kommen wären. Alſo iſt ſie zwar Bedingung, aber nicht Grund des 
Reichs fürſtenſtandes. Grund iſt vielmehr die Beſchaffenheit des 
Lehn. Das Lehen muß ein Fahnlehn ſein. 

Die ſpätere Reichspraxis beſtätigt dieſen Satz. Die Schaffung 
eines Reichsfürſtentums bedarf beſonders günſtiger Umſtände; der 
einfache geſetzgeberiſche Wille genügt nicht. Namur konnte man 1184 
als Mark abtrennen ). Ebenſo iſt, wie ſich noch ergeben wird, die 
Gründung Anhalts zu verſtehen. Auch der 1191 erwogene Plan des 
Grafen v. Holland, Reichsfürſt zu werden, konnte ſich auf die beſon⸗ 
deren geographiſchen Verhältniſſe feines Inſelbeſitzes berufen): Die 
Gegenprobe liefern uns die Geſchicke der Burggrafen von Nürnberg 
und der Grafen von Henneberg. Sie haben wohl perſönlich Reichs⸗ 
fürſten werden, aber ihr Land hat in kein Fahnlehn und ſomit in kein 
Reichsfürſtentum umgeſchaffen werden können. Da aber nur für dieſe 
die oberſte Stufe des Reichslehnrechts gilt, muß die Erhebung offen⸗ 
bar auf Schwierigkeiten ſtoßen: Die Henneberger ſind zwar nur 
Vaſallen des Königs und einiger Reichskirchen, ſie haben eine ganze 
Anzahl von Reichslehen; indeſſen für die Teilnahme am Lehngericht 
des Reichs kommen nur Inhaber von Fürſtentümern in Betracht, und 
deshalb ſchließt ſie die Erhebungsurkunde ausdrücklich von der Teil⸗ 
nahme am Lehnrecht aus)! 

Der aus dem Ducat abgeleitete allgemeine Begriff des Fahn⸗ 
lehns hat jenen ſelbſt erſetzt. Das heißt aber mit dürren Worten, daß 
die Stammverbände, die bisher, wie wir wiſſen, dem Königshaus 
gegenübergeftanden haben, aufgelöft und daß die Fahnlehen an ihre 
Stelle getreten ſind. Wir dürfen ſchon jetzt ſagen, daß die Reichs⸗ 
fürſtentümer die Erben der deutſchen Stämme und 


30) Man benutzte die „Mark Valenciennes“. Vgl. Constit. I, 650 Nr. 441 z. J. 1071 
und Ficker, Reichsfürſtenſtand I, 108 ff. 

) Vgl. Gieſelbert von Mons Ed. par Vanderkindere 265 f., 8 179. Wir wollen 
ſelbſt darauf hinweiſen, daß wir die Stellung Frieslands im Reichsverbande abſichtlich 
zu ſchildern unterlaſſen haben. 

22) Ficker⸗Puntſchart II, 1 (1911), 398, $ 333. 
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nicht des älteren Reichsfürſtenſtandes ſind. Nur wenn wir uns klar 
machen, daß die Reichsfürſten die Rechtsnachfolger der deutſchen 
Stämme werden, wird ein Rechtsſatz verſtändlich, der oft betrachtet 
worden iſt, ohne daß man je verſucht hätte, ſeinen Urſprung aufzu⸗ 
hellen. Er iſt uns zum Glück in drei Beiſpielen unmittelbar nach der 
Reform zuerſt überliefert, und zwar bei den erſten Gelegenheiten, bei 
denen er auftreten kann, 1189, 1198 und 1208. Alle drei Fälle laſſen 
ſeinen Sinn in voller Urſprünglichkeit hervortreten. 1189 berichten 
die Aachener Annalen, der junge König Heinrich habe den Fürſten 
ihre Lehen mit Fahnen geliehen). Hier wird alſo die Gruppe der 
Fahnlehnsempfänger deutlich von allen übrigen abgetrennt. 1198 
tritt ein gleicher Vorrang zu Tage. Wieder nur die Reichsfürſten 
empfangen ihre Lehen ſogleich nach der Wahl. Die Wähler Ottos IV. 
ſchreiben 1198 nach Rom einen Brief und zwar Fürſten und Barone 
gemeinſam. „Wir Fürſten und Barone haben gewählt und der Wahl 
zugeſtimmt. Wir aber, die Fürſten, haben unſere Reichslehn aus ſeiner 
Hand empfangen ). Als der Welfe zehn Jahre ſpäter neu erhoben 
wird, „da empfingen viele Fürſtenhände ihr Fahnlehn“ ). 

Keine einzige ältere Stelle kennt ein derartig pointiertes Heraus⸗ 
greifen beſtimmter Fürſten. Die Dreizahl der Belege ſchließt den 
Gedanken an einen Zufall aus. Machen wir uns aber deutlich, daß 
nicht mehr die Stämme, ſondern die Reichsfürſtentümer zuſammen 
das Reich bilden, ſo drängt ſich eine Erklärung auf. Um etwas be⸗ 
ſonderes muß es ſich handeln. Wie, wenn die Übergabe der Fahn⸗ 
lehen an den neugewählten König das nämliche bedeutet, wie die 
Überreihung der Lanze durch die Sachſen und die Huldigung der 
übrigen einzelnen Stämme 1002, mit anderen Worten dasſelbe, wie 
die vom Stammesherzog vollzogenen feierlichen Geſamtakte der 


20) Die Stelle iſt bisher nicht verwertet worden, ebenſowenig wie die z. J. 1208, 
SS. XII, 687: Rex Heinricus in curia Wircenburg prin ci pibus benef icia sub 
vexillis indulsit. 

240) „Principes et barones Alamannie ... dominum Ottonem ... elegimus et sicut 
debuimus ipsius electioni consensimus..... Nos autem principes qui iam 
dictum dominum Ottonem in regem elegimus, feoda nostra que ab imperio tenemus 
a manu ipsius recipientes, hominium sibi fecimus et fidelitatem iuravimus.“ Const. II, 
24 f. Nr. 19 Hochſommer 1198. 

18) Braunſchweigiſche Reimchronik v. 6454 MG. Deutſche Chroniken II, 539: „Dha 
untphinc auch vil menich hant derer vurſten ir vanenlehen“. 
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Stammverbände? Deutſchland „beſteht“ eben jetzt aus den Reichs⸗ 
fürſtentümern, ſo wie es vorher aus den Stammesgebieten „beſtanden“ 
hatte. Daß dieſer Satz richtig iſt, läßt ſich dadurch zeigen, daß wir — 
Ernſt mit ihm machen und ihn bis zu ſeiner letzten Konſequenz durch⸗ 
führen. Dann offenbart ſich nämlich, daß er noch unvollſtändig iſt und 
von einem Teil des deutſchen Gebietes noch nichts ausſagt. Es gibt 
nämlich noch ein weiteres weltliches Fürſtentum in Deutſchland neben 
den bisher genannten! Gelingt es uns, ſeine Exiſtenz nazuweiſen, ſo 
wird damit auch die Richtigkeit unſerer Theſe erhellen, daß die 
Stammesverbände als ſolche vor 1180 den Reichsfürſtentümern nach 
dieſem Jahre entſprechen. 

Anfangs liegt der königliche Beſitz durch die deutſchen Länder ver⸗ 
ſtreut, er bildet Einſprengſel in den deutſchen Stammesgebieten. Der 
König verwaltet allenthalben das Volkland. Mit feiner Königs⸗ 
urkunde kann er zwar Volkland veräußern und zu eigen geben, aber 
er ſoll, wie ein alter Satz ſagt, nur feinen Vaſallen Salländereien 
ſchenken ). Im übrigen tut er ſein königliches Gut zur Hälfte zu Lehn 
aus an ſeine Mannen, zur anderen Hälfte dotiert er ſeine Kirchen 
damit. Das Inwärtseigen dieſer Kirchen im Königshof gewinnt mit 
dem Abſchluß des Inveſtiturſtreites auch die Anerkennung nach Volks⸗ 
recht. Noch Heinrich V. hat 1116 verſuchen können, den Kirchen Teile 
ihrer „Regalien“ zu entziehen. Seines Vaters Verſuch, ſich ſelbſt 
dauernd gegenüber der Kirche von Utrecht zu verpflichten, nimmt ſich 
noch eigenartig genug aus). Aber obſchon Barbaroſſa die Einfügung 
der Biſchöfe in den Lehnsverband und damit ihre endgültige Laiſierung, 
glücklich durchführt, muß er ſich begnügen, das Reichskirchengut durch 
Rückverlehnung dem Königshaus zugänglich zu machen oder gegebenen⸗ 
falls dem einzelnen erwählten Kirchenfürſten die Regalien zu fperren, 
ohne daß damit eine dauernde Schädigung der Kirche verbunden ge⸗ 
weſen wäre ). Trotzdem zeigen ſich noch fpäter deutliche Spuren des 

352) „Nam cum regibus et imperatoribus ea quae regni et imperii sunt, nisi 
servientibus dare non liceat exceptis ecclesiis.“ Kerrl, Reichsgut (1911), S. 86. 

26) Waitz, Urkunden z. Verf. Geſch.“ z. J. 1089, Nr. 11. 

64) Non solum laicorum feoda sed et quorumdam episcoporum, id est Hartwici. 
Bremensis et Ulrici Halberstadensis, regalia personis tantum, quia nec personis, sed 
secclesiis perpetualiter a principibus tradita sunt, abiudicata fuere. Otto, Gesta 
Friderici II, 12 z. J. 1154. Langob. Lehnrecht II, 31 (Vulgata). Erſt die Folge der 
Einfügung iſt dann das Angefälle, in Geſtalt des Spolienrechts. 
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Inwärtseigens. Statt aller Beiſpiele führe ich einen Satzanfang des 
ſächſiſchen Lehnrechts an: Wenn Eigen zu Gut des Reichs 
wird, entweder auf die Weiſe, daß es in das Reich erſtirbt oder auf 
die, daß man es in eyn Gotteshaus gibt.““) Immerhin, die 
Kirchen ſind auch nach Volksrecht frei handlungsfähige Korporationen 
geworden, und wir wollen daher von ihnen hier abſehen. 

Unmittelbares Reichsgut waren all die königlichen Städte und 
Dörfer. Sie alle ſprengten ebenſowenig wie die Reichskirchen anfangs 
die Stammverbände; ſie lagen vielmehr in dem Stammland. Auch 
die Geiſtlichen treten uns, z. B. 1002 und 1125, nach Stämmen ge⸗ 
gliedert, entgegen. Soll nun dies aufhören, und die Summierung der 
Reichs fürſtentümer den Reichsbegriff abgeben, fo gehört das Reichsgut 
nirgends mehr hin, fällt nicht mehr in die Stammesgebiete hinein, 
ſondern bildet eine nur ſich ſelbſt verwandte Maſſe, das Reichsgut 
ſchlechtweg. Daß tatſächlich am Ende des 12. Jahrhunderts das Reichs⸗ 
gut ein Territorium wird, hat man ſchon oft betont. So konnte ein 
Hiſtoriker ſich vorſetzen, „die Verfaſſungsgeſchichte desjenigen Terri⸗ 
toriums zu ſchreiben, deſſen Landesherr unmittelbar der König war, 
und das als finanzielle Grundlage der königlichen Macht für die Reichs⸗ 
geſchichte von beſonderem Intereſſe iſt. Denn das Reichs gut, bis 
gegen Ende des 11. Jahrhunderts aus rein grundherrſchaftlichen 
Domänen beſtehend, iſt dem allgemeinen Zuge zu territorialer 
Entwickelung gefolgt.“) 

Aber die Erklärung dafür war bisher eben nur der „allgemeine 
Zug“ der Entwickelung. Tatſächlich fällt der Zuſammenſchluß des 
Reichsgut mit der Reform Barbaroſſas zuſammen. Charakteriſtiſcher⸗ 
weiſe geben für ſeine Unterabteilungen, die Prokuraturen, auch ferner 
die Stammesgrenzen den Ausſchlag! “) Alle Indizien kommen darin 
überein, daß Ende des 12. Jahrhunderts dieſer Durchbruch des Reichs- 
guts durch die Stammesgrenzen erfolgt. Seitdem treten Reichsdörfer 
und zwar ſolche neuer Art auf). Seitdem reden die Reichsſtädte 

*) Sſp. Lehnrecht 71, 7: „Ob eigen des riches gut wirt, fo daz iz in das riche 
irſtirft oder daz men iz in eyn goddeshus gift ...“ 

26) Nieſe, Reichsgut 1905 S. III. 

20) über dieſe bisher unbeachtete Tatſache ſ. das Kapitel über die Pfalzgrafſchaft 
unter Ziffer 5. 

60) Von den Reichsdörfern ſagt Heusler VG. 1905 S. 270 „von keinem weiß man 
beſtimmt, woher es dieſen Charakter erhalten hat“. Vgl. aber Mon. Boica 29, 405 Nr. 522 
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plötzlich nicht mehr davon, daß ſie dem Kaiſer, ſondern daß ſie dem 
Reiche und deſſen Herrn gehören wollen. Der Kaiſer wird alſo nach⸗ 
geſtellt! So wie die Städte Bayerns oder Schwabens ſich nach dem 
Lande, nicht nach dem Fürſten nennen. Wir finden Beiſpiele aus 
Lübeck wie aus Bern, aus Nürnberg und aus Chiavenna, ſo daß ein 
Zufall nicht angenommen werden kann). Ebenſo drücken ſich ſeit dem 
Ende des 12. Jahrhunderts bekanntlich die Reichsminiſterialen aus, ein 
Umſtand, auf den wir noch ausführlich zurückkommen. Darüber, daß man 


3. J. 1172; dazu Württ. UB. I, 192 Nr. 165, Mon. Boica 30, 300 z. J. 1247. Ferner 
MB. 298, 491 Nr. 564; F. L. W. v. Dacheröden, Staatsrecht der Reichsdörfer I (1785), 
94 f., S. 2, S. F. Segnitz, Staatsrecht uſw. der beiden Reichsdörfer Gochesheim und 
Sennfeld 1802. Gierke, Genoſſ. Recht II, 414; 157; 184; Nieſe, Reichsgut 37 ff., Roſen⸗ 
ſtock, Herzogsgewalt 150. Ich will hier nur zwei wichtige Stellen anführen, aus denen 
hervorgeht, daß die Dörfer ins Reich kommen nicht anders wie ſonſt in ein Reichsfürſten⸗ 
tum. Weistum der Freien von Rachſendorf: „auch haben wir das recht, ob unß des 
nott geſchäh, das die graſſchaft verſetzt oder verkaufft wurd oder verlorn, damit uns ein 
vogt wurd zu ſchwar, fo haben wier das recht, das wier uns mügen gevogten 
wo wir hin wellen“. Grimm, Weist. III, 689f. Und neben den oſtfränkiſchen 
Dörfern, die ans Reich fallen, wenden ſich andere an die Kirche von Würzburg: 1243 
(mit Inſerierung einer Urk. von 1213) erklärt B. Hermann (M. Boica 37, 306 Nr. 275), 
daß ſich 54 Haushalte mit 109 Köpfen in Rimpur „spe defensionis et suhsidii 
omnes suas proprietates quas in villa eadem habuerunt, sanctis martiribus proprias 
contulerunt“. Während dies auf eine völlige Auftragung des Bodens zu gehen fcheint, 
heißt es dann doch: „Nos itaque .. eos qui prestito iuramento nobis 
fidelitatem fecerunt uidelicet homines ex proprietate te nobis et ecclesie nostre 
attinentes et alios in ipsa uilla residenciam habentes quorum progenitores poprietates 
suas nostre donauerunt ecclesie et resumpserunt pro annua pensione & nostra 
ecclesia possidendas... ac alios quoslibet, qui in proprietatibus suis 
ibidem resident et nobis tamquam iudici terre seruire tenentur, 
quemlibet in suo iure ... in nostram ... protectionem suscepimus, uolentes eos per 
omnia confouere in optato defensionis subsidio . .. ac in eo quod nullus eis scultetus 
prefigatur, nisi quem inter se de voluntate nostra. duxerunt eligendum.... .* 
Alſo der iudex terre nimmt feine Untertanen noch einmal in Schutz, jo wie das Reich 
die freien Dörfer. Die Stellung der Reichsdörfer entſpricht der urſprünglichen Idee des 
Königsſchutzes bei den Ziſterzienſer Klöſtern. Es handelt ſich in beiden Fällen um das 
Problem der Freiheit eines Verbandes ohne herrſchaftliche Spitze, um Unmittelbarkeit 
unter dem Herzog (König) ohne eigenen Beſitz einer „Herrſchaft“ nach Volksrecht. Der 
Volksadel, Handgemal und terra Salica ſollen eliminiert werden. Jeder Freienverband 
bedarf urſprünglich des adligen Anführers. Vgl. Hirſch, Klöſterliche Immunität, S. 99 
bis 149. Roſenſtock, Rathaus und Roland 1912, S. 10ff. 

+), Statt von Kaiſer und Reich ſprechen die Reichsſtädte von imperium et dominus 
imperii, Bern 1218 § 52 (Keutgen 133), Nürnberg § 10 (Keutgen 195) dominium 
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erſt ſeit 1150 etwa vom Reich als juriſtiſcher Perſon anhebt zu ſprechen, 
herrſcht übrigens ſchon lange Einverſtändnis :). Im nächſten Abſchnitt 
werden wir ferner zeigen, daß Aachen als lehnrechtliche Hauptſtadt dieſes 
neuen Territoriums betrachtet wird. Schließlich und vor allem verhält 
ſich dies Territorium wie jedes andere Reichsfürſtentum bei der Königs⸗ 
wahl: Wenn wirklich, um das Reichsgebiet vollſtändig zu erhalten, zu 
den Reichsfürſtentümern noch das Reichsgut hinzuaddiert zu werden 
hat, ſo wird es offenbar auch neben den Fahnlehen dem neuen König 
übertragen werden müſſen. 

Neben den Fürſtentümern werden in einem Rechtsſpruch von 1252 
die Städte, Burgen und Güter des Reichs geſondert, beide zuſammen 
aber als Inbegriff des Reichs aufgeführt“). Aber mehr als das. Im 
Jahre 1208 werden neben den Fahnlehen geſondert von einem Reiche⸗ 
miniſterialen, einem Erzbeamten der Staufer, des Reiches Städte, 
Burgen und Schlöſſer, d. h. das Reichsgut, dem neuen König „unter⸗ 
worfen“). Daß die Hausdienerſchaft dem neuen Fürften die Herrſchaft 


mperii Lübeck UB. I, 45 Nr. 35 z. J. 1226; vgl. „do gaven oc de van Lübeke de ftat 
deme rike“ Eikes Weltchronik MG. Dis. Chron. I, 245. 1203 ſagt der Anwalt Chiavennas, 
die Stadt ſtehe „sub imperio et sub illo vel illis, qui tenebant imperium“. Scheffer⸗ 
Boichorſt z. Geſch. des XII. und XIII. Jahrh. 1897, S. 116. Vgl. 1198: feoda nostra, 
que ab imperio tenemus, a manu ips ius recipientes; dazu unten S. 175 und 
II. 11 bei Anm. 55. 

42) Gierke Genoſſ. Recht II 562 ff.; 569 Anm. 22. 

) Weiſtum von 1252 Const. II, 466 Nr. 359. König Wilhelm läßt ſich beſtätigen: 
quod .... patebant et competebant nobis de iure civitates castra et omnia 
bona ad imperium pertinentia et quod omnes principes, nobiles et 
ministeriales principatus et feoda sus... relevare tenebantur. Eine Inter: 
pretation dieſer viel mißbrauchten Urkunde habe ich 3ZRG. 34 (1913), 500 ff. gegeben. 

40 Chronicon sampetrinum novum, Monum. Erphesfordensia ed. Holder-Egger 
S. 206 z. J. 1208: Cogitationes populorum de electione in regem Ottonem omnes 
convenerunt in unum. Inde marscalcus trium predecessorum enutritor regum adiens 
regem Ottonem regni insignia oivitates urbes et castella sibi utpote potencie regali 
subegit. Buchners phantaſtiſcher Verſuch, hier aus dem Reichsminiſterialen v. Kalentin 
den Herzog von Sachſen (trium enutritor regum!) zu machen, der das „Deutſche Reich“ 
übertrage, Hiſt. Vierteljahrsſchr. XIV (1911), 255 ff., hat jetzt leider Zuſtimmung ge⸗ 
funden bei Hugelmann MIO. 34 (1913), 350 und bei A. Meiſter, Deutſche Verfaſſungs⸗ 
geſchichte? 1913 S. 137. Dagegen mit Recht Krammer, Kurfürſtenkolleg 1913 S. 70. 
Vgl. ZRG. 34 (1913), 518. Der Erfurter Mönch ſagt deutlich, daß populi, die 
Stämme, Otto wählen, daß hingegen der Marſchall, der als Hausbeamter (enutritor) 
ſo beſtimmt wie nur möglich bezeichnet wird, das regnum (das Reichsgut) überträgt. 
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überträgt, findet ſich genau ſo damals in anderen deutſchen Fürften- 
tümern ). Der König ſelbſt iſt zu ſeinem Königsamt hinzu Reichs⸗ 
fürſt geworden. Bisher hatte das Gut des Reiches in den Stamm⸗ 
landen gelegen. Jetzt liegt es nicht mehr „in ihnen“, ſondern bildet — 
ebenſo als Land gefaßt wie die übrigen — eins der reichsfürſtlichen 
Territorien. 

Faſſen wir nun den Zeitpunkt der Veränderung etwas näher ins 
Auge, ſo ergibt ſich ſchon für das ganze 12. Jahrhundert eine Kette von 
Handlungen, an deren Folge erinnert werden muß. Zunächſt waren 
den Landen Thüringen und Rheinfranken, dazu Oſtfranken neue Führer 
vorgeſetzt worden“). In dem Jahre, in dem die Pfalz in Rheinfranken 
neu gegründet war, ſtieg die Mark Oſterreich zum Herzogtum empor; 
eine letzte Gruppe von Ereigniſſen knüpft ſich an das Jahr 1180. Das 
mals wird die Landgrafſchaft Thüringen mit der ſächſiſchen Pfalz ver⸗ 
einigt; Weſtfalen, das anhaltiniſche Herzogtum Sachſen, und neben 
Bapern Steier ſind vier Herzogtümer, deren Weſen damals neu be⸗ 
ſtimmt wird“). Ein Nachklang ſcheint die Erhebung Mährens 1182, 


Der Troßaufſeher der Staufer als die für die Völker Germaniens handelnde Perſon — 
er kieſt ja nicht, ſondern „unterwirft“ die deutſchen Lande. Auch Paul Schubert 
MIOG. 34 (1913), 489 f. tritt mit einſichtiger Begründung Buchners Theſe entgegen. 
Nur verkennt er ſelbſt das Weſen des Vorgangs, wenn er für möglich hält, daß der 
Marſchall „im Namen der verſammelten Fürſten“ handle. Die in der Chronik gewählten 
Worte zeigen hinreichend, worauf ſich ſeine Fähigkeit beſchränkt. Hingegen gibt bereits 
Wunderlich den Sachverhalt richtig an, wenn er (Die neueren Anſichten uſw. S. 214f.) 
kurz bemerkt: Jetzt war der „Reichsmarſchall wohl die berufene Perſönlichkeit, die bisher dem 
Staufer anhangenden Reichsgebiete (Reichsgut) der königlichen Gewalt Ottos zu unterſtellen“. 

“5, Siehe Schröder ZRG. VII (1868), 155 für Brabant. 

4% 1142 hat vermutlich der Markgraf von Brandenburg ſein Herzogshaus als 
Entſchädigung für das Herzogtum Sachſen erhalten. Unten II, 11 Anm. 21. 

7) Der Sſp. ſagt ums Jahr 1230 es lägen ſieben Fahnlehen im Lande zu Sachſen; 
davon gehen die drei Marken, die Grafichaft Aſcharia (d. h. wie wir ſahen, Anhalt) und 
das Land Thüringen zunächſt ab als Außenland, es bleibt im Lande Sachſen nur 
Herzogtum und Pfalz. Über die beſondere Rolle der Pfalz wurde ſchon geſprochen. 
Aber daß Eike das ſächſiſche Herzogtum noch als einheitlich bezeichnet und das Kölner 
ignoriert, bleibt merkwürdig. Die Vorrede von der Herren Geburt, die von geiſtlichen 
Fahnlehen in Sachſen ganz allgemein ſpricht. hat damit einen laxeren Sprachgebrauch 
des Wortes Fahnlehn als Eike und zielt nicht ſpeziell auf Köln. Aber die Rivalität 
zwiſchen Anhaltinern und Braunſchweigern wird von Eike ganz korrekt ignoriert. Es 
hat nämlich Heinemann, Heinrich von Braunſchweig S. 300 ff., nachgewieſen, daß die 
Welfen (Braunſchweiger) in der Periode von 1180 — 1235 ganz überwiegend (in 132 Urk. 
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deren Charakter nicht recht deutlich wird!). Der erſte Akt, welcher die 
neue Baſis ſchon als etwas Gegebenes ſicher vorausſetzt, iſt der Verſuch, 
Hennegau⸗Namur zu errichten, der 1184 begonnen, 1189/90 glücklich 
durchgeführt wird. Es beſteht denn auch heut kein Zweifel darüber, daß 
die endgültige Regelung im Jahre 1180 erfolgt fein muß). Aber 
ein direktes Zeugnis der Quellen hat man bisher dafür vermißt. Ich 
glaube, es fehlt nicht ganz an einem ſolchen, nur müſſen wir unſer Ohr 
den Klängen, die jener Zeit ſelbſtverſtändlich waren, ein wenig ſorg⸗ 
fältiger anpaſſen. Dazu ſei uns ein weiteres Ausholen verſtattet. 
Fürſt heißt ein jeder Mann, der unter anderen hervorragt, ſei es 
nun in feinem Stamme ), oder am Hofe eines Herrn), und vor 
allem des Königs). Des Königs Fürſten gibt es ohne juriſtiſchen 


Heinrichs 117 mal!) den Titel „Herzog von Sachſen“ beanſpruchen und auch zugebilligt 
erhalten. Wie es alſo z. B. zwei lothringiſche Pfalzgrafen längere Zeit nebeneinander 
gab, ſo hier zwei Prätendenten auf dieſelbe Würde; faktiſch war jeder auf ſeine Erb⸗ 
macht, Braunſchweig und Anhalt, mehr oder weniger eingeſchränkt, aber verfaſſungs⸗ 
rechtlich wollten ſie beide Reichsfürſten als Herzöge von Sachſen ſein. Man kann daher 
nicht eigentlich ſagen, daß Eike die Welfen „ignoriere“. Ficker⸗Puntſchart II, 1 S. XIV. 

40) Koutny, Der Pfemysliden Thronkämpfe und Geneſis der Markgrafſchaft Mähren 
1877, 49 ff. urteilt, das Unternehmen, Mähren zum ſelbſtändigen Fahnlehn zu machen, 
ſei ſchon nach wenigen Jahren geſcheitert. Mir ſcheint dieſe Auffaſſung trotz der energiſchen 
Angriffe von Bretholz MIÖG. Erg.⸗Bd. VI (1901), 250 ff. und Geſchichte Böhmens 
1912 S. 280 ff. noch nicht widerlegt zu ſein. Vgl. 88. XVII, 705. 

40) Von der feſten Abſchließung des Reichsfürſtenſtandes gerade im Jahre 1180 
handeln — neben den grundlegenden Ausführungen Fickers — neuerdings Güterbock, 
Prozeß Heinrich des Löwen; derſ. Feſtgabe für Zeumer 1910; Bloch, die ſtaufiſchen 
Kaiſerwahlen (1911) 296 f.; v. Dungern MJ CG. 33 (1912), 370 ff. Derſelbe in der 
„Feſtſchrift für Ernſt Zitelmann“ 1913. 

60) Fundatio Corbeiensis monasterii aus dem 10. Jahrh. Wilmans Kaiſerurkunden 
Weſtfalens I (1867), 507 „. .. quodam Bernhardo comite, qui tune nobilissimus 
Saxonum, necnon in sua tribu princeps et praecipuus habebatur“. 

„principes terrae“ finde ich in Baiern ſchon 1133 M. Boica 29a, Nr. 458: „abbatia 
quaedam in ducatu Baiuariae sita... ducibus aliisque terrae principibus beneficiario 


more potius quam jure locus ipse ... concessus.“ 
) Ein beliebiges Beiſpiel aus dem 11. Jahrh.: Beyer, Mittelrhein. UB. I, 348 
Nr. 299 Poppo von Trier ſpricht von predecessoribus meis ... cum quibusdam sui 


episcopatus principibus de communi eorundem principum silua... certantibus....... 
Quapropter eisdem principibus in prouincia que vocatur Biedegouui manentibus ad me 
uocatis .. . invicem pepigimus. 

57) Const. I, 170 Nr. 118 a. 1136, ferner z. B.: „tam aecclesiae quam regni 
principes“ ebda. I, 127 Nr. 75 a. 1104; „cum consilio optimatum suorum tam Fran- 
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Unterſchied vor wie nach 1180. Die Stellung des Herrſchers ändert 
ſich damals nicht. Was ſich wirklich ändert, iſt vielmehr etwas anderes, 
und wir haben die Antwort darauf ſchon vorbereitet. Sagten wir 
doch, daß in die Poſition der Stammesverbände der Reichs fürſtenſtand 
einrückt. Bis dahin war ein Herzog von Sachſen Fürſt des Reichs und 
zugleich Fürſt des ſächſiſchen Stammes. Mit ihm waren Fürſten alle 
Großen ſowohl des Königs wie ſeines Stammes. Bald zählte er alſo 
unter die principes Saxonum, bald unter die principes regni. Ein 
ausländiſcher Fürſt konnte für ſeine Perſon Mann des deutſchen Königs 
werden. Dann war es nur dieſes Vaſallitätsband, von der das deutſche 
Staatsrecht Kenntnis zu nehmen hatte. Nicht ſo ein deutſcher Großer, 
der in den Lehnshof des Königs eintrat. Er gehörte noch mittels eines 
anderen, wie wir geſehen, nicht minder wichtigen Organs in die Ver⸗ 
faſſung Deutſchlands hinein. Die „princeipes regni“ deutſcher Natio⸗ 
nalität waren oder richtiger blieben „principes regnorum“, der eins 
zelnen deutſchen Länder. Jeder deutſche Königsfürſt war auch Stammes⸗ 
fürſt; nicht ſo ſelbſtverſtändlich iſt's, daß jeder Stammesfürſt auch 
Königsfürſt geweſen ſei. 

Seit 1180 bildet aber z. B. der Herzog von Sachſen eine neue 
Gruppe zuſammen mit all denen, die gleich ihm Inhaber von Fahn⸗ 
lehen ſind, d. h. von Landen, deren Zuſammenzählung nunmehr das 
Imperium, das deutſche Reich, ergibt. Für dieſe Fürſten und anderer⸗ 
ſeits für die Fürſtenklaſſe bis und auch nach 1180, von welcher jene ſich 
durch die Qualität ihrer Länder als der Elemente des Reichs unzwei⸗ 
deutig unterſcheiden, bedürfen wir und bedurften die Zeitgenoſſen paſſen⸗ 
der Vokabeln. Die Wahl fällt nicht ſchwer; denn daß wir die neue 
Kategorie als Reichs fürſten zu bezeichnen haben, ergibt ſich da von 
ſelbſt. Denn wir wiederholen es, das Kennzeichen ihrer Lehen iſt ja, 
daß ſie unmittelbar alle das Reich bilden und nicht erſt, ſei es einem 
Stammverband, ſei es dem Reichsgut des Königs unterſtehen. Aber 
auch ihr Gegenſatz iſt nicht minder eindeutig ſprachlich beſtimmt. 
„Königsfürſt“ wäre wenig paſſend; denn des Königs Fürſt iſt auch der 
Reichsfürſt; nein — noch im Anfang des 13. Jahrhunderts kann man 
von „Fürſten Bayerns“ oder „Fürſten Sachſens“ ſprechen, aber ſchon 
1184 will ſich der Markgraf von Namur zum princeps imperii er⸗ 
corum quam provinciae (sc. Bavariae) principum“ 1027 Const. I, 645 Nr. 439. Fürſten 
ſind hier die aus dem Stamm aufragenden, gegenüber den optimates sui. 
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nennen laſſen. Da drängt ſich die Antitheſe, in welcher das geſchichtliche 
Problem ſelbſt ausgeſprochen iſt, unausweichlich auf. Sie muß den 
alten Fürſten bis 1180 das beilegen, was den neuen mangelt und das 
tut die Antitheſe von Stammes fürſt und Reichs fürſt. Reichs⸗ 
fürſt heißt hierbei: „Nichts als Reichsfürſt“. Es verhält ſich mit dem 
Ausdrucke Reichsfürſt alſo wie mit all den anderen Worten, die in unſerer 
Unterſuchung eine Rolle ſpielen. Die Geſchichte vollzieht ſich innerhalb 
des Wortes ſelbſt, deshalb weil der Begriff des Reiches es iſt, der da 
wächſt und ſich weitet. Das was die Erkenntnis in ſolchen Fällen er⸗ 
ſchwert, iſt, daß Anfang und Ende einer derartigen Reihe ſowohl für 
ein und dasſelbe als auch wieder für polare Gegenſätze angeſehen werden 
müſſen, die entgegengeſetzt benannt zu werden verlangen! Wie Wurzel 
und Blüte dasſelbe ſind und doch für unſere Erkenntnis notwendig 
einander gegenübergeſetzt werden müſſen, ſo iſt auch einzuräumen, daß 
„Reich“, „regnum“, in gewiſſem Sinne immer noch identiſch bleibt, 
daß man 900 und 1200 von „Reichsfürſten“ reden kann. Deshalb iſt 
der Ausdruck Stammesfürſt alſo für die Zeitgenoſſen nicht von eben 
ſolcher Notwendigkeit wie für uns und unſere Erkenntnis. Aber er 
widerſpricht auch nicht den Quellen wie „Amtsfürſt“ das tut. Es 
wäre z. B. auch gegen den Ausdruck Landesfürſt nichts einzuwenden, 
aber es würde ſachlich nicht foͤrdern. Denn das Wort „Land“ hat genau 
das gleiche Wachstum erlebt, wie das Wort Reich! So dürfen wir, 
wenn wir nur wiſſen, was wir tun, Stamm und Reich einander gegen⸗ 
überſetzen, obwohl das Reich die Stämme am Ende ſich eingeſchlungen 
hat. Die von uns vorgeſchlagene Unterſcheidung iſt vorläufig rein 
theoretiſch ermittelt. 5 

Fragen wir uns daher, ob die Quellen nicht wenigſtens einen Anlauf 
nehmen zu einer klaren Nomenklatur. Ich glaube, wir dürfen das bejahen. 

Uns wird das Gewicht, das wenigſtens in den erſten beiden Jahr⸗ 
zehnten auf einen beſtimmten Zuſatz gelegt wird, oft genug bezeugt. 
Balduin von Hennegau hatte ſchon 1184 ſich verſprechen laſſen, er ſolle 
zum „princeps imperii“ erhoben werden, und ſagt dann 1190: er ſei 
durch Gottes Gnade und König Heinrichs VI. Gabe und durch das 
Urteil der Fürſten des Reichs Markgraf von Namur und Fürft 
des Reichs geworden). Fürſt war er aber auch vorher geweſen, 

52) „Cum dei gratia et domini regis romani Heinrici sexti dono subsequente 


et principum imperii iudicio subveniente factus essem marchio Namursencis 
Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 10 
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und Fürften hatten auch vorher mit ihm auf derſelben Urteilerbank ges 
ſeſſen. Seine Vaſallen nennen ſich eben damals „Edle des heiligen 
römiſchen Reichs“. Der Fürſt von Flandern, den deutſchen Stamm⸗ 
verbänden von ehedem nicht eingegliedert, nennt ſich 1184 mit einem 
Nachdruck, der, wenn unabſichtlich, ungereimt wirken müßte, „Philipp 
Graf von Flandern und Vermandois und Fürſt des Reiches“ a). Und 
als wie ein Hinweis darauf, daß in jener Nordweſtecke des Reiches be⸗ 
ſonders heiß um die Rechtsſtellung des Reichsfürſten geſtritten worden 
iſt, läßt ſich auch der dritte und letzte Reichsfürſt jenes Gebiets mit 
gleichem Gewicht 1198 vernehmen): „ich Herzog von Lothringen, 
genannt auch von Brabant, Markgraf des Römiſchen Reichs“. Wie aber 
Flandern der deutſchen Stammesverfaſſung ferngeſtanden hatte, ſo nicht 
minder das böhmiſche Land. Da merken wir um ſo ſchärfer auf, wenn 
Gerlach in ſeiner Böhmenchronik zum Jahre 1187 über den Prager 
Erzbiſchof ſagt, er ſei nur dem Kaiſer allein untertan und verpflichtet, 
„deſſen Reiches (imperii) Fürft er ſei). Denn hätte prin- 
ceps imperii damals keinen techniſchen Sinn gehabt, ſo hätte er es 
wohl bei dem ſchlichteren „deſſen Fürſt er iſt“ bewenden laſſen. 

Betonungen wie die hier angeführten, finden ſich nicht vor 1180 
und finden ſich ſchon nach einigen Jahrzehnten nicht mehr. Auf „Fürft“ 
kann der Nachdruck dabei nicht liegen, auch iſt weder von „Amt“ contra 
„Lehen“, noch von „alt“ contra „neu“ die Rede; die ganze Wucht trifft 
alſo den Zufag „imperii“. Mithin wird dadurch bezeugt, daß den 
Zeitgenoſſen des Reiches Weſen in einem neuen tieferen, wir dürfen 
hinzufügen, in dem endgültigen Sinn, der ihm hiſtoriſch innegewohnt 
hat, eben damals aufgegangen ſein muß. 

Nun iſt es nicht mehr zu verwegen, den Sachſenſpiegel zu Rate zu 
ziehen. „Nur den Inhabern von Fahnlehen wird der Titel Reichsfürſt 


et princeps imperii .. Duvivier, chartes inedites concernant les Comtes de 
Hainaut, Actes et Documents, Nouvelle série 1903 S. 150 Nr. 74. 

5% Philippi comitis Flandrie et Viromandie et principis imperii. Cartulaire 
de St. Lambert de Liege I, 100 Nr. 60. | 

5% Henricus dux Lotharingie qui et Brabantie, marchio Romani imperii. Constit. II, 
25 Nr. 19. 

68) soli tantum modo imperatori subjectus vel obnoxius, cujus imperii est 
princeps. SS. rer. Austriac. V (1863), 158. Dazu 88. XVII, 708. 
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von Eyke beigelegt.“ “) Dieſe ſchöne Entdeckung hat bisher, als ſei fie 
nutzloſer Scharfſinn, bei allen denen Anſtoß erregt, die vergebens fragten, 
wie Eike zu ſo eingeſchränktem Gebrauch des Wortes Reich komme. 
Glaubten ſie doch als das allein richtige einen Gegenſatz von älterem 
und jüngerem Reichsſürſtenſtand ſehen zu müſſen und dgl. mehr. Zu 
den Ablehnenden gehört im Grunde der Entdecker ſelbſt, wenn er der⸗ 
geſtalt fortfährt "I: „Außerlich ſtellt er den Gegenſatz fo dar, daß er 
nur den Lehnsfürſten den Titel Reichsfürſt beilegt. Aber dieſe 
Hervorhebung des Lehnsfürſten als Reichs fürſten 
bietet keinen Grund, die Amts fürſten nicht auch 
als Reichsfürſten zu betrachten.“) Gewiß, allein dieſe 
find nicht Nur⸗Reichsfürſten, und allerdings kann erſt jetzt durch den 
Gegenſatz von Stammesfürſt begreiflich werden, daß auf dies „Nur“ 
alles ankommt. 

Es kann nicht wunder nehmen, daß Eike die ältere Schicht nicht 
ausdrücklich, wie wir das zu tun vermögen, als „Stammes /fürſten bes 
zeichnet, ein jedes Zeitalter hat einen ſchärferen Blick für das die Epochen 


se) Hans Fehr, Fürſt und Graf im Sachſenſpiegel, Berichte der Königl. Sächſ. Ge⸗ 
ſellſchaft der Wiſſenſch. 1906 S. 29. Vgl. Bloch, Kaiſerwahlen S. 318 ff. 

7) Fürſt und Graf S. 35. In der Anm. dazu jagt Fehr: „Die Bezeichnung der 
Lehnsfürſten als Reichsfürſten iſt übrigens nicht konſequent durchgeführt. In der Vor⸗ 
rede von der Herrengeburt werden verſchiedene Reichsfürſten einfach vorſten genannt. 
In III, 57 8 2 begegnet die Bezeichnung Reichsſürſt und zwei Zeilen ſpäter die Be⸗ 
zeichnung vorſte für die nämlichen Perſonen.“ Die Vorrede ſcheidet beſſer aus einer 
Diskuſſion über Eikes Terminologie aus, da ſie nicht von ihm herrührt. Immerhin: 
ſie verſtößt nicht gegen Fehrs Regel. Denn ſie faßt nur in einem Satze drei Reichs⸗ 
fürſten mit zwei Grafen zuſammen. Wie follten dieſe gemeinſam anders denn als Fürſten 
bezeichnet werden? Auch III, 57, 2, wenn nur im Zuſammenhang geleſen, kann keinen 
Anſtoß erregen. Eike ſpricht im erſten Satz von Reichsfürſten, und nimmt denſelben 
Begriff im nächſten Satz mit dem kürzeren Fürſt wieder auf. Genau ſo verfährt er 
III, 58, 1 und 2. princeps imperii (Namur) und princeps (Dagsburg) werden wie 
bei Eike 1198 genau geſchieden (Reg. de negotio imperii Nr. 7, 8). 

53) Die Stellen über Fürſt und Reichsfürſt bei Eike lauten 1. für Fürſten: II, 42, 3 
Doch mogen die vorſten geweren enen man mit enem openen brieve beſegelt, deſte ſe mede 
ſenden enen iren ingeborenen dinſtmann, .. III. 8 Man ſeget dat bürge unde vorſten 
nenen vrede ſolen hebben, den man an in gebreken moge ... durch die werehaften lüde 
de die vorſten vüren ſolen. III, 45, 1 Vorſten, vrie herren, ſcepenbare lüde, die ſin gelik 
in bute unde in weregelde. Doch eret man die vorſten unde die vrien herren mit 
golde to gevene. III, 52, 2 Die keiſer ne mach aver in allen landen nicht ſin, unde al 
ungerichte nicht richten to alle tiet, dar umme liet he den vorſten grafſcap unde den 

2 10* 
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trennende, das ſoeben wird, als für das dauernde und allgemeine. Vor 
allem aber: der Verfaſſer des ſächſiſchen Stammesrechts hat natürlich 
keine Veranlaſſung, abſtrakt vom „Stamm“ zu reden, ſondern er 
ſpricht konkret von den Sachſen. Die Fürſten dieſes Stammes 
werden denn auch in der alten Weiſe als die Herren von dem 
Lande zu Sachſen in der bekannten Vorrede aufgezählt! Aber 
wenn wir nur genau leſen, ſo ſagt auch Eike ſelbſt an einer Stelle, daß 
„Reichsfürſten“ (nämlich gerade die Stammesherzöge) noch „Fürſten“ 
unter ſich haben, und das iſt alles, was wir wünſchen können ). 


greven ſcultheitdum. § 3 An die vierden hant ne mach nen len komen, dat gerichte fie 
over hals unde over hant, wen ſcultheitdum allene in der grafſcap. III, 53, 1 Von den 
vier Stammes herzögen: „man... hiet fie herthogen ...; doch behilden fie die 
vorſten to manne... Seder hebben in die keiſere beide vorſten unde van len afge⸗ 
broken.“ III, 55, 1 Over der vorſten lif unde ire geſunt ne mut neman richtere ſin wan 
die koning. III, 64, 1 Büt die koning des rikes dienſt oder ſinen hof mit ordelen, unde 
let he ine kündegen den vorſten .. .. den ſolen fe ſüken .. ..; laten ſie't, fie wedden 
dar umme. (S. unten 151 Anm. 68 und Lehnrecht 4, 1.) In I, 1 (übrigens Zuſatz) iſt 
trotz Homeyers Überſchrift von Fürſten nicht die Rede. 


Lehnrecht I: Aller erſt ſole wie merken, dat die herſcilt an'me koninge beginne 
unde in' me ſeveden lent. Doch hebben die leien vorſten den ſeſten ſcilt in den ſeveden 
gebracht, ſint fie wurden der bijhoppe man, des er nicht ne war. Vgl. Landrecht I, 3, 2. 
Als Laienfürſten ſind hier allerdings die Reichsfürſten bezeichnet, mit einer Ausdrucksweiſe, 
die aber nur dem Erſatze der Kirchenfürſten durch die „Biſchöfe“ ſchlechtweg entſpricht. 

2. Reichsfürſten III, 57, 2: In des Keiſers kore ſal die erſte fin..... Sint 
kiſen des rikes vorſten alle, papen unde leien. Die to'me erſten an' me Kore ge⸗ 
nant fin, di ne ſolen nicht kieſen na iren mutwillen, wenne ſven die vorſten alle 
to Koninge irwelt, den ſollen ſie aller erſt bi namen kiſen. III, 58 Des rikes vorſten 
ne ſolen nenen leien to herren hebben, wen den Koning. § 2: It n'is nen vanlen, dar 
die man af moge vorſte weſen, he ne unwa't von dem Koninge. Svat ſo en ander man 
vor ime untvaet, dar n'is jene die vorderſte an'me lene nicht, went it en ander vor ime 
untfeng, unde ne mach des rikes vorſte dar af nicht ſin. 

8) Man halte folgende Sätze nebeneinander: 

Sſp. III, 53, 1 (Die vier Stammes herzöge) behilden . die vorſten to manne 
unde de van lene under deme namen. 

III, 58, 2 It n'is nen vanlen, dar die man af moge [des riles] vorſte 
weſen, he ne unt va't von deme Koninge. 

III, 64, 2 Die vorſten die vanlen hebbet, die wedden deme Koninge hun⸗ 
dert pund. 

§ 3 Deme hertogen weddet ok tein punt iewelk edele man. So ergibt ſich 
nach Eike: 1. daß Herzog und Fürſt einen Gegenſatz bilden, 2. daß Her⸗ 
zog und Fahnlehen zuſammengehören, 3. daß Reichsfürſt und Fahn⸗ 
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Es iſt nun unmöglich, daß er etwa ſelbſt die Terminologie 
erfunden oder auch nur mehr richtig gedeutet habe. Er ſelbſt ver⸗ 
ſucht nämlich im Lehnrecht bereits eine Etymologie des Reichs fürſten⸗ 
begriffs, die auf „Fürſt“ = der Vorderſte, aufbaut )); fie muß natürs 
lich ſcheitern, weil es Fürſten ja längſt vor den Reichsfürſten gegeben 
hatte. Aber intereſſant iſt die Tatſache dieſes Verſuches ſelbſt. Sie 
zeigt, daß man fünfzig Jahre nach der Reform ſchon anders orientiert 
war als zu Anfang. Dies iſt ja geradezu ein Kennzeichen wichtiger 
Reformen, daß ſie ein wirklich neues Blickfeld für die nächſte Generation 
ſchaffen, ſo daß dieſe, der Sorgen der Vorfahren ledig, von der neuen 
Plattform aus ganz neue Fragen formulieren kann). 

Indeſſen müſſen wir gleich ſelbſt uns dagegen verwahren, als 
ſuchten wir dem Sachſenſpiegel eine pedantiſch abgehobelte Redeweiſe 
aufzubürden. In Wirklichkeit ſtiliſiert er mit dem ſelben ſicheren un⸗ 
bewußten Takt, wie jeder berufene Schriftſteller. Der Sprachgebrauch 
zeigt nicht Steifheit und Unbeweglichkeit, alſo daß nur gerade das Wort 
„des Reiches Fürſt“ verwandt werden dürfte, vielmehr kann auch „der 
Fürſt, der Fahnlehn hat“ oder der „Herzog“ dafür eintreten; aber es 
herrſcht auch wieder keine ſchrankenloſe Latitüde des Ausdrucks, ſondern 
„Reichs fürſt“ iſt als techniſcher Ausdruck anzuerkennen. Nicht anders 
ſteht es ja mit den Ausdrücken „gratia“ ), „eligere“ ), „euria“, 
„imperator“ in den Quellen. Sie ſind einerſeits durchaus als tech⸗ 
niſche Ausdrücke anzunehmen, und wir gerieten ins Bodenloſe, 
wollten wir das überſehen. Auf der anderen Seite aber iſt der ver⸗ 
loren, der dem bloßen Wort, wo immer er es findet, ſogleich blindlings 
die Sache unterſchiebt. Jedes ſolche Wort hat einen feſten Kern und eine 


lehn zuſammengehören, 4. daß Eike „Herzog“ für Reichsfürſt ſchlecht- 
weg ſetzen kann. Man leſe nun III, 53, 1 (ſiehe oben) und vergegenwärtige ſich, 
daß „afbreken“ nicht „vollſtändig wegnehmen“, ſondern nur „verkürzen“ bedeutet. Dann 
ſteht mit dürren Worten darin, daß immer noch die Herzöge die „eigentlichen“ Fahn⸗ 
lehnsinhaber ſind, und daß ſie Fürſten unter ſich haben. 

60) Art. 4, 2; 71, 21. 

81) Auf die Gründe für das alsbaldige Zurücktreten des Begriffes „Imperium“ 
kommen wir unten II, 10 zurück. 

es, Über „gratia“ der Abſchnitt: Huldentzug und Volksrecht. 

es) Gegen den Mißbrauch dieſes Worts Seeliger bei Waitz VG. VI“, 206 Anm. 3. 
Vgl. auch Zeumer N. Archiv 30 (1905), 409 Kalbfuß — 34 (1913), 503. Ühn- 
lich ſteht es mit laudare. Über consuetudo oben S. 42. 
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unbegrifflich fließende Umhüllung. Die dogmengeſchichtlichen Schick⸗ 
ſale der Worte Huld und Küren zeigen die beiden möglichen Irrtümer, 
zu denen die Sachlage führen kann. Aus „Huld“ hat man meiſt nur 
die flüſſige Atmoſphäre königlicher Willkür, aus „Küren“ allzu aus⸗ 
ſchließlich den ewig gleichen Hintergrund eines juriftifch ſtets gleich⸗ 
wertigen Wahlaktes herauszufinden gemeint. Mit beiden iſt der 
Sache nicht gedient. 

Nachdem ſo das Gelände hinreichend geklärt iſt, kann vielleicht ein 
letzter feſter Punkt darin gezwungen werden, ſich unſerem Verſtändnis 
aufzuſchließen; nichts anderes iſt gemeint, als das oben erwähnte direkte 
Zeugnis für die Neuregelung von 1180. 

Obwohl die Forſchung die Notiz bisher kaum beachtet, geſchweige 
denn ausgenutzt hat, ſo glaube ich doch, daß wir nunmehr darin min⸗ 
deſtens nach einer Richtung den Gegenſatz zwiſchen Stammesfüͤrſt und 
Reichsfürſt mit dürren Worten reichsrechtlich fixiert finden werden. Sie 
ſteht bei Burchard v. Urſperg, deſſen Chronik bekanntlich eine geradezu 
begeiſterte Teilnahme des Verfaſſers an allen juriſtiſchen Fragen zur 
Schau trägt). Ihr verdanken wir z. B. die beſte Nachricht über den 
Begründer der Romaniſtik, Irnerius, ihr die Klage über die fehlenden 
Geſetzbücher des deutſchen Rechts; ſie enthält in extenso den Text des 
erſten deutſchen Reichsgeſetzes von 1186 und überliefert uns die Kunde 
von der letzten Freilaſſung eines Knechtes durch den König. Ihr Ver⸗ 
faſſer iſt alſo für juriſtiſche Fragen von beſonderer Autorität. Nur muß 
man beachten, daß er erſt unter Friedrich II. ſchreibt und die Reichs⸗ 
fürſten deshalb ſchon ſchlechtweg als „Fürſten“ bezeichnen kann. Bur⸗ 
chard berichtet ſo kurz und bündig, daß die Stelle für ſich ſelbſt ſpricht, 
zum Jahre 1180 und zwar aus Anlaß des berühmten Prozeſſes gegen 
Heinrich den Löwen: „Da nun ſtand ein Edler in der Verſammlung auf 
und fand den Spruch, was nach Kampfrecht, was aber auch ſonſt als 
Geſetz und Recht bekräftigt wird, daß er dies behaupten wolle gegen 
jeden, der mit ihm kämpfen wolle: es könne der Kaiſer jeden Fürften 
vor Gericht fordern an jeden Ort, der ſich in den Grenzen des Reiches 
befände. Da keiner ſich zum Kampfe erbot, ward dieſes Weistum als 
dauernde Satzung durch Ausſpruch des Kaiſers feſtgeſtellt, das un⸗ 


44) Unten S. 212. Simſon, Neues Archiv XIV, 314; Lindner, ebda. XVI, 119 ff.; 
H. Kantorowicz, Entſtehung der Digeſtenvulgata, ZRG. Roman. Abt. 31 (1910), 35, 
Sonderabdruck 111. 
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zweifelhaft durch Schriftbeleg und Recht bekräftigt wird.“) Wie das 
Haus des Königs, das „Reich“, die Stammlande zerſprengt hat und 
ein Territorium bildet, ſo ſtehen auch des Reiches Fürſten nicht mehr 
im Stammesverband, fie haben dieſe Decke vollſtändig durchbrochen“), 
indem ſie, die Träger der Herrſchaft in den Stammesgebieten, nur noch 
ins Reich gehören, haben die alten Einteilungen, nach denen es eine 
Reichsangehörigkeit ohne Vermittelung der Stammeseinteilung nicht 
geben konnte, ihren Sinn eingebüßt). Nach Volksrecht fol der Kaiſer 
laden dürfen, und doch nicht mehr an die Stammeserde gebunden ſein. 
Daß die Fürſten, und zwar jeder Vaſall des Königs des Reiches Dienſt 
und Hof und ſein Lehnrecht überall binnen deutſcher Erde ſuchen 
müſſen ), iſt hingegen uralt und darf damit nicht verwechſelt werden. 
Das königliche Lehnrecht kennt von jeher keine Stammesgrenze ). 


es) Porro quidam nobilis exurgens in medium proposuit, quod lege duellionum, 
quod et lege et ratione firmatur, hoc velle obtinere contra quemlibet secum pug- 
nare volentem, quod imperator quemlibet principem posset evocare pro lustieia 
ad locum quemcunque vellet infra terminos sui imperii existentem, cumque nullus 
isti se offerret ad pugnam, edicto imperatoris prefata sententia pro jure perpetuo 
statuta est quam non dubium est auctoritate et ratione firmari. MG. SS. XXIII, 358; 
über lex et ratio vgl. Frensdorff, Geſ. Aufſätze, dem Andenken Georg Waitz, dargebracht, 
1886 S. 437, über auctoritas lex et ratio S. 442. Ziemlich ablehnend äußert ſich über 
die Angabe Burchards Ficker⸗Puntſchart, Reichsfürſtenſtand II, 1. 191 8 331. 

66) In demſelben Jahre, 1180, heißt es noch „coadunatis principibus, Suevorum 
scieicet, Francorum et Saxonum“ MG. SS. XVII, 316. Die Ausdrucksweiſe tritt auch 
ſpäter noch, aber doch ſeltener auf: z. B. Philipps Schreiben von 1206 Juni, MG. 
Const. II, 11 Nr. 10 omnes principes Saxonie, Bauwarie, Austrie, Stirie, Karintie, 
Sweuie, Franconie . .., wo aber, wie Abſchnitt 11 zeigt, tatſächlich die Stammverbände 
gegen Ottos Partei haben betont werden ſollen. 

67) Es befinden ſich ſomit auch die Reichsfürſten in einer Doppelſtellung, genau 
wie einſt der Franke gewordene König: Sie perſönlich unterſtehen nur dem Reichsrecht 
als Reichs fürſten, ihr Geſchlecht aber, ihre Familie lebt weiter nach Stammesrecht. Nur 
das Fürſtenhaus mit ſeinen vier Erzämtern gehört völlig ins Reich; 
das Geſchlecht des Herrn dieſes Fürſtenhauſes aber vorderhand nicht. 

e3) Sſp. III, 64, 1: „Büt die Koning des rikes dienſt oder ſinen hof mit 
ordelen, unde let he ine kundegen den vorſten mi ſinem brieve — — den ſollen ſe ſüken 
binnen düdiſcher art ſvar he is; laten fie 't, ſie wedden dar umme.“ Fürſt iſt eben 
jeder, der ein Volksamt und ein Lehen vom Könige hat, demnach zu Hof und Dienſt 
verpflichtet iſt. Über den exakten Sprachgebrauch Eikes oben S. 147 Anm. 57ff. 

6) Reichsſpruch 1149 Aug. 21. Const. I, 182 Nr. 127 omnem hominem sive 
librum sive ministerialem oportere domum illius adire, cuius nomine possi- 
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Das Landrecht wird 1180 geändert. Das ergibt ſich auch durch 
das Kampfesangebot jenes Edlen. Ein ſolches gibt es im Lehnrecht, 
wo der Hoffriede herrſcht, nicht. Daß aber das Landrecht damals ges 
ändert wird, iſt nicht zu bezweifeln. Die boshaften Randgloſſen 
Burchards gegen die welfiſchen Rechtsſätze ſpiegeln nur die bei den geiſt⸗ 
lichen Schriftſtellern gegen das Volksrecht übliche Verachtung). So 
ſtehen wir hier mindeſtens einer der entſcheidenden Satzungen von 1180 
unmittelbar gegenüber, durch welche die Reichsfürſten die Säulen 
werden, auf denen der deutſche Staatsverband ruht). Für die 
Reichsfürſten ergehen alsbald eine Reihe von Sonderbeſtimmungen ). 
Der Staatshiftorifer muß die Maßregeln jenes Jahres noch heraus⸗ 
arbeiten. Von der Annahme ſehr allgemein gehaltener Beſchlüſſe wird 
er aber abſehen müſſen ). Denn es wird ſich zeigen, daß die 
Stammesverbände endgültig erſt 1198 und 1208 von dem Reichs⸗ 
fürſtenſtand überwunden worden ſind. Andererſeits fallen die Anfänge 
der Bewegung ſpäteſtens in das Jahr 1156. 


deret, in q uooumque regno vel provincia sita esset, si de ipsa posses- 
sione controversia ageretur. Oben S. 89 und der Nachtrag S. 207 Anm. 3. 

10) Vgl. oben S. 42 f. Für das Volksrecht findet ſich da bisweilen ſogar die 
Bezeichnung „ignorantia rusticitatis“. Vgl. Kantorowicz ZRG. Roman. Abt. 34 (1913), 
54 Anm. 21a. Auch Nieſe ZR. 34, 257 ſcheint einzuräumen, daß es ſich um einen 
nicht unbegründeten Einwand der Welfen gehandelt hat. Aber er ſtellt überhaupt nur 
die Alternative: „Landrecht oder Lehnrecht“ in dem Sinn, daß ſich das Letztere auf das 
Lehn gut beziehe. Der Gegenſatz iſt aber noch ein anderer: Verfahren gegen Vaſallen 
(wo Verbannung, Haft, Hundetragen u. dgl. die Strafen ſind) und Verfahren gegen 
jeden Volks genoſſen nach des Landes, d. h. des Stammes Recht. Bei dieſem 
letzteren iſt aber die Stammeserde bis 1180 Prozeßvorausſetzung. Siehe dazu Abſchnitt 14. 
Ferner Constit. II, 134 Nr. 106 im Vergleich mit Ficker⸗Puntſchart II, 1, 718. Die 
Ausführungen ebda. 84 A. 2 können nicht befriedigen. 

71) „Principes .. velud bases egregias, quibus imperii celsitudo potenter 
innititur. MG. Const. III, 173 Nr. 186. Andere Stellen hat Bloch, Stauf. Kaiſerwahlen 
S. 336 gefammelt. 

u) Vgl. z. B. M. Boica 29, 447 Nr. 539 vom Jahre 1182. 

78) Fickers Zurückhaltung trifft da offenbar das Richtige. Vgl. Buchner, die 
deutſchen Königswahlen 1913, S. 30 ff. 


Achter Abſchnitt. 
Fahne und Fahnen. 


Herzogtümer und Marken verſchmelzen ſich, ſo haben wir geſehen, 
in dem vom Herzogtum abgeleiteten Begriffe des Fahnlehens, und ſo 
könnte es ſcheinen, als rückten nur die Markgrafen neben die Herzöge. 
Aber wir brauchen nur an die Erörterung über den inneren Unterſchied 
von Stammland und Mark zu erinnern), um hier eine Schwierigkeit 
zu entdecken. Der Dukat war eine Herrſchaft über Perſonen. Der 
König lieh dem Herzog die Fahne über das Volksaufgebot des Stammes, 
dem Markgrafen aber lieh er die Mark. Wird er nun auch dem letzteren 
mit dem Symbol des Heerbanns, und zwar jetzt alſo über das Markvolk 
inveſtieren? Wird der Markgraf ein Herzog des Volkes? Betrachten 
wir daraufhin die Quellen, ſo finden wir einen Umſchwung im Gebrauch 
des Fahnenſymbols, der bisher gänzlich unbeachtet geblieben iſt). Die 
Belege des 11. und noch der erſten Hälfte des 12. Jahrhunderts ſtimmen 
alle darin überein, als Zeichen des Herzogtums eine Fahne zu nennen. 
Von einem Herzog, der König wird, heißt es, er ſei von der Fahne auf 
den Thron erhoben worden). Otto von Freiſing erzählt von dem 
Rechtsſatz des königlichen Hofes, Königreiche durch ein Schwert, Herzog⸗ 
tümer durch eine Fahne zu übertragen). Noch in dem 1172/73 ent⸗ 
ſtandenen Rolandslied ſagt der Held zum Kaiſer: „Here, nu lihe mir 


1) Im ſechſten Abſchnitt. 

1) Zum Beweis deſſen verweiſe ich auf Waitz VG. VI, 74; Bruckauf, Fahn⸗ 
lehen und Fahnenbelehnung, Leipziger Hiſtor. Abhandl. III 1907 mit ziemlich viel Material. 
Über das Fahnenſymbol vgl. Roſenſtock, Herzogsgewalt 142 ff., Rietſchel, Hiſtor. Zeitſchr. 
107 (1911), 158 fl. 

) Thietmar V, 21 (13) SS. IV, 684: ut de ducatu transduceretur ad regnum, de 
vexillo extolleretur ad solium hereditarium vgl. Hiſtor. Vtjhs. 1913, 75f. 

) Gesta II, 5 und zwar zum Jahre 1152, wie man feſthalten wolle. 
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daz lant; — — ich emphahe heute den uan“ ). Aber ebendamals iſt 
die Anderung eingetreten: Die weltlichen Reichsfürſtentümer werden ſeit 
Barbaroſſas Reform ohne Ausnahme mit mehr als einer Fahne ver⸗ 
liehen. Hierbei kann von einem Zufall keine Rede fein; wir find näm⸗ 
lich in der glücklichen Lage, ſpeziell für Böhmen über die Formen der 
Belehnung eine faſt lückenloſe Reihe von Belegen zu beſitzen ). 1099, 
1101, 1126, 1138 und 1140 wird dem tſchechiſchen Herzog die Fahne 
„als Zeichen des Herzogtums“ geliehen. 1173 empfängt er hingegen 
fünf Fahnen, ebenſo ſteht 1177, 1189, 1193, 1212 jedesmal der Plural 
vexilla, vexillis. Im Gegenſatz zum Rolandslied erzählt Wolfram 
im Parzival: „Lahfiliroſt nahm das Herzogtum mit Fahnen in 
Empfang“ ). Spätere Dichter ſteigern ihre Zahl ins Phantaſtiſche; bis 
zu ſechsunddreißig Fahnen ſollen bei einer Verleihung Ende des 
13. Jahrhunderts gebraucht worden fein‘). Dem entſpricht es, daß 
während vor 1156 kein Herzog mit mehr als einer Fahne“) belehnt 
worden iſt, nach 1180 kein Fall bezeugt wird, in dem 
einem weltlichen Reichsfürſten ein Fürſtentum 


) Ausgabe v. Wilhelm Grimm 1838 S. 111. 

e) Die eindrucksvolle Überficht verdanke ich der alten Schrift von Hermenegild Jirisek, 
das Recht in Böhmen und Mähren II (1866), 49: 1099 Hoc obtinuit precibus 
apud Caesarem Bracislaus II., ut eius frati Bofiroj vexillum daret. — 1101 Caesar 
accepta pecunia dat Udalrico ducatus insignia et vexillum. — 1126 Transdidit 
rex Sobkèslav I. per manum insigne ducatus, vexillu m. — 1138 Cui licet puero... 
vexillum praesente patre a rege traditum est. — 1140 Vladislaus II. cum suis 
convenit Conradum ... et ... accepto vexillo a rege rediit ad sua. — 1173 
Traditur dominium Boemiae Udalrico in vexillis quinque. — 1177 Fridericus 
donatus vexillis de manu Caesaris. — 1189 Conradus . .. de manu imperatoris in 
ultima eius curia vexilla percepit. — 1193 Episcopum Heinricum (der das Herzog: 
tum uſurpierte) cum vexillis sicut mos est sollemniter investitum; episcopus 
revestitur, gestans ab Imperatore sibi tradita vexilla ducatus. — 1212 regnum 
Boemiae Premyslav deiudicatum filio ipsius cum sex vexillis Imperator assignat. 

Belanglos find die Ausführungen Köſters, ſtaatliche Beziehungen der böhmiſchen 
Herzöge .. v. Gierkes Unterſuchungen 114 (1913), ©. 84 ff. 

') her. von Lachmann I, 52: „do hete Prötyzilas / der von arde ein fürſte was / lazen 
ein herzentuom: / daz lech er dem, der manegen ruom / mit ſiner hant bejagete... ./: 
Lahfiliroſt ſchaktelacunt / nam ez mit vänen fä zejtunt.“ 

8) Hſterr. Reimchronik, MG. Deutſche Chroniken V, 194 Anm. 7. 

e) Etwas anderes iſt es natürlich, wenn in der Mitte des Jahrh. Sizilien, Apulien 
und Calabrien mit je einer, im ganzen alſo mittels dreier Fahnen geliehen werden. 
Sudendorf Regiſtrum I, 63 Nr. 23. 
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mit nur einer Fahne geliehen würde“). 1156 wird 
das Herzogtum Ofterreih mit zwei Fahnen gegründet, 1207 wird 
Savoyen mit drei Fahnen gegeben ), 1259 Oberlothringen mit fünf ). 
Wichtiger ſind Fälle, in denen uns die Qualität des Landes als Fahn⸗ 
lehen minder ſelbſtverſtändlich iſt, fo z. B. bei Braunſchweig⸗Lüneburg: 
dies Fürſtentum wird mit mehreren Fahnen 1235 gegründet. Wie 
ſelbſtverſtändlich die Mehrzahl ſpäter war, beweiſt eine um 1215 ge⸗ 
ſchriebene Stelle der kurzen Geſchichte der thüringiſchen Fürſten. Da 
heißt es in offenbarer Zurückdatierung ins Jahr 1130, König Lothar 
habe, wie es Rechtens ſei, den Landgrafen unter Darreichung von Fahnen 
zum Fürſten (sic) gemacht). Für Anhalt, das uns beſonders inter⸗ 
eſſieren würde, haben wir leider keinen alten Beleg. Immerhin läßt 
eine Urkunde von 1318 die Mehrzahl der Fahnen auch da vermuten ). 
Ausgeſchloſſen wird ſchließlich jeder Gedanke an Zufall oder Willkür 
durch den Gegenſatz, in den das Fahnenlehen zum Szepterlehen tritt. 
So erhält der Neuerwählte von Brixen am 20. Mai 1240 ſein Bistum 
und fein Herzogtum „mit dem Szepter und mit Fahnen“ ). Man ſetze 
einmal in Gedanken auch das Szepter in die Mehrzahl, um ſich die Merk⸗ 
würdigkeit der Stelle klar zu machen. Aber wenn man auch die Tatſache 
ſelbſt vernachläſſigt hat, geſchweige, daß man ihrem Sinn nachgegangen 
wäre, ſo ſteht ſie doch ſchon mit dürren Worten in der bekannteſten Quelle 
der Zeit, im Sachſenſpiegel. Hier leſen wir von dem gleichen Gegenſatz, 
und auch hier glücklicherweiſe in jener ſchroffen Formulierung, die wie 
bei der Brixener Urkunde den Ausweg des Zufalls ausſchließt: „Der 


10) Oſterr. Reimchronik V. 14708: Wie vil der vanen waren, damit er im die 
lich, des berichte nieman mich. 

1) Zeerleder, Berner UB. I, 167 Nr. 100, Böhmer⸗Ficker, Reg. 148. 

12) Zeumer Q. S.“ Nr. 78. 

) Historia brevis Principum Thuringiae SS. XXIV, 822 z. J. 1130 heißt 
es von Lothar: Ludewicum supradictum cum festiva vexillorum exhibitione, uti 
moris est, sollenniter extulit et principis ei nomen aptavit. 

10) 1318 Dez. 31 Cod. dipl. Anhalt. III, 242 Nr. 370: Der König leiht „allez daz, 
daz er von uns und dem romiſchen ryche durch rechte ze lehen haben fol, ez ſein van⸗ 
lehen oder anderin“. Das klingt, als ob man an mehrere durch Fahnen zu leihende 
Stücke dachte. Vgl. ebda. Nr. 600; oben S. 121 Anm. 1 gegen Ende. 

15) „Investituram ei regalium tam episcopatus quam ducatus sui, sceptro 
et vexillis concessimusiuxta morem.“ Huillard-Bréholles, Diplomata Friderici II, 
Bd. V, 1191. 
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Kaiſer leiht alle geiſtlichen Fürſtenlehn mit dem Szepter, alle 
weltlichen Fahnlehn leiht er mit Fahnen“ ). Der Artikel „dem“ 
vor „Szepter“ ſpricht eine deutliche Sprache. Die beiden Stellen be⸗ 
währen einander gegenfeitig: Mehrere Fahnen gehören 
zum Begriff des Reichsfürſtentums ). Richt eine 
einzelne Fahne macht das Fahnlehen aus, ſondern Fahnen. Darin 
liegt, daß es ſich um keine bloße Addition von Größen handelt, ſondern 
daß die Summe eben gerade den Sinn hat, Summe, Mehrzahl zu ſein. 
Es beſtanden auch andere „Fahnlehen“, die mit einer Fahne verliehen 
wurden. Ihre Zuſammenzählung würde noch immer kein Reichsfürſten⸗ 
tum ergeben. Wir haben im vorigen Abſchnitt geſehen, daß ein ob⸗ 
jektives Merkmal allein imſtande war, ein Reichsfürſtentum zu be⸗ 
gründen: Das Land mußte ein Stammland oder eine Mark ſein. Hier 
finden wir entſprechend eine Rechtsform, die wiederum nichts mit dem 
gewöhnlichen Lehnsband zwiſchen König und Reichsfürſt zu tun haben 
kann, ſondern das Lehnsſtück ſelbſt als etwas Einzigartiges kennzeichnet; 
dieſe beſondere Rechtsform iſt noch nicht das Inveſtiturſymbol ſelbſt, 
denn die Fahne könnte auch zur perſönlichen Bezeichnung der fürſtlichen 
Würde dienen, ſondern es iſt ſeine Vervielfältigung; der Plural kann 
ſich nicht auf den Empfänger, er muß ſich auf das Lehen beziehen. 
Andernfalls müßten Fälle begegnen, wo der Singular genügte. 
Welche Qualität des Fahnlehns wird durch die Mehrzahl der 
Fahnen bezeichnet? Das iſt offenbar die Frage, auf die vor jedem 
Weiterſchreiten eine Antwort geſucht werden muß. Wir müſſen uns an 
dieſem Punkte die Geduld des Leſers für ein weites Ausholen erbitten. 
Alle Reichsfürſtentümer gehen in die Zeit vor der Herrſchaft des 
königlichen Lehnrechts zurück, alle exiſtieren zu einer Zeit als Landes⸗ 
einheiten, als ihre Abhängigkeit von einem einzigen königlichen Hof 
noch nicht zu ihrem Weſen gehörte. Waren doch die Stämme der Auto⸗ 


16) Landrecht III, 60, 1: „Die Keiſer liet alle geiſtlichen vorſtenlen mit deme ceptre, 
al weltliche vanlen liet her mit vanen.“ 

17) Hier iſt auf die Stelle z. J. 1189 im vorigen Abſchnitt S. 137 Anm. 33 hin⸗ 
zuweiſen! Ferner Oſterr. Reimchronik MG. Dif. Chron. V, 263 V. 19889 „diu lant 
diu enphiengen fi mit vanen“. Wolfram, Parzival I, 51 „dö léch mit vanen hin fin 
hant / von Azagouc der fürſten land“. Stellen, die allein nichts beweiſen könnten, hier 
aber Farbe bekommen. Auch das Herzogtum Pommern wird ſpäter „vexillis“ geliehen. 
Ficker, Reichsfürſtenſtand I, 220. Vgl. noch Böhmer⸗Ficker Reg. Nr. 318. 
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nomie fähig, die Marken aber Außenboden der Stammlande. Die 
Rechtstheorie der Zeit bemüht ſich nun um eine einheitliche Auffaſſung 
aller dieſer Giebiete. Wir meinen damit nicht etwa die Rezeptions⸗ 
jurisprudenz Italiens, denn von dieſer nimmt man im Deutſchland des 
12. Jahrhunderts keine Notiz. Wir meinen eine Doktrin, die deshalb 
nicht minder als ein Gedankenweſen mit der Wirkungsweiſe eines 
ſolchen anzuſehen iſt, weil ſie im weſentlichen auf mündlichem Wege ge⸗ 
pflegt und übermittelt worden iſt. Auch das mittelalterliche Lehn⸗ 
recht arbeitet wie alle lebendigen und gerade dadurch ihre Lebens⸗ 
kraft erſt beweiſenden geiſtigen Mächte mit einem Axiom, deſſen 
Richtigkeit es nicht beweiſt, ſondern vorausſetzt '). Nach altem 
Recht war alle Herrſchaft eine ſolche über Perſonen. Dieſe An⸗ 
ſchauungsweiſe vernachläſſigte ein wichtiges Merkmal aller Herr⸗ 
ſchaft. Sie macht daher einer anderen Platz, die, um dieſem 
Mangel abzuhelfen, in das entgegengefetzte Extrem verfällt. Die Herr⸗ 
ſchaftsvorſtellungen von Menſch über Menſch werden mit denen über 
das Gebiet durch eine Metapher verkoppelt. Nicht nur der eine herrſcht 
über den anderen, ſondern auch ein Teil des Landes herrſcht über die 
übrigen. Man glaubt alſo den Boden ſelbſt genau ſo hierarchiſch gliedern 
zu müſſen, wie die Menſchen in Über⸗ und Unterordnung zueinander 
ſtehen. Die Außenwelt, ſo meint man, trägt ihre Rechtsordnung un⸗ 
abhängig von den Menſchen in ſich ſelbſt. Das Recht iſt in die Landkarte 
hineingeſchrieben. Dem einen Landſtück find gewiſſe Anſprüche gegen 
andere angeboren. Dieſe Art Rechtsgeologie hebt einzelne Punkte des 
Landes über den Boden, wieder andere über dieſe, ſo daß ein Gebirgs⸗ 
maſſiv mit ſeinen Höhen und Tiefen aufgebaut erſcheint. Die trigono⸗ 
metriſchen Signalpunkte für dieſe Landesaufnahme ſind die feſten Häuſer 
im Lande. Ein jedes ſolches Haus gilt ſelbſt als Rechtsſubjekt; der 
Sachſenſpiegel kennt z. B. Prozeſſe gegen fie”), ihre Stellung als 
Rechtsſubjekte iſt den Quellen allgemein bekannt?). Um ein jedes Haus 
gliedert ſich der angrenzende Boden mit Dörfern, Weilern, Feldern und 
Wäldern als Strahlen, die alle von dieſem Hauſe ausgehen und ab⸗ 
hängen. Das Land ordnet ſich in Häuſer und ihr Zubehör. Die Stufen⸗ 


18) Wir enthalten uns hier jeder Bewertung des Vorgangs. Darüber handelt 
vielmehr erſt der Abſchnitt „Volksrecht und Hausherrſchaft“. 

19) Sſp. Landrecht II, 72; III, 67. 

20) Homeyer, Abhandlungen der Berliner Akademie 1866 S. 42. 
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folge der Herrſchaftskreiſe wird durch Häuſer wiedergeſpiegelt !). 
Wir haben uns heute entwöhnt, in dieſen Vorſtellungen etwas beſonders 
Intereſſantes zu erblicken, weil wir den Zubehörbegriff auf Wirtſchaft⸗ 
liches beſchränkt haben und nur hier noch jene Ungleichheit der Orte des 
Landes dulden. Neben ſie iſt die unbedingte Einheit und Gleichheit alles 
Bodens, ſoweit er Staatsgebiet iſt, getreten. Während aber heute wohl 
ein Vorwerk dem Rittergut als Zubehör im Grundbuche zugeſchrieben 
ſein kann, ſind damals die Runen auch der politiſchen Machtverteilung 
dem Boden ſelbſt eingeritzt. Wir vergeſſen aber leicht, uns das Funk⸗ 
tionieren eines Rechtsgefühls vorzuſtellen, dem ein Teil unſerer eigenen 
Vorſtellungen noch abgeht. 

Was nämlich damit erreicht wurde, war die Unerſchütterlichkeit und 
Klarſtellung aller Anſprüche von Inhabern verſchiedener Landſtücke 
gegeneinander. Um ſo viel dauernder die Erde als die kurzlebenden 
Menſchen, die auf ihr wandeln, um ſo viel dauernder wird jetzt das 
Recht. Das man aber das ſinnliche Stück Erde, das Haus, den Hof oder 
die Kirche mit dem Recht zu bekleiden genötigt war, hatte darin ſeinen 
Grund, daß man der abſtrakten Auffaſſung eines bloß geiſtigen Rechts⸗ 
ſubjekts noch unzugänglich war. Der Gedanke der juriſtiſchen Perſon, 
eines unſterblichen Rechtsträgers, wird damals geſucht, aber nur auf 
ſinnlichen Stützen und Krücken nähert man ſich ihm. Es iſt bekannt, daß 
man für die Reichskirchen eine ſolche ewige Perſönlichkeit in der Geſtalt 
des unſterblichen Heiligen fand). Im weltlichen war es der Ort oder 
das Haus, welche die gleiche Rolle übernahmen. Die Merkwürdigkeit 
dieſer Tatſache verſchwindet, wenn wir uns erinnern, daß bis 1200 die 


200) Weil die Hausherrſchaft das allgemeine deutſche Herrſchaftsprinzip iſt, jo hat 
kein Begriff ſo viel Unheil in der Literatur angerichtet, als der ganz willkürlich abſondernde 
der „Grundherrſchaft“. Kein Wunder, wenn der Streit über dieſen irrig als bloßen 
Teil gefaßten Faktor — dabei iſt „Grund“ nicht einmal quellenmäßig — nicht zur 
Ruhe kommen will. 

21) Gierke, Genoſſ. Recht II, 527 ff. Heusler, Inſtitutionen des deutſchen Privat⸗ 
rechts J, 314 ff. Wie ſchwer aber auch hier die Konſtruktion der juriſtiſchen Perſon fiel, 
zeigt die abbatia libera, die Erfindung des päpſtlichen Schutzes. Man greift gezwungen 
zu einer Rechtsform, mit der man etwas ganz anderes bezeichnen will. Der päpſtliche 
Schutz iſt nur als die Negative jedes anderen Schutzes gemeint. Aber ohne einen 
ſolchen iſt ein Kloſter zunächſt nicht vorſtellbar. Rom verſucht zwar aus dieſer reinen 
Negative, der Fiktion des Schutzes, Nutzen zu ziehen; die deutſche Auffaſſung aber iſt 
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philoſophiſche Spekulation den „Begriff“ noch nicht wieder erobert 
hatte). Mit anderen Worten, man wußte bis dahin noch nicht, ſich 
etwas ſchlechthin Geiſtiges zu denken, jeder Begriff ſchien noch mit dem 
ſinnlich ausgeſprochenen, ſinnlich vorſtellbaren Worte zuſammenzufallen! 
So gab man auch dem Rechte nur Träger, auf die man mit Fingern 
zeigen konnte. 

Wir haben mehrfach darauf hinzuweiſen gehabt, daß man ſeit dem 
11. Jahrhundert anfing, für jede Herrſchaft eine rechte Statt anzu⸗ 
nehmen ). Man ſtabilierte ſolche für jeden Herrſchaftsbereich“). Mit 
dieſem Fleck Erde iſt die Herrſchgewalt fogleich mitgegeben ?). 1232 
wird die Grafſchaft Rapperswil errichtet: „da beſchloſſen ward, uns 
höher zu ehren und den Ort Rapperswil feſter und mit ausgezeich⸗ 
netem Rechte mitſamt feinem Zubehör zu beſitzen“ ?“). Von Aloſt 
heißt es einmal, es ſei der „Hauptort“ der ganzen Länder, und zwar 
wird damit begründet, daß man die Inveſtitur unter allen Umſtänden 
in Aloſt ſelbſt durchſetzen muß). Die Stadt Brandenburg erſcheint 
1170 als bevorzugt, weil ſie die Burg ſei, welche den Hauptnamen dieſes 


das nicht. Für dieſe ſoll der Schutz des Papſtes ſchutzverneinende Wirkung haben. Brad: 
mann, Gött. Gel. Anz. 1913, S. 579 ff. Hirſch, Die klöſterliche Immunität 1913, S. 26 ff. 

u) Selbſt Abälard iſt noch nicht ſoweit. Joſef Reiners, Der Nominalismus in 
der Frühſcholaſtik, Baeumkers Beiträge zur Geſchichte der Philoſophie im Mittelalter VIII, 
5, 1910. Roſenſtock, Rechtsliteratur 80 f., 136 ff. 


) Zuletzt ift über die „Stat des Lehens“ von Fehr, Fürſt und Graf S. 12 ff. 
gehandelt worden. Er identifiziert „Land“ und „Statt des Lehens“. Und er bringt 
das in einen Gegenſatz zu der ſpäteren Zeit. Aber die ganze Bodenfläche des Fürſten⸗ 
tums iſt bei den Stammlanden nie als Lehn aufgefaßt worden. Uns beſchäftigt gerade 
nicht daß, ſondern wie das Land zur Statt gemacht wird, ob als echte Fläche, oder 
zerlegt in Mittelpunkt und Zubehör. 

) Sachſenſp. Lehnrecht 11, 4 und 5. 

28) In Edward Schröders Aufſatz über die Geſchichte des Wortes Stadt, Göttinger 
Gel. Anzeigen 1906, Geſchäftliche Mitteilungen, tritt dieſer rechtlich vor allem bedeutſame 
Geſichtspunkt ſtark zurück. 

) „Quoniam placuit... nos altius honorare et iam prefatam civitatem 
firmius et iure potiori cum appendiciis suis possidere.“ Glitſch, Vogtgerichts barkeit 
(1912), 139. 

25) „Villa de Alost, quae principalis locus ipsarum terrarım esse dinoscitur.“ 
Cartul. du Hainaut I, 381. Dazu die unten Anm. 57 abgedruckte Stelle über Eſchwege 
und Bomeneburg. 
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Fürſtentums ſpeziell beſitze??). Der „eigentliche“ Sitz des Herzogtums 
Bayern fol Regensburg ſein ?). Am klarſten zeigt ſich das Vordringen 
dieſer Anſchauung in der Weiſe, in welcher ſich die Rolle der Stadt 
Aachen damals veränderte. Wir haben ſchon bei den Wahlen geſehen, 
daß Rhein⸗ und Oſtfranken im engeren Sinne das Land bezeichnen, an 
dem die Vorherrſchaft der Franken über die deutſchen Stämme hängt). 
In Aachen hingegen iſt es die Errichtung des Hochſitzes im Hauſe Karls, 
die von den Herrſchern beibehalten wurde. Nicht die Stadt Aachen, 
ſondern der Thron iſt in der älteren Zeit das Wichtige. Die per⸗ 
ſönliche Herrſchergewalt von dem großen fränkiſchen Herrſcher und 
Vorgänger auf den neuen Ahnherren ward durch die Thronbeſteigung 
übertragen. Denn in Aachen lag auch der große Karl beſtattet, mit dem 
ſächſiſchen Quedlinburg, wo Heinrich I. im Grabe lag“), müſſen wir 
Aachen vergleichen. Weder Quedlinburg noch Aachen waren „Haupt⸗ 
ſtädte“ ihres Landes oder des Reiches geweſen. Dort war das vielmehr 
Werla⸗Goslar ), hier Metz und Trier. Aber nun wird die Herrſchaft 
dem Ort, von dem aus ſie geübt wird, inhärent. Und jetzt zuerſt 
beherrſcht Aachen das übrige Land und dieſes wird ſein Zubehör. 
Aber nicht etwa Lothringen iſt ſeine Pertinenz, ſondern das neue Terri⸗ 
torium des Reiches; Aachen wird ſeit dem Ausgang des 
12. Jahrhunderts als „fat“ jenes Fürſtentums des 
deutſchen Königs konſtruiert“). Während bis dahin der 
Thron genannt wird, rückt jetzt an ſeine Stelle der Ort Aachen ſelbſt; 


285) „Quod castrum principatus eius specialiter principale nomen teneret.“ 
Codex Anhaltinus I, 384, Nr. 521. Krabbo, 41/42. Jahresbericht des Hiſtor. Vereins 
zu Brandenburg a. H. 1910, S. 1 ff. 

20) Rechtsliteratur S. 96. Schon in der Regensburger Kaiſerchronik heißt es 
„houbetſtat“ MG. Deutſche Chroniken I, 384, V. 16 822. 

0) Oben S. 90 ff. Dazu unten der Abſchnitt über „die Kurfürſten“. 

21) Wie wörtlich die Handgemalſtellung des Orts zu nehmen iſt, zeigt ſich, wenn 
er kurzweg „Heinrich von Quedlinburg“ genannt wird. 88. XXIII, 48. 

2) Siehe den Abſchnitt über Werla⸗Goslar. 

22) Es iſt ja eine Binſenwahrheit, daß es eine Reichshauptſtadt erſt geben kann, 
ſeitdem es ein Reich gibt. Aber der Beweis muß hier geführt werden, denn die Literatur 
merkt bisher keinerlei Entwicklung der Vorſtellungen darüber an. Vgl. ſelbſt Schreuer, 
ſowohl in „Grundgedanken“ 1911 wie in „Die Thronerhebung des deutſchen und fran⸗ 
zöſiſchen Königs, Feſtſchrift Otto Gierke dargebracht (1911), 697-710. Krammer, 
Wahl und Einſetzung = Zeumers Quellen und Studien I, 3. Das meiſte Material iſt 
geſammelt bei Beißel, Zeitſchrift des Aachener Geſchichtsvereins IX (1887), 14 fl. Er 
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ſein dreitägiger Beſitz verdrängt das Beſteigen des Stuhles durch den 
Nachfolger. Diefe Auffaſſung beherrſcht die nächſten zwei Jahrhunderte. 

Hiermit ſind ſchon Konſtruktionsverſuche erwähnt, die ſich auf 
Reichsfürſtentümer beziehen. Neben dem Reiche ſelbſt find es ſowohl 
Marken (Brandenburg) wie Herzogtümer (Bayern), von denen die Rede 
war. Während aber hier das Axiomatiſche der damaligen Grundvor⸗ 
ſtellung von den plaſtiſchen Rangſtufen der Orte ſich gleichſam in noch 
unverbindlichen Metaphern äußert, hat das Abladen des Rechts von 
einem perſönlichen Inhaber auf ſein Haus ſich bei den Reichsfürſten⸗ 
tümern auch in ſcharf pointierten Rechtsſätzen ausgeprägt. Daran wurde 
ſchon erinnert, daß die Reichsſtädte jetzt nicht mehr kurzweg königlich, 
ſondern „des Reichs und feines Herrn“ zu fein in Anſpruch nehmen ). 


hat einen einzigen Beleg aus älterer Zeit, den Sachſen Agius (S. 28), der Aachen ſelbſt 
als „sedes nostra“ bezeichnet. Aber dies iſt eine perſönliche Beziehung auf den 
König, und nichts lehnrechtliches. Noch im 12. Jahrh. wird meiſtens der Thron in 
Aachen, nicht die Stadt genannt. Otto von St. Blaſien ſagt zu 1198, Otto IV. habe 
inne „archisolium quod Aquisgrani est“ MG. SS. XX, 329. Auch Friedrich I. urkundet 
1166 nur, daß „Aquisgranum locus regalis tum pro sanctissimo corpore beati Karoli 
imperatoris inibi glorificato . . tum pro sede regali, in qua primo imperatores 
Romanorum coronantur, omnes provincias et civitates dignitatis et honoris prerogativa 
excellit. Rauſchen, Legende Karls des Großen 1890, S. 147. Vgl. dazu Schuſter 
MIG. IV (1883), 192 ff. Aber ſchon ſetzt die mächtige Lehnskonſtruktion ein. Otto 
v. Freiſing ſchöpft zwar aus Frutolf z. J. 814, „Karolus... in palatio Asquisgrani, 
ubi ipse ecclesiam ... construxerat sedemque regni constituerat, diem obiit. 
(Chronik V, 32, Hofmeiſter S. 257.) Aber der Herausgeber muß bei den drei geſperrten 
Worten bemerken: „Id apud Frutolfum aut Reginonem expresse dictum non repperi.“ () 
Könnte hier ein Bezug auf den Thron noch nicht unmöglich ſein, ſo ſchwindet jeder 
Zweifel, wenn er V, 35, S. 259 wieder aus eigenem hinzuſetzt: Hinc... regna modo 
duo, orientale ac occidentale quorum alteram partem Lodewici ac Lotharii sedem- 
que regni Francorum palatium Aquis ac imperium urbis Romae 
habet .. . inveniuntur. Man möge hier auch die Entſprechung „urbis Romae“ ſtatt 
Romanorum beachten. Die Fälſchungen für die Marienkirche in Aachen drücken ſich 
alſo aus: „Ut in eadem sancte Dei genitricis basilica sedes regia locaretur et ibi- 
dem locus regalis et caput trans alpine Gallie habe retur.“ (Beißel S. 29.) 
Hier iſt charakteriſtiſch, daß Aachen nur an die Stelle von Trier und Metz als „caput 
Gallie“ zu rücken ſucht. Vgl. dazu oben S. 29 Anm. 21. Aber die allgemeine Rede⸗ 
weiſe iſt ſchon weiter. Reiner v. Lüttich nennt 1198 Aachen „caput regni et sedes“ 
MG. SS. XVI, 65 ff. Ebenſo verfährt die Fortſetzung zu Sigebert von Gembloux 
(SS. VI, 435): A diebus enim Karoli magni sedes regni est Aquisgranie. Vgl. hierzu 
S. 62, Anm. 51. Krammer, Das Kurfürſtenkolleg 1913 S. 27 Anm. 2. 
1) Oben S. 130 ff. 
Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 11 
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Die erſten Spuren einer ſolchen Vorſtellungsweiſe finden ſich begreiflicher⸗ 
weiſe ſchon viel früher. Man hat die gleichen Stellen aber meiſtens ſo 
gedeutet, als ob darin ſchon vom „Reich“ im ſpäteren Sinne — alſo der 
Einheit ſtatt des Dualismus von Königshaus und Stämmen — die 
Rede ſei. Tatſächlich iſt in ihnen nur ein Gegenſatz von rex und 
regnum, König und Königshaus, ausgedrückt, wie z. B. in 
einem berühmten Satze Konrads II.; nachdem nämlich die Pfalz zu 
Pavia nach Heinrichs II. Tod zerſtört worden war, hatte das Volk der 
Stadt ſich gerechtfertigt: „Quo defuncto cum nullum regem habe- 
remus, regis nostri domum destruxisse non iure accusabimur.“ ) 
Dieſe ſophiſtiſche Lehre von der hereditas iacens widerlegt der Kaiſer, 
der ſie ſtrafen will, ſchlagfertig alſo: „wenn der König ſtarb, blieb doch 
fein Reich, wie das Schiff bleibt, deſſen Steuermann fällt“). Daß 
der König und ſein Haus zweierlei ſind, werden wir am wenigſten be⸗ 
ſtreiten; regnum bezeichnet hier deutlich das „Reich“ im Gegenſatz zu 
ſeinem Inhaber. Aber die heutige Lehre will dem Satz entnehmen, daß 
damals ſchon das geſamte deutſche ſtaatliche Leben als „Reich“ be⸗ 
zeichnet werde). Davon ſteht aber nichts darin. Nur das ſagt der 
Kaiſer, daß die Mauern des Hauſes ſtehen bleiben, auch wenn der Thron 
verwaiſt; der Hausherr deckt alſo ſein Haus nicht mehr ſchlechtweg zu. 
Auch eine hundert Jahre ſpätere Stelle iſt vorgelegt worden, um den Sieg 
des Reichsgedankens zu zeigen. 1121 faſſen die Fürſten einen Beſchluß: 
„um den Streit zwiſchen Kaiſer und Reich zu ſchlichten“ ). Auch hier 
iſt am Tage, daß dem Kaiſer ſein Reich ſchon ſelbſtändig entgegentritt. 
Und deshalb gehört der Beleg hierher, wo wir vom Erſtarken des Hauſes 
gegenüber ſeinem Inhaber ſprechen. Aber gerade an ihr läßt ſich weiter 
zeigen, daß ſie nur hier eingereiht werden darf, weil ſie nämlich den 
Gegenſatz des Reiches zu den deutſchen Stämmen, der Innenwelt des 
königlichen Hofes zur Außenwelt der Landsgemeinden und Stammes⸗ 
fürſten, noch vorausſetzt. Es heißt nämlich weiter in dem Schrift⸗ 


45) Wipo cap. 7. 

36) „Si rex periit, regnum remansit, sicut navis remanet, cuius gubernator cadit.“ 

7) Waitz⸗Seeliger VI“, 462 ff. Auch Hampe, Deutſche Kaiſergeſchichte?, S. 14, 
bringt ſie in dieſen irrigen Zuſammenhang (arg: „wenn er auch nicht wie dieſer an eine 
beſondere italieniſche Königswahl dachte“). 

5) „Consilium in quod con venerunt principes de controversia inter dominum 
imperatorem et regnum.“ Constit. I, 158, Nr. 106, Waitz a. O. 467. 6 
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ſtück““), ſowohl der Kaiſer folle „ſein und des Reiches Beſitz“ bes 
halten, als die Kirchen und jeder einzelne das ihrige. Und es gedenken 
die Fürſten zugunften des Kaiſers auszuwirken, daß bei dem 
Streit das „regnum“ ſeine Ehre behaupte. Man kann alſo gewiß nicht 
ſagen, daß die Fürſten ſich mit dem Reich ſchlechthin identifizieren. Das 
Kennzeichen des ſtaufiſchen Reichsbegriffs iſt aber das Nichts⸗als⸗Reich 
ſein, ſo daß es die deutſche „Staatlichkeit“ vollſtändig in ſich ausdrückt, 
während Konrad II. noch das Reichsſchifflein meint, daß ſich auf den 
Wogen der deutſchen Völker behauptet. 

Eine Abgrenzung des Reiches gegenüber ſeinem jeweiligen Inhaber 
tritt alſo allmählich zutage. Dieſes Sichlöſen des Fürſtenhaufes vom 
Fürſten prägt die Stellung der Miniſterialen und macht die Entſtehung 
der Erzämter notwendig. Es ſind dies aber Rechtsfätze, die allen Fürſten⸗ 
tümern des Reiches gemeinſam ſind, und die daher aufs neue zeigen 
können, daß Reichsfürſtentümer und Reichsgut unter Friedrich I. 
n e be n einander treten. 

Noch im 11. Jahrhundert wird von einem „ad regnum pertinere“ 
der königlichen Miniſterialen nicht geſprochen n ). Aber ſchon 1142 ers 
teilt König Konrad Miniſterialen, die zum deutſchen Reich oder zum 
bayeriſchen Herzogtum gehören, Rechte“). Fünfzig Jahre ſpäter nennen 
ſich die Hofbeamten bereits nicht mehr Marſchall des Kaiſers oder Könige 
u. dgl., ſondern Marſchall des Reichs). Zum Jahre 1198 wird vom 
Hof des Königs derart geſprochen, daß unter dem Wort weder er noch die 
Fürſten, ſondern ausſchließlich die Minifterialen verſtanden werden ). 


#) De calumpnia, quam adversus eum habet ecclesia, ex consilio et . 
auxilio principum ... componatur, ... ita quod domnus imperator, que sua 
et que regni sunt, habeat, ecclesie et unusquisque sua quiete possideant ... 
Principes sine dolo et sine simulatione elaborare intendunt, ut in hoc regnum 
honorem suum obtineat. 

) Siehe das Weißenburger Dienſtrecht des 11. Jahrh., das uns in dem un⸗ 
echten Diplom Konrads II. Nr. 140 erhalten iſt. 

4%) UB. des Landes ob der Enns II, 202. 

41) Schubert, MJ OG. 34 (1913), 497. Die Ausdrucksweiſe bei den Hiſtorikern iſt 
natürlich älter, aber doch wohl nur um einige Jahrzehnte. Wenn es in den Pöhlder Annalen 
z. J. 1146 heißt „ministeriales regni et aliorum potestatum“ fo iſt vom Lande 
noch nicht die Rede. 88. XVI, 82. Anders ſchon Giſelbert z. J. 1184. Vgl. Ficker, 
Heerſchild 187. | 

42) S8. XXIII, 367. 


11? 
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Als Braunſchweig⸗Lüneburg 1235 Reichsfürſtentum wird, da werden 
die welfiſchen Miniſterialen zu Miniſterialen des Reichs angenommen, 
dergeſtalt, daß ſie dieſelben Rechte genießen ſollen wie die des 
Reiches ). Es erhebt ſich nun die Frage, ob dies ein Spezialprivileg 
Braunſchweigs oder ein allgemeiner Rechtsſatz für alle Reichsfürſten⸗ 
tümer war. Nur die letztere Annahme erweiſt ſich als ſtichhaltig. Es 
findet ſich nämlich ein Rechtsſatz über die Miniſterialen in der erſten 
uns bekannten Urkunde, in der ein neues Reichsfürſtentum geſchaffen 
wird, das iſt die von 1184 für Namur. Gleich die erſte Detailbeſtim⸗ 
mung des damaligen Vertrages lautet: „Sämtliche Miniſterialen des 
Grafen Heinrich (von Namur) werden der Würde der 
Mark in der Weiſe übergeben, daß ſie der Mark in keiner Weiſe ent⸗ 
fremdet werden können.““) Aus Dienſtmannen eines Herrn werden 
ſolche einer Inſtitution, Graf Heinrich (nicht die Grafſchaft) und die 
Würde des Reichsfürſtentums treten ſich gegenüber. Daß die Miniſte⸗ 
rialen nicht dem Fürſten, ſondern dem Fürſtentum gehören, iſt als 
Rechtsſatz der Laienfürſtentümer in der Stauferzeit ferner belegt für 
Bayern“), Weftfalen ), Steiermark) und Thüringen“). Für die 
Reichskirchen ſteht er ohnedies feſt“). Das Fürſten tum, „die Würde 
der Mark“, können wir ohne Schaden, da ein Mißverſtändnis jetzt nicht 
mehr zu befürchten ſein wird, als das Fürſtenhaus bezeichnen. 
Dies Fürſtenhaus ſteht alſo im Reich und Reichs⸗ 


40) Ministeriales suos in ministeriales imperii assumentes eidem [duci] con- 
cessimus eosdem ministeriales iuribus illis uti, quibus imperii ministeriales utuntur. 
Brandi, Urkunden und Akten 1913, Nr. 19, S. 24. 

4% Item universi ministeriales Henrici comitis ... dignitati marchie 
tradentur eo tenore, quod a marchia nequaquam possint alienari. Zeumer QS.“ Nr. 19, 
S. 24. 

4) Anm. 10. 

46) Brandi, Urkunden und Akten Nr. 35, S. 49. 

47) Zahn, UB. I, 1875, Nr. 677, S. 651 ff. Luſchin, Beitr. z. Kunde ſteier⸗ 
märkiſcher Geſchichtsquellen IX, 199 ff. 

46) His, Zur Rechtsgeſch. des Thür. Adels, Zeitſchr. f. Thür. Geſchichte 22 (1904), 10. 

40) Einen ähnlichen Fall, worin allerdings nicht Ritter, ſondern Eigenleute ein 
gleiches Recht zu beanſpruchen ſcheinen, hat Redlich veröffentlicht MIO. XI (1886) 
161 ff. Zur Sache vgl. Scheffer⸗Boichorſt, z. G. d. XII. u. XIII. Jahrh. 1897, 205 f., 
vor allem aber Ficker⸗Puntſchart II, 1. 232 ff § 342, deſſen Formulierung für die ältere 
Zeit allerdings der Schärfe zu ſehr entbehrt. Die ältere Zeit kommt bei ihm gegenüber 
dem „Schwabenſpiegel“ zu kurz. 
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fürſtentum auch ohne und gegen ſeinen Herrn feſt. 
Die Bedeutung dieſes Satzes wird geſteigert durch die Tatſache, daß die 
Reichs fürſtentümer in unſerer Epoche noch ſtreng unteilbar find. Ficker 
hat nun einen Rechtsſatz ausgemittelt, der nur für die Reichsfürſten⸗ 
tümer geltend, dieſe ihre Sonderſtellung als ju riſtiſche Perſonen 
glücklich ſymboliſiert ). Jedes Reichsfürſtenhaus, aber auch nur ein 
Reichsfürſtenhaus, wird jenſeits feines Herrn dargeſtellt durch vier 
Säulen, die vier Erzbeamten. 

Wohl geht das nicht ganz ſo weit wie gleichzeitig in Frankreich, 
wo die Urkunden ſelbſt die Vakanz eines einzelnen dieſer Amter ge⸗ 
wiſſenhaft vermerken). Aber nicht gering find auch in Deutſchland 
ihre Anſprüche. Der Warſchall überträgt 1208 das Reich ), ähnliches 
begegnet wenig ſpäter in Brabant ). Sie verlangen Anteil an jedem 
wichtigen Akt des Fürſtenhauſes ). Vor allem, ihre Amter find erb⸗ 
lich“). Durch ihre Exiſtenz iſt die Herrſchaft ſelbſt unſterblich. Denn 
ein ſolches Haus ſteht feſt gegründet über ſeinen einzelnen Inhaber 
hinaus, ſobald die Erzämter erblich geworden find. Andererſeits zeigen 
die Amter, was man als das Bleibende in allem Wechſel anzuſehen hat; 
um die Fortdauer der Hausordnung handelt es ſich. Die 
„Würde“, das Fürſtenhaus wird als das Währende, eben als die 


0) Auch hier gebührt Ficker das große Verdienſt der Feſtſtellung a. O. Abſchnitt 
XXII, 241 ff. Zu kauſaler Verknüpfung hat ihm die Tatſache nicht gedient. 

51) Vgl. etwa eine Urkunde Ludwigs VIII. von 1224, Luchaire, bibliothöque de la 
Faculté des Lettres de Paris VIII (1899), 92: astantibus in palatio nostro quorum 
nomina supposita sunt et signa. Dapifero nullo. Signum Hoberti buticularii. S. Bar- 
tholomei camerarii. S. Mathei constabularii. Data per manum Garini ... cancellarii. 

5) Oben S. 141. 

55) Schröder, Zeitſchr. f. RG. VII (1868), 139. 

84) In Brixen heißt es 1233 bei der Weihe einer Abtiſſin des Bistums „ao eadem 
per dominum Arnoldum de Rodanc summum camera ri um Brixinensis episcopatus 
ac dominum Fridericum de Sconecke marscalcum ac dominum Nicolaum de 
Castelrutt dapiferum et dominum Eberhardum de Sabiona pincernam in eius 
consecratione coram nobis super quibusdam jurisdictionibus quae asserebant de 
consecratione abbatissae ad ipsorum officia pertinere". Fajkmajer, Die Miniſterialen 
des Hochſtiftes Brixen, Ferdinandeum III, 52 (1908) S. 127f. 

56) v. Wretſchko, das öſterr. Marſchallamt S. 27. Weistum des Reichs für 
Brixen von 1240 Conſt. II, 333, S. 443: post suscepta regalia universa officia 
episcopatus sui suis manibus sint soluta e xceptis quatuor officiis princi- 
palibus que consequentiam post se trahunt. 
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juriſtiſche Perſon vorgeſtellt, dem der König oder Fürſt nur vorſteht. 
So find die Reichsfürſtentümer die überperſönlichen Elemente, aus 
denen das Reich beſteht. 

Die Fürſtentümer des Reichs und das Reichsgut ſind von den 
Schickſalen und Beziehungen ihrer Herren untereinander unabhängig. 
Barbaroſſa kann dem Erwählten von Mainz, Konrad von Wittelsbach, 
für ſeine Perſon die Regalien nehmen, die Kirche kann dadurch keinen 
Schaden erleiden ). Iſt dies die endgültige Feſtlegung des anfäng⸗ 
lichen Inwärtseigen als eines nunmehr in der geſamten Rechtsſtruktur 
unanfechtbar gewordenen Verbandsgutes durch die Reaktion des kirch⸗ 
lichen gegen das königliche Recht, fo haben die Fahnlehen zwar denſelben 
Erfolg errungen, aber offenbar durch einen anderweit wurzelnden Wider⸗ 
ſtand gegen die königlichen Beſugniſſe. Die Unentbehrlichkeit der vier 
Amter, um das bisher vom Hausherrn zugedeckte Haus als rechtlich von 
ihm unterſchiedenes Weſen zu verkörpern, machte es ſeit 1180 notwendig, 
daß ein neues Reichsfürſtentum (Namur, Braunſchweig) die ent⸗ 
ſprechende Ausgeſtaltung ſeines Herrenhauſes durch Ablöſung der 
Miniſterialen von der Perſon des Fürſten erhielt. 

Mit der Erkenntnis dieſer Notwendigkeit ſchwindet die aus den 
Quellen auch nirgends geſtützte Hypotheſe, als hätten die 1180 ſchon 
vorhandenen Fahnlehen durch „allmähliche Privilegierung“, jedes alſo 
auf eigene Rechnung, dieſe abgeſonderte Rechtsgeſtalt gewonnen. 

Ein Einwand liegt nahe. In Rapperswil oder Aloſt wird die 
Dauer der Herſchaft doch auch verſinnbildlicht, indem ſie dem Orte ſelbſt 
eingeſchrieben wird? Weshalb werden alſo zwei ganz verſchiedene 
Mittel verwendet, um die Ewigkeit der obrigkeitlichen Waltung zu ver⸗ 
körpern? Wir antworten: Dieſer Unterſchied iſt ſo tief im Weſen der 
Sache begründet, daß, wenn er nicht beſtände, unſere Syſtematik in die 
äußerſte Gefahr geriete. Er folgt aus ihr mit Notwendigkeit. Die vier 
Erzämter verſinnbildlichen nämlich gerade eine Gewalt, die nicht in eine 
einzige „stat des lens“ eingefangen werden kann. 

Das Abladen des Rechts vom Herrn auf fein Haus ſindet ſich 
auch hier, aber nicht das Abladen der Herrſchaftsbefugnis auf ein 
einziges privilegiertes Bodenſtück, deſſen Zubehör alle übrige Lehen⸗ und 
Länderſtücke waren. Sehen wir nämlich richtig, fo iſt dies die einzig- 


) Weitere Stellen oben S. 138 und Nieſe 3R G. 34 (1913), 217. 
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artige Qualität der Fahnlehen vor allen übrigen Reichslehen, daß ſich 
zwar auch bei ihnen der Geiſt der Zeit in unverbindlichen Metaphern 
ſeiner Zubehörkonſtruktion alles Gebietes erfreuen konnte, daß aber dieſe 
ſelbe Konſtruktion juriſtiſch bei ihnen geſcheitert iſt und ſcheitern mußte. 
Das Fürſtenhaus des Fahnlehninhabers iſt nicht unbeweglich an einem 
Punkt des Landes verankert, ſondern er herrſcht mutig „über die Fläche 
weg“. Sehen wir doch näher zu. 

Bis 1180 wird jeder Lehnshof, aus dem Land ausgetan wird, mit 
Recht als in irgendeinem der Stammlande gelegen betrachtet. Wir finden 
das 1149), ja noch 1165 bezeugt. Anders kann man einen Ort oder 
ein Landſtück für „Deutſchland“ nicht vindizieren, als mittelbar, indem 
man es für eins der deutſchen Stammländer in Anſpruch nimmt ). 
Dieſe Eigenſchaft auch des herzoglichen Lehnshofes, in einem Stamm⸗ 
lande zu liegen, hatte ja nichts mit der ganz anderen Tatſache zu tun, 
daß der Herzog durch Darbietung einer Fahne die Führerſchaft über das 
Stammvolk ſelbſt erhielt. Später aber gilt es für die conditio sine 
qua non eines Reichsfürſtentums, nicht in einem anderen Lande zu 
liegen. Es bildet eben ſelbſt ein beſonderes Land d). Bei den Marken 
verſtand ſich das von ſelbſt, etwa bei Oſterreich. Es verſtand ſich alſo 
auch bei der neuen Mark Namur. Aber wie drückte man bei inner⸗ 
deutſchen Gründungen aus, daß kein einzelner Ort, ſondern ein 
Land gemeint ſei? Als die Welfen auf dem Mainzer Reichstag ihren 
Frieden mit dem Reiche ſchließen, da wird ihr Herzogtum nicht etwa 
auf Braunſchweig radiziert, ſondern auf zwei Orte, Braunſchweig und 


60) Const. I, 182, Nr. 127, 1149 Auguſt 21: omnem hominem sive liberum sive 
ministerialem oportere domum illius adire, cuius nomine possideret, in quocumque 
regno vel provincia sita esset, si de ipsa possessione controversia ageretur. 

562) Chiavenna kann 1165 nur dadurch für Deutſchland reklamiert werden, daß 
es zum Herzogtum Schwaben gezogen wird, das iſt die Weiſe, auf die man allein 
damals „reichsunmittelbar“ machen kann. Der Geſichtspunkt iſt weder bei Darmſtädter, 
Reichsgut in der Lombardei 1895, S. 128, noch bei ſeinem geſtrengen Kritiker Scheffer⸗ 
Boichorſt, z. G. d. XII. u. XIII. Jahrh. 1897, S. 102-121, ſpeziell 115 f., erwogen 
worden. 

56b) 1283 will König Rudolf den Grafen von Tirol zum Reichsfürſten machen; da 
muß ihm zuvor der Biſchof von Chur Auskunft erteilen, daß die Grafſchaft zu keinem 
Stammlande gehört. Numquam audivimus nee in ecclesiae nostrae privilegiis anti- 
quis vel novis in venimus ipsum comitem ad ducatus Bawariae vel Sueviae pertinere. 
Hormayer, Beiträge II, 259. 
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Lüneburg. Bei der großen Ausdehnung des welfiſchen Hausgutes iſt 
nicht recht einzuſehen, weshalb man nicht mit einem Ort oder aber mit 
mehr als zweien die Errichtung vorgenommen hat. Das Planmäßige 
des Vorganges zeigt ſich aber, wenn man noch 1292 genau ſo verfährt; 
damals wird nämlich die Landgrafſchaft Heſſen Reichsfürſtentum ). 
Auch hier nimmt man nicht einen, ſondern zwei verſchiedene Orte, 
Eſchwege und Bomeneburg, was um ſo auffälliger iſt, da dieſe recht nahe 
beieinander liegen. Mithin kam es anſcheinend nur darauf an, in beiden 
Fällen mehrals einen Ort als Statt des Lehens zu bezeichnen. 
1259 werden die fünf Fahnen des Herzogtums Oberlothringen in recht 
unnatürlicher Weiſe auf fünf künſtlich unverbunden betrachtete Gerecht⸗ 
ſame des Herzogs Worſtreit, Hofamt, Fehdegericht, Geleit, Königsbann) 
aufgeſplittert, eine Einteilung, die in ihrer Zuſammengehöriges zer⸗ 
ſchlagenden, Unpaſſendes koordinierenden Art ſehr nach einem ratio⸗ 
naliſtiſchen Deutungsverſuch der Fünfzahl der Fahnen post hoc 
ſchmeckt ). Dagegen begreift ſich, daß die Kirche von Köln noch 1180 
ihr weſtfäliſches Herzogtum in der alten Weiſe erhält, wie es vor 1156 
immer geſchah, nämlich durch nur eine Fahne, daß aber damals nicht 
etwa das Herzogtum ſelbſt als Lehen betrachtet wurde, ſondern aud- 
drücklich das Herzogtum cum benificiis geſchenkt wurde. Es erhielt die 
Schenkung eben nicht ein einzelner Mann des Königs, ſondern der Dukat 
wurde der Kirche ſelbſt „inkorporiert“; dieſe letztere war aber auch ohne 
dies ſchon von je ein Reichsfürſtentum. 

Ganz anders verlief die Erhebung Oſterreichs 1156 **). Ausdrück⸗ 
lich wird das Herzogtum ſelbſt zu Lehen gegeben. Dieſer Vorgang 

5") Henrico principi nostro et imperii karissimo ac heredibus ipsius imper- 
petuum castrum Boemeneburg, ad nos spectans et imperium, et opidum Eschen- 
wege, quod idem lantgravius cum pertinenciis et juribus suis ad se titulo proprie- 
tatis pertinens .. . in nostris manibus libere resignavit, cum omnibus juribus et 
pertinenciis eorum . .. concessimus et contulimus, ut ab ipso ... lantgravio ... tene- 
antur et possideantur a nobis necnon . .. successoribus nostris in regno Romanorum 
et a sacro imperio in feodum nomine principatus quodque idem lantgravius 
et sui heredes specialiter ratione predictarum possessionum e 
bono rum pro principibus habeantur. MG. Const. III, 464, Nr. 476: dazu Ficker, Reichs⸗ 
fürſtenſtand I, 115, Kaliſch, Feſtgabe f. Zeumer 1910, S. 20, derſelbe 3ZRG. 34 (1913), 143. 

58) Janſen, „War das Herzogtum Lothringen im Mittelalter Reichslehen?“ Jahrb. 
der Görresgeſ. 17 (1896), 549 ff., hat die Urkunde Königs Alfons anregend, aber nicht 


erſchöpfend analyſiert. Vgl. oben S. 92, Anm. 18. 
5 Otto v. Freiſing, Gesta Friderici II, 32. 
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mußte aber zur Verwendung mehrerer Fahnen allerdings Veranlaſſung 
geben. Denn von dem Herzogtum Bayern, das ſelbſt bis dahin nur mit 
einer Fahne übertragen worden war, ſollte ſeine Mark abgetrennt 
werden. Man brauchte alſo erſtens ein Geſamtſymbol für beide zu⸗ 
ſammen, darauf noch eine Abſtufung, welche dem Vorrang Bayerns vor 
Oſterreich an Anſehen und Alter Rechnung trug. Vor allem aber: das 
öſterreichiſche Herzogtum ſelbſt wurde aus zwei verſchiedenen Beſtand⸗ 
teilen 1156 kombiniert: die Lehen, die der Markgraf bis dahin vom 
König und die anderen, die er von Bayern getragen hatte, fließen nun 
in eine Maſſe als Reichslehen zuſammen. 1235 wird das welfiſche 
Handgemal Braunſchweig und die Reichsſtadt Lüneburg zuſammen⸗ 
getan. Auch in Heſſen iſt von Eſchwege und Bomeneburg das eine 
Allod, das andere Reichsgut. Nun gewinnen noch einige andere Tat⸗ 
ſachen Intereſſe. Der Landgraf von Thüringen legt, wie ſchon erwähnt, 
den größten Nachdruck darauf, zwei, nicht ein Fürſtentum in Händen 
zu halten). Die Anhaltiner einigen ſich mit Friedrich II. dahin, daß 
aus dem Grafen von Aſchersleben und Fürften in Anhalt ein „Fürſt von 
Aſchersleben“ wird“). Anhalt iſt Handgemal der Fürſten, Aſchersleben 
die Grafſchaft. Der neue Titel kombiniert alſo die beiden Größen, wie 
ja auch in Lothringen die Grafſchaft mit benutzt wird. Köln läßt ſich 
am Anfang des 13. Jahrhunderts mit zwei Fahnen inveſtieren, die 
nun auf die zwei Herzogtümer Köln und Weſtfalen verteilt werden“). 
Der Pfalzgraf bei Rhein verbindet die Pfalzgrafenwürde mit dem 
ſaliſchen Dukat von Worms ) nicht anders, wie der thüringiſche Land⸗ 
graf ſein (Pfalz⸗) gräfliches Gericht in Lauchſtädt mitheranzieht. 

Bei den Binnengründungen ſuchte man demnach anſcheinend 
durch die Zuſammenfügung von Lehen und Allod deutlich zu machen, 
daß weder die bloße, ſonſt übliche Lehnsherrlichkeit des Königs, 
noch das Eigenrecht des Fürſten in Betracht kämen, ſondern das Fahn⸗ 

60) Oben S. 122. 

1) Oben S. 121. 

6) presules Colonienses duos ducatus, Colonie scilicet et Westfaliae cum to- 
tidem vexillis ab imperatoribus suscipiunt, Cäſarius v. Heiſterbach 88. XXIV, 345, 
vgl. oben S. 127 und Abſchnitt 18. 

63) Gerade dieſer heißt ſchon 1125 „principatus“: „Fridericus ... et frater eius 
Conradus . .. plurima castella ... regii juris... sub principatus sui conditionem 


hereditario jure usurpaverunt‘‘., SS. VI, 765. Auch das Reich als perſonales Haus 
(Erzbeamten) ſteht in gleichem Gegenſatz zum einzelnen Reichshof, ſ. III, 13. 
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lehn ein Ding zwiſchen ihnen und neben ihnen beiden bedeute. Es 
dürfte mit Anhalt ähnlich ſtehen. Vielleicht darf auch daran erinnert 
werden, daß, als die ſchwäbiſchen Herzöge 1098 mit Zurich belehnt 
werden, fie trotzdem den Titel von Zähringen annehmen“), fo daß 
bereits ſie beides, Lehen und Handgemal, kombinieren. Die übrigen 
Beiſpiele zeigen, daß die Mehrzahl, deren Rechtscharakter am Ein⸗ 
gang dieſes Abſchnittes erwieſen worden iſt, da, wo man bislang keinen 
Grund zur Zerlegung gehabt hatte, weil die einzelne Fahne ja ein rein 
perſonenrechtliches Verhältnis verkörperte, nun zu allerlei Auswegen 
und Interpretationen post festum nötigt. 

Halten wir alle dieſe Momente zuſammen, ſo erhellen folgende 
Sätze: Die Fahnlehen werden nicht auf einen Ort radiziert; die 
Mehrheit der Fahnen tritt zum erſten Male da auf, wo ſtatt eines 
Stammesherzogtums ein Gebietsherzogtum gegründet wird. Der Sinn 
des Fahnenſymbols iſt im 13. Jahrhundert nicht immer im Bewußtſein 
geblieben. Hingegen iſt es ſeit 1180 Rechtsſatz, daß jedes Fahnlehn 
mit mehr als einer Fahne geliehen wird. Dieſe Mehrzahl der Fahnen 
wäre in älterer Zeit gerade ſo ſinnlos geweſen, wie eine Mehrheit von 
Szeptern. Jetzt hingegen ſtaut ſich die mächtig vordringende Lehre von 
der Statt des Lehens an den Reichsfürſtentümern eben durch Einführung 
der Mehrzahl. Die Mehrzahl erſetzt der vom Lehnshofe aus⸗ 
gehenden Theorie den noch nicht faßbaren Begriff des Landes als 
der höheren Einheit auch im Rechtsſinne. Mehrere Fahnen gehören zu 
dem neuen Begriffe des Herzogtums, des Reichsfürſtentums “). Vor⸗ 
dem war die Fahne das Symbol für die Waltung über Perſonen ge⸗ 
weſen. Damals war aber das Benefizialgut, das der Herzog vom König 
für ſeine Waltung und Dienſtbarkeit angewieſen erhielt, ein Komplex 
von Gütern innerhalb des Stammesherzogtums. Jetzt wird das 
Lehen mit den Grenzen des letzteren ſelbſt identiſch und erhält alſo einen 
neuen Sinn. Dem Herzog wird jetzt eine Gebietshoheit übertragen; 
dies geſchah aber nur deshalb, weil das Herzogtum nun ernſtlich als 
Beſtandteil eines größeren Gebietes, des imperium organiſiert werden 
ſollte. Die alten nebeneinander geordneten Stammlande und Marken 


44) Vgl. Abſchnitt 16. 

85) Über Fahnlehen im 13. Jahrh., als gelegentliche Benennung eines gewöhn⸗ 
lichen, etwa durch den Bezug auf das Fahnenträgeramt ausgezeichneten Lehen, Heck. 
Der Sachſenſpiegel und die Stände der Freien 1905 S. 597 ff. 
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ſollen ihrerſeits Teile werden, indem fie als Lehen von etwas, ex 
curia regis ausgetan, angeſehen werden. Den Stammländern gegen⸗ 
über beſaß nun aber der Königshof nicht jene abſolute Kraft, die ihn 
befähigt hätte, auch fie als Zubehör ſich einzubilden, fo daß er als Mittel- 
punkt, die Länder nur als ſeine Ausſtrahlungen gelten konnten. Denn 
den Stammländern gegenüber hatte er keinen archimediſchen Punkt 
außerhalb ihrer Welt: der königliche Hof lag ja ſelbſt innerhalb 
der Stammesgebiete, lag durch ſie hin! Sie können alſo nicht nur 
unter ihm oder, logiſch geſprochen, nach ihm, ſondern fie müſſen 
als feine älteren Brüder notwendig neben ihm, logiſch gleich⸗ 
zeitig mit ihm gedacht werden. Gerade als das Lehnrecht die Stämme 
ſelbſt einſchmelzen will, muß es darein willigen, beliebiges vom Königs⸗ 
hofe abgeſchichtetes Gut des Reichs und dieſe alten Gebiete, in denen 
die Herzöge über die Stämme walteten, ſinnfällig zu unterſcheiden. 
Wie alſo ergriff man ſtatt des Gutes einzelner Männer und ohne den 
Mittelpunkt eines einzelnen Ortes lehenrechtlich ein Gebiet als 
Fläche? Nicht hat man, wie heute vielfach zu leſen iſt, jemals den ge⸗ 
famten Boden des Fahnlehens als Lehen konſtruiert ). Das Lehn⸗ 
recht kennt den echten Gebietsbegriff, der keinen Ort bevorzugt, noch 
nicht. Man half ſich, indem man mehrere Punkte des Landes erfaßte; 
jedoch nicht nur derart, daß man jedem einzelnen dieſer Punkte die 
punktuelle Einheit des Lehnshofes beimaß, welcher ſich fein Zubehör 
bildet, ſondern man traut überhaupt nur ihrer Summe die Kraft zu, 
die höhere Einheit des Landes darzuſtellen: Orte und Länder werden 
unterſchieden. 

Nicht nur die Fahne, ſondern die Notwendigkeit mehr als einer 
Fahne unterſcheidet die Länder des Volksrechts von den gleich von An⸗ 
fang an rein auf den Lehnshof bezogenen Bodenſtücken. Man ſieht alſo 
ſchon hier, daß es mindeſtens irreführend wäre, die Umwälzung von 
1180 ſchlechthin als ein Vordringen des Lehnrechts gegenüber dem Amts⸗ 
recht zu bezeichnen. Vielmehr verſuchen an die Stelle rein perſönlich 
gefaßter Herrſchaftsbegriffe ſolche dinglicher Natur zu treten. Indeſſen, 
wenn auch die Denkform des Lehnrechts damals von dem Geſetz 


es), S. oben Anm. 57. Kaliſch räumt unſeren Satz ein, allerdings nur als Mög⸗ 
lichkeit, und erklärt Eſchwege und Bomeneburg für einen bloßen Teil des Gebietes, 
während wir Gewicht darauf legen, daß es ſich um Orte, wenn auch mehr als einen, 
handelt. 
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vorwärts getragen wird, welches jedem ordnenden Prinzip irgendeiner 
Zeit das Streben nach denkbar ausgedehnter Geltung eingibt, ſo daß 
ſie die Stammlande und Marken, deren Exiſtenz vom Lehnweſen voraus⸗ 
geſetzt wird, nunmehr ihrerſeits angreift, ſo ſcheitert doch ſie gerade an 
ihnen. Dieſe Denkform ordnet alles als Zubehör um einzelne feſte 
Mittelpunkte, um Höfe. Die alten Länder behaupten ſich als wahre 
Länder. Dadurch unterſcheidet ſich das Reichsfürſtentum von allen 
übrigen Lehen. Die perſönliche Stellung der Fürſten zum Kaiſer hin⸗ 
gegen, das muß hier betont werden, iſt dieſelbe wie die jedes anderen 
Vaſallen auch. In dem Verhältnis zwiſchen den Perſonen wurzelt 
die Auszeichnung des Reichsfürſten nicht, denn hier herrſchen die reinen 
Grundſätze des Lehnrechts. Es iſt eine andere Frage, ob den Reichs⸗ 
fürſten vielleicht in Hinſicht auf ihr Fürſtentum auch perſönlich ein 
politiſches Vorrecht vor anderen zuſtand). Jedenfalls war das kein 
Recht gegen den Kaiſer. Hier ſind es vielmehr nur die Fahnlehen, 
welche in Deutſchland das reine Lehnsprinzip lahmlegen. So ſtark iſt 
dieſer Widerſtand des Volksrechts, daß man die Schickſale des deutſchen 
Reiches in der Folgezeit auf ihn zurückzuführen berechtigt iſt! Man 
glaube nicht, daß wir zuerſt es ſind, die dieſe weittragende Behauptung 
in die Welt ſchleudern. Sie iſt vielmehr als die herrſchende zu be⸗ 
zeichnen. Nur freilich wird ſie heut in einer eigentümlichen Weiſe ohne 
tiefere Ableitung und Begründung gelaſſen. Bei der Wichtigkeit des 
Gegenſtandes müſſen wir uns die ſorgfältige Erwägung unſerer Gründe 
in beſonderem Maße von unſerem Leſer erbitten. 

Wir haben bei der Problemſtellung bereits jenes Satzes des 
deutſchen Reichsrechts gedacht, daß erledigte Fahnlehen nicht heimfallen, 
ſondern vom Kaiſer neu verliehen werden müſſen ). Dieſer Satz iſt 
ein offenbarer Vorſtoß gegen den reinen Begriff des Lehnweſens, wie 
wir ihn etwa in Frankreich finden. Ein echtes Lehen, das wirklich in 
den Hof des Lehnsherren hineingehört, muß auch wieder in ihn hinein⸗ 
fallen. 

In merkwürdiger Verkennung hat man ohne weitere Begründung 
den Rechtsſatz als „eine Überfpannung des Lehnſyſtems“ bezeichnet). 
In Wirklichkeit durchbricht er das Lehnsſyſtem. Sein Prinzip kann nicht 


— — — 


46) Daß dies allerdings der Fall iſt, zeigt der nächſte Abſchnitt. 
7) S. oben ©. 118. 
48) Heusler VG. 143. 
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aus dem Lehnsweſen ſelbſt ſtammen, ſondern der Machtzuwachs dieſer 
beſtimmten Lehen gegenüber dem Herrn muß ſeinen Rückhalt außerhalb 
des Feudalismus in anderen als Lehnsverhältniſſen finden. 

Der Rechtsſatz gilt nur für die Fahnlehen. Als charakteriſtiſch für 
ſeine eingeſchränkte Geltung kann vor allem das Schickſal des zäh⸗ 
ringiſchen Herzogsguts gelten. Denn hier handelte es ſich um die Reichs⸗ 
lehen eines perſönlich den Reichs fürſten zugezählten Her⸗ 
zogs. Trotzdem alſo fallen feine Lehen 1218 endgültig ins Reich)! 
Ihr Inhaber war zwar Reichsfürſt, aber feine Lehen, unter denen Zürich 
vor allem zu nennen iſt, bildeten kein Fahnlehen. Ungeachtet der auf 
Fahnlehn eingeſchränkten Geltung des Satzes verſucht man heute wohl 
auch, ihn aus der Gleichſetzung mit dem Gericht zu erklären). Aber 
eine ſolche Analogie iſt keine Erklärung, ſondern der ausdrückliche Ver⸗ 
zicht auf ſie, um ſo mehr, da doch die alten Grafſchaften heimgefallen 
ſind. Man beruft ſich auf den Sachſenſpiegel. Eike ſtellt allerdings der 
Ahnlichkeit wegen das Fahnlehen zum Gerichte). Aber er ſelbſt will 
damit nichts anderes als auf eine Analogie hinweiſen. Mit keinem 
Worte ſteht bei ihm zu leſen, daß der König das Fahnlehen, weil es 
ein Gerichtslehen ſei, auszuleihen gezwungen ſei. Daß ferner die Be⸗ 
ſetzung des Gerichtes nicht gehindert hätte, das Land einzubehalten, 
bedarf keiner Ausführung. Landvogteien und Gerichte der Reichsſtädte 
brauchen da nur genannt zu werden. Daß Eike aber auch nicht etwa 
ſtillſchweigend dieſer Anſicht geweſen ſein kann, ergibt ſich aus der ein⸗ 
fachen Überlegung, daß für ihn ja das Gericht gar kein echtes Lehen iſt! 

Im Intereſſe der Reichsfürſten iſt der Rechtsſatz auch nicht ergangen. 
Denn er muß ſtrikt aus dem Milieu ſeiner Entſtehungszeit, dem 
12. Jahrhundert, verſtändlich gemacht werden. Damals ſind nun die 
Fürſtentümer noch ſtreng unteilbar ). Alſo kann ihre Feſtſtellung als 
ewiger Rechtskörper nicht dem Fürſtengeſchlecht und deſſen Rechten auf 
das Land verdankt werden. Hat es doch ebenſowenig Gewalt über das 
Fahnlehn wie der König. Auch aus einem Intereſſe der Fürſten iſt der 
Rechtsſatz nicht zu erklären. Einmal hatte der König bei der Inveſtitur 
ja nur die lineare Lehnserbfolge einzuhalten, und konnte, mindeſtens 

65) S. Abſchnitt 16. 

70) R. Schröder RG.“ S. 506. 

7) Sſp. Landrecht III, 54, 3. 

n) Vgl. auch II. 16, Anm. 7. 
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dem Rechte nach, bei dem Fehlen von Deſzendenten auf irgendein anderes 
Geſchlecht überſpringen. Aber ſelbſt bei der Auswahl des neuen Fürſten⸗ 
hauſes war der König noch freigeſtellt. Den Begriff des Prinzen, d. h. 
des Reichsfürſtenſtandes als eines Geburtsſtandes, gibt es 1180 noch 
nicht). Fürſtenrang hat nur der, aber auch jeder, der vom Kaiſer ein 
Fahnlehn erhalten hat. Der König kann ſomit zum Reichsfürſten durch 
Verleihung eines Fahnlehns machen. Der Satz beſteht zur Zeit der 
höchſten Machtfülle der deutſchen Herrſcher, unter Friedrich I. Rotbart. 
Er bildet ein Unikum der mittelalterlichen europäiſchen Verfaſſungs⸗ 
geſchichte. Eine ſolche Beſtimmung, die weder im Intereſſe der Fürſten 
noch in dem des Königs gelegen war, die ferner aus dem Lehnweſen 
ſchlechthin unerklärlich bleibt, muß alſo irgendwie eine innere Not⸗ 
wendigkeit beſitzen. Aber hat ſich uns dieſe Notwendigkeit nicht bereits 
unzweideutig dargeſtellt? Wie war es doch geweſen; die deutſchen 
Herzogtümer und Marken bildeten die Fahnlehen; ſie aber waren als 
beſondere Rechtskörper vorhanden auch ohne die Gnade des fränkiſch⸗ 
römiſchen Königs und lebten, bevor und ohne daß ſie aus einem Hofe 
und Gute abgeſchichtet worden wären. Sind ſie doch ſchon von uns auf 
ganz anderem Wege als juriſtiſche Perſonen ausgemittelt worden; 
freilich als ſolche, wie ſie dem Geiſte der Zeit vorſtellbar waren. Bei 
den Reichskirchen hatte man den unſterblichen Heiligen gebraucht, um 
ihre Individualitäten im Rechte darzuſtellen. Bei dem Fahnlehn hat 
die Vierzahl der Amter und ihre Erblichkeit die gleiche Bedeutung. Das 
Fehlen des Heimfallsrechts iſt aber offenbar erſt die Bewährung als 
echte juriſtiſche Perſonen in der Wirklichkeit. Würden ſie heimfallen, 
ſo wäre es ja falſch, ſie als juriſtiſche Perſonen, als ſelbſtändige Rechts⸗ 
weſen zu bezeichnen. Aber weshalb, wollen wir noch einmal fragen, iſt 
dieſe Ausgeſtaltung der Fahnlehen innerlich notwendig? Nach Stammes⸗ 
recht, nach Volksrecht hatten ſie der Rechtsperſönlichkeit nie ermangelt. 
Denn fie waren ja gerade die Träger des Stammesrechts, die Stamm: 
verbände ſelbſt geweſen! Das Stammland war immer mehr und 
unvergänglicher als eines Einzelnen herzogliche Stellung in ihm. 
Gewiß verkörperte das Herzogtum die Individualität des Stammes 
oder Unterſtammes, aber zur Not konnte dieſe Individualität eines 


72) Sſp. Lehnr. 20,5. Sver ouch von eyneme vorſten belehnit iſt, der vanlen 
hat, er ne darf daz len von nemanne untfan, de vanlenes darvet, al ſi her eyn boren 
vorſte. Fehr. Fürſt und Graf im Sachſenſpiegel 29. 
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ſolchen Repräſentanten doch auch entraten, wie uns die Geſchicke 
Sachſens, Frankens, Thüringens zeigen. Der König hingegen hatte es 
nur mit dem perſönlichen Träger der Gewalt, mit dem Inhaber des 
aus feinem Lehnshofe vergabten Amtes zu tun, dem er die Fahne dar⸗ 
reichte. 

Jetzt hingegen iſt Volksrecht und Königsrecht 
vereint. Der König vergabt jetzt nicht nur das Fürftenamt i n 
einem Lande, ſondern dies Land ſelbſt. Und der Stammverband ohne 
eine fürſtliche Spitze verliert von nun an mehr und mehr an Feſtigkeit 
und innerem Gehalt. Der Stamm erkennt ſo die Gebietshoheit ſeines 
Führers, des Reichsfürſten, mindeſtens für einen Teil ſeines Landes an. 
Aber noch im Untergang verſetzt die Landsgemeinde der rein indivi⸗ 
dualiſtiſch⸗fürſtlichen Neugeſtalt des Reiches den Stoß, an dem auch 
dieſe ſich unrettbar dereinſt verblutet. Der König beugt ſich faktiſch vor 
der Unzerſtörbarkeit des Stammes, indem er endgültig in ſein Lehnrecht 
Grundſätze der Volksverfaſſung einſtrömen läßt. Die Mehrzahl der 
Fahnen bedeutet den Verzicht auf ſein vornehmſtes Hausrecht. Nur 
deſſen Formen triumphieren. Das neue Reich wird nie zur 
vollen Einheit zuſammenwachſen, weil ſeine Grund⸗ 
beſtandteile von Anbeginn an mit ewiger Dauer ausgerüſtet werden. 
Die Reichsfürſtentümer beerben die deutſchen Stämme. Und jene Zere⸗ 
monie, die wir bei dem Regierungsantritt eines neuen Königs un⸗ 
mittelbar ſeit 1180 hervortreten ſehen, können wir nun in ihrer zwei⸗ 
deutigen Stellung noch einmal ebenſo beſtimmen, wie die Unterwerfung 
der einzelnen Stämme in früheren Zeiten. Damit hatte das Stammes⸗ 
herzogtum weder völlig abdanken, noch ſich der mit ihr konkurrierenden 
Gewalt des Königs ganz entziehen wollen. Nach deutſcher Art ſollte 
weder die Eigenſtänd igkeit des Ganzen, noch die feiner Glieder ver- 
leugnet werden. Die Übergabe der Fahnlehen beſagt etwa: Unſere 
Fürſtentümer eriftieren zwar nicht als Geſchöp fe deines königlichen 
Willens; aber wir erkennen an, daß wir, ihre Inhaber, ſolange du 
regierſt, unſere Herrſchaft aus deinen Händen wollen empfangen haben. 

Den beiden Unterbegriffen des Reichsfürſtentums jedem das ſeine 
dieſer Rechtsſätze zuzuweiſen, wird nur vermutungsweiſe gelingen. 
Aber ohne hier einen Beweis antreten zu wollen, möchten wir doch die 
Charakteriſtik nicht unterdrücken, daß die Mark ihrem Weſen nach der 
lehnrechtlichen Verdinglichung der Herrſchaft beträchtlich mehr entgegen⸗ 
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kam als das Stammesherzogtum, daß dieſes ſeinerſeits an Autorität 
und Perſönlichkeit der Mark überlegen und fo das Heimfalls verbot ent⸗ 
ſcheidend bewirkt haben möchte. Mit dem alten Stammesherzogtum, 
dem Kleinkönigtum der deutſchen Stämme, muß ſich der römiſche König 
endgültig abfinden. Wollte man etwa die geiſtlichen Fürſtentümer für 
dieſe Entwicklung allein verantwortlich machen, ſo würde man irren. 
Denn die Szepterlehen erringen gerade umgekehrt ihre Stellung im 
Volksrecht, indem ſie den Herzogtümern gleichzuwerden ſuchen ). Ferner 
iſt ja die Symbolik für die Rechtsperſönlichkeit der Reichsfürſtentümer 
rein volksrechtlichen Urſprungs. Eine Wechſelwirkung wollen wir hin⸗ 
gegen nicht in Abrede ſtellen. Auf ſie braucht aber hier nicht eingegangen 
zu werden. Denn fie trägt nichts zur Löſung des hier erörterten 
Problems bei, weshalb unter allen weltlichen Herrſchaften gerade die 
Fahnlehen die Unzerſtörbarkeit erworben haben. 

Iſt das Reichsfürſtentum nach ſeiner dinglichen Seite juriſtiſch ge⸗ 
deutet worden, ſo wird ſein Bild vervollſtändigt werden müſſen durch 
den Verſuch, die Rechtsſtellung feines Inhabers, des Reichs fürſten, in 
ihrem Weſen zu beſtimmen. 


4) S. 198 und Abſchnitt 18. 
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Lehnshof und Grafenamk. 


Von dem Prozeſſe, der ſeit dem Ende des 12. Jahrhunderts zur 
Landeshoheit führt, pflegt man heute zu ſagen, daß er „in der gräflichen 
Gewalt feinen eigentlichen Ausgangspunkt hat“). Dem ſteht zunächſt 
das Bedenken entgegen, daß die geiſtlichen Territorien, welche doch auch 
ihrerſeits Landesherrſchaften werden, nachweislich nirgends aus dem 
Beſitz der Grafſchaft erwachſen find). Glaubt man aber an der Bes 
deutung des Grafenamtes feſthalten zu müſſen, ſo gilt es mindeſtens, 
ſtatt eines einzigen zwei verſchiedene Gründe für die Entſtehung der 
weltlichen und geiſtlichen Landeshoheit beizubringen, ein Verfahren, 
welches die Wahrſcheinlichkeit nicht für ſich hat. Die Kriſis der heutigen 
Lehre iſt aber unvermeidlich geworden, ſeitdem Forſcher, die gar nicht 
ihr zu widerſprechen die Abſicht haben, tatſächlich ihre Unbrauchbarkeit 
unter dem Beifall der Fachgenoſſen behaupten mußten. Die Forſchungen 
Schultes und v. Dungerns wieſen zunächſt darauf hin, daß der geſamte 
deutſche Herrenſtand — ſie ſprechen auch von „Dynaſten“ — eine ein⸗ 
heitliche Entwicklung genommen hat ohne Vorrang der Grafen. Ver⸗ 
nichtend iſt aber das Urteil von Hirſch über die heutige Lehre von der 
Landeshoheit. Lautet es doch dahin, daß „der Rechtshiſtoriker .. in 
dem Momente, in dem er ... an die Behandlung eines Einzelfalles 
herantritt, mit dem Dualismus von weltlichen Grafſchafts⸗ und kirch⸗ 
lichen Immunitätsrechten kein Auslangen findet. Als dritter Faktor 
ſteht die Geſamtheit weltlicher Herrſchaftsrechte da, über deren Aus⸗ 
dehnung und Ausbildung wir aus der Zeit vom 10.—12. Jahrhundert 
nichts Rechtes wiſſen, die aber gerade damals entſcheidende Stadien der 


1) Brunner, Grundzüge“ (1912), 155. 
*) Hauck, Die Entſtehung der geiſtlichen Territorien, 1909. 
Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 12 
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Entwicklung erreicht haben muß.“) Hier wird alſo „Herrſchaft“ und 
eine „Geſamtheit von Herrſchaftsrechten“ — andere Forſcher ziehen es 
vor, von einem „Konglomerat von Hoheitsrechten“ zu ſprechen — un⸗ 
vermittelt, unerklärt, ja unerklärlich der „Entwicklung“ zugrunde ge⸗ 
legt. Uns ſcheint aber die Anwendung des Wortes Entwicklung bei 
einem derartigen atomiſierenden Verzicht auf geſetzmäßiges Wachs- 
tum ein kaum erträglicher Widerſpruch in ſich ſelbſt. Betrachten wir 
aber die heute übliche Ableitung der Landeshoheit aus der Grafengewalt 
an einem Beiſpiele. Wir wählen dazu mit Abſicht das Land Thüringen, 
das ja Landgrafſchaft und Reichsfürſtentum zugleich war. Einer ihrer 
genaueſten Kenner fagt über ihren „Urſprung und Bedeutung“): „Den 
Kern der landgräflichen Rechte bildet alſo die hohe Gerichtsbarkeit, mit 
deren Beſitz der Königsbann verbunden war.“) Dies Leitmotiv, 
ſoeben nur angeſchlagen, erwarten wir nun fortgeführt zu hören. Der 
Autor fährt indeſſen fort: „So war der Landgraf verpflichtet, das Recht 
und den Frieden zu ſchützen und dementſprechend auch die Aufſicht über 
Straßen, Waſſer uſw. zu führen, auch Klöſter, die keinen beſonderen 
Schirmvogt hatten, in ſeinen Schutz zu nehmen.“ Auch die Fürſorge 
für die Witwen und Waiſen liegt ihm ob). Und die Darſtellung endet 
mit der Feſtſtellung ), es habe „der Landgraf mit dem Her⸗ 
zoge und dem Markgrafen vielerlei Rechte und 
Amtsbefugniſſe gemein“ Der vermeintliche „Kern“, das 
Grafenamt, hat zu dieſem ganzen Bilde auch nicht das kleinſte mehr bei⸗ 
geſteuert. Es bleibt völlig unfruchtbar. Hingegen werden die übrigen 
wirklich entſcheidenden Kompetenzen nebeneinander aufgezählt ohne 
irgendeine Angabe über ihre Herkunft, bis dann der Schluß eine über⸗ 
raſchende Perſpektive entrollt. 

Eines aber muß auch dem laienhaften Betrachter, und vielleicht 


24) Hirſch, Die klöſterliche Immunität 1913, S. 14; beiſtimmend Beyerle ZRG. 34 
(1913), 680. Ausdrücklich ſtellt Hirſch S. 214, Anm. 1 feſt, daß er nicht von den Grafen 
allein, ſondern von allen Herren hat handeln wollen. 

) Dobenecker, „Über Urſprung und Bedeutung der Thüringiſchen Landgrafſchaft“, 
Zeitſchrift für Thüringiſche Geſchichte XV (1891), 301 —334. 

4) S. 325. 

) S. 328. D. entnimmt das mit Recht u. a. der Legenda Bonifacii (Menden, 
Scriptores I, 845 f.); über dieſe vgl. auch W. Leviſon, Vitae S. Bonifacii in den Script. 
rer. German., 1905, Einleitung S. LXXXIV. 

6) S. 332f. 
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gerade ihm, an der heutigen Lehre zu denken geben. Die Grafengewalt 
reicht in die fränkiſche Zeit, die Landeshoheit entſteht im 13. Jahr⸗ 
hundert, zu einer Zeit, wo die Grafſchaften nach der herrſchenden Lehre 
„verfallen ſind“ oder „verfallen“. Dazwiſchen liegen Jahrhunderte, in 
denen der Feudalismus, das Lehnweſen erbarmungslos um ſich greift. 
Worin beſteht nun die Macht dieſes Lehnweſens, wenn es in der Grund⸗ 
frage der Verfaſſungsgeſchichte ohne Gefahr übergangen, wenn es 
höchſtens einen Umſtand, nicht aber den Grund der Entwicklung 
der Landeshoheit bildet? In der jüngſten Zeit hat man dieſen Wider⸗ 
ſpruch bereits empfunden und ſagt von den Grafen: „Sie ſchwingen 
ſich mit Hilfe des Lehnrechts zu unabhängigen Herren des Landes 
empor ).“ Sehr wohl; allein in welcher Hinſicht mag ihnen bei dieſem 
Aufſtieg der Beſitz des Grafenamtes und Königsbannes geholfen haben, 
wenn wir doch finden, daß die Grafen, denen das alte Landgericht glück⸗ 
lich verblieben iſt, dafür den abgeſonderten Titel „Landgraf“ führen 
und ſogar dieſen Titel dem einfachen Grafentitel immer nachſtellen? 
Fügen wir dieſen Fragezeichen noch eines hinzu, welches ſich im engeren 
auf die heute ſtabilierte Stufenfolge der Landeshoheit in den Marken 
bezieht. Hier findet man bekanntlich keinen Grafenbann und keinen 
Königsfrieden. Man betrachte nun das Hilfsmittel bloßer Chronologie, 
mit dem die neueſte deutſche Verfaſſungsgeſchichte bei der Beſchreibung 
der Markverfaſſung operieren zu dürfen glaubt: „Schon im 12. Jahr⸗ 
hundert nahm der Markgraf ein Obereigentum an Grund und Boden 
in Anſpruch. Das Eigen ſtand in der Markgrafſchaft ſpäter 
nicht mehr unter Königsfrieden, ſondern unter einem markgräflichen 
Frieden. An Stelle des Königsbannes trat ein ſelb⸗ 
ſtändiger Markgrafen bann. So iſt der Satz des Sachſenſpiegels zu 
erklären III, 65,1: ‚Die marcgreve dinget bi ſines ſelves hul de n“! 
Es bedarf nicht mehr einer Belehnung mit dem Königs bann“).“ 
In dieſen Sätzen ſind alſo ſämtliche Eigentümlichkeiten der Marken⸗ 
verfaſſung durch ein „nicht mehr“, „nicht länger“ als bloße Neuerungen 
eingeführt. Und doch wird weder die Tatſache ſolcher Neuerungen in 
den Quellen angedeutet noch werden Gründe für dieſe Notwendigkeit 
ihres Eintritts entwickelt. Schließlich wird als Markgrafen bann ein 


9 Eechard Meifter, Oſtſäliſche Gerichtsverfaſſung im MA. 1912, S. 208. 
) Aloys Meiſter, Deutſche Verfaſſungsgeſchichte 1913, S. 112. Die Sperrungen 
rühren natürlich von uns her. 


12? 
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Recht bezeichnet, das die Quellen ausdrücklich in Gegenſatz zum Bann 
bringen, die Huld. 

Vielleicht iſt aber der Zuſtand der Lehnsrechtforſchung ſelbſt mit 
ſchuld daran, daß die übrigen Probleme, alſo auch das der Landes⸗ 
hoheit, bisher notgedrungen iſoliert ſtudiert und erläutert worden ſind. 
Die letzten lehnrechtlichen Syſtemverſuche ſind ja vor fünfzig Jahren 
entſtanden, zu einer Zeit, die eben erſt das praktiſche Gegenwartsintereſſe 
am Feudalrecht verloren hatte, in der alſo notwendig die Kategorien 
der Gegenwart unbewußt noch den Vorrang behaupten mußten gegen⸗ 
über einer nur auf Erklärung des Urſprungs gerichteten Frageſtellung. 
Betrachten wir unter dieſem dogmengeſchichtlichen Geſichtspunkt die letzte 
wichtige feudaliſtiſche Unterſuchung ), Fickers Schrift vom Heerſchilde 
aus dem Jahre 1862, ſo drängen ſich dem heutigen Leſer zwei Um⸗ 
ſtände auf. Der Autor prüft die Theorie der Rechtsbücher an der Fülle 
der Urkunden. So ſorgfältig er dabei auch die Zeitunterſchiede beachtet 
und jeder Zeit das Ihre zu gewähren ſucht, wenn es die einzelnen 
Fragen zu klären gilt, ſo wenig ſieht er es darauf ab, jeder Zeit für ihren 
geſamten Rechtsbeſitz ein einheitliches Spiegelbild vorzuhalten. Die 
Geſchloſſenheit des alten Rechts ſchildert er gleichſam nur zu dem 
Zwecke, um ſeine Durchbrechung in allen ihren verſchiedenen Formen 
erzählen zu können. Die Rechtsbücher werden auf Regel und Ausnahme 
inquiriert, aber nicht ſo ſehr, um die innere Notwendigkeit ihrer Syſteme 
uns vor Augen zu führen, als um durch den Vergleich die drängenden 
Anſprüche der neuen Zeit deutlich erkennen zu können. Wenn aber der 
Gärtner die ſchönſte Blume ſeines Gartens zwar ſchlecht und recht 
betreut, doch in dem einzigen Gedanken, ihren Samen zu verwerten, 
kann leicht ſelbſt ein Fremder, der viel weniger von der Pflanze Lebens⸗ 
geſchichte weiß, ihn übertreffen, wenn es die Harmonie und Wohlgeſtalt 
der aufgeſchloffenen Blüte zu beachten und zu begreifen gilt. Sodann 
unterſcheidet Ficker, modernen Einteilungen folgend, kurzweg aktive und 
paſſive Lehnsſähigkeit. Durch dieſe Benennung wird der Abgrund 
zwiſchen beiden Begriffen ſcheinbar überbrückt. Der Leſer iſt gern ge⸗ 
neigt, den Worten aktiv und paſſiv gegenüber dem einheitlichen Begriff 
der Lehnsfähigkeit nur jenes geringe Aſſoziations intereſſe zu widmen, 


) Von ſpäteren Schriften zur Syſtematik des Lehnrechts iſt hier noch heranzu⸗ 
ziehen Fehr, Fürſt und Graf im Sachſenſpiegel 1906. 
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das rein logiſchen Antitheſen meiſtens zuteil wird. Auch Ficker ſelbſt 
geht an keinem Punkte darauf ein, ob und worin denn wohl ein funda⸗ 
mentaler Unterſchied zwiſchen der aktiven und paſſiven Seite der Lehns⸗ 
verbindung geſucht werden kann oder ihrem Weſen nach beſtanden haben 
muß. Die Quellen kennen den Unterſchied, daran kann er nicht vorüber; 
aber das iſt ihm auch genug. Ihm folgen darin die fpäteren alle. 
Während der Gegenſatz von aktiver und paſſiver Lehnsfähigkeit nicht 
berührt wird, bemüht ſich bekanntlich um den doch nur partiell bedeut⸗ 
ſamen zwiſchen abſoluter und relativer Lehnsfähigkeit die Forſchung 
ſehr eifrig. 

Dieſes Problem war allerdings für die Rechtsbücher vor allem 
intereſſant, weil es praktiſches Intereſſe darbot und die Schwierig⸗ 
keiten einheitlicher Regelung ſehr groß waren. Die heutige Wiſſenſchaft 
übernimmt aber damit nur die Frageſtellungen des 13. Jahrhunderts. 
Sie dringt nicht hinter das Rechtsbewußtſein jenes Zeitalters, um 
ſeine axiomatiſchen Vorausſetzungen erſt einmal zu prüfen. Sie darf 
ſich daher nicht wundern, wenn ſie auf unſere heutigen geſchichtlichen 
Fragen auf ſolchem Wege keine Antwort erhält. Uns will nun ſcheinen, 
als ob eine Anzahl von Schwierigkeiten, mit denen die heutige Lehre zu 
ringen hat, in dem Augenblicke entfallen, wo wir uns auf den not⸗ 
wendigen Unterſchied zwiſchen aktiver und paſſiver Lehnsfähigkeit wieder 
deutlicher beſinnen. Nicht viel Tatſächliches braucht demgemäß um⸗ 
geſtoßen oder umgedacht zu werden; es genügt, die Summe aller der 
Umſtände, durch welche die beiden Verhältniſſe in Gegenſatz treten, in 
ihrem Gewichte auf uns wirken zu laſſen. 

Dabei kann es um ſo eher ſein Bewenden haben, als wir ja nur 
den Bezug des Königshofes auf das Volksrecht, den Platz des Lehn⸗ 
weſens im Landrecht in dieſer Schrift klarzuſtellen unternommen haben, 
alſo nicht das Bild der Lehnswelt, nur ſeinen Rahmen zeichnen dürfen. 

Die paſſi ve Lehnsfähigkeit drückt die Beziehung eines einzelnen 
zu einem anderen, eines Mannes zu ſeinem Herrn aus. Sie will 
ſagen, ich kann Diener werden eines Herrn; hierbei bildet die Mehrheit 
von Herren, zwiſchen denen ich möglicherweiſe wählen darf, unter ſich 
keine Einheit. Der Herren ſind zwar mehrere, aber ſie ſind ohne Ver⸗ 
bindung untereinander. Auch iſt dieſe Mehrheit anfangs die rein nega⸗ 
tive der Wahl, indem man nur eines Herren wahrer Mann werden 
kann. Noch ſpäter äußert ſich der Sinn des Lehnsbandes als eines 
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einzigartigen. Tritt alfo fpäter eine Mehrzahl gleichzeitiger Herren ein 
und desſelben Mannes allerdings hervor, ſo iſt ſie doch ein Gebilde 
ſekundärer Natur. Auch die aktive Lehnsfähigkeit bedeutet die Be⸗ 
ziehung eines einzelnen zu einem anderen, des Herren zu ſeinem Mann. 
Aber fie erſchöpft ſich nicht darin. Denn der Herr, der mehrerer Mannen 
Handreichung empfängt, hat nicht unverbundene Einzelne vor ſich. 
Sondern ſie alle und er mit ihnen, befinden ſich notwendig vom erſten 
Augenblicke des Eintritts in einem ſie alle, aber auch nur ſie alle und 
niemand anders umſchließenden Raum, im Hofe des Herrn. Die 
aktive Lehns fähigkeit bedeutet nicht das Recht, 
einen einzelnen Mann als Vaſall zu empfangen, 
ſondern die Befugnis, einen Lehnshof ſein eigen zu nennen. Eine 
beſtimmte Ausweitung der hausherrlichen Gewalt wird damit ge⸗ 
währt. Die Gewährung dieſes Hausrechts kann keine Frage des 
Lehnrechts, ſondern muß eine ſolche des Volksrechts geweſen ſein. 
Denn ſie enthält ja erſt die Grundlegung alles Lehnweſens und Lehn⸗ 
rechts. Die Erlaubnis, einen Lehnshof zu bilden, iſt ein Rechtsſatz des 
Volks⸗ oder Landrechts. Trotzdem pflegt man dem Sachſenſpiegel eine 
Inkonſequenz vorzuwerfen, daß er nämlich ſyſtemlos im dritten Artikel 
des Landrechts das Recht, einen Lehnshof zu bilden, alſo einen Lehn⸗ 
rechtsſatz darſtelle. Von unſerem Standpunkte aus iſt Eikes Verfahren 
allein berechtigt. Er führt dies Recht nämlich an zwei Stellen an, einmal 
im Ganzen des Landrechts, das andere Mal als Fundament des Lehn⸗ 
rechts ). Es iſt an beiden unentbehrlich. 

Wir haben uns allerdings damit angemaßt, das Wort Heerſchild, 
das bekanntlich in jenen Artikeln des Rechtsbuches ſteht, als Bezeichnung 
der aktiven Lehnsfähigkeit in Anſpruch zu nehmen ). Es kann aber 
nicht beſtritten werden, daß elipeus militaris, Heerſchild, zu Anfang 
nur dieſe Bedeutung hat. Man wolle beachten, daß wir nur vom 
12. Jahrhundert handeln. Die Heerſchildordnung iſt eine Ordnung des 


10) Landrecht I, 3, 2; Lehnrecht Art. 4. Ferner der Zuſatz Landrecht III, 72; 
vgl. v. Minnigerode, Ebenburt und Echtheit 1912, S. 34 ff. 

11) Demgegenüber jagt Ficker, Vom Heerſchilde S. 7 nur: „In den Rechtsbüchern 
wird der Ausdruck Heerſchild in zweifacher Bedeutung gebraucht. Er bezeichnet einmal 
die Lehnsfähigkeit überhaupt, die Fähigkeit einer Perſon, mit voller rechtlicher Wirkung 
Lehen zu empfangen und zu verleihen. Er bezeichnet aber weiter, inſofern von höherem 
und niederem Heerſchilde die Rede iſt, auch die Abſtufungen der Lehnsfähigkeit, ausgehend 
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deutſchen Rechts. Wenn alſo die oberſte Stufe in ihr der König 
einnimmt, welcher keines Deutſchen, er ſei Pfaffe oder Laie, Mann ſein 
darf, ſo bedeutet der Heerſchild mindeſtens auf der erſten und oberſten 
Stufe nur die aktive Lehnsfähigkeit, das Recht auf einen Lehnshof. 
Ferner iſt die Zählung der Schilde im 12. Jahrhundert überhaupt 
noch nicht üblich. Die Reichskirchen werden damals noch nicht in die 
einheitliche Pyramide des Volksrechts hineingerechnet; ſie empfangen 
nicht Lehen, ſondern die „Regalia“. Ausdrücklich heißt es nun von 
ihnen ), daß nur fie unter allen Kirchen Lehnsmannen haben dürfen, 
weil und fofern fie den elipeus regius, oder „das Recht, das deutſch 
Heerſchild heißt“), beſitzen. Königsſchild und Heerſchild iſt da noch 
identiſch. Und der Sinn des Symbols iſt ja ausſchließlich aus dem 
Rechte des königlichen Herren zu verſtehen. Wird doch zu Roncaglia 
auf dem Blachfelde des Königs Schild ausgehängt, daß ſich das Kriegs⸗ 
volk unter ihm ſammle. ). Der Schild drückt alſo das Recht aus, 
kriegeriſche Mannſchaft zu halten und aufzubieten. Kehren wir von 
hieraus zu den ſchlichten Ausdrücken des erſten Teiles unſerer Arbeit 
zurück: Ein Gefolge von edlen Freien durfte bei den Germanen nur der 
Erſte im Stamme halten, nur der Herzog). Über ihm aber nur der 
König. König, Herzog, Edelmann heißt ſo die älteſte Stufenleiter. 
Die Ottonen gewähren den Reichsgeiſtlichen die Regalia, den königlichen 
Schild, aus dem Norden erklingen damals erſtaunte Stimmen, daß 
Herzöge der Geiſtlichen Mannen werden. Da die Geiſtlichen nicht in 
der Welt des Landrechts darinnen ſtehen, ſondern ihr Sonderweſen 
innerhalb des Königshofs ausbilden, ſo erleidet der aus dem Inwärts⸗ 


von der Anſchauung, daß die durch Stand und Mannenverhältnis Gleichgeſtellten eine 
Genoſſenſchaft bilden, welche derjenige, welcher Mann ſeines Genoſſen wird, verwirkt 
uſw.“ Wer die Folgen dieſer Betrachtungsweiſe würdigen will, leſe unter Anwendung 
unſerer Kategorien den Abſchnitt bei Ficker S. 212 ff. Die älteſte Bedeutung von Heer⸗ 
ſchild erörtert auch Paul Laband, Zarnckes Lit. Zentralblatt 1862, Nr. 24. 

12) Belege bei Ficker ſelbſt S. 100 f. 

12) „Quia ecclesia Kizzingensis regalia quod herscilt dicitur, non 
haberet, nullus laicorum quicquam de iure beneficiali ab ecclesia pretaxata... 
obtingere posset.“ Mon. Boica 29 a, 306 z. J. 1151. 

1) Otto Gesta II, 12. 

18) Oben S. 20. Wir halten uns an den Grundſatz von Waitz, VG. 1“ (1880), 
249: „Das Gefolge nimmt wohl eine bedeutende Stelle im Leben der alten Deutſchen 
ein, aber nicht im Gegenſatz zu den ſtaatlichen Ordnungen, ſondern ſo, 
daß es ſich dieſen anſchließt, einfügt.“ 
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eigen der Königskirchen Belehnte keine landrechtliche Niederung. Die 
Stufenbildung König — Bifhof— Herzog iſt vorderhand ein Ereignis i m 
Königshofe, ſolange nämlich, als die Geiſtlichen des Königs Geiſtliche 
bleiben. Solange empfängt der biſchöfliche Vaſall auch weiterhin die 
Befugniſſe des Volksrechts vom König, und deshalb hat der Beſitz der 
Gaugrafſchaften den Kirchen nirgends zur Landeshoheit verholfen. Denn 
die Landeshoheit iſt ein Gebilde des Volksrechts; jene Kirchenlehen der 
Fürſten aber wirkten nicht über den Königshof hinaus auf die Rang⸗ 
ordnung des Volks. Denn das Volk hat es damals noch nur mit Laien 
zu tun. Auch ſpäter ift für den Herzog⸗Reichsfürſt die Stellung allein 
durch das Fahnlehen aus der Hand des Königs gegeben. Die Kirchen⸗ 
lehen ſind ihm rechtlich erlaubt, aber ſie würden nie hinreichen, um 
ihm den dritten Heerſchild zu geben. Sondern die Dreizahl dieſer Stufen 
entſpringt einem Kompromiß zwiſchen Innen⸗ und Außenwelt des 
Königshofes. In der Landsgemeinde ſteht der Herzog niemand nach als 
dem König; in des Herrſchers Hauſe aber muß er die Ehre des Sitzes 
und den Vorrang dem Geiſtlichen gewähren, deren Vaſall er geworden iſt. 

Nur Herzöge dürfen freie Edle zu Mannen haben. Dies iſt ihr 
perſönliches Vorrecht, keine Eigenſchaft des Landes, des Fahnlehens. 
Allerdings ſtanden auch den Fahnlehen beſondere Rechte zu, die von 
keinem anderen Lehen erworben werden konnten. Wir beobachteten das 
bei den Reichslehen der Herzöge von Zähringen, die 1218 vom Reiche 
eingezogen wurden, alſo kein Fahnlehen darſtellen. Aber dieſe ſelben 
Herzöge genoſſen nichtsdeſtoweniger perſönlich den Rang von wahren 
Herzögen. Als ſie 1098 ihre Rechte auf Schwaben aufgaben, ward ihnen 
die Herzogswürde ohne Herzogsland ausnahmsweiſe 
belaſſen. Otto v. Freiſing hebt hervor, daß ſie ſelbſt voll Anſehen und 
Macht waren, nur eben des Landes ermangelten“). Daß wir nun 
unſererſeits dieſe ihre Stellung nicht mit dem unverbindlichen Worte 
„perſönlich herzogsgleich“ bezeichnen dürfen, ſollte ſich von ſelbſt ver⸗ 
ſtehen, da Perſon und perſönliche Rechte jenem Zeitalter beide gleich 
fremde Begriffe find ). Daß es vielmehr tatſächlich die Ehre der 
Zähringer ausmachte, ein echtes Herzogshaus auf ihrem Schloſſe 
Zähringen errichtet zu haben, läßt ſich ſchon hier zeigen. Sie dürfen 
Grafen und Edle als Vaſallen unter ſich haben und auf ihre herzogliche 


16) S. den Abſchnitt „Werla-Goslar und Zürich“. 
17) Oben S. 3 und 20f. 
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Huld bauen ſie ihre bedeutungsvolle Städtepolitik auf. Dieſe ſelben 
Herzöge von Zähringen bleiben nun in der Rangklaſſe der Reichsfürſten, 
als zwiſchen 1156 und 1180 der Abſchluß dieſes Standes erfolgt. Sie 
ſind Reichsfürſten ohne Fahnlehen. Dieſe Tatſache iſt bisher ohne jede 
juriſtiſche Erklärung geblieben. Ihre Macht und ihr Anſehen find 
die einzigen Gründe, die man bisher dafür geltend gemacht hat. In⸗ 
deſſen kann ſich doch ihr reichsfürſtlicher Rang nicht im Urkunden⸗ 
eſchatokoll oder in der Pflicht, die beſonders hohen Bußſummen der 
Reichsfürſten zu zahlen, erſchöpſt haben; auch die Vorteile des Standes 
müſſen ihnen zugekommen ſein. Dann müſſen aber dieſe Vorteile ihnen 
zu einer beſtimmten Zeit verliehen worden ſein. Und dieſe Notwendig⸗ 
keit hat man ſich bisher nicht genügend klar gemacht. Indem wir dieſe 
Verleihung in das Jahr 1098 ſetzen, ift die Recht s notwendigkeit ihres 
Ranges nach wie vor 1180 dargetan. Soll nun die reichsfüͤrſtliche 
Stellung der Zähringer tatſächlich auf dem ihnen verbliebenen Herzogs⸗ 
haus beruhen, ſo muß der Reichsfürſt nach 1180 ein Vorrecht hinſichtlich 
des Lehnshofes behauptet haben. Nur der Reichsfürſt, außer dem König, 
muß dann imſtande geweſen ſein, edelfreie Vaſallen zu haben. 

Mit dürrren Worten ſpricht die Heerfchildordnung des Sachſen⸗ 
ſpiegels das aus. Die drei erſten Stufen nehmen die drei Lehnshöfe 
des Reiches, der kirchlichen und der weltlichen Reichsfürſten ein. Auf 
der vierten Stufe begegnen wir den Grafen und freien Herren, auf der 
fünften den Schöffenbaren zuſammen mit den Dienſtmannen der Edlen. 
D. h. kein Graf kann Edelfreie unter ſich haben; dies 
iſt den Rechtsnachfolgern der Herzöge vorbehalten! Wenn umgekehrt 
ein Graf oder freier Herr Lehen nur vom Könige nimmt, ſo iſt und bleibt 
er deshalb um nichts weniger auf der vierten Heerſchild⸗ 
ſtu fe. Über fie kann kein Graf oder freier Herr 
hinaufſteigen. Denn er ſeinerſeits kann keine freien Mannen 
unter ſich haben. Nicht die paſſi ve, ſondern die aktive Lehns⸗ 
fähigkeit hält ihn fo ewig auf der Stufe unterhalb des Herzogtums feſt. 
Der Edle, der eines Grafen Mann wird, geht ſeiner Freiheit deshalb 
verluſtig, weil ſein neuer Herr nur Dienſtmannen 
halten darf; die maſſenhaften Übertritte in die Miniſterialität im 
12. Jahrhundert ſind nicht in Eigenſchaften des Mannen oder des 
Lehns, ſondern in ſolchen des neuen Lehnsherrn zu ſuchen. Dieſer hätte 
ſich doch nur wünſchen können, eine Pairsbank Edler unter ſich zu haben; 
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die Vaſallen ihrerſeits mußten aufs ſchmerzlichſte den Standesverluſt 
empfinden. Alſo kann es nichts anderes als das objektive Recht ſein, 
welches den Herren daran hindert, Freie zu Vaſallen anzunehmen. Wie 
man gegen dieſen Rechtsſatz anzugehen verſucht hat, iſt ja bekannt. Die 
Lehre von den Schöffenbarfreien, zu denen Eike von Repgow ſelbſt zählte, 
gehört dieſem Übergangszeitalter an, wo noch kein freier Laie außer 
Herzog und König ſeinerſeits Freie unter ſich haben durfte und wo 
trotzdem die mächtigen ſozialen Unterſchiede den Edlen Eike von Repgow 
in Abhängigkeit von dem Grafen von Falkenſtein brachten. Man hat 
den Rechtsſatz allerdings auf Sachſen beſchränken wollen. Aber die 
örtliche Verſchiedenheit iſt keineswegs derart, daß wir eine wirkliche 
Verſchiedenheit des Ausgangspunktes zugeben könnten. Ficker und 
Zallinger haben die Tage im Süden nur auf die Unterſchiede hin bes 
trachtet. Aber das Gemeinſame überwiegt offenbar. Die Frage muß 
unſeres Erachtens ſo geſtellt werden: Stellen die Hoch⸗ und Mittelfreien 
des ſüddeutſchen Rechtsbuchs eine Zerlegung des vierten Heerſchildes 
(Grafen und freie Herren) Eikes dar? D. h. iſt die Trennungslinie 
zwiſchen ihnen ſekundär, hingegen die zwiſchen Mittelfreien und 
Miniſterialen radikal? Oder iſt umgekehrt nur der Mittelfreie vom 
Miniſterialen im Süden ſchärfer getrennt worden, ſo daß Eikes fünfte 
Stufe (Schöffenbare und Dienſtmannen) hier in zwei zerlegt worden iſt? 
Oder iſt der Mittelfreie ein Freier, der ſein Handgemal und damit ſeine 
Sendbarkeit verloren hat? Denn die Reichsgeſetze des 
13. Jahrhunderts legen den Schnitt im Landgericht 
zwiſchen Synodalen und Nicht⸗Synodalen “). Die 
Mittelfreien ſind aber nach dem Deutſchenſpiegel nicht mehr Semper⸗ 
freie, d. h. Synodale ). 

18) Über das Wort Neues Archiv (1913), 307 ff. MG. Constit. III, 276, Nr. 279 
86 (1235): „An allen diſen ſachen ... mag ein igelich ſentbere friman der ſin reht 
hat, dem vater er ſi furſt oder ſus ein hoh friman helfen daz beziugen, ſwa erz weiz. 
Ein dienſtman mag ez ouch beziugen mit anderen dienſtmannen, ein eigen man mit ſinen 
genozzen, ein gebur mit ſinen genozzen.“ Mit dem Vorwurf bloßer Mißverſtändniſſe 
gegen den Deutſchenſpiegel vorzugehen, dürfte darnach äußerſt gewagt ſein; bewieſen 
iſt er jedenfalls bis heut nicht. 

10) Die Semperleute des Schwäbiſchen Lehnrechts, die im ſiebten Heerſchild 
ſtehen, haben mit den Semper freien nichts zu tun. Sie bedeuten wohl die Leute, 
die den Send des Archidiaton ſuchen. Jedenfalls bilden fie keine Schwierigkeit. Aus 
dieſem Grunde braucht hier auch auf Zallingers „Miniſteriales und Milites“ 1884 nicht 
eingegangen zu werden. 
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Vollends entſcheidet, daß die Reichsminiſterialen um 1200 durch 
ihre gültige Freilaſſung zu Semperfreien werden?). Freilich 
hat man behauptet, daß der Sachſenſpiegel das leugne. Ficker legt 
Eikes Worte ſo aus, als erwerbe des Königs Dienſtmann nur Land⸗ 
ſaſſenrecht, des Reiches Dienſtmann nur den Rang Schöffenbarfreier ). 
In Wirklichkeit unterſcheidet Eike Freilaſſung eines Knechtes durch 
ſeinen Herrn oder durch das Volk ganz in der alten Weiſe. Denn er 
ſagt III, 80, 2: „Lat der Küng oder ein ander herre finen 
dineſtman oder finen eigenen man vri, der behelt vrier lantſézen recht.“ 
Und fährt fort: „der Kung müz wohl des riches dineſtman mit 
urteiln vri lägen und zu ſchephen där machen“. Mit keinem Wort 
bemerkt er etwas von bloßer Schöffenbarfreiheit des Freigelaſſenen. 
Auch ſpricht er ihnen im weiteren den Anſpruch auf ein Handgemal zu. 
Wie aber der Inhaber eines Handgemals, des praedium nobilitatis, 
nur Schöffenbarer und nicht Freiherr werden ſollte, wenn anders er 
keines anderen Edlen Mann iſt oder wird, das iſt nach Eikes eigenen 
Grundſätzen nicht erfindlich :). Urſprüngliche Stufen gibt es alſo auch 
hiernach nur: Herzog, Edler, Dienſtmann. Der freie Bauersmann, 
der zur Landwehr aufgeboten wird, hat in dieſer Ordnung adliger 
Hausherrſchaften überhaupt keinen Ort *). Alle Zwiſchenſtufen find 
dem alten Rechte erſt abgedrungen worden. Danach kann bereitwillig 
zugeſtanden werden, daß man im Süden die freien Herren, die eines 
Genoſſen Mann wurden, auch fürder Freie genannt hat. Die Standes⸗ 
grenze, die uns allein hier beſchäftigt, Läuft dennoch über ihnen. Selbſt 
die Benennung iſt aber kein Vorrecht des Südens; denn auch in Sachſen 
laſſen ſich die Schöffenbaren nicht einfach als Miniſteriale anſprechen, 
ſondern eben als — Schöffenbar frei e. Ihr Handgemal ſichert ihnen 
den perſönlichen Adel d). Aber fie find nur Majore beim Stabe, 


20 Ficker, Heerſchild 1518. Über „mit Urteil“ oben S. 145 Anm. 53. 

21) Ebenda 150. Sollte übrigens Eike von einem Mann wie Markward von 
Anweiler, oder den Bolanden und ihrer Freilaſſung nichts gehört haben? 

22) Zur Sache vgl. R. Sohm ZRG. 30 (1909), 115f. Oben S. 15, Anm. 11. 

28) Fickers Anſicht leidet nicht zum wenigſten daran, daß er dieſe innere Not⸗ 
wendigkeit nicht erkannt hat. 

1d) Ich will hier zu den Stellen über Handgemal noch eine nachtragen, die meines 
Wiſſens noch nicht verwertet iſt. DC. II, Nr. 214 ſagt der Kaiſer: quoddam nostri 
juris predium id est unum nobilis viri mansum . .. cuidam nostri scilicet iuris 
servo. . . in proprium tradidimus. 
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während der freie Herr als Major und Bataillonskommandeur 
fungiert. 

Wenn das Recht auf Hausherrſchaft, deſſen Abſtufungen die Heer⸗ 
ſchildordnung ergeben, ein Satz des Landrechts ift, fo entfallen 
all die mühevollen Unterſcheidungen, die man zwiſchen faktiſch belehnten 
und faktiſch nichtbelehnten Adligen zu entwickeln geſucht hat. Man hat 
z. B. gemeint, daß ein freier Herr ohne Lehnsverbindung nach oben der 
feſten Stellung in der Heerſchildordnung entbehrt haben müßte. Aber ein 
freier Herr ſteht immer nur auf der vierten Stufe. Die Stufe, auf der 
ein Edler ſteht, wird durch die Tatſache, ob er Lehen empfangen hat oder 
nicht, ſolange mindeſtens nicht berührt, als ſein Herr imſtande iſt, edel⸗ 
freie Vaſallen zu beſitzen. Seine Winiſterialen andererſeits haben ihre 
feſte Stellung in jedem Falle. Denn ihres Herren Hof iſt kein dieſem ge⸗ 
liehenes, ſondern ein dieſem angebornes Recht. Durch eigene Hand⸗ 
lungen kann man alſo ſein Recht wohl ſchmälern, aber nicht erhöhen. 

Hat es im 13. Jahrhundert an Reaktionen gegen die Härte des 
alten Rechts nicht gefehlt, ſo intereſſieren uns hier nicht die Bemühungen 
der zunächſt Betroffenen, d. h. der Schöffenbarfreien im Norden und der 
Mittelfreien im Süden, ſondern dieſer Rechtsſatz ſelbſt gibt uns nun 
den Schlüſſel für die Ausbildung — der Landeshoheit. Die Grafen 
haben als ſolche nach den dürren Worten des Spiegels keinen beſonderen 
Heerſchild. Nach unſerer Auffaſſung iſt ein ſolcher auch theoretiſch un⸗ 
denkbar. Denn der fränkiſche Graf enthält ein Lehen aus dem königlichen 
Gut, dazu eine vom König abgeleitete Gewalt. Dieſe Gewalt verleiht der 
König ohne Mannſchaft. Zwar wird nur Graf, wer des Königs Vaſall 
iſt, aber der Auftrag ſelbſt hat weder mit der aktiven noch paſſiven Lehns⸗ 
fähigkeit des gräflichen Beamten etwas zu tun. Das Grafenamt gibt ihm 
das Recht und die Pflicht, an gehegter Stätte Gericht zu halten im Lande. 

Sonach iſt das vom König abgeleitete Grafenamt immer eine Ge⸗ 
walt über Perſonen, gegen die der Bann wirkt. Der Bann iſt 
ein Befehl an Perſonen. Er bildet alſo ſeinem Weſen nach den echten 
Gegenſatz zu der Landeshoheit, welche auf dem Territoriali⸗ 
tätsprinzip beruht. Nun haben wir bereits bewieſen, daß die 
Grafſchaft nicht die Grundlage, ſondern das Widerſpiel des Reichs⸗ 
fürſtentums iſt. Wenigſtens wird man es als Beweis bezeichnen dürfen, 
daß kein Graf es auf Grund ſeiner Grafſchaft zum Reichsfürſten ge⸗ 
bracht hat. Hätte man die Geſchicke jener einzigen angeblich reichs fürſt⸗ 
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lichen Grafſchaft beachtet, nämlich der Lande Anhalt und Aſchersleben, 
man hätte den Grund bald bemerkt. Innerhalb dieſes Fahnlehens 
entwickelte ſich nämlich die Verfaſſung der Grafſchaft und des Fürſten⸗ 
tums ganz verſchieden. Aſchersleben behält ſeinen alten Stand als 
ſächſiſcher Landgerichtsbezirk nicht anders wie etwa die nahe Grafſchaft 
Mühlinen. Die landes herrliche Regierung der Fürſten beſtätigt 
ſich jedoch gerade nur außerhalb Aſchers lebens). Aus⸗ 
ſchließlich auf dem flawifchen, markähnlichen Gebiet von Anhalt, das 
jenſeits der alten Grenzen des ſächſiſchen Herzogtums liegt, baut ſich 
das Fürſtenregiment mit ſeinem Hoflager auf. Und wunderlich iſt das 
nicht. Denn nur wenn jemand und ſoweit jemand einen Hoftag ge⸗ 
bieten kann, herrſcht er im Sinne des Lehnrechts über die terra, bildet 
ſein Herrſchaftsbereich ein Territorium, hält er alſo die Mittel zu einer 
Landesherrſchaft in Händen. Das fränkiſche Grafenamt iſt aber nicht 
nur das Widerſpiel zum Reichsfürſtentum, ſondern auch zur Landes⸗ 
hoheit überhaupt. Kein Altgraf iſt als ſolcher Landesherr geworden. 
Die ſogenannten neugräflichen Häuſer des 13. Jahrhunderts gehen kein 
einziges auf ein Grafenamt im fränkiſchen Sinne zurück. Sie werden 
auf Handgemalsgut und auf Kirchenlehen errichtet. Die Gepflogenheit 
der ſüddeutſchen Landgrafen, ſich Graf und außerdem Landgraf zu 
nennen, wird nur fo begreiflich“). Zugleich aber begreifen wir, wes⸗ 
halb ſie mit dem thüringiſchen Herzog den Namen Landgrafen gemein 
haben können. Beide ſind Grafen des Landes, nur iſt der Thüringer 
„der“ Graf des ganzen Landes, der einzige; der ſchwäbiſche Herr 
hingegen iſt „ein“ Graf des Landes, im Lande. Beidemal bezieht ſich 
das Wort Land auf die Waltung in einem Stammland über das 
Stammvolk. Beidemal ſteht das Wort Land in derſelben Bedeutung 
wie in „Landfriede“, aber das eine Mal exkluſiv, das andere Mal dis⸗ 
tributiv. Der „Landgraf“ des Südens iſt ſo dasſelbe wie der „Graf“ des 
Sachſenſpiegels “). Denn Eike gebraucht das Wort Grafſchaft nur zur 

25) Wäſchke, Geſchichte Anhalts von den Anfängen bis zum Ausgange des Mittel⸗ 
alters 1912, S. 183 ff. 

) Oben S. 123. Im übrigen haben die Arbeiten Baumanns, Burchhardts, 
Blumers u. a. die Lage im Süden fo geklärt, daß über die Befugniſſe der Landgrafen 
uſw. keinerlei wichtige Differenz mehr beſteht. 

24%) Prachtvoll tritt der Unterſchied zwiſchen der Karolingiſchen Grafſchaft und der 


Titulargrafſchaft des 13. Jahrhunderts uns entgegen in einer von Kaliſch 8RG. 34 
(1913), 142, Anm. 2 beigebrachten Stelle von 1317. Auch die fränkiſchen Herren von 
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Bezeichnung des fränkiſchen Grafenamtes. Die Marken ſind den Stamm⸗ 
landen in der Territoriumsbildung vorausgeeilt. Tatſächlich äußert ſich 
das deutlich darin, daß ſeit 1346 bis auf den heutigen Tag die Krone 
des Reiches faſt ununterbrochen bei Fürſten dieſer Koloniſationslande 
geweſen iſt. Dieſer Vorſprung der Markgrafen wird uns jetzt nicht 
mehr unverſtändlich ſcheinen. Zum Unterſchiede von dem Grafen, der 
gegen die Landleute, alſo gegen Perſonen, den Bann handhabt, dingt 
der Markgraf bei feiner Huld). Das heißt, er kann die ganze Mark 
von vornherein als Bereich feiner Haus gewalt anſehen. Er iſt 
an keine geheiligte Gerichtsſtätte gebunden, an kein gehegtes Stammes⸗ 
ding, auf der die Volksgenoſſen ſich ſammeln. Er gebietet ſein Gericht, 
wo ihm beliebt?). Wie vollſtändig ihm dies erlaubt iſt, zeigt ein 
Vergleich mit der Redeweiſe des Lehnrechts. Das Lehnrecht der Vaſallen 
wird gehalten „in curte domini sui quod vulgo de camera 
dicitur“ ). Über das höchſte Landgericht der Mark Brandenburg aber 
heißt es wortwörtlich ebenſo?): „In der hogeften dingſtat, dat is in 
des rykes kemerers kameren, dat is to Tangermünde.“ Die 
brandenburgiſchen Markgrafen konnten aber für ihre linkselbiſchen 
Grafſchaften die gleiche Erfahrung machen wie die Fürſten von Anhalt: 


Leiningen ſind danach Grafen und Landgrafen. Ich wiederhole nun aus Kaliſch den „Aus⸗ 
ſpruch der Natleute Graf Friedrichs von Leiningen in dem Streit zwiſchen ihm und ſeinem 
Bruder Jofried über die Teilung der Erbſchaft: das man zu recht niemant dann einen 
landgraven haben Sof, der fol ein landrichter fein...... ob nuhe jemans ſpreche, das 
ander graveſchaften getheilt ſein, ſo ſprechen wir dagegen, daß der graveſchaften keine 
ein landgericht hat und kein landgericht mit in iſt. Joh. Ulr. Cramer, Opuscula I 
(Marburg 1742), S. 607.“ 

25) Sſp. III, 65, 1. S. oben S. 117 und S. 179. Vgl. auch Beyerle, Die 
Gnade im deutſchen Recht. Gött. Rede 1910, S. 12. 

26) Mit der Unterſcheidung von markgräflichem Haus⸗ und Erbgut, mit dem An⸗ 
eil des Reichs am Boden der Mark und mit dem Begriff des Eigentums darin, hat 
dies nur in zweiter Linie zu tun. Vgl. Eggers, Der Königliche Grundbeſitz 1909, 
S. 130ff. Auch den Rechtszug ans Reich, den es natürlich auch aus der Mark gab, 
betrifft der Satz nicht. Die ſcharfſinnigen Theſen von Georg Meyer, Die Verleihung 
des Königsbanns und das Dingen bei markgräflicher Huld 1881, machen charakteriſtiſch 
genug vor einer pofitiven Erklärung des Huldbegriffs halt (S. 45 f.). Sie löſen alſo 
das Problem in keinem Falle. 

27) Aus der halleſchen Handſchrift des langob. Lehnrechts Ye. 24 zu I, 5, 7. Ge⸗ 
druckt bei Lehmann, Langobard. Lehnrecht 1896, S. 72 Anm. 4. 

2e) Richtſteig Landrechts Artikel 50. Vgl. Oſtfalens Rechtsliteratur, S. 90 Anm. 1. 
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„Keines geſcholtenen Urteils darf man aus einer Grafſchaft in eine 
Mark ziehen, mag auch der Graf die Grafſchaft von dem Markgrafen 
haben. Dies iſt darum, weil in der Mark kein Königsbann iſt und 
beider Recht alſo auseinander klafft. Darum ſoll man unmittelbar von 
der Grafſchaft ans Reich ziehen.“) 

Aber die Markgrafen ſind erſt zwiſchen 1156 und 1180 den Her⸗ 
zögen gleich geworden. Auch hier bewährt ſich der Satz, daß der 
„Reichsfürſt“ die neuvollzogene Gleichſetzung von Stammland und 
Mark ausdrückt. Wie die Marken Zubehör der Stammlande waren, ſo 
war der Markgraf von Oſterreich bis 1156 Lehnsmann des Herzogs 
von Bayern; der von Steier verblieb in dieſer Abhängigkeit bis 1180). 
Der „perſönliche“ Herzog von Zähringen war alſo eher „Reichsfürſt“ 
als die Markgrafen; ſein Verbleib in dieſem Range auch nach 1180 iſt 
juriſtiſch ſelbſtverſtändlicher als der Zutritt der Grenzfürſten. Unter 
dieſen hat der Markgraf von Brandenburg ſchon früher als 1156, min⸗ 
deſtens ſeitdem ihm vorübergehend 1138 das Herzogtum Sachſen ſelbſt 
zugeſprochen worden war, eiferſüchtig ſeine Unabhängigkeit von dem 
Herzog bewahrt. Weil nun mit ihm noch eine Reihe anderer ſächſiſcher 
Großer des 12. Jahrhunderts, ohne Herzöge zu ſein, nur den König 
und geiſtliche Fürſten über ſich hatten, hat Ficker vermutet, daß die Lehre 
von den Heerſchildſtufen hier in Sachſen entſtanden und von dort aus 
nur abgeſchwächt ihren Weg in die übrigen Lande genommen habe ). 
Dieſem Gedanken dürfte aber hindernd im Wege ſtehen, daß die dritte 
Heerſchildſtufe gerade nicht mit dieſen beſonderen ſächſiſchen Verhält⸗ 
niſſen übereinſtimmt. Denn es ſind eben jene ſächſiſchen Grafen, welche 
niemand als König und Kirchen über ſich hatten, nicht Reichsfürſten 
und alſo nicht Inhaber des dritten Heerſchildes geworden. Ihnen 
mangelte eben das Fahnlehn, das nach 1180 allein den Anſpruch darauf 
gibt. Ein einziger ſächſiſcher Fürſt wird nicht müde, dieſe Unabhängig⸗ 
keit vom Herzog uns in die Ohren zu hämmern. Aber gerade dieſer 
Fürft iſt nicht ſchon wegen feiner Unabhängigkeit vom Herzog Reichs⸗ 
fürſt, ſondern ſein Land liegt außerhalb Sachſens. Alſo begründet 
das ſächſiſche Reichslehn ſeinen Fürſtenrang nicht, ſondern ſeine 
Exemption vom Dukat macht nur das möglich, daß dieſer Fürft r o tz 

25) Sſp. II, 12, 6. 


0) Ficker, Vom Heerſchilde 117. 
3) Ficker, Reichsfürſtenſtand I, § 58. 
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einer Amtsgewalt in Sachſen trotzdem Reichsfürſt zu ſein vermag. Es 
handelt ſich um den Landgrafen von Thüringen, der, wie ſchon gezeigt, 
1180 die ſächſiſche Pfalzgrafen wür de erhält. Wiederholt er immer 
wieder, daß fie ein principatus ſei, fo iſt dies doch immer nur das 
Fürſtentum in der perſönlichen Bedeutung des Wortes, denn ein 
Fürſtenland ſteht nicht hinter dieſer Würde. Man wird kaum fehl⸗ 
greifen, wenn man auch eine förmliche und feierliche Exemption der 
Pfalz Sachſen ins Jahr 1180 verlegt ). 

Nur wo ein Lehnshof das Land in ſeine Gewalt zog, iſt die 
Territorialität entwickelt worden. Gewiſſe Landesteile haben dem er⸗ 
folgreich widerſtanden. Bekanntlich hat das ſächſiſche Herzogtum ſeit 
den Ottonen ſeine Gewalt nicht mehr vollſtändig über ganz Sachſen 
ausdehnen können. Der Sachſenſpiegel ſtellt ſich nun im dritten Buche 
die Aufgabe, zunächſt den königlichen Hoftag, dann den des Herzogs 
— das bedeutet aber nichts anderes als den Reichsfürſten — zu kenn⸗ 
zeichnen. Dieſe Ausführungen find in der ſpäteren Vulgataeinteilung 
nur mit dem nächſten Paragraphen zuſammengekoppelt worden, in 
welchem er zu etwas anderem übergeht). Alsdann ſchildert er nämlich 
den Grafenbann und ſetzt hinzu, daß auch Land⸗, Pfalz⸗ und Markgrafen 
Grafengerichte beſitzen können. Man hat bisher einen Gegenſatz kon⸗ 
ſtruiert zwiſchen dem königlichen und herzoglichen Gericht einerſeits, 
dem Gericht aller Arten von Grafen andererſeits. Indem man ſo den 
Reichsfürſtenſtand mitten entzwei ſchnitt, iſt die Pointe unbeachtet ge⸗ 
blieben, daß in der erſten Hälfte vom Hoftage des Königs und der 
Reichsfürſten, dagegen in der zweiten vom Landgericht die Rede iſt. 
Man vergegenwärtige ſich, daß Eike Anlaß hatte, des Grafengerichts 
ſowohl des Landgrafen wie des Pſalzgrafen zu gedenken, aber doch nur, 
weil er in Lauchſtedt und Weimar ſolche in nächſter Nähe kannte ). 
Über den Landgrafen von Thüringen oder den Pfalzgrafen bei Rhein 
als Reichsfürſten ſagt die Stelle alſo nichts. 

2) So werden unſere Ausführungen oben S. 122 und S. 169 von dieſer Seite ergänzt. 

22) Es handelt ſich um III, 64. Hätte die Vulgata auch nur 63 damit vereinigt 
gelaſſen wie Ax, ſo wäre das Mißverſtändnis nicht erfolgt. So muß nun im Text 
dargelegt werden, daß der ſachliche Trennungsſtrich zwiſchen Hof und Gericht hinter 8 3 
des Art. 64 verläuft, denn Ernſt Mayer, Verf. Geſch. II, 97— 100, vermiſcht beide voll⸗ 
ſtändig miteinander. 


so) Val, die Stelle bei v. Poſern Klett, zur Geſchichte der Verf. der Markgraſſchaft 
Meißen im 13. Jahrh., S. 56 und beſonders oben S. 123 Anm. 8. 
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Sowie man ſich das klar gemacht hat, iſt der erſte Teil für ſich eine 
vollſtändige Einheit und bietet ein eigentümliches Intereſſe eben in 
bezug auf das „Steckenbleiben“ des Territorialitätsprinzips auf halbem 
Wege ſeiner Entwicklung: „Dem Herzog wettet auch zehn Pfund 
jeder edele Mann. Der Gegenden iſt doch genug binnen dem Herzog⸗ 
tum, die ſonderliche Rechte haben wollen, wie z. B. Holſten, Stormarer 
und Hadeler; von ihrem Rechte noch von ihrem Gewette ſage ich 
nichts.“ So gibt er klar und deutlich an, das Herzogtum Sachſen 
habe die Ausbildung der reichsfürſtlichen Hoftagsrechte, aus denen 
die hohen Bußſummen entſpringen, nur in beſtimmten Teilen des 
Landes erlangt. Jenſeits der Elbe beſteht ja nun auch tatſächlich 
die alte Volksverfaſſung ohne „Territorialität“ durch die folgenden 
Jahrhunderte. Die alten Lande Hadeln, Stormarn und Holſtein bes 
halten ihre Verfaſſung; ſie ſind Sachſen „binnen dem Herzogtum“ 
geblieben, aber ſie ſind nicht Untertanen des Herzogs „binnen 
dem Reichs fürſtentum“ geworden. Gerade das Sachfenland im älteften 
Sinne des Wortes, Altſachſen ſchlechtweg, wie es die britiſchen Vettern 
nannten ), das Gebiet, in dem der Schwerpunkt des Sachſenſtammes 
gelegen hatte, bewahrt ſo den Zuſammenhang mit der altertümlichen 
Stammesverfaſſung auch in ſpäterer Zeit. 

Nicht das Fahnlehn, das dingliche Subſtrat des reichsfürſtlichen 
Rechts, ſondern der Beſitz eines herzoglichen Hauſes und Hofes ent⸗ 
ſcheidet für die Entfaltung der Landeshoheit. Die Maneſſiſche Lieder⸗ 
handſchrift, welche nach Heerſchildſtufen ihre Dichter zu ordnen verſucht, 
nennt bezeichnenderweiſe den Fürſten von Anhalt ſchlechtweg Herzog“). 
Der Lehnshof des Herzogs iſt die Prärogative, die der König für den 
Bereich des Volksrechts nicht künſtlich neubilden kann. Die Haus⸗ 
herrſchaft des freien Herrn über ſeine eingeborenen Dienſtmannen iſt 
ebenſowenig ein erſt durch die Macht des Oberlehnsherren geborenes 
Recht. Schon der Name „Freiherr“ ſpricht es ja deutlich aus, daß ſeine 


20 Stubbs-Hassal, Germany in the early middle ages 1908 S. 12: „From 
the northern part of this Saxony towards Denmark, the land of the Jutes, Angles 
and Frisians, came our own forefathers in the fifth century to Britain; and this 
is the Saxonia, the old Saxony, as it is called by Bede and the early Chroniclers, 
which was converted by the missions of Boniface and his predecessors who came 
from the monasteries of Wessex and Northumbria.“ Oben S. 6f. 

) A. Schulte, Zeitſchr. f. deutſch. Altertum 39 (1895), 224. 

Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 13 
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Herre nſtellung, nicht feine eigene Vaſallität für feinen Stand aus⸗ 
ſchlaggebend iſt. Wie wenig aber die Forſchung bisher hinter dies 
Problem geleuchtet hat, weil ſie ſich hinter dem blaſſen Worte von der 
„aktiven Lehns fähigkeit“ geborgen wußte, zeigt ſich darin, daß fie alle 
Hinweiſe der Quellen auf ihre Bedeutung als unintereſſant beiſeite ge⸗ 
laſſen hat. So iſt es ja mit der Bedeutung des Heerſchildsbegriffs ſelbſt 
gegangen. Man iſt aber bei der bloßen Intereſſeloſigkeit nicht ſtehen 
geblieben. 

Der Schwabenſpiegel ſagt, daß nur freie Herren und Gotteshäuſer 
Eigenleute haben ſollen ). Hier ſpiegelt ſich alſo die Zeit, wo ritterliche 
und bäuerliche Eigenleute zuſammengehörten. Die nicht fürſtlichen 
Gotteshäuſer ſtehen als ſelbſtändige Rechtsſubjekte auf einer Stufe mit 
den Edelfreien. Beide können ein unfreies Geſinde halten, die Gottes⸗ 
häuſer aber nicht zu kriegeriſchem Dienſt, alſo auch nicht nach ritterlichem 
Dienſtrecht. 

Nun wird dieſer Rechtsſatz zugunſten des neuen Schwertadels 
durchbrochen. Aber nur für deſſen vornehmſte Stufe. Und ſo taucht 
1282 in einem Prozeß die Frage auf, ob die Maier des Biſchofs von 
Brixen „ſolche liute waeren, daß fi aigen liute ze rechte mohten ge⸗ 
haben“ ). Hier wird ein objektives Recht angezogen, welches über die 
Fähigkeit entſcheidet, ob jemand einen Hof bilden darf. Freilich be⸗ 
wegen wir uns nicht im Tehnshof, aber doch im Hofrecht. Der 
Rechtsfall erſchließt uns alſo eine Parallele, die dem Grundſatz dieſer 
Schrift, Haus und Hof eines Herrn nicht willkürlich auseinanderzu⸗ 
ſcheiden, ſondern in einen Inbegriff zuſammenzuſchließen, entſpricht. 
Dieſe Stelle iſt von einem der genaueſten Kenner des 12. und 13. Jahr⸗ 
hunderts kurzweg als „nicht recht verſtändlich“ abgelehnt worden )! 

Der Heerſchild iſt alſo nach unſerer Meinung nur ein Ausſchnitt 
aus dem weiteren Begriff der Herrſchaft. Aus dieſer letzteren fließt 
das Recht und die Pflicht, ein wehrhaftes Haus und wehrhafte Mannen 
zu beſitzen, ebenſogut wie der Beſitz von Eigenleuten oder die Fähig⸗ 
keit, Klöſter edelfreier Mönche und Nonnen anzulegen) oder die 

8) 680: Nieman mac eigen liute haben wan vrien und die gotshuſer. Dazu vgl. 
man den Artikel 69. 

30) Die Urk. iſt gedruckt MJOG. VII (1886), 161 ff. 

7) Zallinger ebda S. 164f. 

3) Schulte, Der Adel und die deutſche Kirche im Mittelalter, Kirchenrecht. Ab⸗ 
handlungen her. von U. Stutz 63/64, 1910, S. 211 ff. Hirſch, Immunität 214. 
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Möglichkeit, das Blutgericht zu erwerben, und zwar in irgendeinem 
Sprengel, deſſen Grenzen mit denen einer alten Gaugrafſchaft kaum je 
etwas gemein hatte). Aus dieſer Herrſchaft eines Herren mit Hilfe 
ſeines Hauſes über das zugehörige Land, Feld und Wald, ſpaltet ſich 
auch unter anderem das Geleitsrecht ab. Auch für dies Recht bildet 
die Grafſchaft keine ſelbſtändige Herrſchaftsſtufe. Da einer ſeiner ge⸗ 
naueſten Kenner ſoeben das Gegenteil verfochten hat“), fo müſſen 
wir unſere Anſicht in aller Kürze ſkizzieren “). 

Geleitet wird der in einem Sprengel nicht Eingeſeſſene, der Ge⸗ 
richtsfremde. Dieſer iſt auf den Schutz des jeweiligen Herren an⸗ 
gewieſen. Aller Schutz wird als Ausfluß der Hausgewalt angeſehen. 
Das Geleit iſt die flüchtigſte, kürzeſte Form ſolchen Hausſchutzes. Alle 
Straßen, als politiſcher Raum, ſtehen im Schutz des betreffenden 
Herrenhauſes. Indem z. B. die Alpenpäſſe, ſeit 1215 die Gotthard⸗ 
ſtraße, von den Kaiſern begehrt werden, werden die angrenzenden Tal⸗ 
ſchaften von aller Herrſchaft ledig, obwohl es doch nur auf die Straßen 
ankam. Vielfach ſuchen die Herzöge das Geleit der einzelnen Herren 
zu brechen. Dieſe Geleite ſtehen nämlich zwar übereinander, aber 
nicht etwa dergeſtalt, daß dieſes aus jenem ſtammte. Als der Herzog 
von Brabant die Grafen von Looz 1190 des bloßen Lehnsbeſitzes 
ihres Geleits verdächtigt, weiſen ſie nach, daß ſie es urſprünglich be⸗ 
ſitzen ) und dem Herzog nur als Totſchlagsſühne ohne Niederung 
ihres Schildes aufgetragen haben. Die Stelle iſt ihres hohen Alters 
wegen wichtig. Das Geleit iſt eben ein doppeltes, verſchieden nach der 
Beſchaffenheit des Raumes, auf den es ſich erſtreckt. Auf des Königs 
rechter Landſtraße hat natürlich des Königs Platzhalter, der Graf, das 
Geleit. Dies Recht iſt es, was zum Jahre 1320 als Zubehör der 
königlichen Grafſchaft Hirſchberg erwähnt wird. Und hierauf beruft 


9) Will man das Blutgericht zum Ausgangspunkt der Landeshoheit nehmen, fo 
läßt ſich darüber reden. Aber dann muß man es nicht mit der Gaugrafſchaft irgend⸗ 
wie vermiſchen. Ich will nur bemerken, daß es mir die Minimalgrenze allerdings ab⸗ 
zugeben ſcheint, aber eben auch da nur Symptom, nicht Urſache iſt, wie ſich aus 
der Betrachtung der Fahn⸗ und Zepterlehn ergibt, wo das Blutgericht inmitten ſo vieler 
anderer Herrſchaftsſymptome ſteht. 

40) Kaliſch, Die Grafſchaft und das Landgericht Hirſchberg, Z RG. 34 (1913), 141-194. 

) Man vgl. hierzu die oben S. 126 abgedruckten Quellenbelege. 

) Kaliſch S. 146, ohne Angabe einer Erklärung. Oben S. 126 die Stelle aus 
Oſtfranken beweiſt dasſelbe. 

13 * 
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ſich Kaliſch, wenn er die Grafſchaft als den Kriſtalliſationspunkt für das 
Geleitsregal (wie für alle anderen Rechte der Landeshoheit) ganz im 
Sinne der herrſchenden Lehre in Anſpruch nimmt. Indeſſen jene Stelle 
allein iſt, wie dargetan, nicht beweiskräftig. Ferner iſt ja die Gaugraf⸗ 
ſchaft in der Mehrzahl der Fälle verfallen; bildet doch die Grafſchaft 
Hirſchberg, wie die paar andern „Kaiſerlichen Landgerichte“ des Südens, 
rechte Petrefakta und Antiquitäten innerhalb der übrigen ſpätmittel⸗ 
alterlichen Verfaſſung. Zur Unterſtützung zieht Kaliſch noch den Land⸗ 
frieden von 1287 an. Aber wenn überhaupt verwendbar, ſo zeugt 
dieſer für uns. Denn der König ſpricht ſchlechtweg von „ſwelhes 
herren gerichte oder geleite, ez fi uf lande oder uf wazzer“ “). Last 
not least, ſo oft auch das Geleit im Innern Deutſchlands ſtreitig wird, 
in den Marken iſt es kaum auf Schwierigkeiten geſtoßen. Hier war 
eben, wie wir mehrfach hervorgehoben haben), die Gebietsherrſchaft, 
deren Abſpaltung das Geleit iſt, durch das Weſen der Mark in ganz 
anderer Weiſe von vornherein geſichert. So dürfte auch von hieraus 
ſich kein Hindernis ergeben gegen unſere Theſe, daß für die Entwicklung 
der Landeshoheit der Umfang der Herrſchaft eines Herrenhauſes maß⸗ 
gebend geweſen iſt und daher das vom Könige abgeleitete Grafenamt 
für ſie nur ſekundäre Bedeutung beanſpruchen kann. 

Wenn auch der Edle eingeborene ritterliche Dienſtmannen haben 
kann wie der Reichsfürſt, ſo kann ſich die Vierzahl der Hofämter, welche 
wie erwähnt in jedem Reichsfürſtentum erfordert wird), nicht aus⸗ 
ſchließlich auf die Beſetzung dieſer Amter durch Miniſterialen ge 
gründet haben. Denn die Miniſterialität, alſo gerade das beiden, dem 
Heerſchild des Herzogs (d. h. dem erſten bis dritten), und dem Heer⸗ 
ſchild des liber Baro (d. h. dem vierten) gemeinſame, würde damit 
zum Träger des unterſcheidenden Merkmals geſtempelt. Auch 
der Kaiſer iſt ja, wie wir ſahen, Inhaber eines Territoriums, d. h. ſeine 
Stellung iſt in bezug auf dieſes der des Reichsfürſten ver⸗ 
gleichbar“). Seine Dienſtmannen find alſo Dienſtmannen, die im 
Rechte mit denen aller übrigen Reichsfürſtentümer gleichſtehen “). 


4) MG. Constit. III, 374 Nr. 390. 
“) Oben S. 117f., 189 ff. 

4) Oben S. 165. 

40) Oben S. 142. 

47) Oben S. 163 ff. 
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Dann iſt es aber unmöglich, daß die vier Ämter der Reichs miniſterialität 
den splendor imperii wiederzugeben beſtimmt fein können). Denn 
wenn auch das Territorium des Kaiſers den Fahnlehen gleichſteht, 
fo ſteht doch der Inhaber des „Reichs“ perſönlich hoch erhaben über 
allen Reichsfürſten als ihr Herr, der König. Wir brauchen nun nur 
auch hier, wie ſchon ſo oft, das Wort „perſönlich“ mit Stumpf und Stil 
aus der Rechtswelt jener Zeit auszurotten, fo ergibt ſich, daß hoch er⸗ 
haben über alle Fürſtenhäuſer des Reichs nicht die Perſon des Königs, 
ſondern das königliche Haus ſich erhebt. Die Ordnung dieſes könig⸗ 
lichen Hauſes hat alſo folgende Aufgabe: Sie muß wiederſpiegeln, 
nicht was dem Königshofe mit den reichsfürſtlichen Höfen gemeinſam 
iſt, ſondern gerade und vor allem das, was ihn von dieſen unterſcheidet. 

Die Reichskirchen müſſen entſprechend verſuchen, darzuſtellen, wes⸗ 
halb ſie zwar unter dem König, aber über den Laienfürſten ſtehen, die 
Fahnlehnsinhaber ſchließlich werden ſich von den Lehnshöfen freier 
Herren deutlich abzuheben trachten. Nur dann werden die Hausord⸗ 
nungen charakteriſieren, was ſie charakteriſieren ſollen. Hält man ſich 
dies Bedürfnis nach charakteriſierenden Formen vor Augen, 
ſo ſieht man, um es zu wiederholen, daß die Miniſterialenämter dazu 
untauglich ſind. Sie würden nämlich vorausſetzen, was zu beweiſen iſt. 
Denn wenn der Reichsminiſterial allerdings vornehmer iſt als der eines 
Herzogs, ſo verdankt er das ja gerade ſeiner Zugehörigkeit zum Reich. 
Alſo läßt ſich nicht umgekehrt aus ſeiner Hofbeamtenſtellung der Glanz 
des Reiches anſchaulich machen. Die Überlegenheit des einzelnen Hauſes 
muß mithin durch Attribute bezeichnet werden, die jenſeits der Haus⸗ 
mauern aus eigener Kraft Glanz und Ruhm geben. Sie dürfen ihre 
Lichtquelle nicht ſelbſt aus dem Inneren des Hauſes nehmen, wenn 
ſie ihrerſeits das Haus illuminieren ſollen. 

Worin aber König, Pfaffen und Laienfürſten einander überlegen 
ſind, das verkörpert ſich ja in nichts anderem, als in der — Heerſchild⸗ 
ordnung. Der König hat ſowohl kirchliche wie weltliche Fürſten zu 
Mannen, der Reichskirchen Vaſallen find die Laienfürſten. Die Haus⸗ 
ordnung der deutſchen Fürſtenhäuſer aber iſt alſo abgeſtuft: Des Königs⸗ 
hauſes Erzämter bekleiden drei Erzbiſchöfe und vier Laienfürſten; un⸗ 
vergleichlich iſt ſo ſein Rang. Einem Biſchof, wie dem von Bamberg, 


46) Für „die Reichshofämter und ihre Inhaber bis um die Wende des 12. Jahrh.“ 
hat den Stoff verſtändnisvoll geſammelt Paul Schubert MJ OG. 34 (1913), 427501. 
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dienen dieſelben vier Laienfürſten wie dem König. Truchſeß und Mars 
ſchall, Schenk und Kämmerer des Viſchofs von Brixen find vier Herzöge 
des Reichs“). Dem Herzoge der Bayern dient fein Pfalzgraf als 
Seneſchall, als Kämmerer der Hallgraf, der Graf von Hirſchberg“) 
und der von Ortenburg oder der von Dornberg als Schenk. Aber die 
Erzämter können uns noch mehr lehren; zunächſt über das Verhältnis 
von Stufe zwei und drei. Hier zeigt ſich nämlich, daß die Pſaffen⸗ 
fürſten den Erwerb des Fahnlehns höher geſtellt haben als den Beſitz 
des Königsſchildes im Königshaus. Eben erſt durch jenes traten fie 
unter den freien Himmel des Volksrechtes. Deshalb haben Köln und 
Würzburg, obwohl ſie Könige und Prinzen zu Lehnsträgern hatten, 
Bambergs Beiſpiel nicht befolgt. Beide haben ſich mit dem Haus 
eines Herzogs höher geehrt geglaubt. So dienen dem Biſchof von 
Würzburg „nur“ die edlen Herren und Grafen von Wertheim, Kaſtell, 
Rieneck und Henneberg. Sehen wir hier wieder das Herzogtum 
als Ziel auch der Königsgeiſtlichen, ſo läßt ſich ebenſo der Abſtand der 
dritten und vierten Stufe durch die Erzamtsbildung glänzend beleuchten. 
Das Haus Welf iſt wie das Haus Zähringen Herzogshaus ohne 
Herzogsland. Faſt wörtlich mit den Worten des Sachſenſpiegels wird 
aus dem 11. Jahrhundert ſchon berichtet, in ihm hätten „Grafen und 
den Grafen Ranggleiche“ (Eike: Grafen und freie Herren!) in den 
Amtern gedient). Demgegenüber belehrt uns eine zweite nicht 
minder koſtbare Notiz aus gleich früher Zeit, daß ein ſo mächtiger 
Graf wie der von Hennegau, doch nur eingeborene Dienſtmannen zu 
den Erzämtern berufen konnte)! 

Aus der oberſten Schicht der Vaſallen beſetzt man die 
Amter. Die Erzämter der Fürſten, nicht die Hofämter der Miniſterialen 
geben dem Lehnshof ſeine Ehre. Die um das Jahr 1000 einſetzende 
ſcharfe Trennung von Erzamt und Hofamt hat nichts daran ändern 
können. Sie iſt ein Vorgang innerhalb des „Reiches“. Nach außen kann 


+), Ficker⸗Puntſchart II, 1, 241 ff. über Bamberg ferner Abſchnitt 13. 

80) Damit erledigt ſich Kaliſchs Gedanke, die Grafen von Hirſchberg ſeien vielleicht 
keines Laienfürſten Mann geweſen (3RG. 34, 141 ff.). 

1) Domum quoque suam regio more ordinaverant, ita ut queque officia curie, 
id est ministeria dapiferi, pincerne, marscalci, kamerarii, signiferi per comites 
vel eis equipollentes regerentur. MG. SS. XXI, 458. 

52) Gieſelbert z. J. 1071 ed. Arndt S. 32. 
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dies auch fernerhin würdig und vollſtändig nur durch die wahrhaften 
Spitzen der Vaſallen repräfentiert werden. Die fieben fürſtlichen Erz⸗ 
beamten des Reichs find nicht Zierrat oder Spielerei, ſondern ein inte⸗ 
grierender Beſtandteil des Königshauſes. Noch immer wird die Haus⸗ 
herrſchaft über Freie wie Knechte, über Lehnsleute wie Ingeſinde einheit- 
lich nicht durch irgendwelche, ſondern durch die Dienſte der jeweils vors 
nehmſten Hausgenoſſen verkörpert. 

Die vornehmſten Lehnsherren des weltlichen Rechts nach dem König 
hießen freilich ſeit 1180 nicht mehr mit dem jahrhundertalten Namen, 
ſondern mit neuem Ausdruck Reichsfürſt. Daher kann Eike von Repgow 
das auszeichnende Privileg des Lehnshofs ſchlechtweg auf das dingliche 
Subſtrat des Reichsfürſtentums, auf das Fahnlehen aufbauen, indem er 
dem Fahnlehnsinhaber den dritten Heerſchild zuſpricht ), eine Abs 
leitung, die genetiſch nicht ganz richtig iſt, wie das Beiſpiel der Zähringer 
uns gelehrt hat. Der Irrtum führt bei Eike zu keiner ſachlichen Unrichtig⸗ 
keit, denn als er ſchreibt, beſteht von den Herzogshäuſern ohne Herzogs⸗ 
land nur das welfiſche. Dies faßt er aber korrekt ſo auf, als konkurriere 
es noch immer mit dem askaniſchen um ſein altes Herzogtum Sachſen ). 
Indeſſen mehr als ein Wortwechſel liegt doch darin, wenn jetzt der 
„Reichsfürſt“ den dritten Heerſchild hat. Denn einſt hat das 
Volksrecht den Lehnshof über Edle allein rechtfertigen können, und 
als der König dagegen vorgeht, bleibt ihm nichts übrig, als mit Rega⸗ 
lien, das heißt mit Königsrecht, nicht mit Volksrecht die Gottes häuſer 
des Reiches auszuſtatten. Als Herzögen hatte den Vaſallen des 
Königs das Vorrecht zugeſtanden, jetzt beſitzen ſie es als Glieder einer 
höheren Einheit, als Fürſten des Reichs. Jetzt ſieht es ſo aus, 
als ſeien auch ihre Lehnshöfe nur Unterhöfe des Reichs. 

Das Ergebnis dieſes Abſchnittes läßt ſich methodiſch dahin kenn⸗ 
zeichnen, daß der heute einſeitig auf den Lehns mann geheftete Blick 
den Lehns herren zu Unrecht überſehen hat. Nicht in weſſen 
Gefolge jemand eintritt, ſondern was für ein Gefolge 
jemand ſelbſt halten darf, das iſt das erſte und entſcheidende Moment 
für die Gliederung der Lehnsſtufen. In der ſächſiſchen Zeit gibt es nur 


52) Lehnrecht 20, 5: „Swer ouch von eyneme vorſten belehnet is, der vanlen hat, 
er ne darf daz len von niemanne untfan, de vanlenes darvet, al ſi her eyn boren vorſte.“ 
84) Siehe S. 142, Anm. 47. 
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zwei prinzipiell verſchiedene Arten des Herrenhauſes und Lehnshofes: 
einerſeits den königlichen oder herzoglichen, an welchem auch Edle dienen 
können, andererſeits Edelhöfe, in denen es nur Knechte gibt. Ein ſolcher 
Edler kann natürlich ſeinerſeits außerdem Graf, das iſt königlicher 
Beamter werden; auf ſeinen eigenen Hof hat das keinen Einfluß. 
Spricht man ſtatt vom Heerſchild von den Perſonen des Lehnrechts, ſo 
gibt es zunächſt nur drei Stufen: 1. des König⸗Herzogs, das heißt des 
Stammesoberhaupts und der etwa noch darüber aufragenden Gewalt, 
2. die des Edelings, 3. die des Knechtes. Ein Lehns hof im wahren 
Wortſinn kann alſo nur vom König und Herzog gebildet werden. Jeder 
von dieſen hat ſein Symbol und es ſei am Schluß der hier auftretende 
Wechſel aufgezeigt und erläutert. Die Symbole ſind wie billig dem 
Kriegsdienſte entnommen. Des Königs Hof und Lager wird durch 
ſeinen Schild bezeichnet, der Herzog hat ja die Fahne zur Führung des 
Heerbannes erhalten. Die Kirchen erhalten vom Könige ſeinen Schild 
verliehen. Noch immer hätte man nicht von Heerſchildſtufen ſchlechtweg 
ſprechen können. Da verliert aber die Fahne ihren alten Sinn; ſtatt 
der Führerſchaft über Perſonen ſoll ſie nun das Fahnlehen ſelbſt durch 
ihre Mehrzahl vorſtellen. Der weltliche Reichsfürſt ſeit 1180 hat nun 
nicht mehr die Fahne, ſondern gleichfalls den Heerſchild. Und ſo können 
die Rechtsbücher bereits die ſechs oder ſieben Heerſchildſtufen bilden, um 
die geſamte Ordnung des Lehnrechts zu bezeichnen. Aber die weiteren 
Stufen haben ſich unter den Begriff, der für ſie nicht recht geeignet war, 
nicht leicht gefügt. Denn allein für den Lehnshof, nicht für jedes Lehns⸗ 
band, war er die paſſende Bezeichnung. Er bedarf der Vorſtellung eines 
Hauſes und Hofes mit zahlreichen Mannen. Eine Hand voll oder gar 
nur zwei, drei Dienſtleute eines Miniſterialen ergeben zwar auch deſſen 
„aktive Lehnsfähigkeit“, aber die wirklich einflußreiche, umfaſſende 
Gruppenbildung, die der Lehnshof darſtellt, iſt durch winzige Partikelchen 
und Splitter erſetzt, und der ungeheure Quantitätsunterſchied zerſchneidet 
auch den Sinn der beiden formal gleichbehandelten Dinge. Dem Heer⸗ 
ſchild geht es wie dem Fahnlehn. Wie dieſes räumlich auf ein weites 
neues Gebiet, das Oſtland und ſeine Marken, welche der Stammesrechte 
darbten, im 12. Jahrhundert übertragen werden mußte, ſo iſt der Heer⸗ 
ſchild ſtändiſch nach unten auf Schichten, denen das Lehnrecht fehlte, 
ausgedehnt worden. Geographiſch und ſozial, in die Breite und in die 
Tiefe greift die neue Reichsbildung der Stauferzeit beträchtlich weiter 
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als die Vorzeit. Räumlich und ſtändiſch errichtet fie in bisher rech t⸗ 
lich überhaupt nicht geregeltem Neuland die Schranken und das Tri⸗ 
bunal des objektiven Rechts. 

Dies iſt es allein, was wir hier darzulegen wünſchten. Die Heer⸗ 
ſchilde verſinnbildlichen die Gliederung des deutſchen Staatsweſens auf 
dem Kriegszug. Dort kann aber jeder Offizier und jeder Soldat nur 
jeweils eines einzigen Vorgeſetzten Untergebener ſein. Die Heerſchilde 
zeigen die Lehns verbindungen aller gleichzeitig nebeneinander 
funktionierend. Sie legen alſo den urſprünglichen Sinn des Mann⸗ 
ſchaftsverhältniſſes zugrunde: daß der Vaſall ſich einen Herrn und 
einen Hof erwählt, an den er ſich anſchließt. Schon im 13. Jahr⸗ 
hundert iſt dies normale Verhältnis, daß man nur einen Lehnsherrn 
über ſich hat, in einigen Landesteilen ſo ſehr zur Ausnahme geworden, 
daß man einen ſolchen Mann mit beſonderem Namen als Ledigmann 
(homo ligius) bezeichnet). 

Mit all den Problemen rein innerlehnrechtlicher Natur be⸗ 
ſchäftigt ſich weder die Heerſchildordnung ſelbſt, noch unſere Arbeit. 
Nicht nur, daß wir dieſe Tatſachen, welche, ſoweit wir ſehen, heute über⸗ 
haupt nicht geſondert erörtert zu werden pflegen, aus dem Kreis 
unſerer Betrachtung ausſchließen; ſondern ehe wir uns von der lehn⸗ 
rechtlichen Ständegliederung weiter wenden, mag vorſichtshalber auf ihre 
natürlichen Grenzen auch innerhalb des Landrechts hingewieſen werden. 
Was hier aufgezeigt wurde, iſt allerdings eine Stuſen bildung 
des Landrechts. Aber ſie braucht deshalb nicht die einzige ſtän⸗ 
diſche Einteilung zu bilden. Stufen des Rechts auf Haus⸗ 
herrſchaft haben ſich ergeben, mehr nicht. Und deshalb iſt noch 
nicht ausgemacht, ob auch die Rechte der Geſchlechter und ihrer Mitglieder 
bereits hinreichend oder auch nur entſprechend davon mit geordnet worden 
ſind. So groß der Anteil des Hauſes an der Verfaſſung iſt, ſo wollen 
wir damit doch weder Sippe noch Geblüt ihre Wichtigkeit beſtritten 
haben. | 

Das Lehnsweſen ift kein auf rätfelhafte Weiſe in das Landrecht eins 
gedrungener Fremdkörper. Es erwächſt aus ihm und ſetzt die Stammes⸗ 


55) Nur das ligiſche Verhältnis in Lothringen entſpricht alſo den deutſchen Zu⸗ 
ſtänden, während bekanntlich im übrigen dort das Lehnrecht beträchtlich abweicht. Vgl. 
zur Sache Fritz Kiener, Studien zur Verfaſſung des Territoriums der Biſchöfe von 
Straßburg 1912, S. 51. 
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verfaſſung voraus. Die großen Zeiträume, deren es bedurft hat, um die 
Art ſeiner Verankerung im Volksrecht zu verändern, können uns nicht in 
Erſtaunen ſetzen. Ums Jahr 1230 war dem niederſächſiſchen Ritter noch 
die Verfaſſungsänderung, die durch die ottoniſche Kirchenpolitik bezeichnet 
wird, gegenwärtig“); d. h. die reinen und einfachen Formen, in denen 
das Landrecht die Bildung von Lehnshöfen, von Hausherrſchaften zuließ 
und regelte, werden erſt im 13. Jahrhundert völlig unverſtändlich und 
vergeſſen. Deshalb darf die Periode von 911—1250 rechtsgeſchichtlich 
eine Einheit genannt werden. Ziehen wir das Reſultat dieſes Abs 
ſchnittes für unſer Thema. 

Wir gingen aus von dem Verhältnis des Königshauſes zu den 
Stämmen, und dies iſt es, was nun durch die Unterſcheidung von 
Lehnshof und Grafenamt in anderem Lichte erſcheint als bisher. Denn 
wir haben zwar die Gewalt des Königs wirkſam geſehen in ſeiner 
Fähigkeit, den königlichen Schild, das heißt eine Abzweigung ſeiner 
eigenen Gewalt dem edelſten Teil ſeines Geſindes, den Geiſtlichen, an⸗ 
zuvertrauen und dadurch ſeine Herrſchaft zu vervielfältigen. Aber die 
Grafſchaft andererſeits iſt wider Erwarten eine ſolche Vervielfältigung 
des Königshauſes nicht. Der Graf iſt Arm und Werkzeug des Königs, 
nicht weniger, aber, worauf hier alles ankommt, auch nicht mehr. Ein 
Haus empfängt er nicht durch das Grafenamt. Die Herrſchafts⸗ 
häuſer, die außer dem königlichen gemäß Volksrecht exiſtieren, können 
vom Könige nicht beliebig erzeugt werden; d. h. aber: ſie ſind ebenſo 
ſelbſtändig und unmittelbar im Volksrecht verankert, wie das Königs⸗ 
haus ſelbſt. Zwei Arten von ſolchen Hausherrſchaften gibt es: 
Herzogtum und Edelhof. Das Herzogtum wird grundſätzlich vom 
Stamm in genau der gleichen Weiſe vergeben wie die königliche Ge⸗ 
walt von der Mehrheit der Stämme). Soweit dann auch der König 
Einfluß auf die Auswahl des Herzogs erlangt, das Weſen der herzog⸗ 
lichen Befugniſſe beſtimmt immer noch nicht er, ſondern das objektive 
Recht. Noch geringer iſt ſein Einfluß auf den Edelhof. Denn Edler 
iſt man durch die Geburt; der Heerſchild iſt erblich, ſo ſteht im Sachſen⸗ 


se, Sſp. I, 3, 2: „Die leienvürſten haben aber den ſechſten ſchilt in den ſibenden 
gebracht, ſint fie worden der biſchove man, des 8 nicht enwas.“ Auch dieſe Treue 
des hiſtoriſchen Gedächtniſſes mahnt aufs neue, mit dem Vorwurf von Mißverſtändniſſen, 
die man Eike aufbürdet, etwas ſparſam zu verfahren. 

) Oben S. 99, Anm. 33. 
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ſpiegel“). Die Herrſchaft des freien Herren, ob wir ihn nun als 
Hundrafath, Zentenar oder dergleichen urſprünglich betrachten wollen, 
gibt auch dem Grafen des Königs ſeinen ſtändiſchen Rang. Was den 
Namen der Würdenträger dieſer einheitlichen vierten Heerſchildſtufe 
angeht, ſo gebrauchen die Quellen dafür „freie Herren“, nobiles, 
barones oder magnates. Bei ſo reicher Auswahl wird man auf den 
Gebrauch des abſolut nicht quellenmäßigen Wortes „Dynaſten“ ver⸗ 
zichten müſſen. 

Das Recht auf den Edelhof gibt das Geblüt, aber nur verbunden 
mit poſitivem Beſitz eines Herrſchaftsmittelpunktes, der dazu nach 
Volksrecht tragfähig iſt. Hier alſo würde bei Fortführung der Syſte⸗ 
matik das Problem der jüngeren Söhne und der adligen Klöfter an⸗ 
zuſchließen ſein, das A. Schulte in ſeiner grundlegenden Schrift „Der 
Adel und die deutſche Kirche im Mittelalter“ behandelt hat. Uns aber 
geht hier nur das andere Moment an, das in dem Begriff des Herren⸗ 
ſtandes liegt und welches allein die Entſtehung der Landeshoheit ein⸗ 
heitlich zu erklären vermag. Solange man dies andere Moment, die 
Hausherrſchaft, aus dem Grafenamte ableitet, ſo lange wird man zu⸗ 
nächſt den Tatſachen nicht gerecht. Denn eine Unzahl von Kirchen und 
Baronen, die nie eine alte Grafſchaft beſeſſen haben, ſind trotzdem 
Landesherren geworden. Es iſt richtig, daß ſich zwei Grade dieſer 
Landeshoheit unterſcheiden laſſen; aber das ſind keine anderen als die 
der dritten und vierten Heerſchildſtufe. Alſo iſt keine Veranlaſſung, 
den Begriff der „allodialen Grafſchaft“ zur Erklärung heranzuziehen. 
Denn dies unglückliche Wort zwingt geradezu zum Mißverſtändnis. 
Altgräflich und neugräflich zu unterſcheiden, hat eher Berechtigung. 
Aber auch dieſer Gegenſatz iſt nicht ſo ſchlagend wie der zwiſchen Grafen⸗ 
amt und Herrſchaft. Nur hierin ſind die vom König abgeleitete und 
die angeborene Befugnis korrekt und unzweideutig, worauf alles an⸗ 
kommt, einander gegenübergeſtellt. Wir alſo ſagen, das Volksrecht hat 
von vornherein beſtimmt, welche Herrenhäuſer ſich zu Landesherrſchaften 
auswachſen können und auswachſen werden, nicht der König. Die 
fränkiſche Grafſchaft oder ſtatt deſſen irgendeine vom Könige abgeleitete 
Befehlsgewalt, ein königlicher Bann, iſt zwar anſcheinend erforderlich 
geweſen. Aber dies vielleicht notwendige Attribut bleibt deshalb doch 


56) Ldr. III, 72. 
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etwas Akzeſſoriſches; und es iſt ſchlechtweg unmöglich, aus 
dieſer immer auf ſich ſelbſt unvermehrt beſchränkten Amts vollmacht 
die Entwicklung abzuleiten, welche vielmehr dieſe Amtsvollmacht 
immer mehr überwuchert. Nicht das vom König abgeleitete Grafen⸗ 
amt iſt der Samen, aus welcher der reiche Herrſchaftsbegriff der mittel⸗ 
alterlichen Herrſchaft entkeimt iſt. Jenes iſt unfruchtbar, zeugungs⸗ 
unfähig geweſen. Wir bekämpfen damit die heutige Lehre, nach wel⸗ 
cher im Grunde die geſamte Entwicklung darauf beruht, daß die 
„Beamten“ des Königs, alias „die lokalen Gewalten“ „immer ſelb⸗ 
ſtändiger“ geworden find. Dieſe herrſchende „Schwächungs “theorie 
enthält ſicherlich wertvolle Elemente, aber in dieſer Form muß ſie vor 
jeder poſitiven Begründung des Verlaufes die Waffen ſtrecken. Denn 
ſie iſt rein negativer Natur. Sie erblickt in der Landeshoheit nur 
einen rieſengroßen fortgeſetzten Raub an der königlichen Gewalt wäh⸗ 
rend dieſer drei Jahrhunderte. Durch ſolche maßloſe Übertreibung der 
rein egoiſtiſchen und „Unrechts“ faktoren wird des Königs Herrſchaft 
von der Herrſchaft in Stamm und Gau zu künſtlich abgeſondert. Wäre 
freilich das Königshaus Quelle und Urſprung aller Herrſchaft geweſen, 
ſo hätte die Lehre Recht. Aber es iſt nicht an dem. Wie ein Königtum 
ſeine Hausherrſchaft ohne Schwierigkeit geſtalten kann, wenn es wirk⸗ 
lich als Urheber aller übrigen Herrſchaftsformen gilt und dieſe 
deswegen zu leiten vermag, das haben ſpätere Jahrhunderte verdeut⸗ 
licht. Da ift das Königshaus wirklich einzigartig geworden und 
Quelle aller Herrſchaft. An Ludwig XIV. Hofhalt zu Verſailles 
mag man den Unterſchied gegen das Mittelalter ſtudieren. Die Formen 
ſind ſehr ähnlich. Aber in unſerer Epoche iſt das Königshaus nicht 
Schöpfer, ſondern Exponent aller damaligen Herrſchaft genau 
ſo wie die übrigen Herrenhäuſer. Deren Herren beſitzen alſo die gleiche 
Spontaneität und Urſprünglichkeit wie der königliche Herr; nur das 
Maß ihrer Gewalt iſt geringer, aber nicht die Art dieſer Gewalt. 
Ihr Recht auf Hausherrſchaft, vor allem das der beſtimmenden Träger 
der Entwicklung, der Herzöge, ſtammt eben nicht vom Könige, ſondern 
vom Volksrecht wie das des Königs auch. Ihre Gewalt und die Regeln 
für dieſe Gewalt ſind nicht durch ihren Eintritt in das Haus des 
Königs entſtanden, ſondern ſollen dadurch nur in Schach gehalten und 
kontrolliert werden. Weil aber auch das Königshaus von vornherein 
unter dem allgemeinen Geſetz dieſes Rechts auf Hausherrſchaft ſteht, 
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deshalb entwickeln notwendig alle Hausherrſchaften ihre Gewalt, 
ihren Frieden, ihre Amter uſw. gleichmäßig. Ihrer aller Weſen iſt ja 
von vornherein das gleiche. Die eklatante Einheitlichkeit der Ent⸗ 
wicklung kann nicht durch brutale Macht oder „Uſurpation“ erklärt 
werden. Denn dieſe Faktoren können in einer Entwicklungsgeſchichte 
des Rechts immer nur gerade die Bruch ſtellen, aber nie das Wachs⸗ 
tum ſelbſt erklären. Gibt es anders eine Entwicklung der Ver⸗ 
faſſungsformen, ſo bedarf es dazu eines von vornherein zu geſetz⸗ 
mäßigem Wachstum aus ſich heraus beſtimmten Weſens; die Rechts⸗ 
formen müſſen kraft innerer Anlage zur Veränderung fähig und ge⸗ 
nötigt ſein. Weil nun das Königshaus dem Entwicklungsgeſetz der 
Hausherrſchaft damals nur unterliegt, nicht aber deren Schöpfer oder 
Ausgangspunkt iſt, deshalb iſt es der anderen Häuſer, iſt es der 
Stammesgewalten nicht Herr geworden. 


Zehnter Abſchnitt. 
Die Geſetzgebung der Stämme und des Reichs. 


In der Umwälzung unter Barbaroſſa liegt der Grund, weshalb die 
Sonderwahl von 1208 nur ein letztes Auffladern der Kräfte, die unter der 
alten Verfaſſung mächtig geweſen waren, bedeutet. Die Wähler zu Halber⸗ 
ſtadt repräſentieren keinen Stamm mehr wie einſtmals die Großen zu 
Werla ') oder Merſeburg. An ihre Stelle treten jetzt mit Fug und Recht 
die „Säulen“ des ganzen Reichs, die principes sacri imperii, die 
nun — ſtatt wie früher als Vertraute des Königshauſes einerſeits, als 
Großen der Stämme andererſeits — zuſammen mit dem Kaiſer das 
Reich regieren und Teilnahme an der geſamten Reichsgeſetzgebung be- 
anſpruchen. Nur im Verein mit den Fürſten iſt der König nachher noch 
Geſetzgeber. Aber es wäre irrig, zu glauben, daß hierin ein Machtverluſt 
der Krone ſich zeige, ein Rückgang ihrer Herrlichkeit etwa gegenüber den 
„abſolutiſtiſchen Regungen“ der Salierzeit. So einfach liegen die Dinge 
nicht. Einſt war der König, wie wir geſehen haben, als Hausherr be- 
raten von ſeinen Dienern, in der Herrſchaft, aber der Kanzler als 
Hausbeamter konnte nur Privilegien ſeines Herren ausfertigen, durchaus 
keine Geſetze. „Ein Herzog des Landes“ konnte mit dem Volke zu⸗ 
ſammen durch Geſetz das Stammesrecht ändern, der fränkiſche König 
aber vermochte es bis auf Barbaroſſa nur durch eine Kette fortlaufender 
und konſequenter Begnadungen einzelner zu ſprengen! Eine Geſetz⸗ 
gebung für alle Stämme gemeinſam durch den König gab es in dieſer 
ganzen Zeit nicht. So bleiben die alten Volksrechte in Kraft. Der Be⸗ 
richt vom Reichstag zu Steele iſt oft genug behandelt worden; hier 
kann 937 nur durch Zweikampf der verſchiedenen Stämmen angehörigen 
Erben vor dem Könige ein neues Recht (aber nur für dieſe) eingeführt 
werden, der König greift nur mildernd ein, indem er ſorgt, daß ſtatt 
adligen Blutes das gemeiner Kämpen vergoſſen werde). Nicht anders 

) Siehe den Abſchnitt über Werla⸗Goslar. 


2) Widukind II, 10. Die Literatur zu der Stelle verzeichnet Mayer⸗Homberg I, 
373 Anm. 252. 


— 
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wird durch Zweikampfsaufgebot 1180 das neue Fürſtenrecht gefunden), 
aber diesmal zur Zerſtörung des Stammesrechtes ſelbſt verwendet. So 
rahmen dieſe beiden Ereigniſſe offenſichtlich eine beſtimmte Periode der 
deutſchen Verfaſſung wirkſam ein; in dieſen Jahrhunderten wurde ein 
Dualismus zwiſchen dem königlichen und dem nach Stammeseinheiten 
gegliederten Volksrechte in langem Ringen fo aufgelöft, daß beide Teile 
zu dem neuen Inſtrument der Geſetzgebung gleich viel beigeſteuert haben. 
Der König auf ſeinem Hochſitz unter Rat und Beifall der doch bei jedem 
Widerſpruch mit ſeiner Ungnade bedrohten Großen des Reiches erteilte 
Privilegien oder vermittelte ſpäter den eidlichen Abſchluß von Friedens⸗ 
bündniſſen bei den einzelnen Stämmen ). Aber dieſe Bündniſſe hießen 
charakteriſtiſcherweiſe noch ſchlechtweg Frieden, nur ſelten pax terrae. 
Und wenn man die Geſetzesinſtrumente bezeichnen wollte, ſagte man 
auch nicht „Landfrieden“, ſondern „Friedebrief“ ). Wir haben an dieſer 


2) S. oben S. 150. Ich möchte nachträglich dazu bemerken, daß ſowohl die nicht⸗ 
reichsfürſtlichen Anhänger Heinrichs des Löwen 1180 wie die Mörder König Philipps 
im Januar 1209 auf Stammeserde, die einen in Werla, die andern bei Augsburg ab— 
geurteilt worden find, vgl. SS. XVI, 263 und Böhmer⸗Ficker, Regeſten 25142. Damit 
ſei unſere Interpretation noch einmal geſtützt. 

) Über die Landfrieden der deutſchen Stämme: Rudolf Goecke, Anfänge der Friedens- 
aufrichtungen in Deutſchland Gött. Diſſ. 1874; Kuch, Die Landfriedensbeſtrebungen 
unter Friedrich I. Marb. Diſſ. 1887; Nißſch in den Forſchungen 21, 269 ff.; Herzberg— 
Fränkel, Forſchungen 23, 153 f.; Roſenſtock, Herzogsgewalt 55 ff.; Zallinger MILG. III, 
153 ff. G. Görris, De Denkbeelden over Oorlog en de Bemoeingen vor Vrede in 
de Eifde Eeuw. Leidener phil. Diff. 1912. Da das Hubertiſche Werk über die Gottes- und 
Landfrieden liegen blieb, ſo fehlt eine gerechte Abwägung zwiſchen den autochthonen und den 
weſtlichen Beſtandteilen in der Literatur, eine Aufgabe, die auch Görris nicht löſen will. 

5) Burchard v. Urſperg, Chronicon Scs. rer. Germ. S. 61 z. J. 1187. Fridericus 
imperator .. de pace terrae disposuit et in litteras redigi iussit, quas litteras 
Alemanni usque in presens fridebrief, id est litteras pacis, vocant, nec aliis 
legibus utuntur. Das erſte Mal, daß die Vorſtellung des „Land“ friedens offiziell 
angedeutet erſcheint, dürfte 1179 fein: „provinciarum pacem ordinare“ „ .. assi⸗ 
dentibus ... . principibus . .. illius terrae“ Const. I, 381 Nr. 277. Vgl. ſelbſt 
den großen Mainzer Frieden von 1103, der nur in privater Aufzeichnung vorliegt: 
„imperator Magontiae pacem sua manu firmavit et instituit, et Archiepiscopi et 
episcopi propriis manibus firmaverunt. Filius regis iuravit et primates totius regni, 
duces marchiones comites et alii quam multi. Dux Welfo et dux Pertolfus 
et dux Fridericus iuraverunt eandem pacem“. Const. I, 125 Nr. 74. 
Für Bayern und Schwaben ſind alſo Einzelfrieden ergangen. 

Vgl. z. J. 1135 Chron. Regia Colon. (Scr. r. G. S. 72). In festo pente- 
costen apud Magatheburg primum principes regni coram imperatore firmissimam 
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Stelle nun hervorzuheben, daß ſich die königliche Macht auch und gerade 
im „Landfrieden“, das iſt in einer einſchneidenden Reform der Ver⸗ 
faſſung, mit den Stämmen auseinanderſetzt “). 


pacem domi forisque ad decem annos iuraverunt, et deinde cetera multitudo plebis 
tam ibi quam per singulas regni partes hec eadem facere suadetur et com- 
pellitur. 
Vgl. Bayriſchen Frieden von 1094 Omnibus aecclesiis. . . monachis, clericis 
. mercatoribus . . . pacem iuravimus . .. Coniuratores nostri... reum inse- 
quentur [fein Wort für Land!] Const. I, 610 Nr. 427. Auch der in der Überſchrift 
der MG. als Pax Marchiae Istriae bezeichnete Landfriede hebt nur an: Forma sacra- 
menti domini W. marchionis et domini comitis . .. et Hystriae magnatum fiet in 
hund modum. Const. I, 611 Nr. 428. Elſäſſer Landfriede: Alsatienses cum suis 
primatibus subnotatam pacis condictionem iuxta conprovincialium suorum decretum 
coniuravere .. Const. I, 612 Nr. 429. Ebenda 614 Nr. 430: „Talis pax iurata 
est a duce Friderico et a multis comitibus ..“ Dagegen halte man: 1244 
Const. II, 573 Nr. 427 Bayern: „Hec est forma de generali pace provincie. 
1259 Const. II, 608 Nr. 441. Nos. . . Coloniensis ... . archiepiscopus . con- 
venerunt ad nos nobiles viri ... . comites et nuntü . .. . episcopi Trajectensis 
et alii quam plures nobiles et ministeriales terre .. potestatem habentes con- 
sentiendi in ea que ad pacem communem terre invenientur expedientia.“ 
Nr. 442, 1264. Nos Wernherus . . Maguntine sedis archiepiscopus . .. et nos 
Lodewicus . . . comes palentinus Rheni .. recognoscimus .. quod... conti- 
nuam pacem que lantfrede vulgariter appellatur, fideliter conservemus. 1265 
Nr. 433. Nos Simon . . Paderburnensis episcopus et nos Henricus. .. lant- 
gravius Thuringie et dominus Hassie . . generale m pacem patrie .. pro- 
misimus inviolabiliter observare.“ S. 90, A. 14. Dieſer Gegenſatz zeigt die ſpäte Er⸗ 
faſſung des Landes als Hoheitsgebiet zur Genüge. Ich erinnere auch an den perſön⸗ 
lichen Gebrauch von „land“, Homeyer s. v., Hildebrand s. v., ähnlich dem von Reich. 
Natürlich behaupte ich nicht, man habe nicht ſchon früh vielleicht von Landfrieden ge⸗ 
ſprochen, obzwar es in dem Capitularia charakteriſtiſch lautet: „quia latro infidelis est 
noster et Francorum“, ſpäter aber: „unſer und des Landes Dieb“. Was ich be⸗ 
tone, iſt nur der dynamiſche Charakter, ein Wachstum des Begriffs, wie wir ihn 
eben auch bei „Reich“, „Staat“, „Stadt“, „Amt“ und anderen Rechtsworten immer 
gegenwärtig halten müſſen. Die Entwickelung vollzieht ſich allerdings innerhalb, ja 
ſogar mit Hilfe der Worte ſelbſt! Aber eben deshalb dürfen wir unſererſeits im Bedürfnis 
ihrer Erkenntnis Anfang und Ende in dieſer Wortgeſchichte gerade nicht gleich benennen, 
ſondern müſſen Haus und Reich des Königs, Volks- und Landfriede, Erde 
und Gebiet, Pfalz und Hof, Bann und Huld, in polarem Gegenſatze gebrauchen, 
nicht weil die Dinge ſo waren, ſondern auf daß wir ſie begreifen können. 
e) Die Wichtigkeit des Königtums für die Friedensbewegung in Deutſchland — 
im Gegenſatz zu Frankreich — wird allgemein betont. Siehe Nitzſch 281 ff., Görris 199ff. 
Gegen einen Reſt von Überſchätzung des kirchlichen Einfluſſes bei Görris mit Recht 
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Daß der Gegenkönig Rudolf als Richter des Volkes, nicht, wie die 
Salier es taten, als Lehnsherr ihrer Fürſten, ſtändig öffentlich dem Ge⸗ 
richt vorſitzt, rühmen die Zeitgenoſſen). Er, den kein Römerzug und 
kein auswärtiges Unternehmen in die Ferne ruft, hat es leichter, den 
alten Begriff des Volkskönigtums zu Ehren zu bringen. Angeſichts 
der Anſprüche der auswärtigen Politik muß ſeine Regierungsweiſe eine 
Ausnahme bleiben. Dem hat ſich ſelbſt ein Mann wie Lothar nicht 
entziehen können. So iſt es ein Abklang, kein Auftakt, wenn von 
Heinrich V. noch einmal gerühmt wird, er habe an den alten Ding⸗ 
ſtätten Sachſens jedermann das Recht gewieſen). Die Zugänglich⸗ 
keit für jedermann, nicht nur für feine Haus- und Hofgenoſſen, unter 
Konrad II. noch weſentlich, wird immer nebenſächlicher“). Die Leitung 
des ſich ins Ungemeſſene weitenden Hauſes und Hofes nimmt ſeine 
Tätigkeit als Herr, d. h. als Verwaltender, in Anſpruch. Denn 
das iſt die nicht zu bewältigende Forderung der alten Verfaſſung: nicht 
nur pouvoir legislatif und pouvoir exécutif, ſondern alle drei Ges 
walten, auch die richterliche, ſollen nicht getrennt gehalten werden. 
Geſetze geben hätte für einen König, dem ſeine Gehilfen die Arbeit ab— 
nehmen, nicht mehr Zeit erfordert, als er zur Verfügung hatte, aber die 
Rechtswaltung des täglichen Lebens, die damit unlöslich verknüpft 
ſchien, mußte er von ſich abwälzen. Deshalb widmet ſich der Herrſcher 
im 12. Jahrhundert vor allem den Angelegenheiten ſeines Hauſes und 
Hofes, ſtatt dem Amte des Volksrichters. An die Stelle des 
Pfalzgerichtes, das ſeit Beginn des 11. Jahrhunderts wegfällt, iſt nun 
das Hofgericht getreten, ſo wie ſpäter das Hofgericht vom Kammer⸗ 
gericht verdrängt werden wird. Erſt nachdem durch den Eintritt ſchrift⸗ 
licher Geſetze die Trennung von Geſetzgebung und Gericht entdeckt iſt, 
His 3RG. 34 (1913), 606. Die Gruppierung nach Stämmen, auf die allein unſer 
Augenmerk ſich richtet, wird demgegenüber mehr ſtillſchweigend anerkannt als beſonders 
hervorgehoben oder gewürdigt. 

) Vor allem in Bertholds Darſtellung tritt das hervor. Vgl. unten 210, Anm. 11. 

8) „Inde Merseburg, postea Goslariam adiit, omnibus super causa sua eum 
pulsantibus regio more iudicans.“ Chronica regia Coloniensis ad a. 1107. Ser. rer. 
Germ. 1880 S. 46. 

) Man vergleiche die beiden Anekdoten von Konrads II. und Barbaroſſas Regie⸗ 
rungsantritt. 1024 widerfährt den klagenden Bauern Gerechtigkeit, Hampe Deutſche 
Kaiſergeſchichte? S. 7. 1152 hebt Otto v. Freiſing (Gesta II, 3) das ſtrenge Gericht 
hervor, das „einer von ſeinen Dienſtleuten, welcher um einiger ſchwerer Vergehungen 


willen von ſeiner Gnade, als er noch nicht König war, ausgeſchloſſen war“ erleidet. 
Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 14 
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kann der König wieder wirkſam die öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten ordnen. 

Im beſchworenen Frieden hat ſich ſeit Heinrich III. eine Form der 
Geſetzgebung für die Volksſtämme gefunden. Aber immer noch kam das 
Perſonalitätsprinzip in ihm zum Ausdruck; der Friede wandte ſich an die 
Stammesangehöͤrigen, nicht ohne weiteres an die Gebietseingeſeſſenen. 
Die Gottesfrieden, als ausländiſches Gewächs, erſchweren uns den 
überblick, ob die Friedenswahrung des Herzogtums nicht längſt die 
geſetzgebenden Faktoren der Stämme beſchäftigt hat, bevor die Schrift 
ihren Dienſt auch der Stammesgeſchichte anbot, über die fie fo lange ſaſt 
völlig ſchweigt. Die Aufzeichnungen der Friedensbünde ſetzen nämlich 
geographiſch da ein, wo die Organe der Stämme, Landtag oder echter 
Herzog, ſchon verkümmert und wo daher Stammland und Herzogtum 
ſchon nicht mehr identiſch find “). Die „Landfrieden“ kommen deshalb 
zur Aufzeichnung, weil fie mit der treuga dei, trève de Dieu verquickt 
werden. Wie ſchon die Namen zeigen, iſt das eine ein echtes Inſtitut 
des deutſchen weltlichen Rechts, das andere ein Erzeugnis der entſetz⸗ 
lichen Landes not des ſüdlichen Frankreich vor allem, wo es feit etwa 989 
von dem Klerus, von dem geiſtlichen Arm, gepflegt wird. Die 
Landfrieden, von dieſem weſtlichen Einfchlag abgeſehen, find deut ſche 
Gebilde, ſchaffen deshalb nicht neue „Landfriedens gerichte“, ſondern weil 
ein Stamm und ein Stammeslandtag oder ein Herzog exiſtieren, des⸗ 
wegen können umgekehrt Landfrieden ergehen. Wenn Burchard von 
Urſperg ſagt, die einzigen ſchriftlichen Rechtsquellen der Deutſchen ſeien 
die Friedebriefe, fo zeigt ſchon dieſer Name, daß nur die Schriftlichkeit, 
der Brief, das Hinzukommende war, nicht etwa der Friede ſelbſt. Es 
iſt eben das Gegenſtück zu jenen Verfaſſungs⸗Weistümern ), von denen 
Berthold 1077 ſpricht. Auch dieſe ſelbſt ſind uralt, nur ihre Aufzeich⸗ 
nung etwas neues. Aber die Stammesgeſetzgebung iſt auch im 
11. Jahrhundert rüftig am Werke geweſen, mit anderen Worten: einen 
Stillſtand gibt es eben zu keiner Zeit, damals ebenſowenig als fonft ’”). 


10) Der geiſtliche Friede kann unter Umſtänden ohne Schwur bleiben. 1105 Constit. 1, 
615, Nr. 431. 

11) SS, V, 296 f.: ius publicum ignorantes, set neque scita sua plebeia q uam- 
vis a sciendo vocentur, plenarie satis scientes. 

1) Über das Zurückbleiben des Nordens in diefer Hinſicht vgl. Haſſe, Dänenrecht 
und Fremdenrecht zur Zeit Waldemars II., Kiel 1883. 
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Kein ſächſiſcher Friede iſt z. B. vor 1223 ſchriftlich überliefert, und doch 
iſt der Friede gerade in Sachſen energiſch gewahrt worden. Unſere 
Dokumente ſtammen faſt alle aus Gebietsteilen, in denen Surrogate der 
herzoglichen Gewalt ſich bilden. Sie dürfen unſer Urteil nicht einſeitig 
machen. Denn trotzdem kann die Friedenswahrung ſelbſt, wenn auch 
in anderen und kärglicheren Formen, als Sache des Herzogs ſchon in 
früherer Zeit betrachtet worden ſein. Man muß ſich deutlich vor Augen 
halten, daß die Herzöge nicht etwa gegen 1100 ein „Landfriedens⸗ 
gericht“ erwerben, ſondern die Funktion der Friedenswahrung iſt dem 
Begriffe des Herzogtums weſentlich“). Wenn ein ſo erleuchteter 
Schriftſteller, wie Otto von Freiſing, der „Einführung“ der Landfrieden 
mit keiner Silbe gedenkt, ſo kann das eben hierin ſeinen Grund haben. 

Deshalb, weil Perſonen, Länder, nicht Gebiete dem Frieden zu⸗ 
nächſt zu unterliegen ſcheinen, müſſen alle dieſe Frieden von jedem 
einzelnen beſchworen werden. Man verſucht die Auflegung von 
Zwangseiden. Indem nur der Schwörende in den Friedensbund hinein⸗ 
gehört, iſt ein Land friede im ſpäteren Sinne gerade noch nicht vor⸗ 
handen, wie wir ja auch aus der Sprache der Quellen geſehen haben. 
Es fehlt ein weſentliches Merkmal des modernen Geſetzes: die Geltung 
auch gegenüber dem Unwiſſenden. Der Friede verpflichtete nur den, der 
ſich ihm unterwarf, und nur denen gegenüber, die ihn gleichfalls be⸗ 
ſchworen hatten), weil das Gebiet als Geltungsbereich noch nicht ers 
kannt war. 

Alle dieſe Frieden werden für Teile der Deutſchen, für Stämme 
oder Unterſtämme erlaſſen. Indeſſen was ſich bei der Ent⸗ 
ſteh ung der Landfrieden noch als Hemmnis geltend macht, das 
wird durch den Inhalt dieſer Geſetze ſelbſt überwunden. Das 
Gewicht des verfaſſungsgeſchichtlichen Fortſchrites kann hier nur 
angedeutet werden. Allmählich werden nämlich die Stammes⸗ 
gebiete ſelbſt als das vom Frieden Ergriffene angeſehen. Sie, genauer 


12) Darauf iſt unter anderem deshalb jo großes Gewicht zu legen, weil die Ent⸗ 
wicklung in Ribuarien und Oſtfranken anders unverſtändlich bleibt. Der Begriff „Land⸗ 
friedensgericht“ hat das verſchuldet. Siehe darüber Herzogsgewalt und Friedensſchutz 
1911, S. 67 ff. und dazu hier die Abſchnitte: „Herzogtümer der Reichskirchen“ und 
„Das Stammland Salfranken“. Nitzſch S. 277. 

10) ber die prinzipielle Bedeutung des Friedens von 1235 als eines „Edictum 
perpetuum“ H. Böhlau, Nove Constitutiones Domini Alberti 1858 S. 82. 

14 * 


212 Zweiter Teil. Das Reich. 


alles Volksgebiet in ihnen, z. B. die Straßen, werden befriedet und die 
auf ihm Verweilenden, welch Rechtes ſie auch ſein mochten, geſchützt 
und geleitet. Die Perſonen werden wegen ihrer räumlichen Gegenwart 
befriedet, als Inſaſſen eines Gebiets). Dem bei den Stämmen hier⸗ 
durch erreichten Zuſtand entſpricht das Walten der Geſetzgebung im 
Reich ſeit 1180. Sogleich präſentiert ſich uns die neu errungene Hand⸗ 
lungsfähigkeit „Deutſchlands“ “). Was bis dahin gefehlt hatte, iſt 
erreicht; jetzt können Kaiſer und Reich alsbald für jedermann verbind⸗ 
liche Geſetze erlaſſen, denn Deutſchland iſt überwiegend in Herr⸗ 
ſchaftsgebiete aufgeteilt. 1186 ergeht das erſte echte deutſche 
Reichsgeſetz, das für die fi nes imperii gilt!“) Zwar ſcheint 
es, als könnte Barbaroſſa ſchon 1152 ein Geſetz für „Deutſchland“ er⸗ 
laſſen haben, aber daß es als nur für Italien in Geltung ſtehend an⸗ 
geſehen worden iſt, mag die Überlieferungsgeſchichte deutlich machen). 
Der Friede von 1152 iſt uns ausſchließlich durch Vermittelung der Libri 
Feudorum erhalten, ſollte alſo in der Lombardei Verbindlichkeit haben, 
das Geſetz von 1186 gegen die Brandſtifter iſt uns in nicht weniger als 
vier deutſchen Faſſungen, bezeichnenderweiſe darunter auch wieder bei 
dem Juriſten Burchard v. Ursperg, überliefert. Dies zuerſt gilt für die 
„fines imperii“ und meint damit nur das Gebiet der deutſchen Stämme 
und Marken, das Reich und die Reichsfürſtentümer, nicht etwa das 
abendländiſche Kaiſerreich. Imperium heißt alſo hier das Reich 


15) Vgl. über die Entſprechung von Herzogtum und Geleitsgebiet S. 126: 195. 

16) Eine Urkunde von 1166 ſagt zwar ſchon (Origines Gulficae III, 500, Ficker⸗ 
Puntſchart II, 1, 88): quoniam honor et gloria Romani imperii in hoc consistit, 
quod ea quae ab imperatoribus vel regibus coram regno rationabiliter 
promoventur, firma sint. Aber ſie iſt charakteriſtiſcherweiſe unecht nach Breßlau, Urkunden⸗ 
lehre I!, 700 Anm. 

1) Es iſt das Nürnberger Geſetz contra incendiarios. MG. Constit. I, 449, Nr. 318: 
Decet . .. generali populo rum province ia rum (sic) tranquillitati .. . provideri. 
$ 9: Fines imperii abiuret. 5 23: Ut autem haec tam utilis ordinatio omni tempore 
rata permaneat et eo quo edicta est tenore inconvulsa consistat, eam legibus prae- 
decessorum nostrorum imperatorum atque regum iussimus interseri et perpetuo 
iure servari. In Italien iſt es weder überliefert noch benutzt worden. 

16) Die einzige geſetzliche Beſtimmung, die ein deutſcher Kaiſer für Deutfchland 
und Italien zugleich getroffen hat, ſteht allerdings in dieſem Geſetz von 1152: Ut autem 
aequitas quae in paribus causis paria juria desiderat, per universitatem totius 
imperii servetur, firmiter statuimus, tam in Italia quam in Alamannia, ut qui- 
cumque indicta publica expeditione ad suscipiendum imperii coronam regem aut 
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gegenüber den Stämmen, das iſt das neue gegenüber der Ver⸗ 
gangenheit. 

Einen „imperialen Gedanken“ der Stauferzeit gibt es mithin aller⸗ 
dings. Er hat es aber an erſter Stelle mit der Zuſammenfaſſung 
der Deutſchen zu einem Reiche = imperium zu tun. Reich konnte 
lateiniſch ebenſogut mit regnum wie mit imperium überſetzt werden, 
je nachdem der Inhaber ein König oder Kaiſer war ). Konnte doch 
Friedrich II. 1227 ſchlechtweg „imperator Germaniae“ genannt 
werden ). Ganz natürlich entſtand nach einer Weile der Vermiſchung 
das dringende Bedürfnis, das Kaiſerreich auch in räumlicher Beziehung 
in das deutſche Reich und das Weltreich auseinanderzulegen. So kommt 
im 13. Jahrhundert der Ausdruck regnum Teutoniae, regnum Alle- 
manniae in häufigeren Gebrauch. Aber dies iſt eine Neuerung. 
Man bedarf eben dringend einer Unterſcheidung der römiſchen 
Weltreichsanſprüche von den innerdeutſchen Reichsangelegenheiten als 
Ganzem. Man läßt alſo den Akzent, den man in den erſten Jahrzehnten 
auf die Formel princeps imperii gelegt hatte?), fallen und wählt in 
Anlehnung an antike Rangſtufen das bequemere Prädikat illuster als 
Kennwort des reichsfürſtlichen Standes. Der innerdeutſche Gegenſatz 
von Reich und Stamm iſt ja nun aufgelöft, alſo wird von dieſer inner⸗ 
deutſchen Antitheſe das Wort Reich nicht mehr mit Beſchlag belegt. Der 
Fanfarenruf, des Reiches zu werden und niemandes ſonſt, kann gerade 
durch die Feſtſtellung des neuen Reichsbegriffs allmählich abklingen“). 

Die Quellen werden gerade und nur zwiſchen 1150 und 1250 nicht 
müde, das Wort imperium zu gebrauchen, oft mit einem eigentümlichen 
Nachdruck). Da dieſe Tatſache ſchon rein quantitativ in die Augen 
sub rege dominum suum non adjuverit... II, F. 55 $ 13 Lehmann S. 179. 
Daher kann es auch ein Landfrieden für Schwaben ſein, der um dieſes gemeinſamen 
Satzes willen von den italieniſchen Juriſten rezipiert wurde. Auch dann iſt es aber 
kein „Reichsgeſetz“. Die Frage iſt aber vor allem deshalb unweſentlich, weil es ſich 
nur um einen Lehnrechtsſatz handelt, während 1186 das Landrecht geändert wird. 

194) Eine Feſtſtellung, die z. B. ſchon Bloch macht, Kaiſerwahlen S. 298 A. 2 und 
die ihn daher vor aller extenſiven Auslegung der Worte imperium uſw. hätte ſchützen müſſen. 

10) Böhmer, Acta imperii 259 Nr. 293. 

20) S. oben S. 145ff. 

21) Siehe über das entſprechende Verhalten Eikes von Repgow oben S. 149. 

n) Ein eklatantes Beiſpiel aus Barbaroſſas Zeit, wo dies Beſtreben kulminiert, 
oben II, 8 Anm. 31 Urkunde von 1166, dort wird der Herrſcher für den Zeitpunkt, wo 
er die Königskrone in Aachen empfängt, als imperator Romanorum bezeichnet 
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fällt, ſo hat man ſie viel vermerkt, aber immer einſeitig auf die Idee 
des römiſchen Weltreiches bezogen. Es bleibe dahingeſtellt, wie weit 
darin auch dieſe Idee ſich verkörpert. Einen Anteil daran wird ihr 
jeder zuſprechen müſſen. Aber wenn wir von Blitzlichtern, wie den 
kurzen Beziehungen zu England, abſehen, ſo gibt es in der nüchternen 
Welt der Erſcheinungen wenig Gebilde, denen dieſe Idee ſich als ihrer 
realen Erzeugniſſe hätte rühmen können. Mag ſie als Gedanke die 
Geiſter mächtig erregt haben; — die politiſchen Veränderungen, die fie- 
in ihrem neuen, ganz antik und ganz international gefaßten Umfang 
ſeit 1152 auf der Landkarte Europas hervorgerufen hat, ſind unweſent⸗ 
lich. Auch die Geſchicke Italiens und Siziliens ſind durch mittel⸗ 
alterliche Erbrechtsſätze und durch die Handlungen Heinrichs VI., nicht 
durch das Weltkaiſertum entſchieden worden. Und die ſelbſtändigen 
Staatengebilde Europas haben ſich vielmehr gerade in dieſem Jahr⸗ 
hundert nur noch entſchiedener ausgeſtaltet. So hätte der Kreis von 
Männern, der die Staufer umgab, mit Blindheit geſchlagen ſein müſſen, 
wenn er die einzelnen germaniſchen Volkskönigreiche über dem Phantom 
einer völligen Reſtauration hätte überſehen ſollen. Offenbar kann daher 
jenes Wort „imperium“ nur eine Richtung andeuten, in der man 
ſich vorwärts zu bewegen gedachte. Es geſchieht aber den Menſchen 
meiſtens, daß ſie nur von dem reden, was ſie neu hinzu bringen und 
gebracht ſehen wollen; was aber als ſelbſtverſtändlich voraus geſetzte Um⸗ 
welt dieſes Neuen beſtehen bleiben ſoll, findet in den bewußten Auße⸗ 
rungen keine Erwähnung, weil es das Intereſſe des nur auf ſein Ziel 
hin erregten Geiſtes nicht zu feſſeln vermag. In ſolchem Fall fällt es den 
Nachlebenden ſchwer, aus den Außerungen des Zeitbewußtſeins neben 
der klar ausgedrückten Richtung der Bewegung auch den Grad zu 
beſtimmen, in welchem ſie Geſtalt und Wirklichkeit gewonnen hat. Aus 
der Nutzanwendung auf unſere Frage gewinnen wir die Freiheit zurück, 
hinter dem Intereſſe der Zeit am „Imperialismus“ politiſche Ideale 
und politiſche Wirklichkeit zu trennen. Wir dürfen fragen, ob neben der 
internationalen Herrſchaft ſich nicht noch andere Werte dahinter ver⸗ 
bergen können. Die Worte „Kaiſer“ und „Kaiſertum“ zwiſchen 1154 
und 1198 dürfen uns, wie geſagt, nicht präjudizieren. Und ſo hat 
unſere Erklärung, welche den „Reichsgedanken der Stauferzeit“ teilweiſe 
auch aus der Auflöſung von Königsrecht und Stammesrecht in Reichs⸗ 
recht zu begreifen ſucht, und die alſo dem „Reich“ einen inner⸗ 
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deutſchen Gegenſatz gibt, die Bahn frei). Die Vervollkommnung 
des geſetzgebenden Apparates beſteht darin, daß Königtum und Stämme 
nach den mannigfachen Zwiſchenformen „provinzialer“ Landfrieden 
mittels der Organiſation als „Kaiſer und Reich“ fähig geworden ſind, 
zu einer allgemeinen Wirkſamkeit und Entwicklung zuſammenzugehen. 
So dünkt uns die Idee des „Imperium“, indem ſie zur Stärkung 
des Volkskönigtums diente, für ein innerdeutſches Problem praktiſche 
Dienſtt geleiſtet zu haben, eine Auffaſſung, die auch von anderer Seite 
für ein anderes Verhältnis, nämlich für die Verfaſſungsform der 
Ziſterzienſerklöſter, jüngſt vertreten worden iſt?). 


25) Ich verweiſe für das Vorſtehende auf die Abſchnitte „Stamm und Reichsfürſt“ 
und „der Römiſche König“ und unſere Erörterung RG. 34 (1913), 488 ff. 

8) Hirſch, Die klöſterliche Immunität 1913, S. 112 ff. Vgl. K. Chr. Planck, 
Teſtament eines Deutſchen 1881 S. 478 f.: „Wie hätten denn gerade die Stämme, 
welche noch am allerkürzeſten zu einer politiſchen Einheit vereinigt waren, und bei welchen 
(wie namentlich bei den Sachſen) das engere Stammesbewußtſein noch ſo ſtark blieb, zu 
einem ſolchen unmittelbar nationalen Streben kommen ſollen? zumal da eben ſie in 
den ſpäteren Zeiten, in welchen das Nationalgefühl anderer Staaten erſtarkte, am 
wenigſten ein ſolches zeigen! Nein ... weil das deutſche Königthum dieſe ſpezifiſch 
chriſtliche und in ſolchem Sinn univerſelle Grundlage hatte, und darauf ſeine Macht be⸗ 
ruhte, mußte es auch in Bälde zum Kaiſerthum, zur univerſell chriſtlichen Macht 
des Abendlandes, ſich erheben. Hierin erſt, nicht in einem beſchränkt nationalen Berufe, 
hatte es das volle Bewußtſein ſeines unterſcheidenden Urſprungs und Weſens.“ 


Elfter Abſchnitt. 
Die Kurfürſten. 


Im Jahre 1198 zuerſt findet die Erhebung eines Königs aus 
neuem Hauſe ſtatt, ohne daß jene Scheidung in Stämme Platz gegriffen 
haben kann, die wir noch 1125 und 1138 vorfanden und die aus dem 
Bau der urſprünglichen Verfaſſung notwendig hervorging. Die reichlich 
fließenden Quellen ſchließen eine ſolche Annahme für die Wahl 
Ottos IV. nach Heinrichs VI. Tode ſchlechthin aus. 

Aber das Fehlen dieſer Gliederung hätten wir aus inneren 
Gründen bereits ſelbſt folgern können. Denn nach den Reſormen 
Barbaroſſas, der Zerſtückelung der Herzogtümer und — wichtiger noch — 
der Einbeziehung der Marken konnten allerdings die deutſchen Stämme 
und die deutſchen Stammesherzogtümer nicht länger als Träger der 
Souveränität bei erledigtem Throne gelten. Denn der Reichstag hatte 
ja über den vereinigten Landtag geſiegt. Die Sohnesfolge hingegen, 
die 1169 ſtattgefunden hatte, konnte ſich in den alten Formen auch jetzt 
noch bewegen und hat ſich tatſächlich abgeſpielt, ohne daß die Zeit⸗ 
genoſſen irgend etwas zu erinnern fanden, das ihnen neu und auf⸗ 
fällig geweſen wäre). Wie aber verhielt man ſich in dem neuen 
„Reiche“ bei einer echten Neuwahl? 

Reein logiſch können wir da folgendes erſchließen. Da wir gezeigt 
zu haben glauben, daß die Reichsfürſten nur die Rolle der Stammes⸗ 
verbände, nicht aber die der Fürſten innerhalb der einzelnen Stämme, 
übernehmen, ſo muß der geſamte Fürſtenſtand auch 1198 noch berechtigt 
ſein, an der Wahl des Königs teilzunehmen. Es konnte das nicht wohl 
anders ſein; denn vorher hatten den König die Landsgemeinden der 
Stämme, zu denen Grafen und Edle gehörten, nach allgemeiner Be⸗ 
ratung gewählt. Das Vorrecht des Anführers in jedem Stamm war 
es dann, das Wahlreſultat dem Erwählten im Namen des Stammes 


1) Abgeſehen von der Fahnenbelehnung 1189, über die oben S. 137. 
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zu übergeben. Darauf kürte ſich endlich jeder einzelne den neuen König 
zu ſeinem Herrn. Jetzt aber wählte den König die Reichsverſammlung, 
die aus genau denſelben Perſonen, Herzögen, Grafen und Edlen, wie 
bisher, beſtand, d. h. aus den Stammesfürſten, und nur hinſichtlich der 
beiden weiteren Handlungen mußte eine Neuordnung Platz greifen. 
Wäre das Reich genau in der gleichen Weiſe, wie einſt in Stämme, ſo 
jetzt in Reichsfürſtentümer „zerfallen“, ſo ließe ſich theoretiſch nur ſoviel 
vermuten, daß die neuen Reichsfürſtentümer bei der echten Wahl von 
ihren Inhabern dem Herrſcher „übergeben“, tradiert werden müſſen, ſtatt 
wie bisher die Stämme. Daß dies tatſächlich ſtattgefunden hat, glauben 
wir bereits gezeigt zu haben und ſo können wir dieſen Punkt hier auf 
ſich beruhen laſſen. Denn nicht ſo augenſcheinlich, aber ebenſo gewiß 
und wichtig iſt ein weiterer Schluß: Der „Zerfall“ des Reichs in Reichs⸗ 
fürſtentümer iſt keine einfache Wiederholung der Einteilung in Stämme. 
Die Stämme waren gleichgeordnet nebeneinander und ein weiteres ein⸗ 
teilendes Prinzip für ihre gemeinſame Organiſation bei der Königswahl 
iſt daher nicht denkbar. Ein ſchöner Beweis dafür, wie ſehr man unter 
dieſer Ungeſtaltheit litt, iſt jene Vierzigmänner⸗Kommiſſion vom Jahre 
1125. Anders bei den neuen Fürſtentümern. Sie bildeten ja zuſammen 
das Reich; das aber war ein Rechtskörper mit ausgebildetem Glieder⸗ 
bau. Daher iſt von vornherein nicht die abſolute Gleichordnung aller 
ſeiner Glieder bei der Neuwahl zu vermuten, ſondern im Gegenteil, die 
theoretiſche Wahrſcheinlichkeit ſpricht für ein geſtaltetes, funktionell ver⸗ 
ſchiedenes Handeln der Glieder des Reichs je nach ihrer bereits ander⸗ 
weit hergebrachten Stellung im Königshaus. 

Bevor wir dieſe auf konſtruktivem Wege erwogenen Vermutungen 
zur Verantwortung vor den Stuhl der geſchichtlichen Wirklichkeit laden, 
muß ein merkwürdiges Quiproquo aufgeklärt werden, in das man bei 
der Sohnesfolge der Jahre 1169 und 1220 verfallen iſt?). Denn da 
man dieſe Ereigniſſe bisher ohne weiteres mit in die Geſchichte der 
neuen, erſt ſeit Barbaroſſa entwickelten Formen der deutſchen Königs⸗ 
wahl hineinrechnet, ſo ſind wir verpflichtet, unſererſeits mindeſtens ihren 
tatſächlichen Verlauf kurz feſtzuſtellen. Damals ſoll nämlich eine 
kirchenrechtliche „electio per unum“ ſtattgefunden haben, das Kolleg 


) Für den Hergang im Jahre 1169 muß ich hier teilweiſe wiederholen, was ich 
bereits ZRG. 34 (1913), 528 f. ausgeführt habe. 
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der Wähler hätte ſich alſo ſchon korporativ Haupt und Glieder geſchaffen. 
Wir, die wir friedlich die gerade Straße einer rein deutſchen Rechts⸗ 
entwicklung zu ziehen meinten, müßten allerdings fürchten, uns auf 
dem Holzwege zu befinden, wenn der deutſche Königsſohn durch die 
Fürſtenſchaft mit Hilfe eines einzigen Mannes, eines Vorwählers, des⸗ 
halb im 12. Jahrhundert gewählt wurde, weil die franzöſiſchen und 
italieniſchen Kanoniſten dieſe Art der Wahl — eben damals ent⸗ 
deckten!) 

Ja, die beiden Stellen ſollen nach anderen ſogar beweiſen, daß 
„eigentlich“ der Kaiſer ſelbſt bei der Wahl ſeines Sohnes die erſte 
Stimme abzugeben hat): Der Hausherr, der nach uns den Sohn 
neben ſich auf den Hochſitz nimmt, habe in Wahrheit damals ſchon mit 
unten in der Schar des Geſindes geſtanden, allerdings als erſter in dieſer 
Schar, ſozuſagen der regierende König als Hausmeier ſeines Nach⸗ 
folgers. Immerhin habe er — weshalb wird nicht geſagt — von dieſer 
Rangerhöhung zum maior domus nicht perſönlichen Gebrauch gemacht, 
ſondern einen Geiſtlichen mit ſeiner Vertretung beauftragt. 

Beſonnenere Forſcher haben ſolche Kombinationen abgelehnt); 
wird doch anderwärts die Erhebung von 1169 ſchlicht als Beſcheidung 


) Hugelmann, der Verfaſſer des Buches über die „Königswahl im Corpus iuris 
canonici“, läßt eine kirchliche Lehre des ausgehenden 12. Jahrhunderts in den Jahren 
1056, 1169, 1220 und ſonſt am deutſchen Königshofe handhaben. MIO. 27, 230ff. 

) Krammer, Das Kurfürſtenkolleg, 1913, S. 11, über die Erhebung von 1169: 
„Dieſe Erhebung vollzog ſich in einer von dem ſonſtigen Brauche abweichenden Form, 
indem nämlich an erſter Stelle unter den Fürſten der Kaiſer ſelber, vertreten durch den 
Erzbiſchof von Mainz, den jungen Heinrich erkor.“ S. 59: „Der jeweilige Kaiſer oder 
König hat, wenn ſein Sohn neben ihm erhoben wird, das Recht, jenen an der Spitze 
der übrigen Fürſten formell zu küren, das heißt: ihn als Inhaber königlicher Gewalt zu 
bezeichnen [d. h. das „küren“ wird ein wenig in ſeiner Bedeutung abgeſchwächt, um die 
Teilnahme des Vaters ſchmackhaft zu machen]. .. Friedrich I. hatte ſeinerzeit den 
Mainzer Erzbiſchof als den „Erſten an der Kur“ mit ſeiner Vertretung beauftragt 
[obwohl der Kaiſer ſelbſt anweſend war!], nun erkor einer der Vormünder Heinrichs. 
Otto von Würzburg, ihn an des Kaiſers Stelle zum König.“ Ihm hat ſich z. B. Buchner 
angeſchloſſen. 

5) Zu ihnen gehört Stutz, Der Erzbiſchof von Mainz und die deutſche Königs⸗ 
wahl 1910. Gegen ihn wendet ſich deshalb Hugelmann MIOG. 34 (1913), 356. 
Vgl. Bloch, Kaiſerwahlen, S. 330, Anm. 3, der von der zweiten Stelle z. J. 1220 aber 
nur ſagt (S. 331): „jedenfalls reicht die Stelle weder mit Rückſicht auf ihren Verfaſſer 
noch auf ihren Inhalt aus, um für ſich allein die ſchwerwiegende Folgerung Hugelmanns 
zu tragen, mit der er Lindner zu Hilfe kommen wollte.“ 
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durch den Vater (Deſignation) bezeichnet). Aber noch erübrigt, die 
beiden Quellenzeugniſſe, auf denen dieſe Hypotheſe allein beruht, nicht 
als unerheblich abzulehnen, ſondern als wertvoll richtig zu interpretieren. 
Denn nur wenn dieſe Zeugniſſe als brauchbare Bauſteine in die Mauer 
unſeres Wiſſens eingefügt ſind, ſind wir endgültig davor geſchützt, doch 
noch einmal bei Wege über fie zu ſtolpern. 1169 heißt es): Der Kaiſer 
hielt einen Tag in Bamberg. Hier wurde Heinrich, des Kaiſers Sohn, 
der fünf Jahre alt war, zum König erkoren, wobei der Erzbiſchof von 
Mainz an ſeiner Statt vorſprach. 

Und 1220): Heinrich, der Sohn des Kaiſers, noch ein Kind von 
zehn Jahren, wird mit Hilfe des Biſchofs Otto, deſſen Pflege ihn der 
Vater übergeben hatte, mit Einſtimmigkeit der Fürſten zum König 
erkoren. 


. Der neue König ſoll dem Reiche Hulde tun, er ſoll den einen 


* 


Amtseid ſchwören, der fortan für ihn Zeit ſeines Lebens die königliche 
Gewalt ſtabiliert, d. h. die Unmöglichkeit, ſich wie jeder andere Volks⸗ 
genoſſe nach Volksrecht jemals gelobend zu verpflichten. Der neue 
König muß bei dem Empfang feiner Würde handeln; folange der 
Hausherr das Kind völlig zudeckt, einfach zu ſich auf den Sitz nimmt, 
iſt das nicht nötig. Sobald das Haus eine Verfaſſung bekommen hat, 
wie das der Lehnsherren im 12. Jahrhundert, kann man daran denken, 
den Sohn irgendwie auch bei der Kur vom Vater abgeſondert zu reprä⸗ 
ſentieren). In beiden Stellen wird die Handlung des Biſchofs in 
einem Atem mit der Unmündigkeit des Königsſohnes erzählt. Der Erz⸗ 


) Chron. Urſp. SS. XXIII, 358: Heinricum ... quem designavit [ Subjekt: 
Friedrich I.] fieri imperatorem. 

) Die Annalen von Pegau berichten: MG. 88. XVI, 260: Imperator Fridericus 
curiam habuit in Babinberc, ubi Christiano episcopo vice eius prolo- 
quente Heinricus, filius imperatoris quinquennis, in regem eli- 
gitur, et in festo 8. Johannis baptistae Aquisgrani intronizatur.“ 

6) Neuenburger, Fortſetzung der Marbacher Annalen, Scr. rer. Germ., ©. 89: 
„Heinricus vero filius imperatoris, admodum puer quasi decennis, per Ottonem 
Wirzeburgensem episcopum, cuius tutele deputatus fuerat a patre, de consensu prin- 
cipum in regem electus.“ 

) Im übrigen iſt eine ſolche abgeſonderte Vertretung ja längſt gebräuchlich geweſen. 
Ich erinnere nur an Heinrichs III. Pfleger. Sie iſt nichts beſonderes des Königshauſes. 
Vgl. E. Mayer⸗Homberg, Studien zur Geſch. des Verfangenſchaftsrechtes, 1913, S. 24, 
Anm. 75. 
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biſchof von Mainz „ſpricht vor“, prolocutor iſt der techniſche Ausdruck 
für den Fürſprech). Der Erzbiſchof ſpricht die Worte, die der fünf⸗ 
jährige Knabe nicht ſprechen kann; die Weistümer ſagen, die Ver⸗ 
fügungen ſollen erfolgen mit des Kindes Hand und des 
Vogtes Mund ). Oder es heißt: „fi ſprechent och, wer ein Kint 
ſo klein und es nit ſo vil vernunft hette und gan köndi oder ſin 
wort bruhen, wen das es vogtbar weri, fo mag es fin vogt an 
finarmnemen oder der nächſt vattermag, und möcht daz och für 
das obtach tragen ſiben ſchuh weit und verjünſten (das und das zu 
tun) . . . und ſoll das als guot kraft und macht han als wer es vor dem 
rechten beſchehen.“ 1220 iſt der Königsſohn immerhin zehn Jahre. 
„Sin wort bruhen“ kann er ſchon, aber der Biſchof, der ſein Vogt iſt, 
muß mitwirken; mit des Vormunds Hilfe findet die Wahl 
ſtatt ). Hatte der Pfleger alfo „feine Einwilligung zum Rechtsgeſchäft 
erteilt, fo konnte das Mündel ſelbſt abſchließen“ ). Unmöglich hin⸗ 
gegen kann eben der Vogt des Kindes dieſes ſeinerſeits kieſen. Er bildet 
ja gegenüber der Rechtswelt mit dieſem Kinde eine Einheit. Gerade 
ihn alſo 1220 dazu unter vielen Fürſten auszuſuchen, um gültig mit 
ſeinem Schützling zu kontrahieren, iſt ein Gedanke, der weder damals 
noch heute das Licht der Wirklichkeit verträgt. Den Weg aber, den wir 
in unſerer Schrift beſchritten haben, nur Hausherrſchaft und Gemeinde⸗ 
recht zu unterſcheiden, rechtfertigt nun dieſe Abwehr ſcheinbarer Be⸗ 
denken noch einmal; die Quellen ſperren ihn auch hier nicht als 
Schranke, ſondern flankieren ihn als Schützende Pfoſten. Zwei bloße 
überſetzungsfehler haben die Verwirrung angerichtet. 

Nunmehr können wir uns der erſten echten Neuwahl zuwenden, die 
im neuen Reich vollzogen wird. Im Jahre 1198 treten die Folgen jener 
das Glück gefährlich herausfordernden Kreuzzugspolitik grell zutage, die 
einſt ſchon Konrads III. Bruder Friedrich das Herz gebrochen hatten ). 


10) Es genügt der Hinweis auf Nietzſche, de prolocutoribus, 1830. 

1) Grimm, Weistümer IV, 273. Das Nähere bei Hans Fehr, Die Rechtsſtellung 
der Frau und der Kinder in den Weistümern, 1912, S. 184ff. 

18) Ich bemerke ausdrücklich, daß unſere Überſetzung des „per Ottonem“ nichts 
künſtliches hat; denn es ſteht nicht etwa: ab Ottone eligitur! 

18) Fehr a. O. Ä 

14) Für die hausrechtliche Seite der Wahl von 1198 muß auf den erften Teil S. 68 ff. 
verwieſen werden. 
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Als Heinrich IV. ſtirbt, ſind Erzkanzler und Seneſchall des Reiches 
ſowohl der Erzbiſchoͤf von Mainz wie der Pfalzgraf bei Rhein im 
heiligen Lande, ſeine Gattin und ſein kleiner Sohn in Italien; 
ſeinem Bruder Philipp ſteht als Herzog v. Schwaben irgendein 
Laderecht den Fürſten gegenüber nicht zu. Die Sukzeſſion in die 
Stellung des Mainzers kann mit beſſerem Rechte der Erzbiſchof von 
Köln geltend machen. Philipp, der ja im Rechtsſinne nicht Prinz, nicht 
mehr Mitglied des Königshauſes iſt, muß mit häufigen Briefen und 
Boten „bitten“; der Erzbiſchof von Köln lädt zum Tage, auf dem auch 
Berthold von Zähringen und Bernhard von Sachſen ſich einfinden wollen. 
Der Kölner wahrt weiter das formale Recht, inſofern er auf rhein⸗ 
fränkiſcher Erde, in Andernach, den erſten Tag nicht nur mit Fürſten, 
ſondern auch mit Grafen und Edlen abhält. Hier aber beſchließt man, 
der Erzbiſchof ſolle nach Köln zur Wahl alle Fürſten laden, d. h. er ver⸗ 
ſteht ſich dazu, lieber auch dem Orte nach die Stellung des Mainzers 
vollſtändig zu beanſpruchen ). Es iſt das einzige Mal, daß ein Wahltag 
in Ribuarien gehalten werden ſoll, aber er iſt auch nicht mehr als Ver⸗ 
ſammlung der Stämme, ſondern der Reichsfürſten — nach 1180 — zu 
denken. Von einer Wahl durch die Stämme könnte ſchon bei der lächer⸗ 
lichen Minorität, über die Köln verfügt, die Rede nicht ſein. Indeſſen 
muß dieſe Ordnung, wie hinreichend dargetan, auch rechtlich als ſchon 
zerſtört gelten durch die Feſtlegung des neuen Reichsbegriffes im Jahre 
1180. Seitdem beſteht das Reich im Rechtsſinn nicht mehr aus 
Stammesgebieten wie wir gezeigt haben, ſondern aus Reichsfürſten⸗ 
tümern ſchlechtweg. . 
Auf Grund der neuen Rechtsbaſis des Reichs und von der Anſchauung 
aus, daß der Königsſohn regierungsunfähig und das Königshaus ſomit 
zerſtört iſt, verfährt Adolf mithin formal korrekt, wenn er ſich unterfängt, 
im Einverſtändnis mit dem Trierer Kollegen die Fürſten des Reiches als 


18) Über das Vorgehen des Kölner und Trierers vgl. Kölner Königschronik. Nam 
Coloniensis et Trevirensis archiepiscopi electionem regis sui juris esse firmantes 
habito consilio apud Andernacum cum Bernhardo duce Saxoniae et aliis episcopis 
et comitibus et nobilibus plurimis, curiam omnibus principibus in Colonia habendam 
prefigunt. Krammer, Quellen, S. 40. Arnold v. Lübeck ſagt ausdrücklich: „Conradus 
Moguntinus, qui quidem presentialiter aberat, ....Cuius vicem in omnibus 
negotiis ordinandis ipse Coloniensis tenebat. S. oben S. 49. Jedenfalls 
liegt auch hier wieder bei den Erzbiſchöfen der ernſthafte Verſuch vor, ſich auf den Boden 
des Rechtes zu ſtellen, eine Tatſache, die immer wieder hervorgehoben werden muß. 
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ſolche, als Fürſtenſchaft zu berufen. Das formale Recht ſteht ihm beſſer 
zur Seite, als den Weiblingern 1138 und man darf vielleicht ſogar ſagen 
1152 bei der Form ihres Vorgehens. Hier kommen wir zu dem Punkte, 
der oft mit Stillſchweigen übergangen wird: Die Staufer ſind es, die 
das alte Recht zerſtört haben, 1138, 1180. Dann erſt ſpringt der Pfeil 
auf den Schützen 1198 zurück. Es iſt mit einem anderen noch rieſen⸗ 
hafteren Vorgange nicht anders: Lebhaft beklagt man heute, daß die 
Kurie 1246 auf feierlichem Konzile einen deutſchen Kaiſer abzuſetzen ſich 
erkühnt hat; aber in unſerer Neigung für das glänzende ſtaufiſche Ge⸗ 
ſchlecht überſehen wir zu leicht, daß der erſte deutſche Kaiſer, deſſen 
Bannung und Abſetzung durch ein Konzil Erfolg hatte, wirklich zum 
Ziele führte, kein Staufer, ſondern ein Welfe war. Gern hat ſich die 
mächtige Ghibelliniſche Partei im Reiche 1215 die förmliche Entthronung 
Ottos IV. durch das lateraniſche Konzil gefallen laſſen. Heinrichs IV. 
und Philipps Sturz mißlang wie der Barbaroſſas; der unbeliebte Welfe 
erlag. Und wahrlich, Ottos Vergehen waren keine anderen als ſpäter 
die Friedrichs II. Was im Jahre 1215 unter Beifall der Deutſchen ge⸗ 
ſchehen war, das mußte wohl 1246 als Rechtens gelten. Der Fluch des 
Stauferhauſes wirkt hier wie 1198. Der kirchliche Einfluß hat in 
Deutſchland ſtets nur als Verbündeter irgendeiner einheimiſchen Volks⸗ 
partei nennenswerte Erfolge erringen können, ſo Gregor VII. allein 
durch den Stammeskrieg der Sachſen. Die Geiſter, die man ſelbſt über 
die Berge zu Hilfe gerufen, wurde man freilich nur mühſam wieder los. 
Die ſtaatsrechtlichen Folgen des kirchlichen Abſetzungsrechtes erloſchen erſt 
mit Karls IV. Thronbeſteigung, die des Inveſtiturſtreits erſt mit der 
deutſchen Reformation, indem der Widerſpruch zwiſchen Reichsfürſten⸗ 
ſtand und Abhängigkeit von Rom hier zuerſt prinzipiell gelöft wurde. 
Genug der politiſchen Betrachtungen. Wozu ſie verhelfen können, 
iſt die Anſicht, daß im Jahre 1198 die Formen des Förſtenwahlrechts 
weit weniger willkürlich gehandhabt worden ſind, als man heute zu⸗ 
geſtehen will. Und doch wäre nichts rätſelhafter, als ſolche Willkür. 
Bekanntlich kommt es damals zu zwieſpältiger Wahl. Sowohl Philipp 
von Schwaben wie Otto von Poitou behaupten, zum römiſchen Könige 
rite erhoben zu ſein und kündigen dem Papſte die Romfahrt an. Beide 
Parteien ebenſoſehr wie der von beiden durch ihre Anmeldung zur 
Parteinahme gezwungene Innozenz III. ſuchen nach Gründen, um die 
Welt von ihrem Herrſcherrecht zu überzeugen. Wo in aller Welt ſollen 
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ſie aber ſolche Gründe finden, wenn nicht in den Satzungen des Rechts? 
Wie kann man ſich rechtfertigen ohne Recht? Die Zwiekur von 1198 muß 
alſo in eminenter Weiſe als Rechtsfall angeſehen werden. Daher kann zu 
ihrer Löſung von theoretiſchen Argumenten damals nur das was ſchon 
Rechtens war, das alte Recht bis 1198, verwertet worden fein und ent⸗ 
ſprechend müſſen wir heutigen verfahren. Die Wahl von 1198 an die 
Spitze der Betrachtung der Königswahlen überhaupt rücken, heißt ihr 
Weſen von vornherein verkennen. Von allen drei Inſtanzen, Otto, Inno⸗ 
zenz, als auch von Philipp“) wird eingeräumt, daß bei dieſer Wahl — 
wir ſehen von Ort und Gerät ab — die Mitwirkung beſtimmter Reichs⸗ 
fürſten beſonders wünſchenswert ſei. Die Rolle dieſer Fürften tritt ſeit⸗ 
dem von Wahl zu Wahl deutlicher hervor. Wie kann es oder richtiger, 
weshalb muß es dazu, zu der Abſonderung der ſieben Kurfürſten, 
kommen? Seitdem die Fürſten auch bei einer echten Wahl nicht als 
Stammes vertreter, ſondern als Fürſten des Reichs auftreten, auftreten 
können, weil das „Reich“ aus der königlichen Herrſchaft ſich entfaltet hat 
zur höchſten Fülle ſeines Begriffs, ſeit dieſem Augenblick ſind die Führer 
dieſer Fürſten notwendig ſtatt der Stammesherzöge die Erzbeamten des 
„Reichs“, d. h. der Curia regis, des höchſten Hauſes in Deutſchland; 
denn dieſes iſt es ja, das allein über die Fürſtenwürde und den Fürſten⸗ 
rang der einzelnen königlichen Vaſallen beſtimmt und von jeher 
beſtimmt hat! Die Erzbeamten find die Führer, d. h. nach der Weiſe 
der Deutſchen zunächſt nicht beſſer, ſondern nur ſtärker bevorzugt. Sie 
werden genau in dem Zeitpunkt zuerſt von den 
Quellen genannt, in welchem ſie zuerſt bei einer 
echten Wahl haben auftreten können, das iſt 1198. 
Aber nie und von keiner Seite iſt ſeit 1198 das Anrecht dieſer Hof⸗ 
beamten auf die Führerſtellung bei der Thronfolge beſtritten worden. 


16) Denn das ſoll offenbar durch das ſchüchterne: nos omnes imperii principes 
qui in diebus illis in Alamannia fuerant — nam ut scitis quidam eorum 
tzansfretaverant — . . . sollicitare cepimus (Krammer, Quellen I, 58) zugegeben 
werden. Nur wenn das Fehlen „gewiſſer“ Reichsfürſten als ein ſtaatsrechtlich bedeut⸗ 
ſames Moment von Philipp eingeräumt werden mußte, hat die Parentheſe Sinn. Hätte 
doch die Erwähnung des Fehlens beliebiger Fürſten bei der Rieſenzahl von Fürſten in 
einem Rechtfertigung ſchreiben nur unpaſſend wirken können. Sie iſt nur erklärlich, 
wenn Philipp dem Fehlen gerade dieſer Fürſten Bedeutung beimißt. Es wird daher mit 
Unrecht heute geſagt, daß die ſtaufiſche Partei 1198 das Recht der Erzbeamten geleugnet 
oder, wie es meiſt formuliert wird: „noch nicht“ anerkannt habe. 
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So notwendig war diefe mit der Ausweitung des Reichsbegriffes 
mitgegeben. Im Hauſe des Königs hatte es nie Stämme als Ganzes, 
ſondern nur Rang und Würde der einzelnen Großen aus den Stämmen 
gegeben. Solange die Stämme wählten, war es die Organiſation als 
Stamm, die gewiſſenhaft eingehalten wurde. 1125 hatten die Bayern 
nicht ohne ihren Herzog abgeſtimmt, 1002 das Drängen ſeines Stammes 
den Herzog von Schwaben zur Anerkennung Heinrichs II. gezwungen, 
1078 hatten die nicht richtig vertretenen Stämme der Wahl Rudolfs von 
Rheinfelden durch Schwaben und Sachſen nur beiſtimmen, nicht aber 
an ihr teilnehmen können. Die Stämme waren bei richtiger Ladung 
allemal, wenn ſie mit ihrem ſichtbaren Führer an der Spitze auf⸗ 
zogen, d. i. dem „Herzoge“, als Stämme einwandfrei repräſentiert, 
mochten nun viele oder wenige Große des Volks ſeiner Fahne folgen. 
Die Teilnahme einiger Großer aus anderen nicht als ſolche Geſamtheiten 
vertretenen Stämmen im Jahre 1077 wird, wie erwähnt, nur zur 
moraliſchen Kräftigung erwähnt; ſie gelten nur als Geſandte. Wie es 
im Jahre 1152 gehalten worden iſt, müflen wir dahingeſtellt fein laſſen. 
Gewiß ift erſt über die Nachfolge des Königsſohnes beraten worden ). 
Die Verhandlung ging nach der herrſchenden Meinung dann alsbald zur 
Wahl des Vetters über und die Orientierung des Berichtes, den Otto 
v. Freiſing verfaßt hat und der Barbaroſſa nur gegen die Partei des 
Königsſohnes in Schutz nimmt, macht dies auch wahrſcheinlich. Die 
Form dieſer Wahl ſcheint kaum erkennbar, wenigſtens wenn man 
ſich nur an gleichzeitige Quellen halten will. Indeſſen gibt es einen 
Bericht bei Giſelbert, den zwar die Quellenkritik heute einmütig ab⸗ 
lehnt, der aber immerhin erwähnt fein mag“). Nach ihm wäre in 
diefer zweiten Phaſe der Verhandlungen ein Viererausſchuß von vier 


17) Oben iſt geſchildert worden (S. 73), daß 1152 zwei Teile, die Beratung über 
die Sohnesfolge und die Neuwahl, auseinandergehalten werden müſſen. Hier iſt nun 
von dem zweiten Teil die Rede. Vgl. noch S. 104 Anm. 40 z. J. 1138. 

18) Giſelbert, Chronik z. J. 1152, Vanderkindere S. 93: „Cum autem super elec- 
tione tanti honoris tot et tanti principes dissentirent, communi consensu et consilio 
in quattuor principes prepotentes super hac electione compromiserunt.... IIlorum 
autem quattuor quorum dispositioni imperialis electio commissa erat, quisque ad 
ipsius maiestatis culmen anhelabat.“ Bereits Bloch bemerkt, Kaiſerwahlen, S. 307, 
Anm. 1, daß Giſelbert laut Schlußſatz nur an weltliche Wähler denkt. Gegen Blochs 
weiteren Verſuch indeſſen, einem gewiegten Juriſten von den Erfahrungen wie ſie Giſel⸗ 
bert beſaß, deshalb, weil er im Jahre der Kur Friedrich Rogers, 1196, ſchrieb, zuzu⸗ 
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Fürſten gebildet worden, die alle ſelbſt nach der Krone begehrt hätten; 
nur Laien konnten aber nach der Krone trachten. Dann wäre dieſe Kom⸗ 
miſſion als Gegenſtück zu dem Vierzigerausſchuß von 1125 aufzufaſſen. 
Vier weltlichen Großen wurde mithin die Wahl anvertraut. Es iſt 
kein Grund, in ihnen — wir ſind im Jahre 1152 — nicht noch Ver⸗ 
treter der vier Stämme zu vermuten. Denn in keinem Falle darf an die 
Erzbeamten gedacht werden, weil ja die Ausſchließung der geiſtlichen 
Kanzler alsdann unbegreiflich wäre. Sollte alſo der Bericht Giſelberts 
richtig ſein, ſo paßte auch er in das Bild, das wir entwerfen, einwandfrei 
hinein; die Italiener waren dann von der echten Wahl eines neuen 
Königshauſes durch die deutſchen Stämme korrekt ausgeſchloſſen ), 
während fie zur Huldigung vor dem Köͤnigsſohn mit Fug erſchienen 
waren. 


trauen, er ſchildere unbewußt Vorgänge der Gegenwart, muß Widerſpruch erhoben 
werden. Gerade ſolch ein Mann ſieht eher Unterſchiede als Identitäten und hat beſtimmt 
über eine Umwälzung, die er ſelbſt handelnd mitdurchgefochten, wie die von 1180, 
nicht läſſig hinweggeſehen. Eher iſt die Verwechſlung mit 1125 möglich. 

ubrigens ſtellen noch andere Quellen z. J. 1152 die geiſtliche und weltliche Fürſten⸗ 
ſchaft als geſchloſſene Kreiſe (vgl. auch die Vorberatungen 1077) gegenüber. 88. VI, 407 
ſchreibt die Continuatio Aquicinctina des Sigebert: optimates vero regni et episcopi 
in unum convenientes. 

Ich erinnere daran, daß eine Pfaffen wahl damals nicht als gleichwertig mit 
einer Wahl durch die deutſchen Stämme angeſehen werden kann. S. oben S. 52. 
Der üblichen Anſicht, daß die Ausbildung des Kurfürſtenkollegs ein Zurückdrängen 
des geiſtlichen Einfluſſes gegenüber der Vergangenheit darſtelle, muß ich aus meiner 
Geſamtanſchauung heraus, wie fie dieſer Schrift zugrunde liegt, entſchieden wider- 
ſprechen. Die Entwicklung verläuft auch hier gerade umgekehrt. Eine rein welt- 
liche, im Volksrecht wurzelnde Einrichtung, wie das Stammesherzogtum, wird abgelöſt 
durch die Verfaſſung des Königshauſes, in der beide Elemente, geiſtlich und weltlich, ſich 
etwa die Wage halten. Daß man aber ein feines Empfinden für die wirkliche Kräfte⸗ 
verteilung hatte, zeigt der ſchwere Makel, mit dem das „bloße“ Pfaffenkönigtum von 1246 
belaſtet ſchien. Vgl. oben S. 54, Anm. 34. 

19) Die Stelle wird heute ſtillſchweigend verworfen. Vgl. Bloch, Kaiſerwahlen 
S. 20. Die inhaltliche Unmöglichkeit iſt wohl der einzige Grund, einem jo ausgezeich- 
neten Schriftſteller wie Giſelbert trotz ſeiner engen Beziehungen zum Hofe Barbaroſſas 
den Glauben zu verſagen. Hier wie bei Ordericus, den Pegauer, den Marbacher Annalen 
iſt aber feſtzuhalten, daß man das Ausſchließen einzelner unbequemer Zeugniſſe unter der 
Aufſchrift „unglaubwürdig“ nicht vorſichtig genug handhaben kann. Ich darf vielleicht 
darauf hinweiſen, daß wir keine einzige der Quellen zur Geſchichte der Königswahl im 
Laufe unſerer Unterſuchung haben „aus dem Wege räumen“ müſſen. Jede hat uns ihr 
Körnchen Salz geliefert. | 

Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 15 
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Nach der Umwälzung hingegen wählen nicht die Stämme, weil 
die Marken neben die Volklande getreten ſind; es wählt das Reich. 
Alſo muß das Reich in eben der Organiſation tätig werden, die ihm 
ebenſo natürlich iſt, wie dem Stamm die Führerfhaft des Herzogs. 
Da das neue Reich aber der ausgebaute Lehnshof des deutſchen Königs 
iſt, ſo iſt es die Ordnung von Haus und Hof, die wir zu erwarten haben. 
Dieſe Ordnung iſt oder wird damals in jedem Fürſtenhaus feſt beſtimmt. 
Und hierbei führt natürlich das Königshaus, und nicht das der Abte und 
Pröpſte. Alſo iſt die Führerſchaft der Erzbeamten das gegebene. 

Seit 1180 brauchte man unbedingt mindeſtens eine Regel, die über 
die richtige Ladung nach dem Wahlorte bei Mainz und die Wahlleitung 
durch den Mainzer hinausgriff. Denn war die Teilnahme der Stämme 
an der Perſon des Herzogs erkennbar geweſen, ſo mußte nun die An⸗ 
weſenheit der Fürſtenſchaft nicht nur, wie auf gewöhnlichen Hoftagen, 
hervortreten, ſondern auch im beſonderen die der Reichs fürſten⸗ 
ſchaft, als der Rechtsnachfolgerin der deutſchen Stämme. Es wird 
ein Quorum gebieteriſch erfordert, nicht bloß ziffernmäßiger Natur, 
ſondern materieller. An der Abweſenheit von 10 Reichsäbten kann man 
keinen Wahltag erkennen ), unmittelbar und ſogleich aber jetzt an der 
Anweſenheit der Erzbeamten, der Erſten im Hauſe des Königs, das da 
in ihnen ſichtbar beſtehen bleibt, „wenn der König ſtirbt, wie das Schiff, 
wenn der Steuermann fehlt“, und wie jedes andere Fürſtenhaus auch, 
wenn fein Inhaber ſcheidet d). Ohne Künſtlichkeit vollzieht ſich die Ent⸗ 
wicklung“). Die Inhaber der Erzämter find längſt beſtimmt. Seit 
1114 war der Böhme Schenk, ſicher vor 1170 der Markgraf von 
Brandenburg Kämmerer geworden). Des letzteren Erzamt dürfte 


104) Über Anſätze zu ſolchen Erwägungen unter Barbaroſſa Ficker⸗Puntſchart II, 1,79. 

195) Oben S. 162, Anm. 36 und 165 ff. 

20) Vgl. oben S. 67. 

21) Dies wird bekanntlich bewieſen durch die Urk. von 1171 (Krabbo, 41/42. Jahres⸗ 
bericht des hiſtor. Vereins zu Brandenburg a. d. Havel 1910, 1 ff.) und durch die Stelle 
des Arnold v. Lübeck z. J. 1184 Sor. rer. Germ. 88 „Officium dapiferi sive pincerne, 
camerarii vel marscalci non nisi reges (Böhme) vel duces (Sachſen, Pfalzgraf) aut 
marchiones (Brandenburg) amministrabant.“ Zu 1134 ſetzt die Entſtehung Krammer, 
Forſch. z. brandenb. Geſch. 26 (1914), 353 ff. Wie abwegig es übrigens iſt, gegenüber 
einer ſolchen Stelle und bei der Rolle der vier Hausämter und der Vierzahl für die 
deutſchen Fürſtenhäuſer, das Schwertträgeramt und gar den viel ſpäteren Sporendienſt 
als gleichwertige Dinge einzumengen, leuchtet wohl ein. Vgl. ZRG. 34 (1913), 519f. 
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man durch Beachtung einiger von uns betonter Momente noch beſſer 
fixieren können. Wir haben betont, wie die Zähringer durch ein Her⸗ 
zogshaus für den Verzicht auf Schwaben 1098 entſchädigt worden ſind. 
Nun hat der Markgraf der Nordmark, Albrecht der Bär, von 1138 bis 
1142 das Herzogtum Sachſen inne gehabt. Dem Weiblinger Kon⸗ 
rad III., der es ihm ſchweren Herzens wieder nehmen mußte, blieb er 
trotzdem eng verbunden. Seit 1142 iſt keine Lehnsbeziehung der Mark 
zu Sachſen mehr nachweisbar; das heißt aber, daß die Markgrafen 
ſeitdem ein „Herzogshaus“ eiferſüchtig behauptet haben. Es wäre nun 
bei den Beziehungen der Askanier zum Reich unbegreiflich, weshalb 
man ihnen nicht, wie 1156 dem Oſterreicher und 1180 dem Steierer, 
mindeſtens in dieſem letzteren Jahre 1180 die Herzogswürde verliehen 
hätte, denn Herzogtümer konnte man ohne zahlenmäßige Schranke 
aufrichten. Anders ſtand es mit der unabänderlichen Vierzahl der Erz⸗ 
ämter. Wenn aber der Markgraf 1142 Kämmerer ge⸗ 
worden iſt, ſo begreift ſich umgekehrt ausgezeichnet, daß ein 
„Herzogtum“ für ihn keinerlei Bedeutung mehr hatte. Denn da wir 
den Sinn der Erzämter bereits gedeutet haben, als den der hö ch ſten 
Vafallen, ſo ergibt ſich, daß ſein „Herzogs“ haus längſt geſichert 
war, als der Oſterreicher ſeinerſeits zur Herzogswürde empor⸗ 
ſtieg. Den Pfalzgrafen bei Rhein haben wir ebenfalls als 
den Nachfolger Eberhards von Rheinfranken in der Truchſeß⸗ 
würde erkannt?). Das Marſchallamt des Herzogs von Sachſen 
iſt bereits 986 belegt“). Daß mit den Erzämtern wohlbedach⸗ 
ſam verfahren wurde, kann man auch daraus ſchließen, daß trotz der 
nahen Beziehung des ſchwäbiſchen Dukats zum Kaiſerhaus ihm kein 
ſolches Erzamt zuſtand. Der Vorſtreit als Sturmfahnenträger, der uns 
z. B. 1161 bezeugt iſt, ſcheint das einzige Ehrenrecht des Herzogs von 
Schwaben gebildet zu haben. Alle Quellen ſtimmen mit uns darin 
überein, Erzamt und Kurrecht unlöslich in eins zu ſetzen. Nicht nur der 
Sachſenſpiegel und Albert von Stade, auch Quellen, die unmittelbar nach 
1198 ſchreiben, nennen den Truchſeß als erſten Weltlichen bei der Kur). 


22) S. III, 15. 

28) Thietmar IV, 9. 

24) Krammer, Quellen, S. 42, aus der Weingartner Fortſetzung der Chronik des 
Honorius z. J. 1198 „De cetero Coloniensis archiepiscopus malignabatur adversus eum 
(Philippum) cui nec Moguntinus archiepiscopus seu palatinus aulae regalis 

15* 
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Philipps Wahl ſei ungültig, erklären Köln und Trier 1198, denn der 
Erzbiſchof von Mainz und der „Pfalzgraf des Königshofes“ hätten ihn 
nicht erkoren. Die Quelle verſchränkt alſo die beiden Funktionen des 
Pfalzgrafen bei Rhein eigenartig ineinander. Über die beſondere 
Stellung der drei Erzbiſchöfe im Kaufe des Königs ward auch bereits 
geſprochen ?). Von dem uralten Beſitz ihrer Kanzler⸗ und Ehren⸗ 
ſtellung im Königshauſe iſt natürlich die Aufnahme des Kanzleramtes 
in die Titulatur der drei rheiniſchen Kirchenfürſten zu unterſcheiden ?). 
Daß dieſe erſt unter Friedrich II. erfolgte, iſt nicht minder verſtändlich, 
wie die Tatſache, daß die weltlichen Kurfürſten das ſogar erſt geraume 
Zeit ſpäter tun. Die Erzämter der ſpäteren Kurfürften find alle älter als 
ihr Kurrecht ). 


interfuerint“; ebda. (Pertz, Archiv VII, 628) aus einem Basler Fürſtenverzeichnis: 
„Palatinus Reni. Iste est summus in electione imperatoris.“ Vgl. Zeumer, Feſt⸗ 
ſchrift f. Gierke, Weimar 1910, S. 464 ff. Wenn Buchner durch manchen Widerſpruch 
unbeirrt nach wie vor an ſeinem Einfall feſthält, palatinus aulae regalis bezeichne den 
Herzog von Brabant, ſo iſt er den Beweis nach wie vor ſchuldig geblieben, es habe ein 
ſüddeutſcher Mönch mit dieſem Ausdruck in einer für ſeine Leſer verſtändlichen Weiſe den 
Herzog von Niederlothringen bezeichnen können. Da der Mönch in ſeiner Angabe ja 
objektiv irren kann, aber ſubjektiv verſtändigerweiſe den Pfalzgraf im Auge gehabt 
haben muß, ſo iſt es ganz gleichgültig, wo denn tatſächlich der Herzog oder der 
Pfalzgraf ſich 1198 aufhielten. Vgl. ZRG. 34 (1913), 520; Buchner, Die deutſchen 
Königswahlen und das Herzogtum Bayern, 1913, S. 21, Anm. 3. 

25) Oben S. 28. 

26) Krammer, Feſtgabe f. Zeumer, 1910, 349-365. 

27) Die Rolle der Erzämter wird heut wieder beſſer gewürdigt. Vgl. ZRG. 34 
(1913), 509. Aber immerhin kann eine eben erſchienene wohlunterrichtete Darſtellung der 
Reichsverfaſſung folgenden Satz als Auszug der herrſchenden Anſicht über die Kurfürſten 
enthalten: „Daß ihr Vorzug nicht auf den Erzämtern beruht, vielmehr das Umgekehrte der 
Fall war, iſt nachgewieſen.“ Liebe in Gebhardts Handbuch der deutſch. Geſch., neu her. von 
F. Hirſch, 1913, S. 467. Und Dr. phil. Bruno Wunderlich hofft 1913 in ſeiner preis⸗ 
gekrönten Arbeit über den Urſprung des Kurkollegs, „daß die Anſchauung, es habe das 
Kurrecht auf dem Erzamt beruht, endlich aus der wiſſenſchaftlichen Diskuſſion ver⸗ 
ſchwindet“. Alſo dahin hat es die Schriften und Gegenſchriften aufeinander türmende 
Eigenbewegung der Wiſſenſchaft gebracht, daß die Laſt der Beweisführung völlig um— 
gedreht erſcheint. Gerade die einzigen Tatſachen, in denen alle Quellen einig und deut⸗ 
lich ſind, daß die Erzämter älter ſind als die wichtige Rolle ihrer Inhaber bei der Wahl 
und daß die Kur auf dem Amt beruht, gelten jetzt als völlige Chimäre. In dem Augen⸗ 
blicke aber, in dem wir die Beweislaſt für irgendein Problem durch unbedachte Preis⸗ 
gabe der Überlieferung auf den Kopf geſtellt haben, iſt uns jede Erkenntnis endgültig 
verbaut. Ich nenne als einen parallelen Fall das Rolandproblem. Alle Quellen kommen 
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Dieſe „Kurfürſten“ haben kein beſſeres inhaltliches Wahl⸗ 
recht); aber ihre Mitwirkung iſt das mindeſte, was erfordert wird). 
Dies iſt genau genommen ſchon mehr als ein bloßes Vorſtimmrecht. 
Denn die Unentbehrlichkeit der Kurfürſten wird damit ein⸗ 
geräumt, und das iſt mehr, als ſonſt irgendein Fürſt im Reich für ſich 
beanſpruchen kann. Um dieſen Punkt hat ſich 1198, wo die beiden erſten 
Hausbeamten außer Landes waren, der Streit gedreht. Die Partei 
Philipps hat nicht wahr haben wollen, daß die Stimmen der Kurfürſten 
unentbehrlich ſeien. Darüber konnte man aber auch ſtreiten. Denn nur 
bei einer echten neuen Wahl durch das Reich konnte das von Belang 
werden, und die geſchah zum erſten Male 11981 Daß die Organiſation 
des Reichs die als des Königshauſes zu ſein habe, iſt alſo keinen 
Augenblick von irgendeiner Seite bezweifelt worden. Nur das Ausmaß 
von Rechten, das auf Grund dieſer fe ſtſtehenden Gliederung den 
Erzbeamten zuſtehe, hat ſich verändert. Sobald aber ihre Teilnahme 
bei der Neuwahl mindeſtens notwendig geworden war, ſolgte 
daraus alsbald gerade bei exakter Erfaſſung ihres Rechts, daß auch nur 
ihre Teilnahme notwendig war, daß ſie ausreichte und genügte. 


darin überein, daß durch die Bildſäulen der Held Roland, Karls Paladin, dargeſtellt 
wird. Nun wird heutigentages nicht etwa bewieſen, daß dieſer Held unmöglich 
mit dieſen Standbildern gemeint ſein kann, ſondern dieſe Unmöglichkeit wird 
rückſichtslos vorausgeſetzt und die Frage mit dem gleichen methodiſchen Irrtum 
wie bei der Erzamttheorie darauf gerichtet: Was kann der Roland ſonſt darſtellen? 
Die falſche Frageſtellung kann natürlich nie zu einer befriedigenden Antwort hinleiten. 
Ein drittes genau entſprechendes Dogmenſchickſal werden wir im Abſchnitt über das Stamm⸗ 
land Salfranken behandeln: es iſt der Verſuch, von ſeiten der Quellen, die das Wort 
Salier gebrauchen, den beſonderen Nachweis zu fordern, daß ſie dieſen Ausdruck 
auch richtig verſtanden haben, während wir doch in jedem Einzelfalle ver⸗ 
pflichtet ſind, bis zum Beweiſe des Gegenteils an ihr Verſtändnis zu glauben. 

28) Darin ſtimmen alle älteren Quellen überein: Der Sachſenſpiegel, das Dekret 
der Königswahl von 1237 im Vergleich mit dem chronikaliſchen Bericht, und der Bericht 
des Albert von Paſſau von 1240, daß der Pfalzgraf bei Rhein und Herzog von Bayern 
zwei Stimmen bei der Wahl führe. 

29) Dafür kann Innozenz III. als der älteſte Zeuge gelten. Dies wird auch 1237 
deutlich, wenn Friedrich II. nach erfolgter feierlicher Erhebung Konrads zu Wien an den 
Rhein zieht, um hier mindeſtens noch eine weitere Kurſtimme, die des Brandenburgers, 
zu gewinnen. Der Weg von der 200 fu αν zum Wahlrecht der Kurfürſten iſt ſchon 
völlig richtig bei Conring dargeſtellt in ſeiner Dissertatio de Ducibus et Comitibus 
von 1643. 
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Bei Sohnesfolge und in Gegenwart des Kaiſers iſt die Aus⸗ 
übung des Kurrechts durch den Einzelnen ein Ehrenrang, der unter 
Umſtänden abgelöſt werden kann durch einen anderen ebenſo ehrenvollen 
Auftrag, wie wir denn den Mainzer Erzbiſchof 1169 als Vertreter des 
jungen Königs gefunden haben. Ebenſowenig konnte bei der Sohnes⸗ 
folge die zuſällige Abweſenheit eines oder mehrerer Erzbeamten ins 
Gewicht fallen. Sie mußte erſt unerträglich werden, als die wirkliche 
Auswahl des Kandidaten einer Neuwahl jenem ſelben Kreis übertragen 
wurde, an deſſen Spitze die Erzbeamten ſtanden. 

Es ſei verſtattet, für die Herkunft der Erzämter noch einen weiteren 
Erklärungsverſuch zu geben, der, wie ich mir wohl bewußt bin, zunächſt 
ein Verſuch bleibt. Er gründet ſich auf den immer wieder von uns be- 
tonten Grundſatz, daß der König anhebt, als fränkiſcher König zu 
regieren, daß dies keine Fiktion, ſondern eine grundlegende Tatſache iſt. 
Und ſo möchte er nun innerhalb dieſes Frankens auf einen 
Trennungsſtrich aufmerkſam machen, den man bisher wohl oder übel 
innerhalb Deutſchlands ſchlechtweg gezogen hat. 

Der Herzog von (Ober-) Lothringen blieb durch die Jahrhunderte 
unangefochten im Beſitze ſeines Erzamtes. Denn er diente nach Widu⸗ 
kinds Worten 936 genau in der gleichen Stellung, die ihm noch 1259 
zuſteht: „Lothariorum dux Hilberthus ad euius potesta- 
tem locus ille pertinebat, omnia procurabat“ ). 
Entſprechend 1259: „Du ſollſt unſer oberſter Seneſchall ſein in unſerem 
linksrheiniſchen Hofhalt“ ). 

Neuerdings hat Buchner dieſen einfachen Tatbeſtand verwirrt, in⸗ 
dem er ſagt: deshalb ſei der Herzog von Lothringen galliſcher — Buchner 
ſagt ſogar: deutſcher — Seneſchall geweſen, weil dieſer Fürſt auch in 
Aachen Herzog war). Nun haben wir ſchon mehrfach betont, daß 


30) Widukind II, 2. 

1) „Debes esse summus senescalcus in aula nostra citra Rhenum“ Zeumer 
OS. 98 Nr. 78; oben S. 92, Anm. 18. 

2) Erzämter S. 131 ff. Ich muß darauf eingehen, weil Buchner bei Hugelmann, 
MIG. 34, S. 351f., Zuſtimmung gefunden hat. Die Buchnerſchen Theoreme haben 
leider auch Aloys Meiſter, Deutſche Verf. Geſch.?, 1913, S. 141, verführt. B. gibt 
übrigens zu, daß der Oberlothringer dem Brabanter, das iſt gerade dem Herzoge, bei 
welchem Aachen (nach B.) verbleibt, in Gallien nichts übrig läßt von dem Senſchallat 
(129 f.). Freigiebig ſpendet er daher dem Niederlothringer — ohne den Schatten jedes 
Beweiſes — das rechtsrheiniſche, germaniſche Truchſeßamt, wie B. es nennt: das „Titular⸗ 
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Aachen anfangs nach Landrecht nicht Hauptſtadt des Reichs geweſen iſt, 
einfach deshalb, weil es nach Landrecht kein deutſches Reich gab, daß 
Aachen vielmehr das eigene Haus der fränfifchen Könige war, in dem 
entſprechend der Ahnherr beſtattet lag. Und ſo kann Aachen unter keinen 
Umſtänden den Rang des Herzogs von Lothringen beſtimmt haben ). 
Tatſächlich verhält es ſich faſt umgekehrt: weil Aachen damals im Jahre 
936 in dem einen noch ungeteilten Herzogtum Lothringen lag, deshalb 
(ad ceuius potestatem locus ille pertinebat!) war Giſelbert auch in 
Aachen Seneſchall. Denn ſeit der Teilung Lothringens hat Aachen nie 
wieder zu Oberlothringen gehört, weil es in der Didzefe Lüttich lag und 
ihrem Schickſal folgte; der Oberlothringer hingegen gehörte zur Diözefe 
Trier und reſidierte in Metz; und ſo war auch die Lage, als Alfons das 
Seneſchallamt ihm, nicht etwa dem Brabanter Herzog lieh. Metz aber iſt 
auch ſchon in der fränkiſchen Zeit die Hauptſtadt Auſtraſiens, nicht etwa 
Aachen. Die beiden Orte verhalten ſich zueinander genau wie Werla und 
Quedlinburg in Sachſen. In jenem tritt Gericht und Landsgemeinde des 
Stammes noch 1180 zuſammen, in dieſem hält der König Hof, dienen 
ihm die Erzbeamten regelmäßig beim Oſterfeſt, wird er — als der Haus⸗ 
herr — beſtattet). Der Herzog von Oberlothringen iſt galliſcher 
Seneſchall, genau ſo wie der Erzbiſchof von Trier das galliſche Erz⸗ 
kanzleramt beanſprucht und im 10. Jahrhundert auch bekleidet“). Das 
galliſche Erzkanzleramt aber gründet ſich ſeinerſeits auf den Vorrang 
Triers über ganz Gallien. 

So iſt ein beſonderer Seneſchall und ein befonderer Erzkanzler für 
Gallien unumſtößlich nachgewieſen. Da muß es methodiſch als ſehr be⸗ 
denklich gelten, die Anſprüche des Stifts St. Maximin in Trier auf das 
Erzkapellanat bei der Kaiſerin ſo beiſeite zu ſchieben, wie das heute ge⸗ 


dapiferat“! Ich verweiſe auf meine Anzeige der Buchnerſchen Schrift in ZRG. 34 (1913). 
Nur das ſei noch bemerkt, daß auch nicht der kleinſte quellenmäßige Beleg vorhanden iſt 
für irgendeinen Vorrang der beiden lothringiſchen Herzöge oder eines von ihnen bei 
der deutſchen Königswahl vor anderen Fürſten. 

25 Über das anfängliche Verhältnis des Lothringiſchen Herzogtums zum deutſchen 
Reich handelt ausführlich J. Kawerau, die Rivalität deutſcher und franzöſiſcher Macht 
im 10. Jahrhundert im Jahrbuch des Gef. für lothringiſche Geſchichte 22 (1910), 97 ff. 

4) Oben S. 64. Daher kann Heinrich I. geradezu Heinrich „de Quidelenburch“ 
genannt werden! 88. XXIII, 48. 

15) Über Trier oben 1, 33, Anm. 27; ferner Seeliger, Erzkanzler 22 ff. Breßlau, 
Urkundenlehre 1? (1912), 514 ff. Schröder RG.’ 499. 


232 Zweiter Teil. Das Reich. 


ſchieht. Es ſteht nämlich feſt, daß Urkunden mit dieſem Anſpruche Anfang 
des 12. Jahrhunderts im Kloſter gefälſcht worden find ), aber tatſächlich 
hat ſich das Recht dieſer Reichsabtei bis zum Ausgange des Reiches be⸗ 
hauptet! “) Gute Fälſchungen wollen aber Mögliches und nicht Un⸗ 
mögliches erreichen, dies heben ja heut die Diplomatiker bereits ſelbſt 
jenſeits ihrer kritiſchen Ergebniſſe nachdrücklich hervor. Wenn man nach 
wenigen Jahrzehnten eine Urkunde auf den Namen Heinrichs IV. ver⸗ 
fertigen konnte, ſo hieß es doch dem Königshofe etwas wenig zutrauen, 
wenn das Kloſter dabei gewähnt hätte, einen fo intimen höfiſchen An⸗ 
ſpruch friſch vom Pergament her ohne jede Unterlage durchzuſetzen. Man 
wird vielmehr den Geſichtspunkt feſthalten dürfen, daß Urkunden⸗ 
fälſchungen in den meiſten Fällen nicht Rechte, ſondern Rechtstitel haben 
ſchaffen wollen. 

Nun aber halte man zuſammen: Der Erzbiſchof von Trier Erz⸗ 
kanzler, der Herzog von Lothringen⸗Metz Seneſchall des Königs, der Abt 
von St. Maximin in Trier Erzkapellan der Königin, alle drei „in aula 
nostra citra Renum“ in Gallien; der Herzog von Rheinfranken Truch⸗ 
ſeß (Eberhard bis 939 und ſpäter der Rheinpfalzgraf), der Erzbiſchof von 
Mainz Erzkanzler des Königs und der Abt von Fulda Erzkapellan der 
Königin in Germanien, d. h. rechts des Rheins. Man beachte, daß auch 
Fulda aufs engſte mit Mainz verbunden iſt wie Trier mit St. Maximin. 
Damit finden wir die oberſten Amter des Hofſtaats genau parallel für 
zwei Teile des fränkiſchen Gebietes, rechts und links des Rheinſtroms 
geordnet, eine Regelung nur innerhalb Frankens, des Herren⸗ 
landes, nicht aber innerhalb des deutſchen Reiches. Als eine Scheidelinie 
unterhalb des Geſamtbegriffes Franken iſt der Rheinſtrom, iſt der Gegen⸗ 
ſatz von Gallien und Germanien zu verſtehen! Mit einem Schlage er- 
hellt dann, weshalb bald Trier, bald Mainz als die vornehmſte fränkiſche 
Kirche erſcheinen kann, nie aber die Kölner. Noch im Sachſenſpiegel, in 
den berühmten Stilübungen unter Barbaroſſa und bei Albert von Stade 


36) Schultze ZRG. VII (1868), 404. Waitz hatte das Recht St. Maximins noch 
offen gelaſſen, Seeliger VG. VI?, 264 ſtreicht es vollſtändig auf Grund von Breßlaus 
Ausführungen Weſtdeutſche Zeitſchr. V (1886), 36ff. 

7) A. B. Michaelis, De archicapellano Imperatricis Halle 1750. Ich weiß frei⸗ 
lich, daß Breßlau S. 44 ſagt: „Die deutſche Geſchichte und Verfaſſungsgeſchichte aber 
wird ſich fortan, wie wir hoffen, mit dieſem Teil der Fälſchungen des geſchickten Maxi⸗ 
miner Mönches nicht mehr zu beſchäftigen haben.“ 
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ift dies bekanntlich die Trierer, nicht die Mainzer. Beide Kirchen ftehen 
feſt begründet in ihrem Range ſchon ſeit der Karolingiſchen Epoche 
Auſtraſiens nebeneinander. Köln hingegen muß ganz andere Motive, 
das italieniſche Erzkanzleramt ſeit 1031, das Metropolitanrecht über 
Aachen in Bewegung ſetzen, um neben, ſchließlich über die Rivalen zu 
ſteigen. Der Primat am Königshofe iſt bei Trier und Mainz der um⸗ 
faſſendere Begriff gegenüber dem Kanzleramt, denn der war um ein 
Jahrhundert vor der Einrichtung der Kanzlei ſchon begründet. Deshalb 
ſteht Triers Rang denn auch lange Zeit hindurch trotz des Mangels eines 
ſolchen Amtes feſt. So wird die Trias der drei fränkiſchen Erzkanzler 
und ſpäteren Kurfürſten noch einmal von hier aus einheitlich gedeutet. 
Aber mehr als das: Heinrichs des Löwen Ausſpruch: für die Sachſen 
reiche deutſches Land bis an das Ufer des Rheins, wird nun ver⸗ 
ſtändlich !). Wir verſtehen jetzt auch, daß Trier nur im linksrheiniſchen 
Franken das Kanzleramt zurückfordern kann“), nicht etwa im 
Elſaß. Unter den weltlichen Reichsfürſten ſind es die „germaniſchen“ 
Erzbeamten, die zu Kurfürſten aufſteigen. Denn die Deutſchen 
ſollen den König kieſen. Rechts des Rheines liegen die Schauplätze 
der Königswahlen, allemal wenn der Erzkanzler Germaniens, der 
Mainzer Metropolit, ſie leitet. Nicht in dem „galliſchen“ Mainz 
ſelbſt findet ſie ſtatt, wie doch das Gegebene ſonſt wäre, vielmehr 
auf der germaniſchen Seite Frankens, wofür bisher jede Erklärung fehlte. 
Fritzlar, Forchheim, Kamba, Nürnberg, vor allem natürlich Frankfurt 
find die Wahlorte, zu denen ſich noch Rhenſe geſellt“). Hingegen links⸗ 
rheiniſch „in einer Stadt Galliens“, wie Otto von Freiſing ſchreibt, 
ſetzt der Trierer, der galliſche Metropolit, 1138 in Koblenz Kon⸗ 
rads Erhebung ins Werk, linksrheiniſch ſind 1198 die Wahlorte Ander⸗ 


28) Oben S. 92. Er ſtimmt nur zu dem gleichfalls bisher unerklärten Satze des 
Albert von Stade über Trier (SS. XVI, 367): Trevirensis enim licet de Ale- 
mannia non sit, ratione antiquitatis eligit. 

39) Breßlau, Urkundenlehre 15 (1912), 517. 

0) Die Vorgänge 1002 bleiben in dieſer Hinſicht dunkel; Thietmar V, 11 geſtattet 
keine beſtimmte Entſcheidung. Auch 1125 iſt „apud Moguntiam“ dunkel. Damals wird aber 
„curiam in festo beati Bartholomei apud Moguntiam“ berufen (Krammer, Quellen I, 20). 
Es gibt ſonſt keine Frankfurter Wahl mit dieſem Datum. Schon 1152 ſteht Frank⸗ 
furt als Wahlort feſt. Später iſt nun St. Bartholomäi die Wahlkirche in Frankfurt! 
Sollte ſie nicht 1125 geweiht ſein? Vgl. freilich oben S. 102, Anm. 37. 
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nach und Köln, als Köln und Trier gemeinſam handeln, aber ohne 
Mainz ). 

Und wenn wir bedenken, daß im Jahre 1065 Heinrich IV., deſſen 
Haus in Speyer ſtand, zu Worms zugleich auch als Herzog Rhein⸗ 
frankens die Schwertleite empfing, wird es ſelbſtverſtändlich, daß der 
moſelfränkiſche Herzog von Metz, der fein Haus in Verdun hatte), 
unter den verſammelten Fürſten zum Schildträger des Königs erkoren 
wurde ); empfing doch noch 1259 derſelbe moſelfränkiſche Herzog das 
Recht des Vorſtreits links des Rheins“). Auch der anfängliche Vorrang 
Triers vor Köln, dem „Parvenu“ unter den drei Erzbifchöfen, wird 
durch die Würde St. Maximins erneut geſtützt. Die Tatſache, daß völlig 
auseinander liegende Quellen, aus ſechs verſchiedenen Lagern, eine von 
der anderen unabhängig, zuſammengehalten dieſe verblüffende Parallele 
zwiſchen Gallien und Germanien ergeben, dürfte allein ſchon Gewicht 
beanſpruchen. Und ferner ſcheinen uns die in ihrer bisherigen Iſolierung 
etwa verdächtigen Teilhaber der Gruppe, wie St. Maximin, durch die 
gute Geſellſchaſt, in der ſie ſich befinden, eine ausreichende Rehabilitation 
zu gewinnen. 

Aber dieſer Verſuch ſei hier abgebrochen und auf den Ausgangs- 
punkt, das Vorzugsrecht der Erzbeamten bei der Kur, zurückgegriffen. 
Mag man ihn annehmen oder nicht, ſo beeinflußt das nicht unſere 
übrigen Aufſtellungen über das „Entſtehen des Kurkollegs“. 

Die logiſch⸗juriſtiſchen Erwägungen haben auf denſelben Punkt 
geführt, wie das hiſtoriſche Quellenmaterial. Sind die Kurfürſten nichts 
als die Erſten unter den Mitgliedern in der Ordnung des königlichen 
Hauſes und Hofes, ſo hat es ſolche erſte Fürſten des „Reichs“, das iſt 
des Königshauſes, zu allen Zeiten geben müſſen. Aber an die Spitze der 
fürſtlichen Hierarchie überhaupt können ſie erſt in dem Augenblicke treten, 


4%) Wird die Deutung akzeptiert, jo fällt damit alles, was Ficker über die ſo⸗ 
genannten Landeshofämter vermutet hat. Denn ſeine Beiſpiele ſind einzig die lothringiſchen. 
Wie ſollten auch in Herzogtümern Reichs ämter beſtanden haben? 

41) Bertholds Fortſetzung des Hermann von Reichenau z. J. 1069 SS. V, 274. 

42) Berthold z. J. 1065 SS. V, 272 et dux Gotifredus scutarius eius eligebatur. 
Waitz⸗Seeliger VG. VI:, 336. Meyer v. Knonau Jahrbücher Heinrichs IV. Bd. I, 401. 
Dupreel, Histoire critique de Godefroid le Barbu 97. 

4) Zeumer QS. S. 98 Nr. 78 Et si contigerit nos ire ad prelium citra 
Renum, debes habere primum conflictum et debes nobis facere antecustodiam in 
eundo et retrocustodiam in redeundo. 
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wo für die Königsfürſten eine zweite für fie gleichfalls verbindliche 
Hierarchie neben der des Königshofes, nämlich die des einzelnen 
Stammverbandes, nicht mehr beſteht, eine Rangordnung, die mit der 
Verteilung der Ehren des königlichen Dienſtes nicht hatte übereinzu⸗ 
ſtimmen brauchen. Als und ſeitdem für die Reichsfürſten die ſtammes⸗ 
rechtliche Feſſel entfiel, da war innerhalb ihres Kreifes der Vorrang der 
Kurfürften auto mati ſch mitbeſtimmt. Daß aber die Sonderfunktion 
des Kurkollegs automatiſch ausgelöſt worden fein muß und nicht 
durch plötzlichen geſetzgeberiſchen Eingriff, ſteht nicht etwa nur konſtruktiv, 
ſondern auch quellenmäßig unerſchütterlich feſt durch die Tatſache, daß 
feine Rolle und feine Mitglieder unbekämpft geblieben ſind ). Es gab 
ja genug mächtigere oder ebenſo mächtige Fürſten in Deutſchland als 
gerade die Sieben. Glaubt man wirklich, jene hätten nicht alle Hebel in 
Bewegung geſetzt, wenn hier unvermittelt neue Dinge politiſch geſchaffen 
worden wären? Aber ein fo mächtiger Landesfürſt war um deswillen 
noch nicht ohne weiteres der Gewaltige im Hauſe des Königs. Mochte 
manch jüngeres Gebilde, man braucht nur an das Herzogtum Sſterreich 
zu erinnern, an wirtſchaftlicher und politiſcher Kraft einem Erzbiſchof 
von Trier oder Pfalzgrafen bei Rhein mehr als gewachſen ſein, in den 
Würden und Amtern der Verfaſſung erhält konſervativer Sinn um der 
geſchichtlich gegebenen Verknüpfung willen auch dem weniger reichen 
Fürſtentum ſeinen alten Rang im Hofdienſt. Nicht als ob die neuen 
Kräfteverhältniſſe ſich nicht auch hier irgendwie äußern müßten. Nur 
haben ſie in einer altehrwürdigen Verfaſſung nicht die Bahn ſo frei, 
daß etwa mit Maß und Elle auf dem reinen Tiſch reformluſtiger Poli⸗ 
tiker unter Barbaroſſa Rang und Anſehen nach Heeres⸗ und Steuerkraft 
hätte zugemeſſen werden können. Wo eine Lücke entſteht, da gibt man 
den neuen Kräften willig Raum. Im übrigen aber müſſen ſie ſich ge⸗ 
dulden, ſo wie ſich denn tatſächlich Oſterreich bis zum Erlaß der goldenen 
Bulle geduldet hat. 

Wie kein geſunder Körper zur Erhaltung des Lebens ein Glied 
ſchlechtweg zerſtört, bevor er es neu aufrichtet, ſondern einen Umbau vor⸗ 
zieht, ſo iſt die Erneuerung des Königshauſes eine gemäßigte und ſtück⸗ 
weiſe Regeneration. Die Miſchform, die durch dieſe vorſichtigen Fort- 
ſchritte entſteht, bietet den eigenen Reiz alles Gewachſenen. Daß näm⸗ 


4 Über den Böhmen, deſſen Ausnahme erſt die Regel beſtätigt, ſiehe die befondere 
Unterſuchung. 
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lich die Gleichſtellung von Marken und Stammland in dem einheitlichen 
„Reichsfürſtentum“ wirklich das Kernproblem bedeutet, das im 12. Jahr⸗ 
hundert gelöſt wurde, hat ſeine Spuren auch in der Hausverfaſſung 
hinterlaſſen. Blicken wir auf die Landkarte, ſo finden wir, daß zwei 
Altſtämme und zwei Koloniſationsgebiete ihren Vertreter in die vier 
Erzämter des weltlichen Hofdienſtes entſenden. Die Verlegung des 
Schwerpunkts gen Oſten verkörpert ſich darin. Aber nur dem Laien⸗ 
element gelingt es, den Zuwachs des Reichsgebiets in feine Repräſen⸗ 
tation hineinzubilden. An den drei kirchlichen Kurfürſten hingegen be⸗ 
währt ſich die Dauer geiſtlicher Inſtitutionen. Der Unterſchied iſt durch 
das häufige Ausſterben der weltlichen Fürſtenhäuſer, und die dem⸗ 
gegenüber entwickeltere Rechtsperſönlichkeit der Erzſtifter erklärlich. Aber 
zugleich ſpiegelt ſich darin, daß die drei Kanzler auch im Königshaus 
eine weit mehr zur Beharrung neigende Macht verkörpern, nämlich das 
alte geiſtige Zentrum des aus dem fränkiſchen Reiche erwachſenen Staats. 
Kulturmittelpunkte verändern langſamer ihren Standpunkt als wirt⸗ 
ſchaftliche Kräfte. Von wannen das Reich kommt, ſeinen Urſprung aus 
Franken und damit ſeine geiſtige Erbſchaft, hütet auch weiterhin der 
fränkiſche Klerus; durch die beweglichen Güter irdiſchen Beſitzes, 
Mannen, Schätze, Waffen und Roſſe erringt ſich der Oſten mit feinen 
neu entdeckten Silbergruben, ſeinem aufblühenden Handel die Gleich— 
berechtigung mit den erſten Laienfürſten. Aber eine Überflutung durch 
weitere Anſprüche der Neuſtämme hat nicht ſtattgefunden. Kein Fürſt 
hat in den erſten ſechzig Jahren, während derer die Kurfürſten bei Neu⸗ 
wahlen tätig werden, neben ihnen oder ſtatt ihrer einen Vorrang be⸗ 
ſprucht. So langſam ſich der materielle Einfluß des Vorzugs vor den 
übrigen Reichsfürſten entfaltet, ſo wichtig iſt der Umſtand, daß an jedem 
Punkt dieſer Entwicklung immer nur die Sieben und niemand anders 
für einen Vorzug in Betracht gekommen ſind. Eine moderne Lehre, 
welche den Herzögen von Bayern oder gar Brabant ſolche Nebenbuhler⸗ 
ſchaft zuſchreiben wollte, hat durch den Widerſpruch, den ſie hervorgerufen 
hat, nur noch dazu beigetragen, dieſe Unſtrittigkeit des Kurfürſtenranges 
klar vor Augen zu ſtellen “). 


45) Vgl. Zeumer, Neues Archiv 38, 728 ff. Nr. 264 und Roſenſtock ZRG. 34 (1913) 
518. Es ſcheint mir hier am Platze, die merkwürdige Stelle einer Sachſenſpiegelhandſchrift 
wiederzugeben, die leider verderbt iſt, ohne daß ich mir zutraue, ſie richtig zu emendieren. 
Sie findet ſich in der Roſtocker Handſchrift Ms. jur. 1 (bei Homeyer, Rechtsbücher Nr. 590, 
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Für dieſe allgemeine Rechtsüberzeugung kann nur ein Rechtsgrund 
die Erklärung liefern; die Verfaſſung des Königshauſes iſt ein ſolcher 
Rechtsgrund. Das Kurfürſtentum iſt gleichſam die Probe auf das 
Exempel, das wir in dieſem Buche auszurechnen bemüht geweſen ſind: 
Wie hängen Königshaus und Stämme miteinander zuſammen und was 
ergibt ſich aus ihrer gegenſeitigen Durchdringung? Denn wenn aus 
den Stämmen das Reich erwächſt, ſo muß notwendig die Form der 
Mehrheit von Stammverbänden erſetzt werden durch die Form des 
Einen Reichs. Eben dies geſchieht aber, wenn ſeit 1198 die Anord⸗ 
nung und Rangfolge der deutſchen Fürſten nicht mehr wie bisher nach 
ihrer Stammeszugehörigkeit, ſondern ausſchließlich im Hinblick auf ihre 
Rangſtellung im Reiche des Königs beſtimmt wird. Schon hiermit iſt 
der Prozeß, der zur Ausbildung des Kur⸗Kollegs geführt hat, hin⸗ 
reichend gedeutet. Denn wir haben erkannt, daß auch hier das Königs⸗ 
haus die Stämme überwindet und daß ſich der allgemeine Vorgang im 
einzelnen bei der Königswahl mit innerer Notwendigkeit hat ſpiegeln 
müſſen. 

Doch das Glück geſtattet ſogar noch die Gegenprobe. Wir hatten 
oben zu betonen, daß kein anderer Fürſt des Reichs den Rang der 
Erſten an der Kur zu beſtreiten verſucht hat. Konnte aber vielleicht 
ſonſt jemand dem Auftreten des Reichs und ſeiner Hausordnung mit 
Fug Widerſtand leiſten und ſeinen Anſpruch, auch bei Neuwahlen tätig 
zu werden, leugnen? Obwohl die Quellen einerſeits laut und deutlich 
bezeugen, es habe damals einen ſolchen Jemand allerdings gegeben, 
obwohl andererſeits dieſe ſelben Quellen von der Forſchung bis zur 
Entleerung ausgeſogen zu ſein ſcheinen, iſt dieſer Jemand bis heute 
nicht ein einziges Mal ernſtlich dem von den ſieben Erzbeamten ge⸗ 
führten Reiche entgegengeſetzt worden. Und doch iſt die einzige In⸗ 


„Br“ ſeine Ausgabe), die noch keine Bucheinteilung, aber ſchon die Zuſätze hat. Herr 
Oberbibliothekar Kohfda teilte ſie mir gütigſt mit. In Kap. 185 S. 76, was III, 53 
entſpricht, folgt auf den Satz: „Seder hebben in die Keiſere beide vorſten unde van len 
aufgebroken“: „Dat rike ſtand vierdehalf hondert iar in der herſchup van brunswic. dat 
verlos in en de het hertoge henric. de hadde bi deme rike vierteinhundert riddere. vnde 
ne wolde nicht ouer berge te weder de heydene. dar omme wart de Koning ſin vient: 
vnde verlos der herſchop van broswic den Kore. den pallenz van me rine (2). Vnde 
den Kore den he [„hadde“ zu ergänzen ?], heuet de hertoge van ſaſſen. vnde de marc⸗ 
greue van brandenburch, vnde alle ſin lant. dat he nicht mer behielt wanne brunswich 
vnde de heyde. dar omme hetent diſſe noch vedderen.“ 
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ſtanz, die dem neuen Wahlkörper entgegentreten konnte, notwendig 
keine andere als die — alte Gruppierung der Wählerſchaft, als der 
Stammverband! So wird auf die Probe, welche die Rolle der Erz- 
beamten für unſere Deutung des Reichsbegriffs darſtellt, keine zwingen⸗ 
dere Gegenprobe ausgeführt werden können, als wenn wir ermitteln, 
daß der Stammverband tatſächlich bei zwei Neuwahlen dieſen hier 
theoretiſch als verſtändlich erſchloſſenen Widerſtand geleiſtet und erſt 
dann endgültig die Waffen geſtreckt hat. Gelingt dieſer Nachweis, ſo 
iſt noch einmal der rechtsgeſchichtliche Ort der Wandlungen des 12. Jahr⸗ 
hunderts in einwandfreier Kontrollmeſſung feſtgeſtellt. 

Im März 1198 iſt Philipp, Herzog der Schwaben, in Thüringen, 
vielleicht nicht ohne Abſicht an einem Ort, der kirchlich zu dem Sprengel 
des berufenen Wahlleiters, des Erzbiſchofs von Mainz gehörte, von den 
Stämmen der Sachſen und Bayern zum König gewählt worden ). 
Die Wahl fand durch die Stammeseinheiten ſtatt. Eine Erfurter 
Quelle nennt als Wähler Erzbiſchoſ Ludolf von Magdeburg, die 
Biſchöfe von Merſeburg und Bamberg, den Abt von Fulda, die Herzöge 
der Sachſen und Bayern, den Markgrafen von Meißen, den Graſen von 
Orlamünde und andere Grafen. Ein anderer Chroniſt ergänzt die Reich⸗ 
haltigkeit dieſer Liſte durch erwünſchte Prägnanz. Er nennt als Wähler 
„die Fürſten des Oſtens, nämlich den Herzog von Bayern und den 
Herzog von Sachſen zuſammen mit den übrigen weltlichen Großen und 
die Biſchöfe von Magdeburg und Salzburg zuſammen mit den übrigen 
Bifchöfen des Oſtens“. Deutlicher kann ja wohl das einteilende Prinzip 
des Stammverbandes nicht betont werden, als wenn in genauer 

46 Das geſamte Material geben Böhmer⸗Ficker 152. Chronicon Sampetrinum: 
Hoc anno dux Suevorum Philipus, frater Heinrici imperatoris, collectis in unum princi- 
pibus in loco qui dicitur Ucherithusen in Thuringia, scilicet Lutolfo Magdeburgensi 
archiepiscopo, Eberhardo Merseburgensi episcopo Timone Babenbergensi ep. Lupoldo 
Wormatien ep. et Hartwico Eistatensi ep. Heinrico Fuldensi abbate Ludowico Nori- 
corum duce, Bernhardo Saxonum duce, Dieterico Marchione Misinensi (?), Sigefrido 
comite de Orlamünde et aliis quibusdam comitibus electus in regem. Otto von 
Sankt Blaſien: Orientales itaque principes, videlicet dux Bawarie et Bernhardus 
dux Saxonie cum ceteris baronibus et episcopi Magdeburgensis et Salzburgensis 
cum ceteris episcopis Orientalibus diem colloquii in partibus Turingie .... fixerunt 
. . . Soluto ergo colloquio ... Phylippum ducem in regem eligunt. — Über Bambergs 
Stellung zu Bayern vgl. Mon. Boica 36, 529; über die Fuldas zu Thüringen Herzogs 
gewalt S. 87 ff. Die Gruppierung der Erzbiſchöfe iſt um jo mehr Abſicht Ottos, als 
er fie nicht wegen des Titels abgetrennt hat. Auch fie heißen nur „Biſchöfe“. 
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Parallele Herzog, Metropolit und dann die übrigen Großen beider 
Stämme gruppiert werden ). Als Sachſen erſcheint hier allerdings, 
und wir hatten darauf bereits hinzuweiſen “), Oſtſachſen, das politiſch 
abgeſonderte Herzogsland ſchon der Ludolfinger des neunten Jahr- 
hunderts, deſſen Verbindung mit Weſtfalen ſeit 1180 wieder gelöſt war. 
Wenn wir daher im folgenden von Sachſen ſprechen, ſo iſt immer dieſer 
Teil rechts der Weſer darunter zu verſtehen. — Neben Sachſen und 
Bayern iſt Schwaben nach dem Begriff des alten Rechts ausreichend 
durch feinen Herzog und deſſen Gefolge repräfentiert. Der eigene 
Stamm des Herzogs hatte auch 919 und 1002 nicht an den Wahlver⸗ 
handlungen teilgenommen“); daß er feinem Herzog beiſtand, um ihm 
die Königskrone zu verſchaffen, verſtand ſich von ſelbſt“). Aber ſchon 
hier bricht die neue Zeit durch und zeigt, daß die alten Anſprüche des 
Stammverbandes ſich nicht aufrecht erhalten laſſen. Denn z. B. der 
Herzog von Zähringen wurde durch dies Verfahren übergangen und 
blieb, unabhängiger Reichsfürſt in Schwaben, der er war, zu Unrecht 
ohne Anteil an der Wahl. Und auf der anderen Seite erkannte man 
auch im Stammverbande jetzt echte Wahlſtimmen vornehmlich nur den 
Reichsfürſten zu, obwohl doch dieſe Privilegierung für den Stamm 
durchaus nicht zu Recht beſtand. Hier 1198 iſt allerdings noch von 
der Teilnahme „einiger Grafen“ die Rede. Wir werden ſehen, daß 
der Stammverband ſelbſt dieſen Reſt ſelbſtändiger Normierung ſeiner 
Mitglieder zugunſten des Reichsfürſtenbegriffs zehn Jahre ſpäter preis- 
gegeben hat. Eine Inſtitution, die nicht mehr mit eigenen wurzelhaften 
Elementen arbeitet, ſondern fremde Begriffe, die nicht zu ihr paſſen, 
okkupieren muß und die trotzdem äußerlich gegen dieſe fremden kämpft, 
iſt morſch und innerlich unwahr geworden. 

So hat dieſe innere Zerſtörung des Stammverbandes, die doch 
1198 ſchon zwei Jahrzehnte zu Recht beſtand, dem Erzbiſchof von Köln 
das formale Recht gegeben, der thüringiſchen Wahl jeden Rechtscharakter 
abzuſprechen. Eine Wahl durch „dieſe Fürſten“ an dieſem Ort ſei un⸗ 
erhört. Demgegenüber ſtellte er feſt, daß den König das Reich zu 


47) Über die Motive und die Angaben in dem Bericht des Halberſtädter Chroniſten 
ſ. unten S. 256f. 

46) S. 109. 

4% S. 95 f., S. 97. 

50) So auch 1125. 
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wählen habe, an der Spitze der Erzbiſchof von Mainz und der Pfalz⸗ 
graf bei Rhein). Die Situation ift mutatis mutandis genau die 
gleiche wie die der Bayern im Jahre 1125. Damals hatten die Fürſten 
dieſes Stammes mit Recht verweigert, in Abweſenheit ihres Hauptes, 
des Herzogs, abzuſtimmen). Wenn die Stammeskörper jetzt 1198 
überlebt und zerbrochen erſcheinen mußten, ſo ſtellten allerdings die 
Fürſten, die Philipp gewählt, einen regellos aus dem Reichsganzen 
herausgegriffenen Haufen vor; ſo hatte Adolf von Köln Recht, dies 
anarchiſche Zuſammentreten zu brandmarken. Auch der ſpätere An⸗ 
ſchluß weitaus der meiſten Fürſten konnte unter dieſem Geſichtspunkt 
Philipps Wahl von ihren Mängeln nicht heilen. Denn ein legitimer 
Einberufer, eine legitime Ladung, ein legitimer Wahlort hatten dem 
erſten Akt gefehlt. Darnach iſt Adolf in Vertretung des Mainzers, wie 
wir bereits geſehen haben ), verfahren. Unter den ſieben Spitzen des 
Reichs konnte er drei für ſeine Partei in Anſpruch nehmen. Nämlich 
zunächſt den Pfalzgrafen; das wird uns zwar in verſchiedener Faſſung, 
aber der Sache nach unzweifelhaft überliefert“). Dazu gewann er die 
Stimme des ſchwächlichen Johann von Trier). Er ſelbſt führte die 
dritte. Auch ſonſt bezeugt ſein Verhalten, daß er es auf eine Reichs⸗ 
wahl abgeſehen hatte. Alles Gewicht legte er daher mit Fug auf die 
Tätigkeit der Reichsfürſten. Durch die Übergabe der Fürſtenlehen muß 
das Reich neu konſtituiert werden, damit dann im Reiche die Be⸗ 
lehnung der übrigen Vaſallen erfolgen kann: „Nos autem principes, 
qui iam dietum dominum Ottonem in regem elegimus, feoda 
nostra que ab imperio tenemus, a manu ipsius reci- 
pientes hominium sibi fecimus“ ). Der Papſt machte ſich natür⸗ 
lich Adolfs Argumentation zu eigen und wies immer wieder auf die 
beſtimmten Fürſten hin, denen die Wahl in erſter Linie zuſtehe. Die 


51) Oben S. 228. 

52) Oben S. 102. 

53) Oben S. 221. 

84) Ob nun der Pfalzgraf anweſend oder, wie faſt ſicher, fort war, bleibt ſich gleich. 
Alle Quellen, die ihn überhaupt nennen, geben ſeine Stimme Otto. Die Gegner (z. B. 
die Taten von Halberſtadt) leugnen natürlich Kölns Prokuratur für ihn. Vgl. Otto 
v. St. Blaſien, Arnold von Lübeck VI, 1 (Intererat quoque palatinus de Reno), die 
vierte Fortſetzung der Trierer Gesta und die Weingartner Fortſetzung des Honorius. 

55) Winkelmann, Philipp 54. 

86) Die Stelle iſt oben S. 137 und S. 175 erläutert worden. 
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ſieben Erzbeamten einheitlich zuſammenzuſchließen unter einheitlichem 
Namen, dazu hatte bis dahin ebenſoſehr Anlaß wie Möglichkeit gefehlt. 
Denn die Funktionen der vier Laienämter einerſeits, die der Erzbiſchöfe 
andererſeits, klafften zu weit auseinander. Der Papſt muß alſo weit⸗ 
ſchweifig immer von den prineipes ad quos specialiter spectat 
electio imperatoris ſprechen, um verftanden zu werden. Aber eben das 
mals iſt der Ausdruck Kurfürſt geprägt worden, der dann wenige Jahre 
ſpäter auch in der lateiniſchen Form electores prineipes verftanden 
worden iſt ). Gerade daraus aber, daß man das Wort erſt prägt, 
nachdem der Rechtsanſpruch der ſieben Fürſten längſt angemeldet und 
geltend gemacht worden iſt, ergibt ſich eklatant, daß die Gründe 
für ihren Anſpruch nicht bloß in dem Kurvorzug ſelbſt beſtanden 
haben können. Wenn das einigende Band unter ihnen allein die Kur 
war, ſo mußten ſie Kurfürſten vom erſten Augenblick an heißen. Nur 
weil aus ihrer ſchon gegebenen allgemeinen Stellung hier 1198 zum 
erſten Male ihr Kurrecht ausgeſondert wurde und jetzt erſt ſelbſtändige 
Bedeutung gewann, konnte es zunächſt den Begriff ohne ein Wort 
dafür geben. Doch genug vom bloßen Wort. Denn die günſtige fak⸗ 
tiſche Rechtslage der Kölner Partei ſei jetzt erwieſen durch Philipps 
Verhalten. Er hat ſich dem Gewicht der welfiſchen Argumente um ſo 
weniger verſchloſſen, je herzlicher er, wie wir wiſſen, Recht und Ge⸗ 
rechtigkeit einzuhalten beſtrebt war. 

Allerdings darf man nicht, wie das immer wieder geſchieht, zu den 
unbeabſichtigten Fehlern Philipps das Unterlaſſen der Aachener 
Krönung rechnen. Philipp hat nachher ſelbſt geſagt, daß er den Reichs⸗ 
zug nach Aachen freiwillig, wenn auch durch heimtückiſche Ratſchläge 
Kölns verführt, aufgegeben habe, bevor noch von Ottos Wahl die Rede 
gewefen ſei ). Dafür hätte Köln verſprochen, ihn anzuerkennen. 
Wir können ihm hierin gern folgen, aber welches war der Grund, 


57) Über das Wort electores principes in den Gesta Halberstad. unten S. 256f. 

58) 1206: Nos post ipsam electionem nostram per continuas XIII septimanas 
sine omni contradictione fuimus in imperii quieta possessione. Medio quoque tem- 
pore (alſo während dieſer dreizehn Wochen!) cum maximo et gloriosissimo exercitu ad 
sedem Aquensem pro recipienda corona ire volentes, astutia et dolis adversariorum 
nostrorum circumventi, exercitum nostrum remisimus, accepto tamen prius ab eis 
sacramento, quod etiam ipsi in nos vota sua deberent transfundere. Cumque nos 
ipsi sic decepissent ... consanguineum nostrum dominum Oddonem comitem Pictauie 
elegerunt. Krammer, Quellen I, 60. 

Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 16 
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den Köln vorſchützte? Die Abweſenheit von Mainz, ſeinem Kon⸗ 
kurrenten, kann es natürlich nicht geweſen ſein, was den Erzbiſchof von 
Köln zu zarter Rückſicht veranlaßte, zumal man auf Kreuzzugsfahrer 
nicht wohl warten konnte. Aber auch auf ſtaufiſcher Seite hat dieſes 
Bedenken nicht beſtanden, denn es war ja Philipp, der nach Aachen 
gehen wollte. Nun muß doch aber ein Grund angeführt worden ſein, 
der auf ihn Eindruck machen konnte, ohne daß dadurch Kölns Mangel an 
Aufrichtigkeit zugleich durchſichtig geworden wäre. Vielmehr ging ja 
Philipp von Kölns Anhängerſchaft aus. Ich glaube, dieſer Grund läßt 
ſich ohne zu große Kühnheit aufdecken; und das iſt um ſo wichtiger, als 
damit ein bisher ratlos und unverzeihlich beiſeite geſchobener Nach⸗ 
richtenkreis plötzlich wieder zu ſeinem Rechte kommt. Philipp hat ge⸗ 
hofft und geplant, nur bis zu Friedrichs Mündigkeit 
König ſein zu müſſen“). Ihn lockte ja die Krone nicht; er 
empfand ſie als Laſt und als Unrecht gegen den Neffen. Dieſes Pro⸗ 
jekt eines Königtums auf Zeit wird von mehreren ganz unabhängigen 
Quellen berichtet. Es wird aber nachher auch von ſtaufiſcher Seite 
mit Stillſchweigen übergangen. Zu einem ſolchen Königtum paßt es, 
wenn man von Salburg und Krönung lieber Abſtand nahm. Denn 
die Abdankung eines Geſalbten, ſo konnte Köln anführen, war recht⸗ 
lich kaum durchführbar. So würde ſich zunächſt erklären, daß Philipp 
von der Wahl ab ſeine Regierung rechnet. Die Paſſivität, die ihm, 
dem Pflichtbewußten, heut wegen des Unterlaſſens der Krönung immer 
vorgeworfen wird, wäre ebenſo einfach gedeutet wie die bisher völlig 
dunklen „doli et astutia“, die Philipp anklagt. Mit Ottos Krönung 
änderte ſich natürlich die Lage mit einem Schlage. Jetzt genügte nicht 
mehr das bloße öffentliche Tragen der Krone wie am 5. April in 
Worms, mit dem Philipps Herrſchaft bis dahin ausreichend bekräftigt 
ſchien “). Jetzt galt es freilich unverzüglich eine gleichwertig und 
ebenſo die Unentziehbarkeit der Krone ſichernde Zeremonie für Philipp 
zu beſchaffen. Heimtückiſch hatte Köln gerade den irdiſchen und damit 


5) Oben S. 71, Anm. 68; Winkelmann, Philipp S. 500. 

60) Kölner Königschronik 164. Wenn Bloch hierin einen Proteſt gegen Kölns 
Abſichten vermutet, ſo iſt zu erwidern, daß Philipp unmöglich dann den Zug gegen 
Aachen aufgegeben oder aber bis zum 8. September mit dem Mainzer Akt gewartet 
hätte. Sein Handeln iſt chronologiſch nur einheitlich zu deuten, wenn erſt Ottos Krönung 
am 12. Juli alles entſchied. 
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gerade nicht unverlierbaren Charakter von Philipps Königtum aus⸗ 
genutzt. So mußte der Staufer 'ſchleunig von dem erften Erzbiſchof, 
deſſen man habhaft wurde, ſo wenig geeignet er dazu war, nämlich dem 
von Tarentaiſe am 8. September in Mainz geſalbt werden. Es iſt kein 
Zufall, daß die Quelle, die, wie wir noch ſehen werden, post festum 
den ſtaufiſchen Standpunkt am glänzendſten juriſtiſch zu rechtfertigen 
unternommen hat, die Halberſtädter Taten, ebenſo Arnold von Lübeck, 
die Konſekration Philipps in Mainz betont, Otto in Aachen aber nur 
gekrönt werden läßt. Die Konſekration gibt eben den character 
indelebilis. Umgekehrt durfte man ſpäter in dem Brief an Innozenz 
aus Speyer die höchſt unregelmäßige Mainzer Feier nicht erwähnen. 
Jetzt mußte natürlich auch die alte Abdankungsabſicht endgültig auf; 
gegeben werden, da man mit dieſer Blöße ſchon gar nicht gegen Otto 
hätte beſtehen können. Die Intrigue Kölns war um ſo ungezwungener 
möglich, als er natürlich nicht der einzige war, der die Salbung und 
Krönung widerriet. Ja er braucht nicht einmal als erſter davon ge⸗ 
ſprochen, ſondern nur das Feuer geſchürt zu haben. War doch Philipp 
ſelbſt, zum Geiſtlichen erzogen, im Herzen immer ſtreng kirchlich ge⸗ 
blieben. Des Königs eigene Empfänglichkeit für dieſe Erwägung wird 
den Ausſchlag gegeben haben. Und ſo drückt ſich denn auch Philipp 
mit ſeinem Vorwurf nur zurückhaltend aus. Aufdecken durfte er in dem 
Brief von 1206 die Karten vor dem Papſte aber nicht; denn ſonſt gab 
er ſelbſt amtlich ſeinen Rechtsnachteil gegenüber Otto zu. 

Dieſer Löſung der Vorgänge zwiſchen dem 6. März und 8. Sep⸗ 
tember 1198 wird man immerhin quellenmäßige Harmonie und 
pſychologiſche Konſequenz zubilligen müſſen ). Gefordert wird ſie nach 
unſerer Überzeugung durch die poſitiven Zeugniſſe für Philipps ur⸗ 
ſprüngliche Abſichten. Sie hat aber noch einen Vorzug; ſie gibt den 
Schlüſſel nicht nur zum Thronſtreit von 1198, ſondern zu dem nicht 
minder merkwürdigen Kampf, der eben über ihn in der gelehrten Welt 
gekämpft worden iſt. Denn bekanntlich hat vor allem Bloch in blen⸗ 
denden Ausführungen Philipp und ſeiner Partei nachgeſagt, ſie hätten 
in ihrem kühnen Traum vom weltlichen Staat ein nur auf Wahl ge⸗ 
gründetes Kaiſertum ins Leben rufen wollen. Dagegen habe Köln 


61) Sie wird Friedrich Baethgen verdankt, indem er mir die Bedeutung jenes 
Quellenkreiſes über ein ſtellvertretendes Königtum Philipps, den ich bis dahin auf bloße 
Abſichten Philipps vor der Wahl zum König bezogen hatte, eindrücklich vor Augen ſtellte. 

16 * 
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und der Papſt das Recht der Krönung verteidigen müſſen. Die Fehde 
zwiſchen Wahl und Krönung habe entſetzlich gewütet und ſeit 1198 am 
Mark des deutſchen Staatsrechts gezehrt. Die Theſe hat kaum irgendwo 
Beifall gefunden ); aber aus der Luft gegriffen iſt fie auch nicht. Sie 
ſieht ſchärfer als die früheren, daß Philipp ſich mit der Wahl zuerſt 
hat begnügen wollen. Grund dafür war freilich nur, weil die Salbung 
ihm jene unveräußerliche Stellung gegeben hätte, die Heinrich VI. 
ſeinem Sohne durch die Salbung in Rom hatte ſichern wollen, die aber 
Philipp umgekehrt nicht wünſchte). Wir wollen uns auf dieſe Deu⸗ 
tung übrigens nicht einſchwöͤren; es hängt für unſere eigenen Theſen 
nichts weiter von ihr ab. Nur negativ mußte gezeigt werden, daß der 
Streit um die Krönung dem juriſtiſchen Beobachter keinen Beitrag zu 
bieten vermag zu der Frage, was etwa Philipp als einen unbeabſich⸗ 
tigten, nur notgedrungenen und deshalb wieder gut zu machenden 
Mangel ſeiner erſten Wahl im März des Jahres 1198 ſelbſt aner⸗ 
kannt hat. | 
Daß er die Abweſenheit des Erzbiſchofs von Mainz und des 
Pfalzgrafen bei Rhein im Jahre 1198 in einem Schreiben von 1206 
entſchuldigend hervorhebt, haben wir ſchon bemerkt“). Aber in dem⸗ 
ſelben Brief kommt er auch ausdrücklich auf feine Wahl durch die 
Stämme zu ſprechen. Zur Wahl hätten ihn gedrängt „omnes prin- 
cipes Saxonie, Bauwarie, Austrie, Stirie, Karintie, Sweuiae, 
Franconie“ *). Hier handelt ſich's um keine prahleriſche Aufzählung, 


62) Ausführlich mit Eingehen auf die einzelnen Sätze Blochs ſowie ſeines Gegners 
Krammer habe ich den Irrtum dieſer Betrachtungsweiſe zergliedert ZRG. 34 (1913), 
493 f., 528 ff., wo ich leider noch nicht imſtande war, den pofitiven Grund ihres Fehlers 
zu würdigen, und ſo den Fortſchritt, der in ihren Beobachtungen lag, anzuerkennen. 

es Ann. Marb. z. J. 1196: „imperator cepit cum apostolico de concordia 
agere volens, quod filium suum — — in regem ungeret. Quod si fecisset, crucem 
ab eo aperte .. . accepisset.“ Siehe dazu unten S. 270. Die Gesta Halberstadensia 
ſagen: „quia ... archiep. Moguntinus nondum redierat de partibus transmarinis, d e 
consilio principum Tarantasiensis archiepiscopus i ps um in regem conse- 
cravit et insigniis imperialibus, que penes ipsum erant, pariter insignivit. Adolfus. 


vero Coloniensis archiep. et quidam principes Rheni ... Ottonem . .. capta Aquis- 
grani civitate, intronizatum in sede regia collocantes diademate regio corona- 
bant.“ Arnold VI, 2: „Philippus ... a domno Tarentino archiep. ... cum magna. 


sollempnitate rex consecratur et Romanorum augustus salutatur.“ 
%) Oben ©. 223. 
6) MG. Constit. II, Nr. 10. Oben ©. 151, Anm. 66. 
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wenn natürlich auch die Maſſe imponierend wirken ſoll. Die wahre 
Abſicht Philipps verrät ſich ebenſo deutlich wie die Schwierigkeit, auf 
die ſie bei ſeiner Gewiſſenhaftigkeit ſtößt. Denn das „alle Fürſten“ be⸗ 
zieht ſich in Wahrheit nur auf die erſten beiden Stammverbände, 
Sachſen und Bayern. Sein eigenes Herzogtum Schwaben und erſt recht 
das vornehmſte Land, Franken, werden mit gutem Grund nur als 
Nachzügler genannt. Die drei anderen Länder, je einen einzigen 
Reichsfürſten zählend, nehmen ſich ſeltſam genug zwiſchen den vier 
großen Stammesgebieten aus. Bei einer Stammeswahl alten 
Stils wären ſie ſelbſtändig nicht in Betracht gekommen. Jetzt ſind ſie 
als Fahnlehen des Reichs freilich ſelbſtändig, aber doch eben nicht — 
wie durch die anderen Namen nahegelegt wird — als Stämme. 

Nun läßt ſich weiter zeigen, daß Philipp dem juriſtiſchen Chaos 
ſchon ſelbſt Rechnung getragen hatte, als er dieſen Brief ſchrieb. Er 
hat freiwillig die erſte Gelegenheit ergriffen, auf einen einwandfreien 
Rechtsboden überzutreten und ſo den Schimmer der Macht, der ihn 
gegenüber der kläglichen Figur ſeines Gegners längſt umgab, in das 
Gold der Gerechtigkeit zu verwandeln. 

Anderthalb Jahre vor dem Rechtfertigungsſchreiben an Inno⸗ 
zenz III., am 6. Januar 1205 hatte Philipp endlich in Aachen aus 
den Händen Adolfs von Köln die Krone des Reiches empfangen. Aus 
dieſem Anlaß waren, ſo heißt es, faſt ſämtliche Fürſten des Reiches 
um ihn verſammelt, d. h. vermutlich an die fünfzig oder mehr). Nach⸗ 
weiſen können wir leider nur einen Teil der Anweſenden. Zu dieſem 
gehören der Herzog von Sachſen, der Pfalzgraf bei Rhein und eben der 
Erzbiſchof von Köln. Johann von Triers Einvernehmen mit Philipps 
Krönung iſt ebenſo ſicher wie das von Brandenburg und Böhmen. Nur 
wiſſen wir von dieſer letzteren beiden perſönlichem Verbleib nichts; der 
Trierer hat ſich im letzten Augenblick durch eine politiſche Unpäßlichkeit am 
Erſcheinen verhindern laſſen ). In dieſer glänzenden Krönungsverſamm⸗ 
lung ie nun Philipp einen feiner würdigen Schritt getan). Er 


66) Chronica regia Colon. ed. Waitz, S. 219: Rex igitur ut proposuerat, cum 
universis pene (andere Lesart: pluribus) principibus regni Aquisgrani venit. 

67) Winkelmann, Philipp 363. 

n) Chronica regia a. O.: Ibi rex, consilio cum suis habito, ut principes suam 
liberam electionem secundum antiquitatis institutum non perdant, regium nomen 
et coronam deponit et ut concorditer ab omnibus eligatur precatur. 


246 Zweiter Teil. Das Reich. 


beriet ſich mit den Seinen und beſchloß, „damit die Fürſten ihre freie 
Wahl nach dem Brauch der Väter nicht einbüßten“, eine feierliche Neu⸗ 
wahl an ſich vollziehen zu laſſen. Man hat aus dieſer Nachricht ent⸗ 
nommen, daß den niederrheiniſchen Fürſten, ſpeziell Köln und dem 
Herzog von Brabant damit Gelegenheit zur Wahl gegeben werden 
ſollte. Nur um ihretwillen, ſagt z. B. Ficker, habe dieſe ganze um⸗ 
ſtändliche Zeremonie ſtattgefunden ). Daß bei der thüringiſchen Wahl 
von 1198 die fränkiſchen Fürſten am ſchlechteſten gefahren ſind, kann 
man zugeben. Inſofern allerdings kam ihnen jede neue Wahl, an der 
ſie eben nur überhaupt teilnahmen, „zugute“. Irgendeine beſondere 
Rückſicht auf den Niederrhein anzunehmen, verbietet aber ſchon die 
Quelle, denn dieſe iſt die Köͤnigschronik von Köln. Und wie dürften 
wir einen nur für den Niederrhein beſtimmten Akt aus einem Vorgang 
herausleſen, den ſie ſelbſt nur als eine freie Tat Philipps würdigt. 
Wir wiſſen ferner, daß Adolf von Köln damals mehr den König geſucht 
hat, als dieſer ihn). Bleibt der Herzog von Brabant als der einzige 
anweſende niederrheiniſche Reichsfürſt. Einige Dutzende ſeiner Pairs 
ſollen ſich um ſeinetwillen zu einer Wiederholung der umſtändlichen 
Zeremonie hergegeben haben, und darunter ſo angeſehene wie der 
Pfalzgraf bei Rhein, welcher ſeinerſeits hübſch einzeln für ſich ſeinen 
Anſchluß an Philipp hatte vollziehen müſſen! Schon dieſer Vergleich 
ergibt, daß der König ſeine Maßregel nicht um einzelner Fürſten, ſon⸗ 
dern um der Fürſtenſchaft als ſolcher willen getroffen 
hat. Schließlich hat man umgekehrt eine Züchtigung des Kölners 
herausleſen wollen). Die geringe Bedeutung feiner Krönung gegen⸗ 
über der Wahl ſei ihm durch den Wahlakt vor Augen geſtellt worden. 
Wieder iſt merkwürdig, daß die Kölner Chronik nichts von einer Be⸗ 
ziehung des Aktes zu der folgenden Krönung weiß. So wenig wie 
in den Quellen, hat dieſe Theorie innerlich das geringſte Fundament. 
Denn Adolf von Köln hat ſich wohlweislich gehütet, jemals die Tor⸗ 
heit zu begehen und ſich wegen ſeines Krönungsrechtes für den Königs⸗ 
macher Deutſchlands auszugeben. Immer hat er die Stellung der 
Kurfürſten und die Erforderniſſe der Wahl hervorgehoben. Außer⸗ 
dem: jetzt erſchien der Herrſcher, deſſen Wahl er bis dahin bis aufs 


ee) Böhmer⸗Ficker Nr. 89a. 
70) Winkelmann, Philipp S. 334. 
11) So Bloch Kaiſerwahlen 72 ff. 
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Meſſer als ungültig bekämpft hatte. Welches war wohl der ſtärkere 
Beweis für die Unabhängigkeit der Fürſten von ſeinen Theſen über die 
Wahlformen, wenn man jetzt eine neue Wahl hielt, die er wirklich 
leitete, oder wenn man ihn zwang, die alte Wahl trotz aller ihrer 
Mängel als ausreichend anzuerkennen? Alſo dieſe ganze Theorie iſt 
nicht einmal konſequent. Sie iſt durch nichts bezeugt und ſie wider⸗ 
ſtreitet Philipps Charakter, der nicht nur frei von Rachſucht, ſondern 
auch zu jeder Konzilianz in der Form bereit war. 

Was ſagt denn aber die Quelle ſelbſt? Ein altes Recht der 
Fürſten als ſolcher ſollte gewahrt werden. Und der König habe ge⸗ 
beten, „einmütig von allen“ erkoren zu werden. Einmütig kieſt aber 
allerdings ſeit alter Zeit die geſamte Fürſtenſchaft des Reiches den 
Fürſtenſohn. 

So kommt alles darin zuſammen, daß der glänzende Aachener Drei⸗ 
königstag von 1205 die erſte wirklich geglückte Wahl eines Königs aus 
neuem Hauſe geſehen hat, die von dem Reiche in ausgebildeter Geſtalt 
als Reich mit den Erzbeamten an der Spitze vorgenommen worden iſt. 
Was die Welfenpartei 1198 verlangt hatte, das hat der Staufer als zu 
Recht gefordert 1205 anerkannt. Er hat das tun können und getan, 
weil ein Rechtsſatz damit befolgt wurde, der zwar einer politiſchen 
Partei als Waffe gedient hatte, der aber an ſich von beiden Parteien 
vorgefunden und nicht künſtlich erdichtet worden war. Philipp 
hat ſich mit ſeinem Schritte in ſeinen Rechten nichts vergeben. 

Die Verfaſſungsgeſchichte läßt ſich Zeit; und ſo möge man wohl 
beachten, daß zwar durch Philipps Entſchluß die Reichswahl endgültig 
akzeptiert ſchien, daß aber natürlich die Perſon des zu Wählenden auch 
diesmal noch feſtſtand. Jene Inſtrumente der Vorverſtändigung, die ſich 
die Stamm verbände 1125 unud vielleicht auch 1152 hatten ſchaffen 
müſſen, konnten alſo dem neuen Reichs körper diesmal noch ungeſtraft 
fehlen. Sie mangelten ihm. Denn folange er feine Ordnung allein im 
Hausinnern ausgebildet und betätigt hatte, war er ja der Führung und 
Leitung des Hausherren in allen Geſchäften zu folgen gewohnt und 
verpflichtet. Es iſt richtig, daß ſchon früher auch bei Neuwahlen die 
Krönungszeremonien in Aachen von den Erzbeamten des alten Königs- 
hauſes vollzogen worden ſind, obwohl man ſogar das Emporſteigen 
Kölns unter die Kurfürſten nicht ohne Grund auf die Hervorkehrung 
ſeines Diözeſanrechtes gerade und nur bei Neuwahlen zurückführen 
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könnte. Aber laſſen wir dieſe letztere Möglichkeit ſelbſt bei Seite, immer 
gab es bei der Krönung ſchon wieder einen Herrn des Hauſes; immer 
ſtand das Reichshaus ſchon wieder neu aufgerichtet; gerade dieſe Tat⸗ 
ſache will ja der Aachener Vorgang und das anſchließende Krönungs⸗ 
mahl ausdrücken. Hingegen feſte Normen dafür, weſſen Stimmen i m 
Könishaus notwendig und ausreichend ſein ſollten zur Wahl eines 
unter mehreren Kandidaten, haben ſich in praktiſcher Anwendung 
weder vorher noch 1205 erproben können. Auch 1198 war die angeb⸗ 
liche Reichswahl Ottos einzig durch Adolfs Einfluß entſchieden worden. 
Dies alſo, nichts als dies, aber dies allerdings hat im Laufe des 
13. Jahrhunderts noch neu geregelt werden müſſen. Wie das geſchehen 
iſt, hat Zeumer längſt gezeigt. Es würde ſich nun zu völliger Be⸗ 
ſtätigung feiner Deutung der Vorgänge von 1256/57 leicht zeigen laſſen, 
daß bis dahin teils keine Möglichkeit, teils kein wirklicher Anlaß zur 
Normierung beſtand. Nur daß die Kurfürſten auch mitwirken 
müſſen, wenn ein Kandidat gültig gewählt ſein ſoll, iſt in der Periode, 
die wir behandeln, deutſches Recht. In Rom allerdings hat man ſchon 
1202 in der Dekretale venerabilem die Befugniſſe der Erzbeamten 
abſichtlich, wie das Innozenz nie geſcheut hat, übertrieben ſcharf formu⸗ 
liert, nicht indem man Falſches ſagte, ſondern indem man das Wahlrecht 
der übrigen Fürſten ausließ ). Genau dieſe Sachlage wird vom 
Sachſenſpiegel feſtgehalten, wenn er die Kurfürſten an die Wahl der 
Reichsfürſten bindet, andererſeits aber doch wohlweislich für nötig hält, 
jeden möglichen Irrtum aus Innozenz' III. ihm wohlbekannten Mani⸗ 
feſt ausdrücklich zurückzuweiſen. 

Die Auseinanderſetzungen über die „Reichs“ wahl werden nun 
vielleicht auch in einem Schriftſtück Philipps angedeutet. Dabei iſt 
allerdings weder aus der Erklärung von 1199, noch aus der von 1202 
etwas zu gewinnen, denn das beliebte Inquirieren der Urkundenzeugen 
verſagt bei der teils willkürlichen, teils rein mechaniſchen Aufzählungs⸗ 
methode beider an den Papſt gefandten Aktenſtücke). Wollen wir 

72) Daß der Vorwurf der bewußten Verſchweigung zu Recht beſteht, zeigt der Ver⸗ 
gleich der beiden unten S. 250, Anm. 81 gegenübergeſtellten Stücke („principaliter spec- 
tat ius“ und „eligendi potestatem“). Der Dekretale folgt dann als erſter Jacobus de 
Ardizone S. 68, Anm. 61. Aber ſchon der Brief des Reichskanzlers von 1220, der für 
Heinrich VII. die Mitwirkung der Kurfürſten hervorhebt, nimmt auf dieſe öffentlich vor⸗ 
getragene Lehre der Kurie abſichtlich Rückſicht. 

7) Vgl. Böhmer⸗Ficker Nr. 27 und 65. 
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dieſe Spur entdecken, ſo iſt zunächſt noch einmal zu fragen, ob wirklich 
die Befugnis aller ſieben Erzbeamten im Jahre 1198 unzweifelhaft feſt⸗ 
ſtand. Zum Beiſpiel Roger von Howeden, der in England um 1200 
ſchreibt, nennt nämlich nur vier Kurfürſten ). Was fein Bericht wert 
iſt, zeigt die Auslaſſung Triers, deſſen Stimme von Köln immer aufs 
nachdrücklichſte betont worden iſt. Roger gibt eben nur die rein tatſäch⸗ 
lichen Vorgänge von 1198 halb und halb wieder. Hingegen iſt bei 
genauer Überlegung unter den Amtern eines allerdings, deſſen Qualität 
durchaus nicht ſo einwandfrei feſtſteht, wie das ſeiner Genoſſen, und 
das iſt — es charakteriſiert die heutige Lehre, daß die Behauptunug 
überraſchend klingen wird — das des Kölners. Wir ſind darauf ſchon 
wiederholt zu ſprechen gekommen). Woran erkennt man den Rang 
der Geiſtlichen bei Hofe? Am deutlichſten gewiß an ihrem Sitze bei 
Tiſche im Hauſe des Königs. Nun wohl, dieſen Sitz hat Köln erſt 
1184 nur mit Gewalt dem Abte von Fulda entreißen können, und 
rechtens iſt Kölns Ehrenplatz an der Tafel ſogar erſt 1356 geworden!) 
Auch fein italienisches Kanzleramt brauchte bei der Gruppierung der 
deutſchen Reichs fürſtenſchaft nicht unbedingt den Ausſchlag zu geben. 
Für unſere Anſicht dürften ſich poſitiv ſechs verſchiedene Umſtände an⸗ 
führen laſſen. 1. Die Quellen betonen 1198, daß der Kölner wegen 
ſeiner Vertretung des Mainzers zu allen ſeinen Wahlhandlungen legi⸗ 
timiert ſei ). 2. Adolf von Köln beſchwert ſich 1198 nicht etwa 
darüber, daß man ihn ſelbſt übergangen habe, ſondern nur über das 
Fehlen von Mainz und Pfalz. 3. Innozenz III. legt Adolf gegenüber 
allen Nachdruck auf Kölns Krönungsrecht, waͤhrend ſein Wahlrecht zwar 
erwähnt wird, aber doch zurücktritt ). Der ſtaufiſchen Partei gegen⸗ 
über, wo allein die Wahl zur Debatte ſtand, hebt er ausſchließlich 
das Recht der Kurfürſten hervor, ohne doch je auf ein gerade Köln wider⸗ 
fahrenes Unrecht hinzuweiſen. 4. Da der fränkiſche Metropolit Ger⸗ 
maniens 1198 fehlte, ſo konnten der ſächſiſche und bayeriſche Metropolit 


4) Krammer, Quellen S. 42. 

75) Oben S. 29 und S. 233. 

7c) Oben S. 30. 

7) Oben Anm. 15 und Arnold v. Lübeck VI, 1: Huic colloquio intererat Adol- 
92 Coloniensis archiepiscopus; Conradus Moguntinus, qui quidem presentialiter 
aberat . . . cuius vicem in omnibus negotiis ordinandis ipse Coloniensis tenebat. 

10 Vgl. Bloch, Kaiſerwahlen 58, Anm. 4. 
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mit um ſo beſſerem Rechte ſich ſelbſtändig fühlen, wenn Kölns Anſpruch 
auf den zweiten Platz und alſo erſt recht ſeine Stellvertretungsbefugnis 
nicht ganz unzweifelhaft war. 5. Der Sachſenſpiegel nennt den Kölner 
erſt hinter Trier und Mainz, was mit einem alten Recht Kölns auf den 
Platz hinter Mainz unvereinbar iſt“). 6. Das Recht eines Kölner 
Abtes, des von Kornelismünſter neben ſeinem Metropoliten, erſcheint 
als eine ſpäte und kümmerliche Nachbildung der uralten Anſprüche 
Fuldas und St. Maximius ). So fei die Vermutung, mehr nicht, 
ausgeſprochen, daß die Stellung Kölns in der rheiniſchen Trias, vor 
Magdeburg und Salzburg, ein Rang, zu dem es durch Erzkanzleramt 
und Krönungsrecht, Fahnlehn und wirtſchaftliche Kraft gewiß würdig 
war, erſt am Ausgange des 12. Jahrhunderts endgültig geſichtet worden 
fein dürfte. 

Wie ſteht es nun mit den übrigen Erzbeamten? Die rührige Feder 
des Papſtes erlaubt uns da wohl eine Stellungnahme. Denn Innozenz 
bezeichnet Ottos Partei im Vertrautenkreiſe als die, welcher „ebenſoviel 
oder mehr“ der Kurfürſten angehört haben; in der Offentlichkeit ſpricht 
er mit dem Bruſtton der Überzeugung von plures!“) Ich weiß nun 
nicht, weshalb man bis heute die Rechnung des Papſtes nie verifiziert 
hat. Sie ſtimmt nämlich nur, wenn das Kurkolleg 1198 genau ſo zu⸗ 
ſammengeſetzt geweſen iſt als ſpäter auch! Denn für Otto trat Trier, 
Pfalz und Köln ein; dabei bleibt es ſich gleich, ob man Köln zunächſt 
für den bloßen Stellvertreter von Mainz anſieht oder ihm eine ſelb⸗ 
ſtändige Stimme beilegt; denn auch im letzteren Falle kann Mainz vom 
Papſte nicht mitgerechnet worden ſein, weil es ſich nach der Rückkehr 
neutral hielt; gegen Ottos Drei ſtanden Sachſen, Brandenburg und 
Böhmen zu Philipp. Alſo hat der Papſt recht, wenn er in ehrlicher Ein⸗ 
kehr „ebenſoviel“ ſagt. Aber weshalb zugleich plures, als er öffent⸗ 
lich an die Gegner ſchreibt? Wie löſt ſich das Dilemma? Nun: „der 


70) Vgl. Zeumer, Der latein. Urtext des Sſp., Feſtſchrift für Gierke 1910. 

90) Ficker⸗Puntſchart II, 1, 283. 

e) Ende 1200 ſagt er in der denkwürdigen Deliberatio, die nicht bekannt werden 
ſollte: De Ottone videtur, quod non liceat ipsi favere, quoniam a paucioribus est 
electus ... Verum cum tot vel plures ex his, ad quos principaliter spectat 
imperatoris electio, in eum consensisse noscantur. In der berühmten Dekretale 
Vererabilem, die in alle Welt hinausging (März 1202), heißt es: quamvis plures ex 
illis, qui eligendi regem . . . de jure ac consuetudine obtinent potestatem, consensisse 
perhibeantur in ipsum regem Ottonem. 
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Schenke des Reiches, der König von Böhmen, der hat keine Kur um 
deswillen, daß er kein Deutſcher iſt“ ). — 

Jetzt wolle man noch einmal jene oben zitierte Briefſtelle von 1206 
anſehen. Oſterreich, Steier, Kärnten werden volltönend aufgezählt; der 
einzige König des deutſchen Lehnhofes, der Fürft, der als einer der 
erſten von Philipp, als dieſer die nachträglich ihn Anerkennenden emp⸗ 
fing, begnadet und geehrt worden iſt und das gewiß nicht ohne Hinblick 
auf ſein Schenkenamt, der Wähler, der 1199 und 1202 als erſter Laie 
unterzeichnet, — er fehlt da, wo das kleine Steier genannt wird. Von 
Böhmen ſchweigt Philipp. Zum mindeſten folgt daraus, daß dies 
Schweigen nicht Zufall, ſondern Abſicht iſt. Es genügt freilich die An⸗ 
nahme, daß in dem verſöhnlichen Tone des Schreibens die Aufrollung 
einer Streitfrage unpaſſend erſchien. Aber ſchon das iſt ein wichtiges 
Reſultat, daß die böhmiſche Kur bereits damals ſtrittig geweſen ſein 
muß. Von dem tatſächlichen Auftreten dieſer Streitfrage in der Politik 
iſt hiermit allein gehandelt. Mit nichten iſt damit ſchon die rechtliche 
Natur dieſer Streitfrage erörtert. Dieſe iſt ſelbſtändig zu unterſuchen, 
denn fie betrifft nicht das Recht des Reichserzſchenken bei der Königs- 
wahl, ſondern die perſönlichen Qualitäten des Inhabers dieſes 
Amtes ). Alſo gehört fie nicht in das Kapitel über die Kurfürſten. 

Nicht viel weniger Kopfzerbrechen hat die Rolle des Markgrafen 
von Brandenburg bereitet, weil die Quellen von ihm ſchweigen ). 
Daß er aber 1198 mitgerechnet worden iſt, hat ſich bereits ergeben. Viel⸗ 
leicht läßt ſich ferner gerade ſein Zurücktreten ausdrücklich begründen. 
Dazu liefern uns die Vorgänge von 1208 den Stoff. 

Als nämlich durch Philipps ruchloſe Ermordung der Thron, den 
er zuletzt unangefochten innehielt “), aufs neue erledigt wurde, da ver⸗ 
ſuchten die ſächſiſchen Fürſten zunächſt einen Tag nach Würzburg zu 
berufen, als deſſen Zweck, ähnlich wie 1125, „die Ordnung des Reiches“ 
bezeichnet werden zu ſein ſcheint ). Aus dieſem auf den 8. September 


er) Sſp. III, 57. 

63) Wird daher in Abſchnitt 20 behandelt. 

84) Krammer, Forſch. zur brandenb. Geſch. 26, 253 ff. ſetzt zwar das Kämmeramt 
der Mark zu 1134, das Kurrecht aber zu 1220! 

88) Wie ſich beſonders eindrucksvoll aus Böhmer-Fickers Lücke 1207/8 für Ottos 
Regeſten ergibt. 

se) „de imperio ordinaturi“. Zum folgenden Böhmer⸗Ficker 239 — 242. 
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anberaumten Tage iſt nichts geworden, vermutlich doch, weil inzwiſchen 
der Erzbiſchof von Mainz kraft feines alten Rechtes ſchon ſeinerſeits zum 
Anfang Novembex nach Frankfurt geladen hatte. Bei den damals 
üblichen Friſten iſt mindeſtens als ſicher anzunehmen, daß Mainz und 
Pfalz ihr Ausſchreiben bereits erlaſſen hatten), als am 22. September 
die Sachſen trotzdem in Halberſtadt ſelbſtändig zuſammentraten. Ob 
ſie wegen drohender Wahlintriguen etwa des Herzogs von Brabant das 
Prävenire ſpielen wollten? Sie hätten dann jedenfalls ihr Ziel erreicht, 
denn von der Brabanter Kandidatur iſt ſogleich alles ſtill geworden. 
Recht befriedigen wird dieſe Vermutung kaum. Denn dann wäre es 
mindeſtens ebenſo ratſam geweſen, lieber in Frankfurt ſelbſt nach dem 
Rechten zu ſehen, ſtatt die übrigen Fürſten durch eigenmächtiges Handeln 
zu reizen. Die Staatshiſtoriker wiſſen jedenfalls bisher keinen Grund 
für den Halberſtädter Tag anzugeben. Vielleicht gelingt uns das, nach⸗ 
dem wir die ſormale Seite des Hergangs werden gewürdigt haben. Da⸗ 
durch wird nämlich vielleicht auch die Sache ſelbſt erſt verſtändlich. 
Denn wie immer die Motive der Sachſen beſchaffen geweſen ſind, 
gewiß iſt, daß wie 1198 am 22. September 1208 der ſächſiſche Stamm⸗ 
verband als Wahlverband fungiert hat). Die Großen des Landes, 
der Erzbiſchof und der Herzog an der Spitze, dazu der Markgraf von 
Meißen und der Landgraf von Thüringen, d. h. Sachſens Pfalzgraf, 
waren verſammelt. Auch der Biſchof von Würzburg nahm teil. Da 
wir aber nicht wiſſen, aus welchem Grunde, ſo läßt ſich aus der Tat⸗ 
ſache nicht allzuviel ſchließen. Denn vielleicht war er nur zufällig oder 
als Abgeſandter des Papſtes da, vielleicht glaubte er in Halberſtadt 
leichter für die dort tatſächlich erreichten Schenkungen des kargen Otto 


57) Braunſchw. Chronik MG. Deutſche Chroniken II, 539. 

88) Arnoldus Lubecenſis, Chronica Slavorum VII, 13, 14: Ad quem accedens 
archiepiscopus Magdeburgensis una cum duce Bernardo, sic ei locuti sunt: Non 
suademus, ut aliquem impetum presumptuose faciatis, ne aliqua commotio contra 
vos fiat, sed magis ex dispensatione principum curiale colloquium statuamus, ut 
ibi de electione regis unanimiter tractetur. Si complacuerit Domino in vestra per- 
sona, gratum habebimus; sin aliud, et hoc audiemus. Quod cum complacuisset, 
indicta est curia satis famosa in Halverstad, ubi convenerat maxima pars prelatorum 
et principum Saxonie et Thuringie, nec defuit Erbipolensis electus Otto. Omnes 
igitur principes qui convenerant, ac si divinitus inspirati, pari voto et unanimi con- 
sensu Ottonem in Romanum principem et semper augustum elegerunt in nomine 
Patris et Filii et Spiritus sancti, archiepiscopo, qui primam vocem habere videbatur, 
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Ohr zu gewinnen, oder er mochte gerade wegen des mißglückten Würz⸗ 
burgertages ſeine Selbſtändigkeit gegen Mainz wahren wollen. Wichtig 
iſt, daß man ihn teilnehmen ließ, und alſo kein rein ſächſiſcher Tag vor⸗ 
lag; noch wichtiger aber, daß er nicht die Reihenfolge innerhalb des 
Stammverbandes durchbrach, ſondern dieſer geſchloſſen blieb. Wir 
hören nämlich, daß die Sachſen genau nach der alten Rangleiter kürten: 
Erzbiſchof, Herzog, Markgraf, Pfalzgraf (Thüringen!) ) und dann die 
übrigen. Alſo hat 1208 noch einmal der Stamm als ſolcher gewählt. 
Aber die neue Ordnung ließ ſich doch nicht verleugnen. Nur die Reichs⸗ 
fürſten haben kieſen dürfen; der Reichsgedanke wirkt alſo ganz unmittel⸗ 
bar in die Stammeswahl hinein. In Wahrheit iſt das gar keine 
Stammeswohl mehr, denn der Sinn einer ſolchen iſt ja doch gerade, daß 
das Reich durch das Erlöſchen des Hauſes — man verzeihe dies Lr did 
quo — aufgelöſt iſt, und die Stämme ohne das Reich und deshalb 
nur nebeneinander tätig werden. Die Halberſtädter Wahl ſetzt aber 
umgekehrt das Beſtehen des Reiches durch die Übernahme des neuen 
Fürſtenbegriffes voraus. Um ſo rätſelhafter erſcheint dann aber der 
ganze Hergang. Wie es 1198 zu der Stammeswahl kam, haben wir 
befriedigend erklären können. Aber jetzt hat zehn Jahre lang halb 
Europa über die Regeln der deutſchen Wahl leidenſchaftlich diskutiert; 
Philipps Vorgehen ſchien endgültig die friedliche Löſung des Problems 
zu ſichern. Da erneuern ſeine getreueſten Anhänger bei ganz veränderter 
Sachlage das verfehlte und jetzt unentſchuldbare Vorgehen von damals, 
kümmern ſich, was völlig beiſpiellos iſt, um die Ladung des Erzbiſchofes 
von Mainz nicht und werden dafür in keiner Weiſe behelligt oder ge⸗ 
tadelt. An der Spitze dieſer Sondergruppe ſteht gar der Reichsmarſchall, 


inchoante, prosequente vero Bernardo duce cum marchione Misnense et lantgravio 
Thuringie cum aliis, ad quos electio regis pertinere videbatur. Cum autem perven- 
tum fuisset ad electum memoratum, conqueri cepit in conspectu principum, eccle- 
siam suam dampnificatam a Philippo rege et a predecessore eius Heinrico ... et 
nisi eadem iniuria mutaretur, ut ecclesia indempnis maneret, ipse huic electioni se 
consensum non prebere affirmabat. Cumque hinc inde multa allegarentur, ipse de 
collegio exiens discessit. Altera tamen die revocatus electioni principum acquievit, 
quorum una cum rege ordinatione ecclesia sua recepit... Exinde alia curia magis 
famosa indicta est Frankenevorde in festo beati Martini. Ubi cum magna sollemp- 
nitate et ingenti numerositate occurrerunt regi principes Frankonie, Bauwarie, 
Suevie. 
8) S. 122 f.; S. 169. 
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neben ihm der Landgraf von Thüringen, einer der reichſten Fürſten, der 
ſich trotzdem bequemt, hier hinter dem Markgrafen von Meißen zu 
ſtimmen, obwohl er nicht einmal irgendwie präjudiziert war. Denn er 
hatte an der Stammeswahl von 1198 nicht teilgenommen. Ich denke, 
das ſind ſo gehäufte Ungereimtheiten, daß man darüber nicht hinweg⸗ 
hüpfen kann, ſondern heftig ſtolpert. Wir müſſen einen Ausweg aus 
dieſem Labyrinth ſuchen. Wie kommt der Stamm dazu, eine Stammes⸗ 
wahl zu vollziehen, die in Wahrheit genau nach den neuen Regeln ver⸗ 
läuft, d. h. nichts als eine partielle Reichswahl iſt 
und was bewegt den Askanier Bernhard, daß er ſein Herzogsamt über 
die Reichsmarſchallwürde ſetzt? Schon durch dieſe zweite Frage kommt 
Licht in das Dunkel. Bernhard, der Markgraf von Meißen und der 
Land⸗ und Pfalzgraf empfinden alle gemeinſam in ihrer Stellung einen 
wunden Punkt. Es iſt keiner unter ihnen, deſſen Rang nicht auf ein 
einziges Ereignis ſich gründet; ſie alle haben ihren Anteil an dem Fell 
des Löwen, der 1180 ſtürzte, hinweggenommen. Die Wiederaufrichtung 
des ſächſiſchen Herzogtums der Welfen iſt der Alpdruck, der auf allen 
dieſen Fürſterhäuſern bis zum Jahre 1235 gelaftet hat. Bis dahin lag 
das nicht außer dem Bereiche der Moglichkeit. Aus Furcht davor hatte 
ſich Adolf von Köln 1205 Weſtfalen aufs neue zuſichern laſſen ). 
Immer noch zitterte das gewaltige Erdbeben nach. Und nun ſollen 
dieſe ſelben Fürſten dem Welfengeſchlecht ſelbſt in den Sattel helfen? 
Da galt es mindeſtens — zumal einem Charakter wie Otto gegenüber — 
die äußerſte Vorſicht zu gebrauchen. Und hierzu konnte nun die Form 
des Halberſtädter Tages für die anſchaulichen Vorſtellungen der Zeit ſich 
glänzend eignen. Es war eine Abdankung der welfiſchen Herzogs⸗ 
träume in optima forma, ſo gründlich, wie jener Symbolwechſel 1156 
zwiſchen Babenbergern und Welfen, wenn Otto ſich jetzt bequemte, die 
Repräſentation des Sachfenſtammes, jo wie fie ihn in Halberſtadt erkor, 
als die echte anzuerkennen. Herzog, Markgraf und Pfalzgraf — es 
begreift ſich jetzt ohne weiteres die Stellung, mit der ſich der Thüringer 
nicht nur begnügte, ſondern die er zum Schutze der Reichsunmittelbarkeit 
ſeiner Pfalz geradezu fordern mußte. In Frankfurt hätte ſich dieſe 
Zeremonie entweder gar nicht oder doch nicht ſo wirkſam durchführen 
laſſen. In Frankfurt hätte man ſich unterworfen. Auf ſächſiſcher Erde 


0) Winkelmann, Philipp S. 334. 
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hingegen wurde zugleich Ottos Verzicht beſonders deutlich“). Denn 
man bedenke, daß die Welfen den ſächſiſchen Herzogstitel noch nicht 
abgelegt hatten!“) Jetzt aber empfing der König von einem anderen 
Sachſenherzoge die Huldigung des Landes. 

Die alte Form der Stammeswahl hat alſo nach unſerer Über⸗ 
zeugung im Jahre 1208 zu einem ganz konkreten politiſchen Zwecke ge⸗ 
dient; es handelte ſich um eine Exiſtenzfrage ſämtlicher Beteiligten. 
Denn das welfiſche Herzogtum war der Schreck auch der ſächſiſchen 
Kirchenfürſten. Weil dem ſo war, hat jedermann im Reiche das Ein⸗ 
malige des Hergangs für ſelbſtverſtändlich gehalten. Niemand hat an 
ihr Anſtoß genommen. Sie iſt ſo wenig wie Philipps Handlung von 
1205 in den Quellen diskutiert worden. Weder das eine noch das 
andere Ereignis hatte eben irgendeine polemiſche oder parteiiſche Spitze. 
An der Reichswahl, ſo ſehen wir wieder, hat niemand nach der „Reichs⸗ 
gründung“ ernſthaft gezweifelt. Auf dem Halberſtädter Tag hat man 
nur die immer noch ſchmerzende Wunde von 1180 zum Verharſchen 
bringen wollen ). 

In Frankfurt hat dann ſechs Wochen ſpäter das Reich gewählt. 
Wir wiſſen nichts über den Tag, außer der Tatſache, daß die Wähler 
von Halberſtadt fehlten. Die üppigen Phantaſien, die über dieſem 
Schweigen der Quellen als bequemem Orgelpunkt immer wieder kom⸗ 
poniert worden ſind, hat Ficker mit Lachmannſcher Strenge zurückweiſen 
müſſen ). Wir wiſſen nicht einmal, welche Kurfürſten, ob z. B. der 
Brandenburger dort anweſend war. 


91) Der Schriſtſteller, der beſſer als irgend ein anderer die Situation hätte ſchildern 
können „disertis et sane singularibus apud medii aevi auctorem sententiis“, wie ihm 
Weiland mit Recht nachrühmt (SS. XXIII, 73), der Verfaſſer der „Taten von Halber⸗ 
ſtadt“, der kaum ein Jahr nach dem Ereignis ſchreibt, faßt ſich diplomatiſch kurz und 
ſcheint mit einigem Lokalſtolz den Vorgang in Halberſtadt für den entſcheidenden zu 
halten. Daß aber der Ort zu Ottos Demütigung gewählt ſchien, deutet er 
bei aller Kürze an! ... mirabili dei iudicio qui ipsum (Ottonem) in civitate et 
ecclesia prothomartiris sui Stephani, quam ipse ac progenitores sui semper humilia- 
verant, taliter voluit sublimari. Das hat nur Sinn, wenn jetzt umgekehrt der ver⸗ 
achtete Ort Otto die Ehre erteilt. 88. XXIII, 122. 

92) Oben S. 142, Anm. 47. 

) Das Verhältnis von Stammesherzogtum und Kurkolleg zur Königswahl hat 
ſoeben Buchner (Königswahlen und das Herzogtum Bayern 1913) behandelt. Er ſagt 
wörtlich S. 19, Anm. 5: „Für uns hier iſt die Halberſtädter Wahl belanglos.“ 

9%) Böhmer ⸗Ficker 242. 
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| Dafür fteht eine Tatſache feft, die unfere Deutung der Halberſtädter 

Vorgänge bekräftigt. Ein Reichsfürſt Oſtſachſens hat beſtimmt in 
Halberſtadt gefehlt. Da wir geſehen, daß ſogar der Reichsmarſchall 
ſein Reichsamt der Herzogswürde nachgeſetzt hat, ſo muß es uns baß 
in Erſtaunen verſetzen, wenn der Kämmerer des Reiches anders dachte. 
Beſinnen wir uns aber einen Augenblick länger, ſo entdecken wir ſofort, 
daß für den Markgrafen von Brandenburg allerdings keine Ehre und 
kein Vorteil in Halberſtadt zu holen war. Denn ſein Rang im Reich 
war nicht auf den Umſturz von 1180 gegründet. Schon ein Menſchen⸗ 
alter zuvor war durch Albrecht I. aus dem beſcheidenen Markgrafenhaus 
das der Reichskämmerer geworden). Sagt doch auch ein alter Spruch, 
daß gleichberechtigt neben Friedrich mit dem roten Haar und Heinrich 
dem Leuen Albrecht der Bär die Trias bildete, die wohl „die Welt ver⸗ 
kehren“ konnte. Der erſte Nachfolger, der wieder ſeinen Namen trug, 
Albrecht II., hatte alſo von welfiſchen Rekuperationen nichts zu fürchten. 
Vielmehr hätte ihm, als Erzbeamten des Reichs, die Mitwirkung in 
Halberſtadt nur Unehre gebracht. Sein Fehlen dort iſt ebenſo beredt 
wie die Gegenwart der übrigen Fürſten. Erſt beide Tatſachen zuſammen 
erlauben die „Stammeswahl“ von 1208 auf ihren wahren Umfang 
zurückzuführen. 

Eben in dieſem Halberſtadt iſt ſchließlich ein Bericht abgefaßt, 
welcher als Schlußſtein unſerer Unterſuchung betrachtet zu werden ver⸗ 
dient. Die Rolle Halberſtadts als geiſtigen Zentrums für das Rechts⸗ 
leben der Zeit wird dadurch aufs neue ſchön beleuchtet. Die „Taten von 
Halberſtadt“, ein auf beträchtlicher geiſtiger Höhe ſtehendes Werk, be⸗ 
handeln vom ſtreng ſtaufiſchen Standpunkt noch während des Konflikts, 
fie find nicht nach 1210 abgefaßt, die Ereigniſſe von 1198 “%. Wenn 


5) Oben S. 227. 

96) Vgl. oben Anm. 91; MG. 88. XXIII, 113: Defuncto siquidem imperatore 
Henrico, in electione imperatoris pernitiosa dissensio inter principes est exorta. 
Cum enim electores Saxonie principes ad eligendum imperatorem universos imperii 
principes crebrius invitarent, quidam principes avaricie dediti huic sacre electioni 
exsecrabiles interponere non sunt veriti condiciones. Alii vero, ut tyrannidi sue 
inpune liberius possent vacare, hanc electionem conati sunt impedire. Verum 
principes Saxonie non ferentes imperium sine rectore sub tante more periculo 
vacillare, quibusdam aliarum provinciarum principibus convocatis, in nomine Domini 
congregati in villa Arnestede Moguntine dyocesis, sancti Spiritus auxilio invocato, 
domnum Philippum ducem Swevie, filium et fratrem divorum imperatorum Frederici 
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wir auf Grund der von uns entwickelten Sätze über das Recht der Königs⸗ 
wahl, zu einem recht glänzenden Plädoyer für Philipp in die Schranken 
des Gerichts treten wollten, mit einem Plädoyer, welches natürlich die 
ſachverſtändigen Hörer nicht durch törichte Unwahrheiten oder offen⸗ 
kundige Trugſchlüſſe dürfte beleidigen wollen, ſondern welches nur mit 
unfehlbarer Schärfe auch den kleinſten eigenen juriſtiſch haltbaren An⸗ 
ſpruch entwickelte, ſo würden wir gut tun, uns auf die Wiedergabe der 
Halberſtädter Schrift zu beſchränken. Nichts iſt falſch; aber das meiſte 
iſt unter Kategorien gebracht, die nicht für die Urheber der Ereigniſſe, 
ſondern für den Richter beſtimmend wirken ſollen. Die Kurfürſten von 
Sachſen und Brandenburg (electores Saxonie principes) haben feit 
Anfang 1198 an die in Deutſchland anweſenden Reichsfürſten mit der 
Bitte, eine Wahl vorzunehmen, gewendet. Erſt als dieſes Anſuchen 
durch unrechtmäßige Bedingungen der Gegner hinfällig wurde, hätten 
die ſächſiſchen Fürſten (alſo nicht mehr die Kurfürſten!) mit den 
Fürſten einiger anderen Stammlande in einem Ort, der im Mainzer 
Sprengel liege, Philipp gewählt. Kein Wort von dem freiwilligen 
Verzicht Philipps auf die Krönung. Wie es Rechtens ſei, habe 
man ihn in Mainz dem Volke als König gezeigt. Das Krönungsrecht 
des Mainzers (sic!) habe ohne Schaden der Erzbiſchof von Tarentaiſe 
üben dürfen. So ſei Philipp auf den Rat der Fürſten (1) dort ges 
weiht worden. Hingegen ſei Otto durch Adolf von Köln und „einige 
andere rheiniſche Fürſten“ (kein Wort von deſſen Vertretungsanſprüchen 


Henrici, imperatorem unanimiter elegerunt, anno videlicet Domini 1197, indictione..., 
anno ordinationis Gardolfi episcopi 4. Hac igitur electione celebrata, Moguntiam 
est adductus populoque ostensus, sicut moris est facere de electis, et pari voto 
omnium et consensu, acclamatione quoque unanimi et applausu in regem est col- 
laudatus. Sed quia domnus Conradus archiepiscopus Moguntinus nondum redierat 
de partibus transmarinis, de consilio principum Tarantasiensis archiepiscopus ipsum 
in regem consecravit et insigniis imperialibus, que penes ipsum erant, pariter in- 
signivit. Adolfus vero Coloniensis archiepiscopus et quidam principes Reni, sicut 
dissensionis et discordie desiderium in corde gestaverant, rem in actu proferre 
festinantes, Ottonem comitem Pictavie, filium Henrici quondam ducis, accersitum 
in regem eligunt, estimantes maius flagicium nequivisse se Saxonibus erogare, quam 
talem eis apponere, qui odium inter ipsos et patrem eius habitum contra eos iugiter 
debeat irritare. Ipse autem avunculo suo, Anglicorum regi, pro pecunia comicia 
sua data, electoribus suis quod sitiverant erogavit. Qui, capta Aquisgrani civitate, 
eundum electum intronizatum in sede regia collocantes, diademate regio coronabant. 
Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 17 
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oder gar ⸗Befugniſſen für Mainz!) zum König gemacht und in Aachen 
gekrönt worden. Dieſe Lektüre mußte ſelbſt auf den Gegner Eindruck 
machen, denn keine einzige Tatſache wird direkt gefälſcht oder auch nur 
verſchwiegen: Unſere Kurfürſten ſind zur Reichswahl bereit geweſen; 
ihr habt es verhindert. Kirche und Kapitel von Mainz und der Fürſten⸗ 
tag haben anerkannt, daß in Abweſenheit des Erzbiſchofs von Mainz 
der Burgunder ebendort krönen darf. Philipp hat das alte Recht ein⸗ 
gehalten; er iſt dem Volke in Mainz öffentlich gezeigt worden. Und 
die genialſte Retouche. Philipps Krönung wird vor der Ottos erzählt! 
Ohne Zeitangabe, wohlverſtanden, aber wie immer, ſie wird vorher 
erzählt. Das alles mit der Sachlichkeit und Vornehmheit des gewiegten 
Juriſten vorgetragen faßt prachtvoll zuſammen, was man von dem 
Boden des Rechts — auf dem beide Parteien ſtanden — zugunſten 
der ſtaufiſchen Sache ſagen konnte. Die heutige Literatur hat dieſen 
Bericht entweder beiſeite geſchoben oder umgedeutet. Die Angabe über 
den Wahlort, dieſe echt niederſächſiſche Verſchlagenheit, hätte dabei den 
Schlüſſel zu dem merkwürdigen Schwanken aller Quellen über den 
Wahlort von 1198 geben können. Eine merkwürdige Idee, von einem 
Orte in Thüringen geographiſch nur zu ſagen, er liege im Mainzer 
Sprengel! Alſo lag er in Franken? Aber merkwürdig iſt doch auch 
die Tatſache, daß Philipp in Ichtershauſen, in Arnſtadt, in Mühl⸗ 
hauſen gewählt worden iſt. Nun hat aber Mühlhauſen einen Vorzug 
vor den anderen. Es iſt nämlich nicht nur Reichsgut, ſondern, was 
in diefem Fall gewiß wog, iſt auch mit fränkiſchem Recht be⸗ 
widmet geweſen! Hat man dieſen Fingerzeig überſehen, ſo hat man 
eine andere Angabe unbeſorgt weggedeutet. Da ſollen die „electores 
principes“, die das Recht zur Ladung ausüben, nicht die „Kurfürſten“ 
ſein. Was ſie aber ſonſt ſein könnten, hat niemand beantwortet. Mit 
dem Wort elector - princeps kann man ferner nur eine deutſche 
Fügung wiedergeben wollen, in der ſtatt der beiden unverbundenen 
lateiniſchen Subſtantiva eben ein zuſammengeſetztes Hauptwort „Kur⸗ 
fürſt“ ſteht. Doch genug. Wir glauben, niemand wird ernſtlich an 
unſerer Auslegung des Halberſtädter Berichtes zweifeln. Gewiß iſt, 
daß er vor 1210 geſchrieben iſt. Daß er pſychologiſch noch eindrucks⸗ 
voller iſt, wenn ihn der Halberſtädter ſeinen Braunſchweiger Nachbarn 
vor Philipps Tod und vor der Halberſtädter Nachwahl ins Stamm⸗ 
buch geſchrieben hat, iſt nicht zu leugnen. Aber die Paarung ſachlicher 


Na 
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Schärfe mit Vorſicht in der Form kehrt zum Jahre 1208 wieder. Dieſe 
Schreibweiſe paßt ins Jahr 1209, als Otto in drohender Macht nahe 
Halberſtadt Hof hielt. Wenn man in Halberſtadt Reichswahl und Kur⸗ 
kolleg (einſchließlich Brandenburg) ſchon für 1198 anerkennt, ſo ſtützt 
das unſer Bild der Stammeswahl von 1208. 

Seitdem wählt ſtets das Reich, die Erzbeamten an der Spitze. 
Wenn man noch heute leſen kann, Eike von Repgow folge ſpeziellen 
fähfifhen Anſichten über die Königswahl, fo iſt das ein Irrtum. Der 
Sachſe, der ums Jahr 1230 ſchrieb, hat weder provinziale Sonder⸗ 
meinungen vorgefunden, noch hat er Antiquitäten ein Opfer dar⸗ 
gebracht. Er ſchildert mit Fug und Recht die Wahl des deutſchen 
Königs durch das Reich und feine Fürften, wie fie ſeit 1198 nie mehr 
beſtritten und wie ſie in dem Ort, in dem Eike ſeine Jugend verlebt 
hat“), ſogar aus Liebe zu den Staufern nachträglich für Philipps 
Wahl von 1198 behauptet worden iſt. Die Ereigniſſe von 1198 und 
1208 geben nicht das Recht, von Erfindungen und leeren Einfällen 
ſeiltänzeriſcher Politiker die damalige Verfaſſung ziellos bald hierhin, 
bald dorthin getrieben werden zu laſſen. Es iſt aber nicht einmal ge⸗ 
boten, die Rechtsfragen, die damals auftauchten, zu einſeitigen 
Parteiſchlagworten zu ſtempeln. Denn in einer notwendigen Entwick⸗ 
lung hat das Reich damals alte Formen überwunden, dabei noch den 
letzten Reſt ihrer Lebenskraft nutzend. Wir können hier nochmals 
wiederholen, was wir ſchon oben betonten: Das Recht der Kurfürſten, 
im Reich die Erſten zu fein, ift keinen Augenblick von irgendeiner 
Seite bezweifelt worden. Nicht ſogleich reſpektiert worden iſt das 
Auftreten des Reiches ſelbſt an Stelle der Stammesverbände. Will 
man alſo trotzdem die Parteien rubrizieren und ſchematiſieren, ſo er⸗ 
gibt ſich jedenfalls genau das Gegenteil von dem, was bisher über den 
Reichsgedanken des ſtaufiſchen Zeitalters vorgebracht worden iſt. Der 
„Reichsgedanke“ iſt deshalb, weil er dem Intereſſe der ſtaufiſchen 
Widerſacher entſprach, gerade von dieſen zuerſt aufgegriffen und durch⸗ 
geſetzt worden, wobei das Kurkolleg den Reichsgedanken verkörpert. 


7) Meine Ausführungen über Eiles Bildungsgang, Rechtsliteratur 115ff., halte 
ich gegen Julius v. Gierkes Widerſpruch, ZRG. 34, 550, voll aufrecht und behalte mir 
vor, anderweit darauf mit eingehender Begründung zurückzukommen. Die Interpretation 
der Halberſtädter Chronik wird vielleicht ſchon ihrerſeits den bisher Zweifelnden Eindruck 
zu machen imſtande ſein. 

17* 
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Das deutſche Reich wird ein Wahlreich, weil es dem Könige gelingt, 
den Stammesverband aufzulöſen und die Führer der deutſchen Länder 
nur noch nach ihrer Stellung in ſeinem Lehnshofe anzuſehen; nur als 
ſolche werden dieſe nun bei der Regelung der Thronfolge tätig, und ſo 
iſt kein ſichtbarer Unterſchied mehr zwiſchen den Formen bei Sohnesfolge 
im Königshauſe und bei der Wahl eines neuen Hauſes. Den Säulen 
des Reichshauſes wächſt das alte Recht der Stämme zu. Das Königtum 
der Merowinger war von dem Führer der Hausgenoſſenſchaft, dem 
Maiordomus, untergraben worden, das deutſche durch dieſe Haus— 
genoſſenſchaſt ſelbſt als einer geſchloſſenen „Korporation“, ein Ausdruck, 
der ſich denn auch ſchon unter Friedrich II. findet“). Der König, der 
die Länder in das Innere ſeines Hofes hat hineinziehen wollen, ſieht 
ſeinen Hof plötzlich als zur Außenwelt geworden ſich gegenüber. 

Denn dieſe Konſequenz ift nach dem Vorausgeſchickten jetzt nicht 
mehr ſchwer verſtändlich. Der Macht der Fürſten des Reichs wuchs das 
alte Recht der Stämme zu. Ihre Stellung dringt erſt hierdurch über die 
Grenzen des bloßen Lehnrechtes hinaus. Dem „Reiche und dem Herrn 
des Reiches“ tritt ein und dieſelbe Phalanx bei Sohnes folge wie Neu⸗ 
wahl gegenüber. Alſo muß das Weſen beider Thronfolgen in eins zu⸗ 
ſammenfließen. Das Haus des deutſchen Königs ſtellt ſich ſeinem Herrn 
vollſtändig ſelbſtändig entgegen. Der königliche Klerus, die Reichs- 
kirchen, können nun ſelbſt bei der Sohnesfolge Sonderanſprüche an⸗ 
melden. Inſofern hat ſich 1196, 1220, 1237 allerdings etwas gegen⸗ 
über den älteren Deſignationen geändert. Aber zweierlei iſt feſtzuhalten. 
Die Grenze zwiſchen den Rechten des Hausherren und Hausvaters einer⸗ 
ſeits, denen ſeiner Vaſallen andererſeits blieb noch eine Weile flüſſig; 
das zeigt der Rückſchlag zugunſten der kaiſerlichen Befugniſſe, der 1237 
gegenüber 1220 ſichtbar zu werden ſcheint, mag man ihn nun bedeutend 
oder, wie wir, geringfügig einſchätzen. Vor allem aber: es iſt dies eine 
Auseinanderſetzung nur innerhalb des Königshofes. Ihre Er⸗ 
forſchung gehört daher der Geſchichte des Lehnweſens und feiner Aus⸗ 
geſtaltung im Lehnrecht an. Wir hingegen, die wir den Platz des 
Königshauſes und des Lehnweſens in der geſamten Rechtsordnung zu 
erkunden auszogen, haben unfere Aufgabe erfüllt, wenn die Einbruchs⸗ 
ſtelle des Lehnrechts ins Landrecht aufgedeckt worden iſt. 


%) Vom „corpus principum secularium“ ſpricht der Kaiſer 1239 Constit. II, 
215, S. 299. 
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Nach alledem wird es verſtattet ſein, daß wir uns hinſichtlich des 
Erbkaiſerplans Heinrichs VI. auf die Herausarbeitung der weſent⸗ 
lichen Momente beſchränken. In vollem Umfang zu zeigen, wie ſehr 
er in unſer Syſtem hineingehört, würde eben nur durch ein breites 
Aufrollen des Lehnsrechts möglich ſein. 

Heinrich VI. hat während ſeiner kurzen Regierung verſucht, die 
Fürſten durch mannigfache Konzeſſionen zu bewegen, ihm die Erblich⸗ 
keit der deutſchen Krone zu gewähren. Er hat aber dieſen Plan 
ſchließlich fallen laſſen. Hocherfreut über dies Nachgeben des Kaiſers, 
haben die Fürſten ſeinen jungen noch ungetauften Sohn zum König 
erkoren. Dies ſind in Kürze die Tatſachen ). 

In demſelben Augenblick, in dem der alte Hausbegriff ins Wanken 
kommt, erhebt ſich von ſeiten des bedrohten Königs die Reaktion. Aber 
beſteht dieſer Rückſchlag in einer Sicherung der Sohnesfolge? Iſt es 
wirklich nur dieſe, für die fürchtend der römiſche Kaiſer 1196 ſeinen 
Fürſten goldene Berge in Ausſicht ſtellt? Wir werden nur dann in 
die Sache eindringen, wenn wir wieder zwei verſchiedene Dinge gut 
unterſcheiden: 1. Die zunehmende Emanzipation des „Reiches“ von 
feinem Herren) erzeugt, wie wir beobachtet haben, eine Verände⸗ 
rung des Gleichgewichts zwiſchen den verſchiedenen Faktoren, die bis⸗ 
her bei der Sohnesfolge zuſammen wirkten). 2. Der ſtrenge Be⸗ 
griff der Hausherrſchaft hat damals im übrigen, vor allem im roma⸗ 
niſchen Europa, wo er kein ſo bodenſtändiges Gewächs war, bereits 
allmählich abgewirtſchaftet. Dafür hat man das Recht der Verwandt⸗ 
ſchaft eingetauſcht. Die Erb folge gilt dort auch für die Herr⸗ 
ſchaft. 

Dieſe anderwärts verbreitete Geſchlechtserbfolge aller Verwandten 
iſt es, welche Heinrich VI. an die Stelle der vom Volke vergebenen 
Hausherrſchaft ſetzen will. Gehen wir bei der Prüfung aus dem 
Weiteren in das Engere. 

Zwiſchen Sohnesfolge und Erbrecht hat man bis zum Inter⸗ 
regnum wohlweislich unterſchieden. Das belegen zunächſt die Tat⸗ 


99) Die Quellen find geſammelt bei Ficker, de Heinrici VI. conatu 1852, 1 ff. und 
bei Krammer, Quellen I, 33—37; wo nichts anderes bemerkt, iſt nach den letzteren zitiert. 
Sachlich iſt vor allem wichtig Hampe, Zum Erbkaiſerplan Heinrichs VI., MIO. 27, 1. 

100) Siehe Abſchnitt 7, S. 138ff. 

101) Oben S. 38ff., ſpeziell S. 65. 
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ſachen. Rudolf I. iſt der erſte deutſche Herrſcher, dem die Sohnes⸗ 
folge verweigert worden iſt. Am Ausgang des dreizehnten Jahrhunderts 
hat man dann die Krönungsformel dahin geändert, daß der Neu⸗ 
gewählte non iure hereditario nec paterna successione König ſei, 
ſondern alles der Wahl verdanke). Noch hier alſo in der Negation 
hat man den Unterſchied zwiſchen Erbrecht und Sohnesfolge nicht ver⸗ 
wiſcht. Die Schwierigkeiten, welche ſich 1220 bei Heinrichs Wahl er⸗ 
geben haben, werden allgemein auf die Beziehungen zu Sizilien und 
zum Papſt zurückgeführt, und beziehen ſich mit nichten auf die Sohnes⸗ 
folge an ſich. Ebenſowenig ſtichhaltig iſt der jüngſt erfolgte Hin⸗ 
weis!) auf einen Vertrag Albrechts von Magdeburg mit feinen Mün⸗ 
deln, den Markgrafen von Brandenburg vom 20. September 1221. 
Genau wie im Reich z. B. 984 wurde nämlich hier damals der Witwe 
des verſtorbenen Markgraſen und ihren Söhnen das Haus erhalten, 
während der Geſchlechtsvormund Heinrich von Anhalt auf feine Sippe⸗ 
befugniſſe ſtreng beſchränkt blieb. Friedrich II. hatte den Erzbiſchof 
zum Lehnsvormund beſtellt. Als ſolcher hat Albrecht am 23. April 
1220 den jungen Heinrich mit erkoren! ). Nun werden in der ers 
wähnten Urkunde, alſo nach dieſer Kur, Beſtimmungen für den Fall 
des Ablebens Friedrichs II. getroffen. Der Erzbiſchof erklärt ſich be⸗ 
reit, auch einem neuen König gegenüber die an ſich verbotene Geſamt⸗ 
belehnung beider Söhne mit der Mark durchzuſetzen, aber nur, wenn 


102) Schreuer, Grundgedanken 159f. 

108) Z. B. Bloch, Kaiſerwahlen 125f. Der entſcheidende Satz in der von den 
Markgrafen ausgehenden Urkunde lautet, der Erzbiſchof verpflichte ſich, wenn Friedrich II. 
ſterbe „priusquam nobis eadem feoda porrigantur et alius per concordiam principum 
in imperium sublimetur, ipse nec fidelitatem illi prestabit nec servicia faciet. Sin 
autem per discordiam principum continget eligi duos reges, si placuerit nobis, ut 
regem alium habeamus quam eum in quem dominus archiepiscopus proposuerit 
consentire, non tenebitur nobis assistere ... sed si cum ipso consenserimus in ali- 
quem eligendum .. . [nos] promovebit“. Böhmer-Fider 10 886; Krabbo, Regeſten 
d. Markgrafen v. Brandenburg 577. 

104) Es iſt ein tatſächlicher Irrtum, wenn Winkelmann Friedrich II., Bd. I, 524 
für möglich hält, daß Heinrich von Anhalt die brandenb. Stimme abgegeben haben kann, 
wie es ein Rechtsirrtum iſt. Denn der Vergleich von Böhmer-Ficker 1102, 1109, 1115 
mit 1125, 1126 ergibt, daß Heinrich am 23. April noch nicht in Frankfurt anweſend 
geweſen iſt. Und Heinrich iſt nie Verweſer des Fürſtentums geweſen, deſſen Erzamt 
vielmehr in der Magdeb. Urk. vom Sept. 1221 (cum iuribus et honoribus)) deut- 
lich genannt wird. Man ſpricht zu 1220 von einer „Nominatio“. Da ich für meine 
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die Markgrafen demſelben Kandidaten bei der Königswahl ſich an⸗ 
ſchließen werden, wie er. Daraus hat man geſchloſſen, daß Albrecht 
die Kur des Königsſohnes von 1220 für unverbindlich gehalten habe; 
hieraus würde dann erſt recht folgen, daß die Sohnesfolge noch weniger 
vor der Kur als ein Recht des Königs in Betracht kam. Man braucht 
aber nur an die Vorgänge von 1196 und 1198 zu erinnern, um einen 
der pflichteifrigſten Anhänger Friedrichs II. alsbald von jedem Ver⸗ 
dacht der Treuloſigkeit zu befreien. Man bedenke doch: Der Kaiſer im 
Begriff, ins heilige Land zu ziehen, wo ſein Großvater umgekommen 
iſt; die entſetzlichen Thronwirren, weil 1198 der unmündige Königs⸗ 
ſohn nicht hatte folgen können, in aller Gedanken lebendig. Wäre 
Friedrich vor der Schwertleite feines Sohnes verſtorben, jo hätte ſich 
das gleiche Schauſpiel wie 1198 notwendig wiederholt. Nun zielt 
doch der ganze Vertrag überhaupt nur auf die allernächſten Jahre eben 
bis zur Mündigkeit der beiden Markgrafen. Tritt alſo in dieſer kurzen 
Spanne Zeit, auf die es allein abgeſehen iſt, des Kaiſers Tod ein, ſo 
ſind Thronwirren ſicher zu erwarten, weil ja in eben dieſer Friſt auch 
der Königsſohn noch nicht mündig ſein kann. Alſo muß der Geſichts⸗ 
punkt der echten Neuwahl in den Vordergrund der Erwägungen 1221 
notwendig treten. Aber mehr als das. Die Waffe der Gegner kehrt 
ſich gegen ſie ſelbſt. Gerade die Urkunde von 1221 zeigt, daß zwiſchen 
Neuwahl und Sohnesfolge ein gewaltiger Unterſchied iſt. Neugewählt 
kann nur ein Hausherr werden). Der Beſcheid des Sohnes zum 
Nachfolger iſt eine ſolche Wahl nicht. Der Hausſohn bleibt mit dem 
Schickſal des Vaters verknüpſt. Er gilt nicht als „gewählt“. Stürzt 
ſeines Vaters Stuhl, bevor er ihn, mündig geworden, hat ergreifen 
können, und hält man der Waiſe den Stuhl nicht aufrecht, ſo iſt das 
alte Königshaus erloſchen, und der treueſte Anhänger muß für dieſen 
Fall ſich auf die Neuwahl rüſten. 


eigene Syſtematik der rechtlichen Elemente der Thronfolge Vollſtändigkeit behaupte, ſo 
muß ich bei dieſer Gelegenheit ausdrücklich auch noch den Anſtoß erregen und freimütig 
bekennen, mir bei dem mehrfach ausführlich entwickelten Begriff der Nominatio als 
ſelbſtändig neben Wahl und Kur beim beſten Willen nichts denken zu können. Be⸗ 
ratungen ſchaffen kein Recht, den Kandidaten beſtimmt der Vater oder die Wahl; im 
Volksrecht iſt nominatio eine leere Vokabel; erſt viel ſpäter dringt ſie aus dem Kirchenrecht 
als Rechtsbegriff ins Staatsrecht hinüber. 
106) Oben ©. 84. 
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Noch 1237 hat die Sohnesfolge auf nichtſränkiſcher Erde, in Wien, 
unbeanſtandet ſtatthaben können. Keineswegs alſo wird die Erhebung 
des Sohnes als ein Akt angeſehen, bei dem das fränkiſche Recht des 
königlichen Herrn ſich nicht mitwirkend äußere. Des Kaiſers Haus⸗ 
gewalt, ſeine Anweſenheit allein iſt es, welche Konrads Kur in Wien 
ermöglicht. Bei einer echten Neuwahl dürfte aber kein ſolch königlicher 
Anteil zu verfpüren fein. | 

Neben die Tatſachen treten zwei Außerungen, deren Parallele nicht 
unintereſſant iſt. Sie umrahmen zeitlich den Erbkaiſerplan Hein⸗ 
richs VI. Die ältere des Johannes von Salsbury aus der Zeit Bar⸗ 
baroſſas findet ſich in deſſen Polycraticus. Der Engländer handelt in 
dieſer großen Rechts⸗ und Sittenlehre auch über die Erbfolge der 
Könige“). Er verwirft fie in den ſtärkſten Ausdrücken. Weder die 
consanguinitas noch die propinquitas dürſten berückſichtigt werden. 
Nach dem Tode Salphaats hätten feine Töchter wohl das Erbe Chere- 
ditas) fordern können. Denn Güter und Acker laſſe man ſeinen Ver⸗ 
wandten. Die Herrſchaft (gubernatio) aber gebühre ausſchließlich 
dem, den Gott dazu berufe. Alſo — das iſt bedeutſam — die Töchter 
werden nachdrücklich ausgeſchloſſen. Aber, fährt Johannes fort, deshalb 
iſt es doch unzuläſſig, etwa aus Neuerungsſucht von dem Blut der 
Fürſten abzugehen, denen durch Gottes Gnade und das Recht des Ge⸗ 
ſchlechts (ius generis) die Nachfolge ihrer Kinder zuſtehe. Alſo 
unter viel Umſchweifen und nicht ohne theoretiſche Beſchwerden wird hier 
die Nachfolge des Sohnes gebilligt, alle Erbfolge verworfen. 

Als 1237 die Fürſten jenes geſpreizte Wahldekret für Konrad IV. 
verfaſſen, um recht nachdrücklich ihre Unabhängigkeit vom Kaiſer zu be⸗ 
tonen, da rechtfertigen ſie die Wahl zu Lebzeiten des Vaters mit höoͤchſt 
gelehrten Ausführungen, die nur das Einfache verſchweigen, daß man 
bis dahin ganz regelmäßig den Sohn zur Zeit der väterlichen Herrſchaft 


106, V, 6 (Migne 199, 549): ordinatio principis populi. (Folgt ein Bibelbeiſpiel) 
hic autem plane nulla est populi acclamatio, nulla consanguinitatis ratio, nulla pro- 
pinquitatis habita contemplatio est. Mortuo Salphaat filiae paternam vindicant 
haereditatem. Petitionem earum justam esse deus ipse testatur. Propinquis nam- 
que agrorum et praediorum hereditas relinquenda est. Gubernatio vero populi illi 
tradenda est, quem Deus elegerit ... Nec tamen licitum est favore novorum recedere 
a sanguine principum quibus privilegio divinae promissionis et jure generis debetur 
s uc cessio liberorum. Johann iſt 1180 geſtorben. 
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erkoren hatte, und nur dem zweiten Sohn jetzt angedeihen ließ, was 
man ſiebzehn Jahr zuvor dem älteren Sohn desſelben Kaiſers gewährt 
hatte. Für ſehr „deutſchrechtlich“ wird man alſo dies Muſterſtück der 
Diktatkunſt nicht ausgeben können. Trotzdem entſchlüpft dem unbekann⸗ 
ten Autor das Zugeſtändnis, das die Sohnesfolge altes deutſches Recht 
ſei. Wahrlich Grund genug, ihm zu glauben. Er ſagt nämlich, fie 
hätten ſich in der Vergangenheit umgetan, da hätten ſie nun gefunden, 
daß den alten Kaiſern für ihre großen Verdienſte die Nachfolge ihrer 
Söhne billiger Weiſe zugefallen wäre. Deshalb wollten auch ſie ihren 
Kaiſer durch die Wahl ſeines Sohnes ehren. Der Satz, der von der 
Sohnesfolge in alter Zeit handelt, ſpricht dieſe als recht und billig 
an; „parentum laboribus fraudari filios nostri noluere 
maiores“ ). Wäre es ein Geſchenk der Fürſten an den Vater geweſen, 
ſo hätte man doch nicht einen Spruch gewählt, laut dem es um⸗ 
gekehrt eine Fraus geweſen wäre, die Söhne nicht folgen zu laſſen. 
Hierbei vergeſſe man nicht, daß wir nicht etwa das Recht von 1237, 
ſondern nur das von 1196 durch dieſe Beobachtung haben ermitteln 
wollen. 

Da werden wir doch ſagen dürfen: zuſammengehalten mit den 
Reſultaten des erſten Teils, zeigen die ſoeben angeführten Tatſachen 
und Ausſprüche, daß Sohnes⸗ und Erbfolge auch unter Heinrich VI. 
noch zwei verſchiedene Dinge geweſen ſind. Betrachtet man nun die 
Quellen ſeines Reformplanes, ſo fällt einem auf, wie ſie alle bemüht 
ſind, nicht den Sohn, ſondern den Erben als berufenen Nachfolger 
zu nennen. Die Marbacher Annalen ſagen ausdrücklich nacheinander, 
daß Heinrich erſt die Kur ſeines Sohnes betrieben habe und zum 
nächſten Jahre, daß er das unerhörte Recht habe einführen wollen, daß 
die Könige ſich nach Erbrecht folgten). Reiner von Lüttich ſagt, 


107) Et cum de substituenda persona ... pensaremus, preteritorum cauta pro- 
visio salubre consilium prebuit in futuris. Considerationibus etenim nostris occurrit, 
qualiter divi cesares progenitores imperatoris eiusdem, qui longis retro temporibus 
imperio prefuerunt, non solum ut domini iustitie solium inclite tenuere, sed tam- 
quam patres imperii paterne dilectiones ad omnes et singulos habuerunt, . .. propter 
quod parentum laboribus fraudari filios nostri noluere maiores; nos... presentem 
imperatorem . . . . in sobole sua simili retributione decrevimus honorare. Krammer, 
Quellen I, 68f. 

108) Interim imperator laborabat, quod principes filium suum, qui iam erat 
duorum annorum, eligerent in regem et hoc iuramento firmarent Imperator 
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der Kaiſer wollte das Reich feinen Erben erblich machen. In Lüttich 
ſagt man: der jeweils nächſte Verwandte habe Erbe werden ſollen. 
Ansbert ſagt, der nächſte Erbe habe nach Erbrecht erben ſollen. 

Die Vorſtufe dazu war allerdings notwendig die, daß die bis⸗ 
herigen Formen der Hausfolge fielen. Denn hier im Königshaus ſoll 
ja ein Wechſel von ſtatten gehen zwiſchen zwei Rechtsformen, die uns 
als Gegenſatz in Dutzenden von Dorfweistümern entgegenſpringen. 
Wes wegen ſich die deutſchen Fürſten ſträuben, läßt ſich mit den Worten 
des Jahrhunderte ſpäteren Bauernſpruchs ausdrücken: Wir haben einen 
gekorenen und keinen geborenen Herren ). Die Kur bedeutet, daß 
nur dieſer beſtimmte Hausherr zur Herrſchaft berufen iſt, nicht ein 
Geſchlecht. Daß allerdings die Sohnesfolge dem Vater nicht ver⸗ 
weigert werden darf, folgt aus keinem „Erb“ recht des Sohnes, ſon⸗ 
dern allein aus der Hausherrſchaft des Vaters. Die Sohnes⸗ 
folge iſt eben kein Recht des Sohnes, ſondern des 
Vaters! ). Genau fo wie hier wird ihr Weſen in den Quellen 
ſelbſt formuliert, z. B. eben von Johann von Salsbury, dem Dekret 
von 1237 und den Fürſten bei der Erhebung Rudolfs von Rhein⸗ 
felden n!). Der Hausherr kann die Kur des Sohnes fordern, weil 
die, von denen ſie vorgenommen wird, ja ſein Hausgeſinde ſind. 
Jetzt ſoll der gekorene Herr zum geborenen werden. Damit flürzt 
aber die Haus verfaſſung. Einen anderen Verwandten als den Sohn 
kann die Hausgenoſſenſchaft nicht küren, denn dieſer Ver⸗ 
wandte befindet ſich gar nicht mit ihr unter gleichem Dach. Das iſt 
nicht mehr ein Vorgang im Hauſe. Entweder alſo wird jetzt dieſe 
Hausgenoſſenſchaft das Recht zur Wahl erhalten, d. h. ſie wird ein 
Organ des Volks rechts, ſtatt der Hausverfaſſung. Oder aber der 
Verwandte hält ohne weiteres feinen Einzug ins Haus nach der Erb» 
folgeordnung des Volksrechts: Ein Drittes gibt es nicht. Ein folder 
Verwandter hätte nicht neben den Hausherren treten können wie der 
Sohn; denn er unterliegt nicht der Gewalt und Zucht des Haus⸗ 


habuit curiam Herbipolis ... Ad eandem curiam imperator novum et inauditum 
decretum Romano regno voluit cum principibus confirmare, ut in Romanum regnum, 
sicut in Francie vel ceteris regnis jure hereditario reges sibi succederent. 

10) Grimm RA.“ II, 18. 

110) Oben S. 39; S. 47; N S. 67. 

111) Oben S. 41f. 
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herren ). Allein durch dieſe war aber das Geſamthandsverhältnis 
zwiſchen Vater und Sohn im Königtum möglich. Die Kur hätte mit⸗ 
hin fallen müſſen. Und fo berichtet Gervaſius von Tilbury, der Rat 
Kaiſer Ottos IV., daß durch Heinrichs VI. Plan die alte „electio 
palatinorum“ würde aufgehört haben ). Die Stelle war bisher 
für die Forſcher unverwendbar. Denn wir hören vor 1198 auch nicht 
mit einem Worte von der Rolle der Reichshofbeamten als Kurfürſten 
bei Neuwahlen. Sobald es ſich hingegen um die alte höfiſche Form 
der Sohnesfolge handelt, die zu Lebzeiten des Vaters von jeher 
ſtattfand, wenn dieſe zerſtört werden ſollte, ſo iſt mit Grund ſchon 
zum Jahre 1196 von der Bedrohung des Rechts der palatini die 
Rede. Die meiſten Quellen berichten aber ausdrücklich, daß die 
Fürſten von Heinrich nicht etwa zur Kur aufgefordert, ſondern durch 
Eid, durch Brief und Siegel, ihre Anerkennung der Erfolge befräfs 
tigen mußten. Wir müſſen dies hervorheben, weil wir ja gleichſam 
nach zwei Fronten kämpfen und uns ſowohl gegen den „Wahl“⸗, wie 
gegen den „Erb“ begriff in ihrer kahlen Dialektik wenden. Für den, 
der auch die Sohneskur für eine Wahl hält, ſind alſo dieſe Aus⸗ 
führungen nicht intereſſant; ſie haben daher keinen polemiſchen Zweck, 
ſondern ſind erforderlich, um zu zeigen, daß auch nach unſerer Anſicht 
die Beſeitigung der Kur, die von den Quellen berichtet wird, not⸗ 
wendig war, wenn aus Sohnesfolge Erbfolge werden ſollte. Die 
Sohneskur bei Lebzeiten des Vaters wäre durch Heinrichs Satzung 
prinzipieller abgeſchafſt worden als die Neuwahl. Beſchnitten worden 
wäre natürlich in weiteſtem Maße auch dieſe, aber doch nicht für den 
Fall des Ausſterbens des Geſchlechts beſeitigt geweſen. Dazu kommt 
nun ein weiterer Umſtand. Alle Quellen laſſen erkennen, daß Hein⸗ 
rich VI. eine genaue Parallele zwiſchen ſeinen Konzeſſionen an die 
Fürſten und ſeinem eigenen Plane ziehen wollte. Die geiſtlichen, 


112) Oben S. 51f., S. 68. 

118) MG. SS. XX VII, 380: (Henricus) legem instituit apud Teutones, ut milicie 
more Gallorum et Anglorum successionis iure devolverentur ad proximiores cognationis 
gradus, cum antea magis penderent ex principis gracia. Ideoque ad suum refundens 
commodum quod aliis impertitus est beneficium, impetravit a subditis, ut, cessante 
pristina palatinorum electione, imperium in ipsius posteritatem distincta proximorum 
successione transiret, et sic in ipso terminus esset electionis principiumque suc- 
cessive dignitatis. 
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alſo kinderloſen Fürſten hatten bisher ihr Gut dem König geerbt, weil 
ihr Haus mit ihnen erloſch. Dies Spolienrecht ſoll aufgehoben wer⸗ 
den, und der Nachfolger im Amt ſoll Erbe werden. Iſt das nur an⸗ 
nähernd gleichartig, fo iſt die Übereinſtimmung bei den Laienfürſten 
dafür um ſo vollkommener. Es ſollte nämlich den Fürſten die Ge⸗ 
ſchlechtserbſolge gewährt werden, wie dem Könige ſelbſt. Die Haus- 
folge beſaßen fie aber bereits“)! Das Lehnrecht ſetzt 
ja an die Stelle der Kur von unten durch die Vaſallen die Verleihung 
von oben durch den Lehnsherren. Bei den Herzogtümern haben beide 
Faktoren, Kur und Verleihung, durch Jahrhunderte nebeneinander ge⸗ 
ſtanden !). Wir haben ferner ganz prinzipiell feſtgeſtellt, daß der 
König die Herrenhäuſer des Volksrechts nicht willkürlich ſchaffen kann, 
ſondern nur in ſie, ſoweit ſie lehnbar von ihm ſind, den beſtimmten 
einzelnen Inhaber hineinſetzen darf“). Erkorener und belehnter 
Herren Recht iſt alſo aufs innigſte miteinander verwandt. Beide 
haben gleichmäßig einerſeits die Sohnesfolge, andererſeits den Aus⸗ 
ſchluß des Erbrechts zum Prinzip. Beide werden denn auch von 
einem kaum zehn Jahre ſpäter ſchreibenden Mann in Beziehung zu— 
einander geſetzt. Der Kaiſer habe auf ſeinen Vorteil zurückwenden 
wollen, was er ſeinerſeits den Fürſten gewährt habe ). 
Charakteriſtiſch iſt auch der Gedankengang der Lütticher An⸗ 
nalen! ): Heinrich habe einführen wollen, daß der nächſte Verwandte 
Erbe des Reiches werde; um nun gleich mit dem Sohne 
anzufangen, ſo fahren ſie fort, und jedermann erwartet, daß er 
etwa endet: „habe dieſer Erbe werden ſollen.“ Aber weit gefehlt. 
Dies für den heutigen Standpunkt unentbehrliche Zwiſchenglied über⸗ 
ſpringt man mit einem ſcheinbaren Salto und ſagt: „um mit dem 


114), Beſonders charakteriſtiſch der Bericht über den Landgrafen von Thüringen 
S8. XXX, 556. 

118) Nachweis oben S. 99, Anm. 33. 

116) Oben S. 202ff. 

117) Gervaſius v. Tilbury, oben Anm. 113. 

116) SS. XXV, 132: . . . ordinavit, ut electio amplius non fieret, sed per solam 
sanguinis successionem imperium conferretur, ita quod propinquior imperatori 
hereditarie fieret imperator. Ut autem Henricus a filio suo Frederico sumeret 
exordium, regnum Cicilie et Calabrie et ducatum Apulie et principatum Capue, 
que filius suus hereditabat ab avis et preavis, Romano imperio confederavit, ut 
perpetuo terrarum istarum unus dominus esset. 
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Sohne anzufangen, habe dieſer ſein mütterliches Erbreich Sizi⸗ 
lien auf immer dem Reiche einverleiben ſollen.“ Alſo mitteilenswert 
iſt für dieſen Schriftſteller nur die Geſchlechts erbfolge, die nach 
dem Sohne einſetzen ſoll. Alſo iſt die Sohnesfolge nicht in jener 
Erbfolge mit enthalten, die der Chroniſt als etwas neues berichten 
will. Nicht um die Sohnesfolge hat man 1196 geſtritten, ſondern 
um zwei Punkte, die wir heute uns einzeln vergegenwärtigen müſſen, 
obwohl ſie den Zeitgenoſſen aus der Anſchauung der Dinge heraus 
notwendig in eins zuſammenfielen: Um die Erb folge, als das 
materiell Neue, und um den Fortfall der Sohnes kur, als die dazu ers. 
forderliche und die Rechtsänderung einzig zu bezeichnen fähige fors 
melle Neuerung. Nach Heinrichs Plan wäre das Königshaus in 
das Reich, d. h. das Königshaus abzüglich ſeines Herrn, einerſeits, 
das Königsgeſchlecht andererſeits auseinandergeborſten. Wenn wir 
einmal darnach die ſpäter eingetretenen Fakten beurteilen: nicht in 
der Sohnesfolge hätte ſich das Neue des Rechts 1197 bei des Kaiſers 
Tode verkörpert, ſondern in der Geſchlechtsvormundſchaft des Oheims 
Philipps auch für das Königtum, ein Zuſtand, wie er ja tatſächlich 
in Frankreich längſt beſtand “). Von dieſer Geſchlechtsvormundſchaft, 
wir haben das ſoeben ſeſtgeſtellt, will aber das deutſche Recht nicht 
einmal bei dem ſchon gewählten Königsſohn etwas 
wiſſen. Wenn 1221 ſogar die ſchon vollzogene „Wahl“ durch das 
Reich dem unmündigen Königsſohn keinerlei „Privatrecht“ auf den 
Thron verſchafft hat, welches fein Geſchlechtsvormund notfalls hätte 
wahrnehmen können !), fo zeigt ſich unwiderſprechlich, daß fo wenig 
wie das Erbrecht die „Wahl“ des Reiches dem Königsſohne feinen 
Folgeanſpruch gibt, daß alſo ſeine Stellung überhaupt nicht aus dem 
modernen Begriff ſeiner „privaten“ oder „perſönlichen“ Rechte erklärt 
werden darf, ſondern nur aus der Struktur des Organs, in dem er fid 
befindet, des Königshauſes. Nun beurteilt ſich aber auch Heinrichs VI. 
Verſuch etwas anders, da er ſich damals einen Weg zu gehen anſchickte, 
auf dem Vater und Bruder fünf Jahre zuvor den Tod gefunden hatten. 
Wenn früher wegen der Romfahrt daheim der junge Sohn als König 
fungiert hatte, weil man einen ſolchen für viele Staatsgeſchäfte nötig 
brauchte, ſo war das durch die bloße Abweſenheit des Vaters veran⸗ 


* Vgl. dazu oben S. 71ff. 
120) Wie ſich das aus Albrechts von Magdeburg Erwägungen ergab. 
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laßt“). Jetzt aber mußte der Kaiſer ernſthaft damit rechnen, nicht 
heimzukehren. Wie 1152 ſein Vater ſtatt des unmündigen Königs⸗ 
ſohnes die Krone gewonnen hatte“), war ihm natürlich wohlbekannt. 
Ottos III. Recht war trotz der empfangenen deutſchen Königsfrönung 
984 in Gefahr gekommen ). Die Geſchlechtserbfolge oder wenn dieſe 
fehlſchlug, mindeſtens die Kaiferfrönung durch den Papſt, und damit 
die moraliſche Garantie des römishen Stuhls ſchienen ihm wirklich 
und wirkſam die Nachfolge feines Bluts zu ſichernn ). Einem andern 
Grund braucht der von Hampe ſeſtgeſtellte Plan der Kaiſerkrönung des 
Sohnes durchaus nicht zugeſchrieben zu werden. Denn von keinem 
Weltreichstraum iſt in den Annalen, die ihn überliefern, aus dieſem 
Anlaß die Rede, ſondern der Chroniſt fährt fort: Dann hätte er, ſo hieß 
es, vom Papſte öffentlich das Kreuz empfangen! Dabei ſehen wir 
ganz davon ab, ob ohne die Erbfolge, das heißt ohne die Geſchlechts⸗ 
vormundſchaft Philipps von Schwaben, die Regentſchaft Konſtanzes für 
ihren Sohn bei Sohneskur auch im deutſchen Reich juriſtiſch zu 
erwarten war ) Es ſprechen genügend Gründe dafür, dieſe Frage zu 


121) Unten S. 294. 

122) Oben S. 75ff. 

128) S. 71f. 

134) Imperator cepit cum apostolico de concordia agere volens, quod filium 
suum baptizaret — nondum enim baptizatus erat — et quod in regem ungeret. 
Quod si fecisset, crucem ab eo aperte, ut putabatur, accepisset. Marbacher Annalen 
z. J. 1196. Vgl. Winkelmann, Philipp S. 6. 

126) Die Rechts frage nach Konſtanzes Regentſchaftsrecht wird heute zu Unrecht 
ohne Begründung ſtillſchweigend übergangen. Und doch war Konſtanze Kaiſerin und 
war die Regentſchaft der Mutter noch unter Barbaroſſa Rechtsſatz. (Oben S. 34.) Dazu 
kommt die Stelle des Oliver von Paderborn. (Oben S. 70.) Sie beweiſt in jedem 
Fall, daß man noch um 1200 in Deutſchland die Regentſchaft der Mutter als 
rechtens anſah. Bei dieſer Sachlage müßte denn doch die Gegenmeinung, daß Konſtanze 
nicht als berechtigt galt, poſitiv nachgewieſen werden. Eine Reihe hiſtoriſcher Streit⸗ 
fragen löſen ſich aber nur bei unſerer Annahme. Zunächſt müſſen ſchon die Fürſten, 
als ſie doch gerade wegen Heinrichs Kreuzzug ſeinem Söhnlein Treue ſchwuren, irgend⸗ 
eine Vorſtellung des Verlaufs bei des Kaiſers etwaigem Tode gehabt haben, ebenſo der 
Kaiſer ſelbſt. Nur dadurch wird ferner verſtändlich, daß Friedrich offenbar in Sizilien 
bei der Mutter bleiben ſollte. Noch ſicherer erſcheint aber, das die Kreuzfahrer, die un⸗ 
mittelbar nach dem Eintreffen der Todesnachricht dem Königsſohn neu huldigten, präziſe 
Vorſtellungen über die Art ſeiner Regierung gehegt haben müſſen. Philipps Waltung 
konnten ſie nicht vorausſehen. Schließlich begreift ſich die rätſelhafte ſtreng geheime Be⸗ 
ſprechung zu Hagenau im engſten Vertrautenkreis. (88. XXIII, 363.) Nach unſerer 
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bejahen. Aber daß der Sizilianerin moraliſch jener Rückhalt in 
Deutſchland gefehlt hätte, ohne den Frauenherrſchaft ſchwerlich ertragen 
worden wäre, wird man wohl allgemein zugeſtehen. 

Wir kommen jetzt auf das letzte Hindernis des bisherigen Ver⸗ 
ſtändniſſes, nämlich auf das Verhalten der zeitgenöſſiſchen Literatur. 
Schon die juriſtiſchen Konſtruktionen des Wahldekrets von 1237 haben 
gezeigt, daß man im 13. Jahrhundert immer mehr ſich gewöhnt, nur 
Wahl und Erblichkeit einander entgegenzuſetzen. Die Grundvorſtellungen 
des germaniſchen Stammesrechts werden in der neuen Welt des chriſt⸗ 
lichen Abendlandes in einem jahrhundertelangen Prozeſſe umgedeutet. 
Der Leſer wird leicht den Verdacht haben, daß wir hier zu Liebe unſerer 


Überzeugung hat Philipp dort feſtſtellen müſſen, daß Konſtanze endgültig aus allen 
deutſchen Plänen ausſcheide und daß er nicht nur ihre Vertretung in Deutſchland — 
dazu wäre er wohl bereit geweſen — ſondern auch die unmittelbare äußere Verantwortung 
in der zweideutigen Form des Beiſtandes übernehmen müſſe, die ſich dann nicht halten 
ließ. Konſtanze wird eben ihre Teilnahme an der deutſchen Regierung 
verweigert haben! Ihr war die Vereinigung Siziliens mit dem Reiche verhaßt; 
für ſie war wie für alle Italiener damals die römiſche Kaiſerkrönung etwas anderes als 
das deutſche Königtum, während die Deutſchen ihr römiſches Königtum damit identi⸗ 
fizierten. (Unten S. 293.) Die Königin hat das ſchließlich durch die Tat bewieſen, in⸗ 
dem ſie den Papſt zum Lehnsvormund einſetzte, ein Akt, der vom Reiche nie anerkannt 
worden iſt. Nur aus dieſer Sachlage erklärt ſich das ängſtliche Schweigen der Quellen. 
Der Papſt hätte ſonſt ſicher keinen Augenblick gezögert, Philipp neben dem kühnen 
Eidbruchſophisma auch das Vergehen gegen Konſtanzes Rechte vorzuhalten. Wenn ſie 
es war, die ablehnte, und die Deutſchen umgekehrt ihr Recht vertraten, durfte Innozenz 
wohlweislich auf dieſe durch den Tod der Königin und ſeine, des Papſtes, Vormund⸗ 
ſchaft zu ſeinem Gunſten erledigte Geſchichte nicht zurückkommen. Aber die Staufer 
mußten nicht minder ängſtlich ſchweigen, da ja das Bekanntwerden des Verhaltens der 
Königin ihren eigenen Rechtsſtandpunkt hinſichtlich Siziliens empfindlich zu ſchwächen 
drohte. Nur fo erklärt ſich, daß Innozenz das Teſtament der Konſtanze als einen be⸗ 
ſonderen Triumph empfunden hat. (Baethgen S. 1f.) Und ſchließlich erklärt ſich jo das 
Verhalten Markwards von Auweiler, welcher bis zum Tode der Königin gerade vom 
deutſchen Standpunkte aus, für den Friedrich ſofortiger Erbe Heinrichs war, ihre 
Regentſchaft unbedingt reſpektieren mußte. Das um ſo mehr, als er wohl bis zu dieſem 
Zeitpunkt (Frühherbſt 1198) Philipps Königtum für ein weltliches auf Zeit halten 
mußte, dem die Krönung mangeln ſollte, damit Friedrich einſt auch im Reich an ſeine 
Stelle treten könne. (Oben S. 242.) Man ſieht, wie hier wieder die Rechtsfrage 
ein Knäuel von Ereigniſſen löſt, von dem mindeſtens ſoviel feſtſteht, daß es anderen 
Löſungsverſuchen bisher getrotzt hat. Ich bin hierauf aufmerkſam geworden durch die 
Schrift Friedrich Baethgens, Die Regentſchaft Papſt Innozenz III. im Königreich Sizilien, 
1914, wo beſonders S. 119 ff. das Verhalten Markwards von Anweiler geklärt worden ift. 
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Theſe einſeitig zugeſpitzt gerade von der Königswahl das als Grund 
behaupten wollen, was wir erft zu beweiſen beſchäftigt find. Wir haben 
indes einen allgemeinen Vorgang im Auge. Zufällig war ſchon oben 
jener Fall aus Brandenburg von 1221 vorzuführen, in welchem die bis 
dahin zuläffige Folge des älteſten Sohnes auf den Fürſtenſitz erſetzt 
wird durch die Geſamthand der Söhne, weil man keines Sohnes Erb— 
recht ſchmälern will). Dieſe erſte Form wird dann immer mehr er⸗ 
weitert zur wirklichen Erbfolge und Erbteilung. Das bedeutet aber 
einen gründlichen Wechſel des Rechtsgefühls gegenüber der Vorzeit, wo 
ohne jeden Unterſchied — ich erinnere noch einmal an die Stelle in 
Wolframs Parzival“) — der jüngere Sohn entweder Dienſte nehmen 
oder aber in das ihm bereitete Adelskloſter gehen mußte. Sogar die 
Jurisprudenz des Lehnsrechts, vor allem des italieniſchen natürlich, das 
viel ſtärker von kirchlichem und römiſchem Recht beeinflußt wird, ar⸗ 
beitet für die Lehnsſolge mit dem einen verwirrenden Begriff der Erb⸗ 
folge; die bekannten umſtändlichen Zuſätze, die man zur Charakteriſie⸗ 
rung brauchte, wie „ex pacto et providentia maiorum“, zeigen an⸗ 
ſchaulich und unwiderleglich, wie man dem Kerngedanken des Haus⸗ 
folgerechts nicht mehr ſyſtematiſch beizukommen wußte. Das Dilemma 
zeigt ſich ſchon in der erſten Juriſtenſchrift, die den Gegenſtand behan⸗ 
delt. Gleich hier verſagten die wiſſenſchaftlichen Hilfsmittel. Es han⸗ 
delt ſich um des erſten Kaiſerjuriſten des Mittelalters, um des Petrus 
Craſſus gelehrtes Manifeſt an die Sachſen über Heinrichs IV. Recht 
auf den Königsthron. Seine Äußerung verdient aber deshalb näheres 
Eingehen, weil ſie in einem Zeitpunkt erſchien, für den das Hausfolge⸗ 
recht des deutſchen Königtums von uns anderweit als unzweifelhaft er- 
wieſen worden iſt. Im Jahre 1077 war die Sohnesfolge durch feier⸗ 
lichen und förmlichen Verzicht von Rudolf von Rheinfelden preisgegeben 
worden *); ein Vorgang, der nur denkbar iſt, wenn die Sohnesfolge 


126) Wie abgeblaßt die Grundlage der Verfaſſung, die ja heute unſtrittig iſt, von 
den Juriſten allein erfaßt wird, zeigt der Eingang des langob. Lehnrechts I, 1... „pro- 
gressum est, ut (feudum) ad filios deveniret, in quem () scilicet dominus hoc 
vellet confirmare beneficium. Quod hodie ita stabilitum est, ut ad omnes aequa- 
liter pertineat“. Und zum Vergleich mit der Lage 1198 ſei noch der Satz ebendaher 
zitiert: „Si autem unus ex fratribus a domino feudum acceperit, eo defuncto sine 
legitimo herede, frater ejus in feudum non succedit.“ 

127) S. 15, Anm. 11. 

128) Oben S. 41. 
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damals zu Recht beſtanden hat. Da wir dadurch die Rechtslage in 
jenem Augenblick ſelbſtändig klar von uns aus überſchauen, lohnt um 
ſo mehr die ſorgfältige Prüfung, wie ſich ein Zeitgenoſſe über ſie 
äußert, der ſich wiſſenſchaftlich ausdrücken will. Petrus will 
den Sachſen des Kaiſers Recht aus dem römiſchen Geſetzbuch beweiſen. 
Er will ihnen aber zugleich ihre Beſorgniſſe und ihren Abſcheu vor dem 
geſchriebenen Recht nehmen und ihnen zeigen, daß ſie damit genau die⸗ 
ſelben Rechte, ja noch mehr erwerben als durch ihres Landes mündlich be⸗ 
wahrte gute Gewohnheit). Es iſt alſo der ſeltene Fall, daß ein Schrift⸗ 


122) MG. Libelli de Lite I, 443-445: Inde opere pretium est curiose inten- 
dere quam firma censura vobis omnibusque christianis propriae hereditatis posses- 
sionem illaesam permanere velint. Scriptum enim est in libro Institutionum ita: 
omnis hereditas aut testamento aut successione ab intestato aut tacito pacto transit 
ad heredem. Intestatorum autem hereditates ex lege duodecim tabularum primum 
ad suos heredes pertinent. Sui autem heredes aestimantur qui in potestate morientis 
patris fuerint, veluti filius filia nepos neptis et deinceps. In eodem: Sui autem 
etiam ignorantes fiunt heredes et statim morte parentis quasi continuatur dominium. 
In eodem: Cuius ergo heredes facti sitis, sive cuius bonorum possessionum petieritis, 
omnes res ad vos transeunt. In tertio libro Codicis ita: Parentibus arbitrium divi- 
dendae hereditatis in liberos adimendum non est. Sed prudentiam vestram, Saxones, 
liquido expedit scire legislatoris religionem omnes his sacratissimis legibus subiugasse 
gentes, ut quod aliis litterarum subministrat lectio, id aliis per usum et consuetu- 
dinem prompte reddat memoria... ©. 445: Quis enim ab insania eius non ab- 
horreat, qui sine legibus contra legem praedicat imperatores et reges progenitos a 
se heredes regni habere non posse? Consules olim non poterant, sed imperatoribus 
et regibus haec semper licentia fuit. Ut de multis pauca commemorem, Octavianus 
Caesar, qui Tyberium privignum suum regni heredem constituit, poteratne filium 
instituere, si filium haberet? Quid, Tyberius qui cum filii sui Drusi filium regni 
heredem habere voluisset, fratris sui filium errando heredem instituit. Unde 
Josephus in historia refert dicens, Tyberium autem ut vidit Caium, tunc primum 
intellexit maiestatis supernae potentiam et quod non sit in hom inum potestate 
de imperii constitutione decernere. Attendite itaque Saxones, quam manifeste de- 
claratum sit in Ildebrandi monachi et vestra potestate non esse de regno Heinrico 
regi divinitus dato deserere. Quocirca divino nutu regnorum ordinationem fieri 
nulli dubium esse constat. (Folgen Conſtantin, Gratian und Karl d. Gr. als weitere 
Beiſpiele.) ... Pro defensione Italiae summa rerum mandata Othoni cognoscitur . 
Huic vero dispensatione divina () in regno filius, filio nepos successit. At tandem 
his in regno fatali sorte consumtis, eadem divina ordinatione imperii dignitas ad 
Henrici regis parentes et ad ipsum devoluta comprobatur .. Audistis igitur, 
Saxones, legibus consuetudinibusque legibus consona Henricum regem iustissimum 
regni possessorem. 

Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 18 
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ſteller damals dem Volksrecht ſeine Reverenz beweiſt, ſtatt es zu ver⸗ 
ſpotten. Die nicht minder ſeltene Konſequenz iſt, daß er nicht ſo hahne⸗ 
büchene Unwahrheiten deduzieren darf, wie die übrigen Gelehrten der 
Zeit, die nur für Gelehrte ſchreiben und daher mit Belegen und Gegen⸗ 
belegen die Spalten füllend den handgreiflichſten Irrtum am wenigſten 
fürchten, weil auch des Gegners Hand nur die Feder zu führen, nicht 
die Wirklichkeit zu greifen wünſcht! ). Petrus alſo will des Kaiſers 
Recht aus geſchriebenem wie aus Gewohnheitsrecht beweiſen. Der 
zweite Teil iſt ſehr ordentlich gearbeitet. Die Gewohnheit wird durch⸗ 
aus wirkungsvoll bewieſen, indem Petrus ausdrücklich den Tiberius 
tadelt, der durch die Wahl eines anderen als ſeines Sohnes ſich gegen 
das Recht vergangen habe! So wird alſo die Sohnesfolge in der 
ſchärfſten Weiſe auch gegen etwaige weitergehende Befugniſſe 
des Kaiſers abgegrenzt. Der wärmſte Anhänger Heinrichs IV. ſchreibt 
ihm kein Erbrecht zu! Die heutige Art, das mittelalterliche Verfaſſungs⸗ 
recht in Wahl und Erbfolge aufzuteilen, hat dieſe Tatſache wie alle 
anderen Belege über die Sohnesfolge mit Stillſchweigen übergangen. 
Kein Wort ſagt Petrus von einem Erbrecht des Königsſohnes in dem 
ganzen Abſchnitt, den er der Gewohnheit widmet. Ahnlich wie Jo⸗ 
hannes von Salsbury hilft er ſich, indem nur Gott ſelbſt dem Sohn ſein 
Folgerecht erteilt hat. Heftig empört er ſich dagegen, daß die Fürſten 
darüber verfügen ſollten. „Wer erſchrickt nicht vor der Raſerei Gregors, 
der ohne Geſetze wider das Geſetz behauptet, Kaiſer und Könige könnten 
nicht ihre Söhne zu Erben des Königtums haben?“ Ausführlich erzählt 
er von dem Sohnesbeſcheid in alten Zeiten, wie die Kaiſer da ihre 
Söhne eingeſetzt hätten. Wenn man denkt, daß er unter der Kontrolle 
der argwöhniſchen Gegner — ſicher ſollte die Schriſt verdeutſcht vor⸗ 
getragen werden — ſchreibt, ſo muß wohl die Sohnesfolge ein Recht 
ſo klar wie der Sonne Licht geweſen ſein, da er es ungeſcheut ſo 
urgieren darf. So gut er ſich in dem Teil, der die Gewohnheit ſchildert, 
aus der Schwierigkeit zieht, ſo unangenehm iſt ihm der andere Teil, 
der Beweis aus dem Geſetzbuch Juſtinians. Er hat ihn daher wohl 
auch vorangeſtellt, um Bedenken, die hier übrig bleiben, durch den 
ſchlüſſigeren Teil über die Gewohnheit zum Schweigen zu bringen. Er 
ſchmeichelt den Sachſen. Seht, ſo feſt haben die Römer den erblichen 


180) Siehe hierüber Rechtsliteratur 136 ff. T. W. Stead, Historical Review XXXI, 
113, 1—15. 
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Beſitz in ihren Geſetzen verteidigt, daß ihr alle dadurch geſichert werdet. 
Nach dieſer captatio benevolentiae ſchüttet er ein paar römiſche Erb⸗ 
rechts ſätze aus. Keiner ſtimmt natürlich ganz, z. B. am wenigſten der 
von der Teilung der Erbſchaft unter die Kinder, zu dem Folgerecht des 
beſchiedenen Sohnes in die Reichsgewalt Deutſchlands. Wir ſehen 
alſo, ſo wie er vom Erbrecht der Geſetzbücher reden muß, mißlingt auch 
ihm, was notwendig mißlingen muß. Seine Irrtümer hinſichtlich des 
deutſchen Rechts hätte ihm jeder deutſche Bauernknabe aufdecken können. 
Aber unſer Urteil halte ſich zurück; denn wir kommen erſt an die piece 
de resistance feiner Darftelung Er hat nämlich auch hier in der 
Ausführung über das geſchriebene Recht mit bewunderungswürdigem 
Scharfblick ſich mit der kleinſten Doſis der römiſchen Arznei begnügt, 
gerade ſo viel, kann man ſagen, als eben gegeben werden mußte, wenn 
anders feine Deduktionen aus dem Corpus iuris civilis die Belege der 
Gregorianer aus ihren Texten überhaupt ſollten ausſtechen können. Es 
zeugt von des Petrus Craſſus völliger Beherrſchung ſeines Stoffes, 
wenn er das einzige römiſche Erbrechtsſtück herausgriff, das annähernd 
in die deutſche Rechtsſphäre paßte, nämlich das Erbrecht der 
sui, der Hauskinder! Mit dem im Juſtinianiſchen Geſetz⸗ 
buch ziemlich überwundenen uralten Erbrecht der zwölf Tafeln arbeitet 
er, um den deutſchen Hausbegriff der Germanen zu erfaſſen. Dem Ver⸗ 
ſuch wird man Genialität nicht abſtreiten können. Aber ganz ſtimmt 
die Gleichung doch eben wieder nicht. Indem die Tochter in Rom neben 
dem Sohne im Erbrecht ſteht, wird der Ausſchluß der Weiber geleugnet, 
was ungefähr den Grundgedanken der deutſchen Herrſchaftsfolge auf⸗ 
geben heißt. So können wir dem Legiſten, der mit Sicherheit den 
günſtigſten Punkt in Angriff wie Verteidigung erſpäht hat, unſern Bei⸗ 
fall nicht verſagen, aber zugleich die Lehre daraus ziehen, daß, was 
ihm trotz des Kunſtgriffs, abgeſchafftes römiſches Recht zu zitieren, 
mißlungen war, nämlich den einheitlichen deutſchen Begriff der Haus⸗ 
herrſchaft lateiniſch zu konſtruieren, ebenſowenig ſeinen Nachfolgern 
glücken konnte. Wir ſehen das an Jacobus de Ardizone, der um 1230 
ſchreibt. Der berühmte Feudiſt, frei von aller toten Scholaſtik, ver⸗ 
ſchließt fi) dem Gewicht des Tatbeſtandes, den er vor ſich ſieht, nicht“). 
Er ſieht die Sohnesfolge der deutſchen Könige. Er gibt zu, daß hier 


121) Die Stelle iſt abgedruckt S. 68, Anm. 61. 
18 * 
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ein Rechtsſatz beſtehen muß. Aber welcher? Da prüft er nun, ob der 
Kaiſer vielleicht das Recht hat, ſich ſeinen Nachfolger zu wählen. Kein 
Wort von der Beſchränkung auf den Sohn, kein Wort von der Haus⸗ 
gewalt. Wie 150 Jahre zuvor mißlingt der mit hervorragender Ein⸗ 
ſicht unternommene Konſtruktionsverſuch. „Man muß die Thronfolge 
eher der Wahl als der Folge zuſchreiben.“ Und das, obwohl er ſieht, 
wie Barbaroſſa die Erbfolge ſeines Sohnes für gewiß hält und wohl 
auch weiß, daß noch Friedrich II. von den „heredes sui in imperio“ 
ſpricht !). Mindeſtens die bedeutenderen Köpfe ringen alſo ſichtlich 
mit dem Problem, aber es entgleitet immer wieder ihren Händen. Der 
Haufe der alltäglichen Geiſter iſt ſchneller fertig. Wahl oder Erbrecht 
heißt in den Traktaten die Alternativen). Doch bedeutet auch hier 
der bekannte Satz „Exercitus facit imperatorem“ “) die Möglich⸗ 
keit eines ſehr brauchbaren clairobscur des Tatbeſtandes. Denn der 
Satz iſt an ſich unbedingt richtig! Das Heer iſt freilich das deutſche 
Lehnsheer des Mittelalters und unterſteht auch bei der „Wahl“ dem 
Kommando ſeines Herrn. Frei wählen darf es nur, wenn dieſer fehlt. 

Erſt von hier aus geſehen gewinnt der Kontraſt die rechte Farbe, 
in welchem wiſſenſchaftliche Theorien und politiſche Handlungen des 
Zeitalters Heinrichs VI. gerade bezüglich ſeines Planes geſtanden haben. 
Wir behaupteten ja, daß um die Kur und um die Erbfolge 1196 ge⸗ 
rungen worden ſei; die Kur habe fallen müſſen, damit das Erbrecht 
möglich werde. Hingegen ſei die tatſächliche Sohnesfolge — mit wel⸗ 
cher juriſtiſchen Ableitung immer — keinen Augenblick zwiſchen Kaiſer 
und Reich ſtrittig geweſen. Nun wohl: Der Mönch von Reinhards⸗ 
brunn würde über uns, die wir mit ſolcher Anſtrengung die Dinge aus⸗ 
einanderhalten möchten, überlegen lächeln. Er, der weitaus ausführ⸗ 
lichſte Berichterſtatter über dieſe Beſtrebungen des Herrſchers, lächelt 
nämlich auch über die deutſchen Fürſten ), die einen Sturm im Glaſe 


122) Oben S. 69, Anm. 61. 

188) So ſchon bei Manegold v. Lautenbach. Vgl. ſpäter Wilhelm v. Montferrat. 

136) Stengel, Den Kaiſer macht das Heer 1910, hat die Quellengeſchichte dieſes 
Satzes gegeben. | 

186) Die ſelbſtgefällig breite Stelle lautet: pauci (principes) .. . se imperatori 
obligavere promissione, ut de hereditando posteritati sue regno fidem. .. facerent 
. . . et ad consensum hereditandi regni etiam involuntarios quoad possent deflectere 
[deberent] ... Verum de hereditando posteris suis regno coram principibus uni- 
versis verbum imperator insumptum cum suarum ostensione litterarum irrevoca- 
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Waſſer erregt hätten. Erſt hätten ſie ſich mit Händen und Füßen gegen 
die Erbfolge geſtemmt, um ſie im ſelben Augenblick durch eine Hintertür 
wieder einzulaſſen. Dafür iſt er aber auch der einzige Berichterſtatter 
unter allen, der an dem Projekt des Kaiſers nicht die Geſchlechts⸗ 
erbfolge als das neue betont, wie ſonſt alle Quellen. So alſo ſchreibt 
ſchadenfroh und mißverſtehend der Mönch in ſeiner Zelle. 

Die deutſchen Fürſten aber hatten ihre Kenntnis des Rechts nicht 
aus Büchern des Altertums, nicht einmal aus bewußter Überlegung, 
ſondern mit der Muttermilch eingeſogen. Kaum hatte Heinrich VI. 
ſeinen Erbplan fallen gelaſſen, als die Reichsfürſten in heller Freude 
über die wieder errungene Freiheit hingingen und völlig freiwillig, wie 
ſpäter Innozenz III. zu ſeinem Leidweſen anerkennen muß, den Sohn 
ihres Königs Friedrich Roger, obwohl noch ungetauft, zum Könige 
kürten. Das deutſche Reich war auch unter Heinrich VI. noch ein Reich, 
in deſſen Innern die Folge des Königsſohnes rechtens war. Man mag 
hinzuſetzen, daß allerdings die Stunde nahe war, da die Diener des 
Reichs anmaßend über den Hausherren und ſein Recht am Stuhl des 
Hauſes ſich erheben und ſo den Einbruch des Volksrechts in die Haus⸗ 
herrſchaft vollenden ſollten. 

Wenn im Hochgebirge ein weites Tal ſich zur Schlucht verengt, die 
Bergwände näher und näher zueinander rücken, ſo daß wir jeden Augen⸗ 
blick gewärtig ſein müſſen, ſie möchten über uns zuſammenwachſen und 
der gebahnte Weg ſich verlieren, dann ahnen wir wohl voraus, daß uns 
dies Felſentor bald vor ein neues Bild geleiten ſoll, etwa in ein weites, 
ſonniges Wieſental, und können unſeren Sinn auf ein mächtiges Über⸗ 
raſchen bereiten. Nachdem wir bis ins ſtaufiſche Zeitalter einen immer 
noch bezeichneten, aber doch nur mühſam erkennbaren Weg in dem 


biliter in eodem concilio refrica vit... Videns Theutoniae principes de regno posteris 
suis hereditando difficiliter sibi annuere, continuo alia usus via revocavit prius 
habitam sub acuta simulacione voluntatem, et qui non potuit efficere quod volebat 
sue auctoritatis imperio, ad avite calliditatis arma confugit; quod liquido constabat 
ab eo, quia non fuerat eius mutata voluntas, quando se ad optinendum quod voluit 
offerre visa est prosperata facultas. Nam oblato principibus retracoionis eius rei 
privilegio tam subito eorum permutavit animos, ut qui paulo ante altum spirantes 
tumidumque minantes huius rei causa proscribi et extorres fieri optabant, ad 
indictam sibi in Francfort convenientes curiam Constantinum eiusdem imperatoris 
filium nondum doli capacem, quasi hereditarie successionis regem captu facilis con- 
sili cum imperialibus preconiis et magnis vocibus declamabant. 
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ſpröden Quellengeſtein verfolgt haben, ſcheint die alte Markierung mit 
der Reichsreform von 1180 abzubrechen; doch ſiehe, vor uns ſteigen 
wunderbar entſprechend die Geſtalten des Reichsfürſtenſtandes und ſeiner 
Spitze, des Kurkollegs auf und ſpiegeln ſich von Anfang an im hellſten 
Widerſchein reicher geſchichtlicher Zeugniſſe. 

Noch heute kann ein junger Hiſtoriker als Schlußwort unter eine 
ſtaats rechtliche Unterſuchung über das Mittelalter den viel miß⸗ 
brauchten Satz von Waitz ) ſetzen: „Alles war dem Leben, der Ges 
wohnheit, der Macht der Tatſachen überlaſſen; vieles in einem ſteten 
Wechſel und Wandel begriffen, ſo daß die Zeitgenoſſen ſelbſt ſich deſſen, 
was beſtand oder beſtehen ſollte, oft nur wenig bewußt waren“, der 
eher auf die Gegenwart und ihre ſogenannte „Realpolitik“ auf der einen, 
den Mangel aller ſtaatsbürgerlichen Kenntniſſe auf der anderen Seite 
gemünzt erſcheint, und kann als Ergebnis der eigenen Arbeit bezeichnen 
die Einſicht in den „Reichtum deutſchen Verfaſſungslebens und ſeine 
Gefahren, mangelnde Stetigkeit und Unklarheit der Rechtszuſtände“ ). 

Ganz im Gegenteil zeigte ſich uns immer wieder die Schwerfällig⸗ 
keit, mit der eine ungeſchriebene Verfaſſung bei alten Formen ſtehen bleibt, 
die Feſtigkeit, die eine ſolche Verfaſſung auszeichnet. Schließlich iſt das 
nicht auffällig, da ja ſchon ihr Daſein allein durch den unbedingten 
Rechtsſinn des Volkes möglich erſcheint ). Das Gefühl für das Recht 
hat der alten Verfaſſung redlich die Treue gehalten. Ohne Sprung⸗ 
haftigkeit in einem großen Zuge entwickelt die deutſche Geſchichte von 
911 bis 1250 das Erbe, das ihr nicht aus dem Reiche der Karolinger 
zugefallen iſt, ſondern noch aus einer vorfränkiſchen Zeit, dem Zeitalter 
der Landsgemeinden, ſeine Kraft zieht. 


126) VG. V., 127. 

137) Becker, Königtum der Thronfolger 1913 S. 121. Selbſt ein ſo reiflich ab⸗ 
gewogener Aufſatz wie der von Hermann Kalbfuß über „Die ſtaufiſchen Kaiſerwahlen 
und ihre Vorgeſchichte“, MJC. 34 (1913), 502, enthält den Satz: „In ſtetem Fluſſe 
begriffen, kann ſich dieſe Maſſe (der deutſchen Verfaſſung) den Bedürfniſſen des Augen⸗ 
blicks folgend, bald in dieſer, bald in jener Richtung bewegen.“ 

188) Als einen völlig unparteiiſchen Zeugen dafür, daß ein ungeſchriebenes Verfaſſungs⸗ 
recht viel ſchwerer verändert werden kann als ein dokumentariſch fixiertes, führe ich A. 
L. Lowell an, Die engliſche Verfaſſung, deutſch von Herr und Richthofen II (1913), 508. 
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Wenn wir bisher nur ſagten, daß die Fürſten des deutſchen Reichs 
in die Stellung der deutſchen Stämme einrückten, ſo darf uns dieſe 
Form unſerer Gedanken nicht hindern, dem Gegenſtande noch eine ſehr 
andere Anſicht abzugewinnen. Denn eine geiſtige Umwälzung liegt in 
dieſem Vorgang beſchloſſen, die bis heute vor dem ausſchließlichen 
Intereſſe, das ſich der Weltherrſchaft des Kaiſertums zuwandte, un⸗ 
beachtet geblieben iſt. Es iſt damit dem Königtum in Deutſchland nur 
das Los gefallen, das auch ſonſt den eigentümlich deutſchen Verhältniſſen 
geworfen worden iſt und das ein Engländer den Hiſtorikern des deutſchen 
Reichs mit folgenden Worten vorhält): „that they are really of 
European rather than German scope, and embrace many fea- 
tures, and those the most conspicuous, which are distinctly 
non-German, and throw the true Teutonic history 
into darkness and obscurity. The connection of the 
Empire with Germany has also had the same effect as the 
connection of Church History with German History.“ 

Die Kaiſer aus ottoniſchem und aus fränkiſchem Hauſe hatten die 
Regierung der karolingiſchen Könige und vor allem die Karls des 
Großen ſelbſt als die der Franken fortgeſetzt. An Konrads Sattel hängen 
Karls Bügel, war das Sprichwort). Solch König war nicht geweſen 
ſeit Karls Zeiten, klagt das Grabgedicht Rudolfs von Rheinfelden ). 


) Stubbs, Germany in the early middle ages ed. by Hassal 1908 S. 4f. 
Vgl. zum folgenden den Aufſatz von Kalbfuß MIOG. 34 (1913), 502 ff., „Die ftaufifchen 
Kaiſerwahlen und ihre Vorgeſchichte“ und unſere Ausführungen ZRG. 34 (1913), 
487 ff. Kalbfuß nimmt allerdings jenen ſtrikt deutſchen Standpunkt nicht ein, den wir 
uns im folgenden zur Pflicht machen. 

) Hampe, Deutſche Kaiſergeſchichte! 1912, S. 8. 

) Rex illi similis si regnet tempore pacis Consilio gladio non fuit a Carolo. 


Abbildung z. B. bei Creutz, Anfänge der Monumentalen Plaſtik in Norddeutſchland, 
1910, zug: 
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König der Franken und Langobarden nennt den Fürſten die Reichs⸗ 
kanzlei). Die Herrſchaft der Franken gab dem einen der deutſchen Stämme 
einen Schein des Anſpruchs über alle übrigen hinaus. Und doch konnte 
man jetzt nicht mehr die Ungleichheit, ſondern man mußte die Gleichheit 
aller Stämme unter dem Königtum, dem der Stamm fehlte, das alſo 
kein Stammeskönigtum mehr war, hervorheben. Dazu war der Franken⸗ 
name nicht tauglich. Der König muß ſeiner Herrſchaft einen anderen 
Namen geben, der Gerechtigkeit und nicht Unterordnung der Stämme 
bezeichnet, denn von allen Stämmen gleichmäßig leitet er ſeine Krone 
ab. Seit Heinrich III., demſelben, der vielleicht als fränkiſcher König 
auf ſächſiſcher Erde den Sitz ſeines Reiches in Goslar zu nehmen ge⸗ 
dachte, taucht der Name des rex Romanorum auf’), die Franken 
werden als Römer bezeichnet. Am eindringendſten hat ſich um die 
Deutung des neuen Titels Ficker bemüht. Trotz größten Scharfſinns 
kommt er zu keinem ihn ſelbſt befriedigenden Reſultat. Der Grund 
läßt ſich aber leicht zeigen. Er mißt nämlich dem Begriff des frän⸗ 
kiſchen Königs in dieſem Zuſammenhang keine Bedeutung bei, 
ſondern ſagt über die Zeit Heinrichs III.: „Der Titel ‚Rex‘ war das 
Vorhergehende, das Feſtſtehende. Eben weil man ihn bis 
dahin ohne jede beſondere Beziehung gebrauchte, 
konnte man immerhin davon ausgehen, daß er die Herrſcherſtellung im 
Geſamtgebiete, alſo auch zu Rom, für den noch nicht zum Kaiſer ge⸗ 
krönten bezeichnete. Dann aber konnte es keinem Anſtande unterliegen, 
die Geſamtſtellung entſprechend dem Imperator Romanorum als die 
eines Rex Romanorum zu bezeichnen.“) Es iſt wohl nur durch jene 
Ablenkung des ganzen Intereſſes auf das abendländiſche Kaiſertum zu 
erklären, wenn Ficker hier (in dem geſperrten Satzteil) die falſche Voraus⸗ 
ſetzung macht, der deutſche König habe „rex“ ſchlechtweg und nicht 
vielmehr rex Francorum geheißen! Und doch ruht auf dem Wechſel 


4) Cuonradus Francorum pariterque Longobardorum .... rex DD. C U Nr. 52 
a. 1026. C.. . . rex Francorum, Longobardarum et ad imperium designatus Roma- 
norum, ebda Nr. 64 1026. 

5) Über das Auftreten dieſes Namens Bryce, Holy Roman Empire, 1912, S. 530 ff.; 
Zeumer, Heiliges römiſches Reich deutſcher Nation (1910), 9f.; Franz Becker, Das Königs⸗ 
tum der Thronfolger (1913), 122 ff.; Ficker, Das Aufkommen des Titels Romanorum 
Rex, MJC G. VI (1885), 225— 253. Über die nur ſcheinbar hierhergehörige Urkunde 
von 1007 ſiehe jetzt MG. DH. II, Nr. 170 und Nr. 209. 

6) a. O. S. 252. 
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von fränkiſch in römiſch alles Gewicht. Rex Romanorum ſollte 
nun aber nicht heißen, daß die Deutſchen Römer ſeien; im Gegenteil, 
das Wort ſollte den Deutſchen ihre Ehre wiedergeben, indem ſie auf 
dieſe Weiſe nicht einem Stamme ihresgleichen, nämlich dem fränkiſchen, 
ſondern den Nachfolgern Roms zu gehorchen meinten. Dies geſchieht 
auf keine andere Weiſe, als daß ſich die Ausdrücke Franken und 
Römer immer inniger verſchmelzen ). Auch Barbaroſſa pflegt das An⸗ 
denken des großen Karl, aber das Erwachen karolingiſcher Herrlichkeit iſt 
für ihn das Erwachen des römiſchen Staates. Während bislang Karl 
und ſein Vater Pippin die erſten Könige waren, als deren Fortſetzer 
Ottonen und Salier in ununterbrochenem Zuge ſich anſahen“), betrachtete 
zuerſt Barbaroſſa Karl den Großen als den letzten römiſchen Kaiſer, an 
den er neu, als Reſtaurator, anknüpfte. Bis auf ihn konnte jedoch dieſe 
Anſchauung unmöglich ſtattfinden, da alle Einrichtungen, die gemeinſam 
waren in den deutſchen Landen, bei dem Mangel einer wahren Reichs⸗ 
geſetzgebung peinlich zurückgeführt werden mußten von Privileg zu 
Privileg über die Salier, über Heinrich II., über die guten Kaiſer Otto 
bis ſchließlich in das fränkiſche Zeitalter hinein, da immer noch nicht die 
Stämme ſelbſt, ſondern das Königshaus die Einheit darſtellte. In dem 
Augenblick, wo ein Reich exiſtiert und ſeine Handlungsfähigkeit aus dem 
Privilegienweſen des Königs zu einer Geſetzgebung des Kaiſers und der 
Fürſten entwickelt iſt, fällt dieſe ängſtliche Anknüpfung an die aus⸗ 
kriſtalliſierten Rechtsnormen, an die bloß faktiſchen Reſte der auf 
römiſchem Erbe errichteten Frankenherrſchaft fort. Bis dahin hatte man 
eifervoll die äußeren Trümmer, Immunität und Grafſchaft feſthalten 
müſſen, da man nur darin die Legitimation zur Herrſchaft finden konnte, 


7) Hiermit iſt über das abendländiſche Kaiſertum der deutſchen Könige und die 
„Chriſtenheit und Europa“ im Mittelalter natürlich nichts ausgeſagt. Wir reden aus⸗ 
ſchließlich von Deutſchlands Verfaſſung; der römiſche König gehört auch in 
dieſe hinein. 

®) Enzyclica Heinrici V. Const. I, 150 Nr. 100 1111. Regno nostro iam a 
Karolo trecentis et eo amplius annis . .. investituras episcopatuum et abbatiarum 
eorumdem auctoritate.... tenenti. Vgl. etwa noch Heinrich IV. für Speyer: Remling, 
UB. 75, Nr. 72, 1101 April 10: libertate iuris ab antiquo constituta et a regibus 
Hilderico. Ludewico, Dagelberto, et ab imperatoribus Carulo, primo Ottone, filio- 
que illius Ottone, tercio Ottone, Heinrico Babenbergensi eis data et confirmata neo 
non ab avo nostro Cuonrado et patre Heinrico imperatoribus augustis renouata et 
corroborata.“ 
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da nur darin alle Einheit, die unter der Vielheit der Stämme ſich be⸗ 
haupten wollte, alſo der König und ſeine Beamtenſchaft vor allem, ihren 
Rechtsgrund hatte. 

Dieſe äußerliche Auffaſſung der Kontinuität als der ununter⸗ 
brochenen Gewere an den Rechten der Franken konnte jetzt fallen gelaſſen 
werden. Friedrich I. vermag die Zwiſchenglieder zwiſchen ſich und Karl 
fortzulafien ); feine Herrſchaft iſt nicht mehr ſchlechtweg eine aus der 
fränkiſchen abgeleitete, ſondern, das iſt der große Fortſchritt, ſie 
iſt nunmehr dieſel be. Nicht mehr hängt die Herrſchaft an der 
Folge auf dem Stuhle des Hausherrn in Aachen, ſondern an der 
Ergreifung dieſes Sitzes des Reiches. Er kann ſich vorſetzen, das 
nämliche zu tun wie Karl“); er „erneuert“ deſſen Waltung und die der 
alten Imperatoren und läßt feine Geſetze getroft den ihrigen einreihen ). 
Daß er in der Antike das Vorbild ſieht, das gibt ihm dazu den Willen, 
aber die Kraft und Macht, dieſen Willen in die Tat umzuſetzen, ſchöpft 


e) Vgl. das Nachſchlagen in den Jahrbüchern, wo wir gewiß auch an Karo⸗ 
lingiſche Quellen zu denken haben, Rahewin IV, 22. 

10) S. die Stelle bei Bryce, Holy Roman Empire, 1912, S. 175f: ut ad Caroli 
imitationem ius ecclesiarum, statum rei publicae incolumem et legum integri- 
tatem per totum imperium nostrum servaremus und die Verſe: 

„Quanta sit potentia vel laus Friderici 
Cum sit patens omnibus, non est opus dici, 
Qui rebelles lancea fodiens ultrici 
Repraesentat Karolum dextera ultrici.“ 


Hierher gehört die Errichtung eines Standbildes für den Arm des Begründers der 
Stadt Bremen Karl, für den Helden Roland bei Erbauung des Rathauſes bald nach 
1186. Ferner: pacem antiquam a predecessore nostro Karolo divo augusto insti- 
tutam renovavimus 1179 Const. I, 381; dann 1208: Ibi rex primus deinde ceteri 
principes jurant firmam pacem . . . omnia etiam jura a Karolo Magno instituta ob- 
servanda et tenenda SS. XVII, 823; dazu „edicta Caroli“ SS. XXX, 1, 381. 

Eben deshalb iſt das 12. Jahrhundert das letzte der großen Serienfälfchungen z. B. 
in Reichenau, St. Maximin in Trier, Würzburg. Später fälſcht man ein Diplom! Vgl. 
Stengel, Die Immunität I, 667 ff. 

11) Nos igitur predecessorum nostrorum divorum imperatorum, magni Constantini 
videlicet et Justiniani et Valentiniani necnon Karoli et Ludowici vestigiis inherentes et 
sacras leges eorum tamquam divina oracula venerantes, imitari non erubes- 
cimus Constantinum. Const. I, 322 Nr. 227 a. 1165 Urk. für Worms. Rahewin IV, 86 
gegen Ende. Vgl. im übrigen die erfolgreiche Einftellung feiner Geſetze in das Corpus 
iuris. Die Arbeit von Pomtow, Einfluß der altrömiſchen Vorſtellungen vom Staat auf 
die Politik Friedrichs I., Haller, Diſſ. 1885, entbehrt jedes höheren Geſichtspunktes. 


Zwölfter Abſchnitt. Der römiſche König. a 283 


er nicht aus der Begeiſterung für die Antike. Alle Renaiſſance des 
16. Jahrhunderts bleibt eine Chimäre der Humaniſten. Die Wirklich⸗ 
keit des 12. Jahrhunderts eröffnete ſich dem römiſchen Ideale und dem, 
der ſich zu ſeinem Vollſtrecker machte, weil die deutſche Verfaſſung auf 
einem weiten Wege von bald dreihundert Jahren aus einer fränkiſchen 
eine deutſche geworden war. 

Es genügt alſo nicht, das Erwachen des Geiſtes wiſſenſchaftlicher 
Bildung allein für die Veränderung, die mit Barbaroſſa eintrat, ver⸗ 
antwortlich zu machen. Hier trafen vielmehr beide Elemente einer glück⸗ 
lichen Politik, der Mann und die Gelegenheit aufs glücklichſte zuſammen. 
Danach erſt wird man daran gehen können, die Einzelheiten der Reform 
aus den Entſchlüſſen des Kaiſers und ſeiner großen Miniſter, aus ihrer 
Perſönlichkeit herzuleiten. Aber als ſie auftraten, war die Zeit erfüllt. 

Nicht die Bedeutung Karls des Großen an und für ſich ſteigert 
ſich !?). Sie war vorher nicht minder groß und eingewurzelt. Indes 
Karl geſellt ſich zu Juſtinian und Konſtantin und iſt der Schlußſtein in 
der Reihe der Cäſaren ). Er wechſelt feinen Platz und tritt an eine 
andere Stelle in einer anderen Ahnherrenreihe. Aber dieſer Platzwechſel 
wird gerade dadurch möglich, daß Karls Perfönlichkeit ſich als Mittel⸗ 
punkt der Volksgeſchichte behauptet. Der lange erhaltene Traum von 
der Vorherrſchaft des fränkiſchen Stammes als Stammes iſt jetzt im 
12. Jahrhundert ausgeträumt und Otto I. gilt nun als Begründer des 
deutſchen Königtums, er ſteht am Anſange der deutſchen Geſchichte. Eike 
von Repgow, deſſen Angaben uns mit immer wieder bewunderns werter 
Klarheit in das Empfinden ſeiner Zeit zurückverſetzen, ſpricht dieſe 
Gleichſetzung als vollzogen aus: Der König ſoll haben fränkiſch Recht. 
Und die Sachſen behielten ihr Recht wider Karls Willen. Aber trotz⸗ 
dem: die Römer find in die Lande gekommen und haben die vier 


u) Über Karls des Großen Stellung vgl. Otto Stobbe, Geſchichte der deutſchen 
Rechtsquellen I, 1860, 355 ff.; R. Schröder, Zeitſchr. f. deutſches Altertum 13, 157; 
W. Grimm, Die deutſche Heldenſage“ 1889, S. 149 Anm. 3; das Vermächtnis Siegels, 
Die deutſchen Rechtsbücher und die Kaiſer Karls⸗Sage in den Wiener SB. Band 140, 
iſt für die ältere Zeit leider ohne Ertrag. Vgl. auch noch Gundlach, Karl der Große 
im Sachſenſpiegel, Gierkes Unterſ. Nr. 60, 1899. Rauſchen in feiner Ausgabe der Le⸗ 
gende Karls des Großen, 1890, dazu Loerſch ebda. 149 ff., E. Mayer, Deutſche und 
franzöſiſche VG. I, 6; Roſenſtock, Herzogsgewalt S. 69. Derſelbe, Rathaus und Roland 
im deutſchen Stadtrecht 1912, S. 19—23. 

18) S. Anm. 11. 
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Königreiche der deutſchen Stämme bezwungen, denen fo ihr ungeſtörtes 
Einzeldaſein geraubt ward. Kein Irrtum liegt hierin, ſondern ein Akt 
der Befreiung von dem unvollkommenen Staatsgedanken eines Eroberer⸗ 
zeitalters. Die Könige der ſaliſchen Franken und die Römer ſind eins, 
die deutſchen Könige gleichſam um eine Stufe erhöht worden, weil ihnen 
gegenüber Franken, Schwaben, Bayern und Sachſen zu Deutſchen ge⸗ 
worden ſind, weil durch die Bildung der Reichsfürſtentümer die deutſchen 
Stämme endgültig in die Stellung eingerückt ſind, die dem Sieger, nicht 
dem Beſiegten zukommt, in die Rolle des ſaliſchen Herrſcherſtammes, der 
zur Herrſchaft „über“ Deutſchland berufen iſt. Die Stämme regieren 
ſich ſelbſt und bilden trotzdem ein einheitliches großes Gemeinweſen. 
Aber nun, nachdem wir den Aufſtieg durch ein paar Tritteiſen un⸗ 
verlierbar bezeichnet haben, können wir uns auch eingeſtehen, daß dieſe 
Gleichberechtigung durchaus nicht mit einem Schlage durchgedrungen iſt. 
Zu dieſer Erkenntnis bietet uns die Geſchichte der Königswahl den 


Schlüſſel. Zunächſt find es nur die kaum ein Jahrhundert untertänigen. 


Sachſen, die völlig gleichſtehend neben die Franken treten. Wir haben 
geſehen, wie der ſächſiſche Herzog 919 nur von den Franken und ihrem 
Führer erkoren wird. Nicht umſonſt alſo ſpricht Widukind, ſprechen die 
Urkunden und der Kaiſer im fernen Byzanz von dem König der Franken 
und Sachſen ). Schwaben und Bayern hingegen ſind abhängig von 
Franken, Zubehör; der neue ſränkiſche König unterwirft fie erſt, nachdem 
er König geworden iſt. Daß der Aufſtieg der Sachſen deutlich als eine 
Veränderung des Staatsrechts empfunden wurde, darauf weiſt der Sachſe 
Widukind von Korvey ausdrücklich hin“), darauf weiſt nicht minder der 
Umſtand, daß man ſich um eine religiöfe Weihe bemüht hat. Zu den 
bisher rein fränkiſchen Throninſignien hinzu wird ein ſpezifiſch auf 
Sachſen gemünztes Kronkleinod erworben. Denn anders wird man 
kaum die merkwürdige Triplizität der Ereigniſſe deuten können, wenn 
der Sachſe Otto I. die heilige Moritzlanze erwirbt, wenn er dann ſo⸗ 
gleich 940 im Sachſenland das Stift zu Magdeburg auf den Namen 
eben dieſes nun bedeutſam gewordenen Heiligen gründet und wenn der 


14) Oben S. 9, Anm. II. Daß gerade Sachſens und Frankens Herzöge ſich im Erzamt 
bei Hofe dauernd behauptet haben, iſt eine der wunderlichen Harmonien der Geſchichte. 

140 II, 6 z. J. 936: Saxones imperio (nur gleich „regnum“) regis facti gloriosi 
dedignabantur aliis servire nationibus quaesturasque quas habuerunt ullius alii nisi 
solius regis gratia habere contempserunt. 


— — 


“| 
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erſte Nichtſachſe auf dem Thron, Heinrich II., 1002 die Herrſchaft über 
Sachſen mittels der Moritzlanze erwirbt! “) Es gab fränkiſche und 
ſächſiſche, keine deutſchen Inſignien. 

Wenn wir im erſten Teile unſerer Abhandlung kurzweg ſagten, 
Bayern und Schwaben hätten den König durch ihre Mitwirkung bei der 
Wahl zum Franken gemacht), fo bedarf das nunmehr der Eins 
ſchränkung; ein ſolcher Zuſtand war wohl das Ziel; aber dem 10. Jahr⸗ 
hundert noch nicht ſelbſtverſtändlich; denn die Herzöge in dieſen 
beiden Ländern erheben ſich zunächſt an Königs 
Statt“). Und der fränkiſche König unterwirft dieſe 
Stämme neu. Dadurch, daß 1002 ein Bayernherzog König wird, ſteigt 
ein weiterer Stamm zum Niveau des Frankenſtammes empor, obwohl 
Bayern als Sonderreich ſchon immer eine beſondere Rolle ſpielte, vor 
allem ſeit Arnulfs Erhebung ). Unmittelbar darauf zeigt die Grün⸗ 
dung Bambergs als eines „römiſchen“ Bistums eine weiter veränderte 
Auffaſſung auch des römiſchen Königtums. Ein Gotteshaus, das auf 
Erbgut des fränkiſchen Königs ſteht, wird doch römiſch. Und ent⸗ 
ſprechend wählen bei der nächſten Wahl eines Königshaufes im Jahre 
1024 die deutſchen Stämme gleichzeitig, gleichberechtigt und am gleichen 
Orte alle miteinander. Hier liegt tatſächlich ein entſcheidender Um⸗ 
ſchwung. Heinrich II., der noch von den Franken geſondert erhoben 
worden war, hatte demgemäß auf ſeine Siegel die Legende „renovatio 
regni Francorum“ ſetzen können. Denn ſo betonte er als Bayern⸗ 
herzog deutlich, daß er ebenſo unmittelbar wie das voraufgegangene 
ſächſiſche Haus ſeinerſeits aus dem fränkiſchen Reich und aus Karls 
Haus in Aachen die Legitimation zur Herrſchaft ableitet. Eine gleich⸗ 
zeitige Quelle kann uns beſtätigen, daß wir mit Recht auf dieſen Auf⸗ 
ſtieg eines dritten Stammes im Jahre 1002 Gewicht legen. Heinrichs II. 


15) In feinen Forſchungen über die heilige Lanze (Gierkes Unterſuchungen 96, 
1908) hat Hofmeiſter allen Nachdruck auf die Unterſcheidung der ſächſiſchen und der 
burgundiſchen Lanze gelegt. Man wird daneben das ſtaatsrechtliche Bedürfnis jener 
Zeit beachten dürfen, königliche Inſignien für die einzelnen Länder zu an da es 
Reichsinſignien noch nicht geben konnte. 

16) Oben ©. 12. 

17) Vgl. Caro, Beiträge zur älteren deutſchen Wirtſchafts⸗ und Verfaſſungsgeſchichte 
1905, S. 69 ff., bei. S. 77. E. Mayer, Hiſtor. Vierteljahrsſchr. II (1899), 517. 

15) Vgl. darüber W. Sickel, das Thronfolgerecht der unehelichen Karolinger, ZRG. 
XXIV (1903), S. 110ff., beſ. S. 136 ff. 
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Erhebung veranlaßte nämlich einen norditalieniſchen Poeten zu einem 
pathetiſchen Gedicht, das dem friedlichen Rechtsſinn der Deutſchen 
huldigt). Darin heißt es: 

Triumphat Bag varia. Fortis servit Francia. 

Collum cassa fallacia flectit Alemannia. 

Dat manus Lotharingia. Fida est Thuringia. 

Pugnax currit Saxonia ad subiectum obvia. 

Alſo nicht dem fränkiſchen König, fondern dem Bayerns 
ſtamm widerfährt nach der Anſchauung des Dichters der „Triumph“. 
Noch charakteriſtiſcher iſt aber ein weiterer Satz, der die Figur des 
Biſchofs Leo v. Vercelli einführt. Der Satz unterſtreicht unſer Urteil, 
daß 1002 einerſeits ein fränkiſches Königs haus aufgerichtet wird, 
andererſeits aber das Verhältnis der Stämme immer noch in Über 
und Unterordnung vorgeſtellt wird. So wie Otto I. König der Sachſen 
und Franken von Widukind genannt worden war, heißt es bei unſerem 
Schriftſteller: „Currit Leo et patriam credit Bagvariam“ ). 

Aber Heinrich II. iſt der letzte König, unter dem der Zerfall in 
Stämme die alte Schärfe bewahrt. Kein halbes Jahrhundert vergeht, 
und an der Spitze der deutſchen Stämme ſteht ſtatt eines fränkiſchen 
ein römiſcher König. Es mag erwähnt werden, daß der erſte mit 
dieſem Titel Geſchmückte, Heinrich III., nicht anders wie Heinrich II. 
Herzog von Bayern war, als er zur Regierung kam, ſo daß der gleiche 
Rang der verfchiedenen Stämme darin erneut ausgedrückt wurde. 

Aber daß ein Geſühl für die verſchiedene Nähe der Stämme zum 
Königtum noch ein weiteres Jahrhundert fortbeſteht, ergibt ſich nicht 
nur aus den Urkunden, ſondern auch aus der Geſchichte des Namens 
Weiblinger, die von hier geſehen noch ein neues Streiflicht empfängt. 
Zwar war ein Gegenkönig aus ſchwäbiſchem Geſchlecht ſchon 1077 zum 
König, Lenker und Schirmherr des Königreichs der Franken erhoben 
worden ). Als aber die ſchwäbiſchen Neffen Heinrichs V. die Krone 
fordern, da wird unermüdlich von einer Fülle von Schriftſtellern plötzlich 


10) Dümmler, Anſelm der Peripatetiker 1872, S. 80 f. Bloch, Neues Archiv 22 
(1897), 119 ff. Paul v. Winterfeldt, Dtſ. Gedichte des latein. Mittelalters 1913, 432. 
20) Vgl. über den Dichter Dümmler S. 73 ff. Gieſebrecht, Geſch. d. Deutſch. Kaiſerz. IP, 
586. Bloch S. 115ff. Jedenfalls ſteht ſeſt, daß fein Poem im Norden geleſen worden iſt. 
21) Berthold z. J. 1077 SS. V, 292, nach der Wahl durch Schwaben und Sachſen 
in Forchheim: „Mogontiacum perveniens, ab eisdem episcopis et totius populi con- 
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betont, daß Konrad II. nicht Salier, ſondern in Wirklichkeit ein Schwabe, 
ein Weiblinger geweſen fei ”). Otto v. Freiſing ſagt mindeſtens an⸗ 
deutend, er ſei aus „oberrheiniſchem“ Geſchlecht geweſen, die übrigen 
aber ſetzen das Handgemal kurzweg nach Schwaben“). Was den 
ſaliſchen Herrſchern ſelbſt gewiß keinen Grund zum Selbſtbewußtſein 
gegeben hatte, wird von ihren Kunkelmagen plötzlich zu ihrer vorzüg⸗ 
lichſten Eigenſchaft geſtempelt. Mit anderen Worten: die Krone ſoll 
ſchon von jeher bei den Schwaben geweſen fein. Der Stamm der 
Alemannen, der am längſten von allen dem Szepter der Franken ge⸗ 
horchte, ſteigt ſo als letzter gleichſam durch dieſen Kunſtgriff der Zurück⸗ 
datierung als zur Herrſchaft befugt neben Franken, Sachſen und Bayern 
auf die gleiche Plattform. Jetzt erſt iſt es auch praktiſch Rechtens ge⸗ 
worden, daß unter den Deutſchen kein Stamm ein Vorrecht hat, den 
König zu präſentieren. Indeſſen das Königtum noch weiterhin als 
fränkiſches zu bezeichnen, lange ſchon veraltet, hatte nun vollends ſeinen 
Sinn eingebüßt. So muß die Herrſchaſt mit neuem Namen notwendig 


cor um laudatus... est.“ Es könnte mehr als Zufall fein, daß damals gegenüber 
dem römiſchen König⸗ und Kaiſertum der Salier die Herrſchaft wieder als fränkiſche 
bezeichnet wird, vgl. II, 72. 

n) Das Nähere oben S. 15 ff. Es iſt außerordentlich merkwürdig, daß noch 
Muratori bei Behandlung des Namens Weiblinger, Antichitä Estensi I (1717), 305 f., 
behauptet, Weiblingen liege auf der Grenze von Schwaben und Franken! Weit entfernt von 
der Grenze liegt es übrigens wirklich nicht. Wie ſcharf die Geſchlechtsfolge noch von Barba⸗ 
roſſa unterſchieden wurde, lehrt folgende Stelle des Abtes v. Urſperg über ihn (Sor. rer. 
Germ. S. 33): ipse (Barbaroſſa) pot ius gloriabatur, se de regia stirpe 
Waiblingensium progenitum fuiss e, quos constat de duplici regia prosapia 
processisse, videlicet Clo do veorum, de quibus legitur supra in in gestis Fran- 
corum, et Carolo rum, de quibus nichilominus eorundem supra narrant historiae. 
Er wußte alſo, daß er durch Konrads II. Mutter Merowingiſchen, durch Konrads II. 
Gemahlin Giſela aber noch dazu Karolingiſchen Blutes war. 

22) Nicht den Stamm. Am lehrreichſten darüber der Schwabe Burchard von Urſperg, 
ſ. die Stelle oben vor. Anm., der vom ſaliſchen Urſprung Conrads II. durch die Weiber⸗ 
ſeite geſprochen, dabei Clodius mit Chlodovech, dieſen und die Salier gleichgeſetzt hat und 
nun fortfährt: „Quod ex eo quoque probatur quod iidem principes de Wabilingin 
oriundi dicebantur. Apparet autem usque in presens titulus monumenti iuxta pre- 
fatam villam in modum turris, miro opere de quadis et sculptis lapidibus constructus, 
quod vulgus Baienstein (= Beinſtein O. A. Weiblingen) denominat, in quo sculp- 
tum litteris reperitur quod Clodius hoc fecerit uxori sue.“ Man 
darf aber nicht etwa erſt dieſer „Humaniſten“konjektur von 1200 die Kombination zu⸗ 
ſchreiben. Denn Konrads II. Verwandtſchaft mit Chlodwig ſteht ſchon bei Wipo. 
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bezeichnet werden, und das geſchieht durch den Zuſatz „römiſch“ ? ). 
Aber ſorgfältig muß der Irrtum ferngehalten werden, als habe ſich 
durch das Wort „römiſch“ auch das Weſen des deutſchen Staates ge⸗ 
ändert. Dazu fehlte jeder Anlaß. Der Titel „römiſch“ umkleidet nach 
wie vor als Kern ein germaniſches Reichsgebilde?). 

Sichtlich iſt das Königtum nach wie vor ein Volkskönigtum; kein 
römiſcher Imperator regiert. Trotz des blühenden Stils der kaiſerlichen 
Kanzlei, trotz ſeiner eigenen Lehre von den zwei Schwertern weiß Eike 
v. Repgow von einem Gottesgnadentum des Königs im abſolutiſtiſchen 
Sinne, einer sacrosancta maiestas, einer Vergottung oder Heiligkeit 
des Herrſchers nichts. 

Hören wir ſeine Begründung der königlichen Unantaſtbarkeit: 
„Der Koning ſal hebben frenkeſch recht ſvenne he gekoren is, von fvelfer 
bord he ok ſi, wanne alſe die vranke ſinen lif nicht verwerken ne mach, he 
ne werde in der handhaften dat gevangen, oder ime ne ſi ſin vrenkeſch 
recht verdelet, alſe ne mach deme koninge neman an ſin lif ſpreken, ime ne 
fi dat rike vore mit ordelen verdelt.““) Das erſte deutſch erlaſſene 
Reichsgeſetz, der Friede von 1235, beginnt ſchlicht: „wir ſetzen und ges 
bieten von unſer keiſerlichen gewalt und mit der fürſten rat und ander 
des richs getruwen“ ?). Es gebietet alſo der deutſche König mit den 
Fürſten nicht einmal bei der Huld des Lehnrechts, nicht sub obtentu 
gratie, denn dies Geſetz richtet ſich an die geſamten Völker Germaniens, 
und nicht an die aus der Hausgenoſſenſchaft des Königs hervor⸗ 
gegangenen Vaſallen, geſchweige, daß von Juſtinianiſcher Majeſtät 
etwas zu fpüren wäre. Nur das Wort „römiſch“ wird jetzt bes 
vorzugt. Denn nicht nur nach der Theorie des Sachſenſpiegels ſoll 


2%) Das Nebeneinander gleichberechtigter Stämme iſt das Wichtige, was in 
den mittelalterlichen Staaten zum erſten Male realiſiert wird. K. Schulz, Zeitſchr. f. 
thür. Geſch. IX, 169: „Das Perſonalitätsprinzip des Rechts war ein ſtaatsrechtlicher 
Grundſatz des deutſchen Reiches für die Stämme innerhalb der Grenzen desſelben, nicht 
ein völkerrechtliches Prinzip für den europäiſchen Verkehr.“ 

20) Für die Stimmung der Italiener gegen das deutſche Reich iſt, abgeſehen von den 
viel zitierten Berichten, charakteriſtiſch der Trierer Artikel (Wattenbach, Archiv f. K.ö. GQ. XIV. 
1855, S. 88) „quam derisui nos habuerint Romani, vocantes nos stultos Alamannos“. 
Ich kann für dieſen Punkt auf meine Darlegungen ZRG. 34 (1913), S. 512, A. 2 
verweiſen. 

26) Sſp. III, 54, 1. 

268) Zeumer OS.“, Nr. 58, S. 68. 
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immer noch der König zum Franken werden, ſondern dieſer Rechts⸗ 
ſatz tritt uns im Jahre 1209 praktiſch bezeugt entgegen“). Die Ver⸗ 
teilung der Ehren im Königshaus, der Erzämter uſw., gründet ſich auf 
feinen franfifhen Urſprung. Dieſe Fiktionen haben mit dazu bei⸗ 
getragen, das Weſen des Reiches zu ändern; nunmehr im 13. Jahr⸗ 
hundert hat dies ja ſeinen bisherigen Gegenſatz in ſich hineingeſchlungen. 
Bis dahin hatte ſowohl das fränkiſche wie nach ihm das römifche 
Reich in der Verfaſſung als notwendigem Gegenbegriff den deutſchen 
Stämmen gegenübergeſtanden, über die fie herrſchten. Ein „Staat“ ?), 
dem der Name Regnum Teutonicum in juriſtiſch haltbarer Weiſe bei⸗ 
gemeſſen werden konnte, in dem Herrſcher und Beherrſchte vereinigt ge⸗ 
weſen wären, hatte nicht exiſtiert. Vielmehr herrſchte das „römiſche 
riche“ über die „deutſchen“ Reiche, d. h. über Lande, die gerade 
darum als diutisk, „vulgares“ bezeichnet wurden. Wir können 
prägnant ſagen: es gab ein römiſches Reich in Deutſchland. Jetzt 
gibt es ein deutſches Reich, doch heißt es vorderhand noch das 
römiſche. Jedoch wird es uns nun verſtändlich erſcheinen, daß ſeit 
Friedrich II. und vor allem nach ſeinem Tode immer häufiger vom 
„regnum Allemanniae“, „regnum Teutoniae“ die Rede iſt. Denn 
zwei Generationen nach der Reichsreform konnte man die Konſequenzen 
aus dem damals errungenen Fortſchritt ziehen und die Ausdrücke ohne 
Rückſicht auf den 1180 überbrückten Dualismus wählen. Die hiſtoriſch 
verwurzelte Formulierung aber ſteht noch im ſächſiſchen Lehnrecht: 
„Die deutſche Erde iſt roͤmiſchem Reiche untertan“). Unter der 
Maske des römiſchen Königtums hatte alſo das 
fränkiſche zum deutſchen Reiche werden können“). 


27) Otto v. St. Blaſien über Beatrix, König Philipps Tochter (MG. 88. XX, 333): 
„Puella mox a duce Leopoldo cognato suo per manus Cardinalium lege Fran- 
corum regi Ottoni desponsatur.“ Charakteriſtiſch genug, daß dieſer Umſtand in den 
neueſten Darſtellungen des Ehebundes unbeachtet bleibt: Franz Rodeck, Beiträge zur 
Geſchichte des Eherecht deutſcher Fürſten bis zur Durchführung des Tridentinums. 1910, 
S. 34 f. Kowalski S. 77. 

26) Über das Wort Res publica in den Quellen vgl. Mone, Zeitſchr. f. Geſch. 
des Oberrheins XI (1860), 297. 

15) Sſp. Lehnrecht 69, 7. 

0) Von hier aus gewinnt das Bild nur neue Perſpektiven, das in glänzenden 
Farben Sohms Eröffnungsaufſatz der Germaniſtiſchen Abteilung der ZRG. 1880 vom 
Römiſchen und Fränkiſchen Recht entrollt hat. 

Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 19 
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Denn dies Reich wird nicht wie das fränkiſche zunächſt von einem 
einzelnen Stamm getragen oder aus ihm abgeleitet; es iſt zum erſten 
Male ein Königshaus ohne Stamm, und muß des⸗ 
halb durch den Zuſatz „römiſch“ bezeichnet und legi⸗ 
ti miert werden. 

Es iſt nun unerläßlich, unſerer Darſtellung dadurch ihren Abſchluß 
zu geben, daß wir das Verhältnis des römiſchen Königtums zum 
römiſchen Kaiſertum kurz beſtimmen. Wir brauchen aber dabei den 
Rahmen nur wenig zu überſchreiten, den wir uns ſelbſt geſpannt haben. 
Nur hinüberblicken wollen wir zu dem Begriff des abendländiſchen 
Kaiſertums, ohne das Ziel, die nationalen deutſchen Verhältniſſe rein 
für ſich aufzufaſſen, aus dem Auge zu verlieren. In der Mitte des 
13. Jahrhunderts fangen nämlich die Quellen an, zwiſchen Kaiſer⸗ und 
Königsgewalt zu unterſcheiden. Zu den erſten Zeugen dafür gehört das 
kaiſerliche Land⸗ und Lehnrechtsbuch“) und der italieniſche Kanoniſt 
Heinrich von Seguſio. Beide alſo bekunden einen rechtlichen Kontraſt 
beider Würden erſt für ein Zeitalter, das uns hier nicht mehr beſchäftigt. 
Man hat aber behaupten wollen, dieſer Zwieſpalt ſei etwas Uraltes und 
Urſprüngliches und eile gerade im 13. Jahrhundert feiner Verſöhnung 
zu“). Damit wäre gegeben, daß dem Kaiſertum auch für die ältere 
deutſche Reichsverfaſſung ein von der königlichen Gewalt abgeſonderter 
Wert beigemeſſen werden müßte. Da nun offenbar das von uns ent⸗ 
worfene Verfaſſungsbild eine ſolche Sonderſtellung eines Kaiſers in 
feinem klaren Organismus von Königshaus, Stämmen und Varken 
nirgends unterbringen kann, ſo ſcheint es an einem unheilbaren 
Zeichenfehler zu leiden. Von fo ſchwerer Anklage bedroht, muß uns vers 
ſtattet ſein, die Zeugen kurz zu vernehmen. 

Nur für Italien und auch da nur in den kärglichſten Spuren finden 
ſich unter Ottonen und Saliern Rückſichten deutſcher Herrſcher auf das 
römiſche Kaiſerrecht. Im großen und ganzen ſagt der Gloſſator Mar⸗ 
tinus die Wahrheit, wenn er meint ): In jener Zeit war nicht nur die 


2) Die Unterſcheidung der Befugniſſe belegt ferner Ficker, Heerſchild 31 au An⸗ 
laß einer 1293 verſuchten Intrigue. 

2) S. über dies und das Folgende unſere Ausführungen ZRG. 34 (1913), 495 ff. 
und 512 f. Dort iſt auch der Bericht des Hoſtienſis analyſiert worden. 

2) Inſtitutionengloſſe (ich zitiere nach der Handſchr. der Wiener Hofbibliothek 2176), 
Rubr. „Liberorum autem quidam“: „Eo uero tempore quo illg mala consuetudo 
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Rechtswiſſenſchaft, ſondern die Geſetzbücher ſelbſt fo gut wie verloren 
und deshalb haben zwar die ultramontanen Könige die Gewalt in jener 
Zeit an ſich genommen, doch blieben ſie ohne jede Kenntnis des Kaiſer⸗ 
rechts. Dieſer Zuſtand ändert ſich ſehr langſam. Ein praktiſches Er⸗ 
greifen römiſcher Staatsrechtsſätze beginnt nicht vor Barbaroſſa. Dafür 
iſt vor allem wichtig, daß die bekannten Geſetze von Noncaglia trotz der 
Teilnahme der Gelehrten noch keine Spuren römiſchen Rechts ent⸗ 
halten)! Und ſelbſt hier befinden wir uns ja auf italieniſchem Boden. 
Pfalzgrafen und öffentliche Notare, Legitimation und Rezeptionen des 
Korporationsrechts finden ſich in Deutſchland nicht vor der Mitte des 
13. Jahrhunderts. Dies alles find freilich Inſtitute, die einem germa⸗ 
niſchen Könige an ſich nicht zu Gebote geſtanden hatten, ſondern aller⸗ 
dings nur dem Reſtaurationsverſuch des echten antiken Kaiſertums vers 
dankt wurden; aber ſie alle treten wie geſagt erſt auf, als die deutſche 
Reichs verfaſſung, von der wir hier handeln, lange in allen Hauptpunkten 
ausgebildet iſt. Mithin ſteht zweierlei feſt. Erſtens: weiß keine Quelle 
von einer Kompetenzteilung zwiſchen Königtum und Kaiſertum etwas zu 
berichten, es ſei denn nach 1250. Und das andere iſt, daß eben damals 
ſeit Friedrich II. zuerſt Befugniſſe in Anſpruch genommen worden ſind, 
die ſich allerdings mit nichten aus der Volkskoͤniggewalt herſchrieben, 
ſondern die nur aus dem Kaiſertum gerechtfertigt werden konnten. Zum 
Überfluß erklärt uns der erſte Schriftſteller, der die Trennungslinie 
beider Gewalten theoretiſch feſtlegen will, nämlich Lupold v. Beben⸗ 
burg im 14. Jahrhundert, daß die dem Kaiſer vorbehaltenen Reſervat⸗ 
rechte in nichts anderem beſtehen als — in eben jenen erſt feit 1200 
durch die Doktrin wiederaufgefriſchten altrömiſchen Inſtituten )! 
Durch dieſe drei Tatſachen dürfte das Urteil dahin beſtimmt werden, 
daß vor dem 13. Jahrhundert Königtum und Kaiſertum der Art 
nach zuſammengefallen fein müſſen. Der Erwerb der römiſchen 


inoleuit, non solum studia, set et fere legalia volumina perierant, et ideo reges illi 
transalbini () potestatem tunc temporis susceperunt, scienciam autem legum nullo 
modo habuerunt.“ 

0 Georges Blondel, Etudes sur les droits Rögaliens et la Constitution de 
Roncaglia in Melanges Paul Fabre (1902), S. 236— 257. Was vielmehr Barbaroſſa 
auf Grund der Kaiſerwürde üben will, z. B. den Kloſterſchutz (ſ. oben S. 215, Anm. 24), 
find germaniſch⸗ mittelalterliche Rechtsinſtitute. 

25) Krammer, Quellen II, 103 f. 

19 * 
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Kaiſerwürde kann bis dahin keine Qualitätsveränderung in dem 
Weſen der germaniſchen Königsgewalt hervorgebracht haben. Das 
Königtum iſt unteilbar in ſich gleichbleibend, ſo wie das „imperium“ 
der Regierungsinbegriff der römiſchen Republik, ihrer Konſuln und 
Prätoren, ſeinem Weſen nach eins und ſich immer weſensgleich ge⸗ 
weſen war. Mit der Erkenntnis, daß dem Kaiſertum des frühen Mittel⸗ 
alters in keinem anderen Sinne Herrſchgewalt hat, als ein König, iſt 
natürlich noch nichts ausgeſagt über den gewaltigen Wert, den dieſes 
Kaiſertum in anderer Hinſicht unzweifelhaft repräſentiert. Den Einfluß 
der Wichtigkeit, den es bekundet hat, indem es den Erſatz des Wortes 
„fränkiſch“ durch „römiſch“ ermöglichte, haben wir ſoeben ſelbſt feſtgeſtellt. 
Die geographiſche Kompetenz, die es umſchreibt, darf ebenfalls nicht 
unterſchaͤtzt werden). Und vor allem bindet es natürlich die Sache 
des Chriſtentums und der geſamten Kulturtradition mit den Geſchicken 
Deutſchlands ſcheinbar unauflöslich zuſammen. Doch den tiefſinnigen 
Gedanken der „Chriſtenheit und Europa“ dürfen wir hier nicht nach⸗ 
gehen. Andere Faktoren äußern ſich darin als die der deutſchen Staats⸗ 
verfaſſung. Für dieſe jedenfalls bedeutet das römiſche Kaiſertum bis 
zum Ausgang der Stauferzeit keinerlei qualitativ vom Königtum unter⸗ 
ſchiedene Befugnis. 

Ob wir die innerdeutſche Bedeutung des Wortes Römiſch zwiſchen 
1050—1250 richtig gedeutet haben, könnte noch immer hppothetiſch 
erſcheinen, wenn uns nicht der Gegenſatz der gleichzeitigen italieniſchen 
Doktrin und der älteren deutſchen Lehre zu Hilfe käme. Einen Anſatz⸗ 
punkt bietet da nämlich die Betrachtung, wie verſchieden Heinrichs I. 
Königtum von den ſpäteren beurteilt worden iſt. In der erſten Hälfte 
des 11. Jahrhunderts, als mithin noch fraͤnkiſches Königtum und 
römiſches Kaiſertum nebeneinander ſtehen, wird einmal (1045) 
Heinrichs III. Titulatur noch vor der Kaiferfrönung in folgende Bes 
ſtandteile zerlegt: 1. „rex“ ſchlechtweg (zu ergänzen „Francorum“ ), 
2. rex Burgundionum, 3. rex Romanorum. Und es wird hinzu⸗ 
gefügt, daß er nur der zweite römiſche, aber der dritte (fränkiſche) 
König mit Namen Heinrich ſei ). Hier wird alſo des ſächſiſchen Hein⸗ 
rich Regiment nicht als römiſch gerechnet. In ſchroffem Widerſpruche 


se, S. darüber ZRG. 34 (1913), 490 und 503f. 
50 Böhmer, Acta 54. 
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damit urkundet aber Heinrich VI. als [ehfterrömifher König, 
hingegen fünfter römiſcher Kaiſer. Mithin iſt für die Stauferzeit 
Heinrich I. allerdings ein „römiſcher“ König. Die alte Lehre von ehe⸗ 
mals war aber nicht ganz ausgeſtorben, an einer Stelle hielt man 
vielmehr unverbrüchlich an ihr feſt: Die Römiſche Kurie gab Hein⸗ 
rich VI. nur die Zahl V. und verweigerte ſo Heinrich I. nach wie vor 
das Prädikat Römiſch“)! Damit aber nicht genug; fie vermeidet es 
damals auch, den deutſchen König als römiſch zu bezeichnen und 
reſerviert jetzt ganz allgemein dieſen Zuſatz für den Kaiſertitel ). Dieſe 
Unterſcheidung iſt aber etwas neues; von 1130—1180 hatte auch der 
Papſt den deutſchen König anſtandslos als rex Romanorum bezeichnet. 
Daraus ergibt ſich die Deutung des Gegenſatzes: Die Italiener haben 
früher als die Deutſchen den Schnitt zwiſchen „deutſchem“ König⸗ 
tum und „römiſchem“ Kaiſertum gelegt. Das Ausland faßt 
das römiſche Königtum ſchon als deutſches auf, bevor die deutſchen 
Stämme ſich zu dieſer Einſicht durchringen. In demſelben Jahre, in 
dem der Papſt dem König Heinrich das Beiwort „Römiſch“ verweigert, 
erläßt der Kaiſer ein Reichsgeſetz für die Grenzen Deut ſchlands, 
welches trotz dieſes eingeſchränkten Geltungsbereiches in das große 
römiſche Geſetzbuch auf des Herrſchers Geheiß eingereiht werden 
ſoll“ a)! Da dies Reichsgeſetz das erſte feiner Art iſt, fo ſehen wir daraus, 
daß wir die Rolle, welche der Begriff des „römiſchen“ für die innere 
deutſche Verfaſſungsgeſchichte geſpielt hat, richtig eingeſchätzt haben. Für 
Barbaroſſa iſt die Qualität königlicher und kaiſerlicher Herrſchaft 
noch identiſch; ihre Würde erwirbt dieſe wie jene durch das Prädikat 
römiſch. Die Unterſcheidung königlicher und kaiſerlicher Befugniſſe, 
nicht nur der geographiſchen Erſtreckung (Vogtei über Rom), ſondern 
auch der Art nach, gehört erſt dem 13. Jahrhundert an. Nachdem nun 
die Stationen der Entwicklung beſtimmt worden ſind, kann ein in der 
neueren Literatur mehrfach begangener Irrtum über das römiſche König⸗ 
tum ohne Mühe behoben werden. 


28) Ausführlich verbreitet ſich über dieſe Tatſache die Ursperger Chronik SS. XXIII, 
363: Heinricus huius nominis sextus vel secundum cronicam Romanorum quintus 
— ipsi namque Heinricum primum patrem Ottonis primi non connumerant in 
Katalogo imperatorum, sed ducem Saxon um (!) scribunt. 

20) Dieſen und den folgenden Satz hat Kalbfuß a. O. S. 511 ff. bewieſen. 
290) Oben S. 212 vom Jahre 1186. Vgl. über Konſtanze 1198 S. 272, Anm. 125. 
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Nachdem wir nämlich früher das Prinzip der Sohnesfolge in 
ſeinem Gegenſatz zur Neuwahl entwickelt haben und nachdem dadurch 
das Weſen des Geſamthandsverhältniſſes zwiſchen Vater und Sohn hat 
rechtlich gefaßt werden können, läuft das Urteil über das römiſche 
Königtum nicht mehr eine Gefahr, die gerade in jüngſter Zeit manches 
Opfer gefordert hat). Man hat nämlich deshalb, weil ſowohl dem 
Königtum des Sohnes wie dem „römiſchen“ Königtum in vielen Fällen 
das Kaiſertum gegenüberzuſtehen ſcheint, beide Arten des König⸗ 
tums zuſammengeworfen. Wie ſich jetzt deutlich machen läßt, iſt dies 
ein Mißverſtändnis. Denn das römiſche Königtum iſt die Vollgewalt 
des Königs aus ſaliſchem und ſtaufiſchem Kaufe in oder über den 
deutſchen Stämmen. Mithin muß der Vater — und es bleibt ſich 
gleich, ob er König oder Kaiſer iſt; ſowohl Konrad III. wie Fried⸗ 
rich II. waren nur Könige — den Sohn den er zum Nachfolger be⸗ 
ſcheiden will, notwendig zum römiſchen König erheben. Dieſe Not⸗ 
wendigkeit beruht auf dem Unvermögen, eine unentziehbare Anwart⸗ 
ſchaft, d. h. ein Kronprinzentum, rechtlich zu geſtalten. Da ein 
Rechtsgeſchäft unter Lebenden erfordert wird, ohne ſuſpenſive Be⸗ 
dingung, ſo geſchieht die Rechtsfolge nicht unmittelbar von A auf B, 
ſondern A und B treten zunächſt in eine Gemeinſchaft an den bisherigen 
Rechten des A, bis dann der Tod des A dieſe Gemeinſchaft wieder ein⸗ 
ſchrumpfen läßt, nun aber auf die Perfon des B. Innerhalb dieſer 
Gemeinſchaft bleibt aber die Stellung des Gebenden und Aufnehmenden 
ſtärker als die des Empfangenden: Im Binnenverhältnis zwiſchen Vater 
und Sohn wird dieſer durch die Gewalt des Hausherrn fortgeſetzt in 
engen Schranken gehalten. Daraus folgt, daß der Sohn zwar 
römiſcher König wird, aber zugleich, weil er als Hausſohn abs 
hängig iſt von den Weiſungen ſeines Vaters, ſeine Herrſchaft nicht mit 
der eines ſelbſtändigen römiſchen Königs verwechſelt werden darf. All 
die Schwierigkeiten, die durch eine derartige Vermiſchung, etwa von 
Konrad IV. und Wilhelm von Hollands Regiment, entſtanden ſind, 
entbehren jeder Grundlage). Noch ein zweiter Schluß läßt ſich ziehen. 
Da alle Vorteile einer geſicherten Thronfolge und einer wirkſamen Stell⸗ 
vertretung des Vaters, wenn dieſer nach Rom oder ſonſt ins Ausland 
ziehen mußte, bereits durch die Erhebung des Sohnes zum König er⸗ 

40) Gleich drei Beiſpiele finden ſich vereint en 34 (1913), S. 504 f., 517 und 530. 

4) Vgl. ſchon oben S. 51 f. 
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reicht wurden, fo beſtand keine Notwendigkeit, auch den Sohn ſogleich 
mit der Kaiſer würde zu bekleiden. Im Gegenteil, in allen den 
Fällen, wo der Sohn daheim königlich walten ſollte, wäre feine Roms 
fahrt geradezu ſinnwidrig geweſen. Die Kaiſerkrönung des Sohnes war 
alſo ein Überſchuß, eine geographiſche Kompetenzerweiterung, aber nicht 
eine der Qualität nach. Die beiden Ausnahmefälle, in denen darauf 
trotzdem Wert gelegt wurde, können zeigen, daß nicht eine begriffliche 
Unmöglichkeit, ſondern der Mangel des Bedürfniſſes zu der Regel ge⸗ 
führt hatte, daß der Thronfolger nur König wird. So konnte Otto II. 
ohne Schwierigkeit Mitkaiſer werden. Und wenn Barbaroſſa, von ſtolzen 
römiſchen Erinnerungen die Bruſt geſchwellt, dasſelbe für ſeinen Sohn 
wünſchte, ſo bedarf es keiner künſtlichen Konſtruktion, um ſein Vorgehen 
zu begreifen. Sollte doch der Sohn in Italien tätig ſein, wo das Kaiſer⸗ 
tum die Inveſtitur in die römiſche Vogtei bedeutete. Ferner wußte er 
ſowohl von Ottos I. Vorgehen, wie von dem der alten Imperatoren, 
Grund genug für eine ſo pathetiſche Natur, nicht hinter den Vorbildern 
zurückzubleiben. Die Päpſte des ausgehenden Jahrhunderts freilich 
widerſtanden dem Gebrauch des Geſamthandbegriffs und der Hausherr⸗ 
ſchaft auf das Kaiſertum über Rom. Für dieſen Widerſtand ſprachen 
ebenſo ſehr politiſche Gründe, wie die bereits veränderten Anſchauungen 
über das Herrſcheramt als des Amts einer einzelnen Perſon. Barba⸗ 
roſſa hat dann feinen Sohn wenigſtens zum „Cäſar“ aus eigener Macht⸗ 
vollkommenheit erhoben. Aber dieſe Ereigniſſe berühren mehr die Ge⸗ 
ſchichte des Kaiſertums als das Weſen des römiſchen Königtums und 
nur auf dieſes einzugehen beſteht hier ein Anlaß. Es war zu zeigen, 
daß Sohneskönigtum und römiſches Königtum voneinander reinlich ge⸗ 
trennt betrachtet werden müſſen. 

Das römiſche Königtum iſt der Inbegriff einer germaniſchen 
Königsgewalt, und nur näher beſtimmt nach ſeinem räumlichen Bereich 
durch den Zuſatz „römiſch“. Indem jetzt Männer, wie Eike von Rep⸗ 
gow, die entſcheidenden Einſchnitte ihrer Geſchichtswerke einerſeits bei 
Cäſar ſtatt wie früher bei Konſtantin, andererſeits bei Otto I. ſtatt wie 
früher bei Karl dem Großen legen und mit den Juliern die röͤmiſche, 
mit den Sachſen die deut ſche Kaiſergeſchichte anheben“), hatte die 


4% Zur Geſchichte der Translatio imperii vgl. vor allem Stengel, Den Kaiſer macht 
das Heer, 1910. Wie Otto v. Freiſing (Chronik VI, 17), ſo legen auch die übrigen 
Schriftſteller allen Nachdruck auf Otto 1. Kaiſerkrönung. Einige indes haben ein noch 
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Zeit die Einſicht in die wahre Bedeutung der Ereigniſſe zurückgewonnen 
und bezeichnete ſelbſt die Perioden der Geſchichte nicht anders als ſie 
ſich im Verlaufe unſerer Arbeit darſtellen. Karl des Großen Regiment 
über Gallien und Germanien erſchien nur als das verglimmende Abend⸗ 
rot des langen Tages der Antike, und nach den Wirren des neunten 
Jahrhunderts begründen die Herrſcher aus ſaͤchſiſchem Stamm den Staat 
der deutſchen, d. h. der nicht romaniſierten Germanenſtämme auf dem 
mitteleuropäiſchen Feſtlande, ſie legen den Grundſtein zu einem neuen 
Glauben und einem nationalen Kaiſertum, dem deutſchen Reiche. 


richtigeres Augenmaß für die deutſche Geſchichte ſich bewahrt: Oliverus Historia de ortu 
Jerusalem (bald nach 1200) c. 124. Deinde translatum est imperium ad Francos. 
Karolus magnus filius eius Pippini] primus ex regibus Francorum imperator, reg- 
navit annis XLIII. . .. cap. 125. Imperium transfertur ad Theutonicos. Henricus 
rex Saxonicus primus regnavit annis XVIII, Otto magnus ... Bibl. des liter. 
Vereins 202 (1895), 78f. Auch ein weſtlicher Schriftſteller wie Hugo von Verdun 
SS. VIII, 357 nennt Heinrich I. unbedenklich imperator. Über Cäſar und das Aufgreifen 
gerade dieſes Namens durch Barbaroſſa Rechtsliteratur S. 29. 
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Eine rechtsſprachliche Betrachtung. 


Wir haben ſchon im neunten Abſchnitt die Rechtsform, welche das 
„Reich“ darſtellt, zu deuten verſucht. Noch von einer anderen Seite 
her ſoll hier der Gegenſtand betrachtet werden, indem wir uns mit 
der modernen Faſſung eines Teilproblems auseinanderſetzen, welches 
weit mehr Bearbeiter gefunden hat, als die geſamte Frage. Dies Teil⸗ 
problem iſt das Alter und das Weſen der Unterſcheidung zwiſchen 
„Staats⸗ und „Privatvermögen“ des deutſchen Königs im Mittel⸗ 
alter. Die älteren Schickſale des königlichen Vermögens und Gutes 
ſind gerade in jüngſter Zeit von Nieſe, Eggers, Dopſch und Kerrl ein⸗ 
gehend unterſucht worden. Wir nun wollen ihren materiellen Unter⸗ 
ſuchungen gegenüber nur ſchlicht fragen, wie wir die beiden Vermögens⸗ 
komplexe, über die der König verfügt, für die Zeit bis 1250 paſſend 
zu benennen haben. Eine ſcheinbar nur terminologiſche Streifrage 
rollen wir damit auf. Deshalb muß die heute herrſchende Redeweiſe 
zunächſt an einem Beiſpiel veranſchaulicht werden. Wir wählen zweck⸗ 
mäßig ein ſolches, aus dem nicht nur der Sprachgebrauch, ſondern zu⸗ 
gleich der Stand der Lehre hervorgeht). Denn nicht nur einem Wert⸗ 
ſtreit, ſondern auch der Berichtigung des Wiſſensinhalts hoffen wir 
dienen zu können. Aloys Meiſter, ein Forſcher, der gerade über das 
Reichsgut ſelbſtändige Studien veröffentlicht hat, faßt ſeine Anſicht fol⸗ 
gendermaßen zuſammen: 

„In merowingiſcher Zeit war eine Unterſcheidung zwiſchen 
Staats gut und Privat gut des Königlichen Geſchlechts 


1) A. Meiſter, Deutſche Verfaſſungsgeſch.“ 1913, S. 97. Vgl. Brunner, Grund⸗ 
züge“, S. 139: „Der König iſt als ſolcher Eigentümer des Reichs gutes, das man 
ſeit dem Wechſel der Königs geſchlechter von deren jeweiligem Hausgut zu unter⸗ 
ſcheiden beginnt.“ Eine Stelle aus Kerrl iſt bereits oben S. 39, Anm. 1 angeführt 
worden. Die Sperrungen rühren natürlich alle von uns her. 
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kaum gemacht worden. Unter den Karolingern zeigte ſich ſchon eine 
verſchiedenartige Behandlung des Hausguts einerfeitd und des 
Reichs gut andererſeits. Bei dem Wechſel der Dynaſtien mußte 
ſich eine ſolche Unterſcheidung noch viel mehr geltend machen, da die 
Privaterben auf das Familiengut Anſpruch erhoben. Das 
trat am klarſten hervor, als die ſtaufiſchen Herzöge . . . das Erbgut 
der ſaliſchen Familie beanſpruchten .. Sa, das Erbgut der 
Salier wurde ſogar 1125 durch die Fürſten den Privaterben, 
den Staufern, abgeſprochen und zu dem Reichs gut geſchlagen. Als 
dann die Staufer zur Krone gelangten und ein reiches Familien⸗ 
gut mitbrachten, war man ſich feines Unterſchiedes vom Staats- 
gute rechtlich wohl bewußt ... In der Praxis iſt demnach auch 
unter den Staufern die Grenze zwiſchen Haus gut und Reichs⸗ 
gut verwiſcht, wenn man auch den rechtlichen Unter⸗ 
ſchied kannte. Der König übte unwiderſprochen das Recht, 
Reichsgut zur Ausſtattung von Töchtern und zur Wittumſetzung und 
anderen Privatzwecken zu benutzen.“ 

Analyfieren wir dieſe Sätze, fo geben ſich auf die eine Seite als 
ſynonyme Begriffe „Staatsgut“ und „Reichsgut“. Auf der anderen 
finden wir als Gegenſatz dazu: „Privatgut des Geſchlechts“, „Haus⸗ 
gut“, Familiengut“, „Erbgut“, „Privatzwecken dienendes Gut“. 
Dopſch unterſcheidet „kraft königlicher Gewalt erworbenes Gut“ und 
„Stammgut“ )), Voltellini „erworbenes Gut“ und „Erbgut““). Von 
allen dieſen Wortpaaren iſt das gebräuchlichſte das deshalb wohl auch von 
Kerrl als Titel feiner Schrift gewählte: „Reichsgut und Hausgut“ ). 

Daß nun die Worte „Privat-“ und „Staats“ vermögen in der 
oben angeführten Stelle nur gewählt ſind, um Monotonie zu ver⸗ 
meiden, wollen wir gern einräumen. Aber wir dürfen behaupten, 
daß die Terminologie den Forſchern überhaupt der Diskuſſion unwert 
erſchienen iſt. Wenigſtens gebraucht Kerrl an einer Stelle, wo er ent⸗ 
ſcheidend formulieren will, „Staatsgut“ für Reichsgut“); Dopſch hin⸗ 
wiederum erklärt ſich trotz ſeiner abweichenden Wortwahl mit Kerrl 


) Die Wirtſchaftsentwicklung der Karolingerzeit I, 1912, S. 150— 157, ſpeziell 
S. 155. 

2) Grünhuts Zeitſchrift 40 (1913), 272. 

9) Tübinger phil. Diff. 1911. 

6) S. 86. 
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fachlich einverftanden ). Und Aloys Meiſter vertauſcht ja die Vokabeln 
völlig frei. Sie alle durften mit Fug ihre Aufgabe mit der Zuweiſung 
an das „Reich“ für erledigt halten; mit Fug nämlich dann, wenn in 
der übrigen Literatur eine juriſtiſche Beſtimmung des „Reichs“ begriffs 
vorhanden wäre. Wenn man aber die Handbücher aufſchlägt, ſo findet 
ſich darin das Reich, regnum, ein Begriff, der doch in den Quellen 
den größten Raum einnimmt, als Rechts begriff überhaupt nicht 
gekennzeichnet; geographiſche und politiſche Beſchreibung, dazu die An⸗ 
gabe einzelner juriſtiſcher Symptome wird dort gegeben“); ferner 
ſteht feſt, daß gegenüber und abgelöſt von der Perſon des Königs das 
Reich erſt ſeit der Mitte des 12. Jahrhunderts eine ſelbſtändige 
Stellung erringt). Bevor wir alſo eine klare Vorſtellung über das 
„Gut des Reiches“ erwerben könnten, müßte feſtſtehen, was das Reich, 
mindeſtens bis zur Stauferzeit, bedeutet. Das wird vor allem ſchon 
deshalb erfordert, weil wir ja ſonſt die Richtigkeit der Wahl des Kom⸗ 
plements (Privat⸗, Haus⸗, Familiengut) zu kritiſieren außerſtande ſind. 

Vielleicht brauchen wir nur auf den allgemein verwendeten Aus⸗ 
druck der „königlichen Gewalt“ etwas ſchärfer hinzublicken, um uns 
die verſchwommenen Züge, unter denen wir heute das Wort „Gewalt“ 
uns vorſtellen, zurückzuführen zu der klaren Form, die der rechtlichen 
„Gewalt“ im Mittelalter zukommt. „Gewalt“ iſt damals nämlich nicht 
ein rechtloſer oder unrechter, ſondern im Gegenteil ſtets ein vom Rechte 
gewollter Machtkreis). Die Eigenleute und Dienſtmannen z. B. find 
in ihres Leibherren „Gewalt“). Aber eben um des Rechtes willen 
wird dieſe Gewalt nicht als etwas Unbeſtimmtes, Grenzenloſes, ſon⸗ 
dern als ein ſichtbar und vornehmlich abgeſteckter Rechtskreis vorgeſtellt. 

So ſei es uns verſtattet, nach der von den Zeitgenoſſen gehegten 
anſchaulichen Vorſtellung von der königlichen Gewalt zu fragen. Man 


6) S. 374. 

1) Brunner, Grundzüge“ 1913, S. 56 ff., S. 86 ff., S. 139 ff., Schröder, RG. 1907, 
420 fl. 
6) S. oben S. 140 ff. Dieſe Neubildung alſo iſt das einzige, was unterſucht 
worden iſt. 

0) Von philologiſcher Seite iſt das erſchöpfend nachgewieſen durch Wunderlich in 
Grimms Wörterbuch IV, 1 (1902) u. d. Wort. Die juriſtiſche Erläuterung dieſer ge⸗ 
wichtigen Tatſache muß an anderem Orte erfolgen. 

10) Vgl. Sſp. III, 81, 8 2 und Abſchnitt 21. Sie heißen auch häufig ſelbſt die 
„Gewalt“ ihres Herrn („viel belegt“ Wunderlich, Sp. 4937). 
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wolle wohl beachten, wir fragen nicht etwa: gegen wen wirkt die könig⸗ 
liche Gewalt. Das wäre eine Beſtimmung ihrer Funktionen außen 
in der Welt. Und da wirkt ſie natürlich gegen Einzelne, oder gegen 
das eigene Volk oder gegen fremde Völker. Rein, wir möchten nur 
wiſſen, welches Verbandes Willen mit dem des Königs identiſch 
iſt, derart, daß alle Menſchen innerhalb dieſes Verbandes nur von der 
einen Perſon des Königs ihren Rechtswillen der Außenwelt gegen⸗ 
über entnehmen, ſo daß alle ihre Verrichtungen und Tätigkeiten in der 
Außenwelt ohne weiteres nicht als ihre, ſondern als des Königs 
Handlungen gelten ), und daß z. B. aller Gewinnſt nicht dem König, 
ſondern in Wahrheit dieſem königlichen Gewaltkreis zufällt. 

Man hat im Mittelalter gern den Satz des Iſidor zitiert, daß 
zwar rex von regere, regnum ſeinerſeits aber erſt von re x abs 
geleitet ſei. Da ſagt nun ſchon Cathuulf 775 ſchmeichelnd zu Karl 
dem Großen: „Eris tune rex — quod rex dicitur a regendo, sicut 
regnum a regibus — et regnum tuum erit benedictum 
cum. . . uxore et filiis.“ ) 

Hier wird ſichtlich König, Königin und Königsſohn als der In⸗ 
begriff des regnum angeſprochen. Ferner: der berufene Arm der 
„königlichen Gewalt“ in der fränkiſchen Zeit iſt der Maior domus, 
des Königshauſes älteſter Knecht (se nes calco). Die deutſche Zeit 
ſetzt an die Stelle des einen allmächtigen Vollbringers des Königs⸗ 
willens eine Mehrzahl von Dienern. Aber die Entwicklung, die ſich 
ganz gleichmäßig für alle „Gewalten“ vollzieht, iſt eindeutig. Jede 
„Gewalt“ ſchafft ſich damals als Einteilung innerhalb ihrer Werkzeuge 
die vier — Hausämter. Was dieſe Amter ſymboliſieren wollen, iſt 
nichts anderes als ein Haus. Die Gewaltmittel eines jeden Gewalt⸗ 
habers find — fo können wir ſagen — fein Haus ), deſſen Inſaſſen 
und deſſen Güter. 


1) Schon die Quellen des Mittelalters gebrauchen für den Gewalthaber unter 
Umſtänden den treffenden Ausdruck „Träger“. 

1 Epistolae Karolini Aevi IV, 503. 

12) Charakteriſtiſch dafür iſt die Rolle, die der „eingeborene Dienſtmann“ im Rechte ſpielt. 
Er iſt der berufene Vollſtrecker aller Willensäußerungen feines Gewalthabers; Sſp. II. 
42, 3: „Doch mugen die vürſten geweren einen man mit eime offenen briefe beſiegelt, deſte 
ſi mite ſenden einen iren ingeborenen dineſtman.“ Umgekehrt kann der Herr einen 
ſolchen vollſtändig in ſein Haus hineinziehen, ſo daß er zwar ſein Landrecht völlig verliert, 
aber im Haus und in der Deckung durch die Gewalt ſeines Herrn bleibt; ebenda II, 19, 2. 
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Daher werden die vier Amter ebenfogut Amter des „Hauſes“, wie 
des „Fürſtentums“, wie der „Gewalt“ genannt). Herzog Welf 
urkundet unter Barbaroſſa wiederholt in der Herrſchaft der Gräfin 
Mathilde. Hier ſucht man zwiſchen dem Gewaltkreis, zu dem die Güter 
und Rechte gehören, und dem Inhaber der Gewalt ſcharf zu unter⸗ 
ſcheiden, und ſo nennt man jenen „domus comitissae“, den Herzog 
aber nur „dominus domus comitissae“ ). Doch könnte man dies 
italieniſche Beiſpiel vielleicht verwerfen. Der Sachverhalt iſt auch ohne⸗ 
dies nicht verkennbar. Während anfangs das „Reich“ ſo vollſtändig 
mit ſeinem Inhaber zuſammengeſehen wird, daß noch um 1200 in der 
Richterſprache, die ja immer älteres Gut bewahrt, „Reich“ bald den 
König bald das „regnum“ bezeichnen kann), dient ſpäter, ſeit man 
zur Abſonderung des Reiches von ſeinem Herrn vorgeſchritten iſt, 
nichts anderes zu ſeiner Vertretung und Stabilierung als wiederum 
ein Symbol der Hausordnung. Nur iſt es jetzt nicht mehr der Haus⸗ 
herr und die Hausherrin, auch nicht wie in fränkiſcher Zeit der Haus⸗ 
älteſte, ſondern eine Mehrzahl von Führern des Hausgeſindes, es ſind 
die geiſtlichen und weltlichen Erzbeamten, die uns die Geſtalt des 
Reiches erläutern: 

Daz riche ſiben vürften hat 
Der höchſten und der beſten, 
An den al ſin wirde ſtat !). 


Was wir hier um des heutigen Standes der Lehre willen noch 
einmal ableiten zu müſſen glaubten, hat ſich ja in den übrigen Teilen 
des Buches immer aufs neue ergeben. Das „Reich“ iſt die Atmoſphäre, 
das juriſtiſche Gehäuſe, in und mit welchem die königliche Gewalt 


14) Vgl. „officia in do mu Corbeiensis abbatis“ oben S. 112. Über die vier 
Amter wird beſtimmt: „si vero aliquis ex huiusmodi officialibus extra potestatem 
eoclesie matrimonium contraxerit, heredes eius idem officium nullatenus heredabunt“. 
MG. Const. III, 174, Nr. 186. In derſelben Urkunde ſchließlich werden die Amter als 
principatui congruentia bezeichnet. 

15) Es handelt ſich um drei Urkunden bei Muratori, Antichitä Estensi I (1717), 
297—99 z. d. Jahren 1160 —66. Welf vergabt „omnem jurisdictionem ad jus marchie 
pertinentem et ad do mum comitissae predietae“ und unterzeichnet „signum manus 
ducis Welfonis marchionis tuscie, ducis Spoleti, principis Sardinie et domini 
do mus comitissae Mathildis “. Statt domus fteht 1166 substantia. 

16) Gudrun I, 4; Kaſſerchronik Vers 4457. 

1) Reimar von Zweter, her. von Roeihe, S. 529, Nr. 240. S. oben S. 197. 
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alle ihre Handlungen allein vollbringt, ohne welches der König keinen 
Augenblick König iſt. Dies „Reich“ iſt das Königshaus. 

Natürlich wollen wir deshalb das ſchöne, beſondere Wort „Reich“, 
das unſere Sprache für das „Haus des Königs“ ſich geſchaffen hat, 
nicht verdrängt wiſſen durch ſeine hier aus wiſſenſchaftlichen Er⸗ 
kenntnisgründen notwendig gewordene bloße Beſchreibung. Ebenſo 
bleibt der Gegenſatz dieſes einen großen, durch Perſonen dar⸗ 
geſtellten und deshalb an keinen einzelnen Ort gebundenen „Reiches“ 
zu den vielen einzelnen Häuſern, Pfalzen und Burgen des Königs, 
dem dinglichen Königshaus, beſtehen, und ebenſo zum Hof, zu 
curia und aula, Begriffen, welche den König und die Koͤnigin in der 
Mehrzahl der Fälle nicht mit einſchließen, ſondern deren Umgebung 
ohne das Haupt bezeichnen ). 

Damit löſt ſich aber die Frage, von der wir ausgingen, oder viel⸗ 
mehr, es zeigt ſich, wie nötig es war, den heute üblichen Kontraſt von 
Reichsgut und Hausgut auf ſeine Stichhaltigkeit zu prüfen. Soll das 
Wort Reich einen jener Zeit angemeſſenen und verſtändlichen Sinn 
behalten, ſo kann das Hausgut nicht dem Reichsgut entgegen geſetzt 
werden, denn das Reichsgut iſt Hausgut. Der König 
hat neben dem Reich nicht noch ein zweites „pri⸗ 
vates“ Haus inne. Weil das Reichsgut Hausgut iſt, erwerben 
ganz natürlich die Führer des Hausgeſindes ſpäter das Willerecht bei 
Veräußerung von Reichsgut. 

Wie muß nun das bisher meiſt Hausgut benannte richtig be⸗ 
zeichnet werden? Wir brauchen nur an unſere immer wiederholte 
Trennung zwiſchen Haus und Geſchlecht zu denken, um die Antwort 
zu finden. Das Gut, über das der König nicht als Inhaber des 
Reiches, das iſt des Königshauſes, verfügt, iſt das Gut des Geſchlechts, 
dem er angehört und das ihm durch Erbgang zugefallen iſt. Dies Gut 
muß daher Erbeigen, Erbgut, Geſchlechtsgut heißen. Auch gegen 
Stammgut iſt nichts einzuwenden, wenngleich es weniger praͤzis er⸗ 
ſcheinen dürfte. Hingegen wird nicht nur „Hausgut“, ſondern auch 
„Familiengut“ verpönt werden müſſen. Denn das Fremdwort Familie, 
im Lateiniſchen ein ſcharf ausgeprägter Rechtsbegriff, iſt durch die 


18) Vgl. Wipo, Vita Cuonradi cap. 4. Deshalb haben die Kapitel in den Lehr⸗ 
büchern mit der Auſſchrift „Der Hof des Königs“ einen ganz anderen Gegenſtand, als 
den hier behandelten. Sie ſetzen den Reichsbegriff ſchon voraus. Vgl. auch oben S. 164 ff. 
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Läſſigkeit, mit der wir es bald Haus, bald Geſchlecht bedeuten laſſen, 
und welche ſchließlich unſer Ohr ſo abgeſtumpft hat, daß heute im 
„Familienrecht“ des Bürgerlichen Rechts faktiſch faſt ausſchließlich das 
„Hausrecht“ behandelt wird, der Laie aber unwillkürlich dabei an den 
weiteren Kreis der Verwandtſchaft denken muß, ſicher zu einem guten 
Teil an der herrſchenden Verwirrung ſchuld. Mit „Erbgut“ ſchließt 
man ſich auch den Quellen wieder an, während „Hausgut“ ihnen völlig 
fremd iſt “). So techniſch erſcheint ihnen das Wort Erbe für das 
Geſchlechtsgut, daß ſie in all den Fällen, wo der König als ſolcher 
herrenloſes Gut „erbt“, niemals unterlaſſen, durch eine ausdrückliche 
Klauſel „publico jure“, „regali iure hereditare“ ihre Leſer vor 
der naheliegenden Gefahr des Irrtums zu ſchützen “). Dieſen ſelben 
Anfall ans „Reich“ nennen aber andere Quellen auch „an die fünigs 
liche Gewalt erfterben“ ! 

Im Beſitze eines polierten Handwerkszeuges, nämlich der Zange 
Reichs (Haus⸗)gut oder Erbgut, wollen wir nun den erſtaunlichen Vor⸗ 
wurf des kaltblütigen Rechtsbruches näher betrachten, wie er in Aloys 
Meiſters Sätzen enthalten iſt: Die Kaiſer, z. B. Barbaroſſa, hätten 
zwar theoretiſch Reichsgut und Erbgut wohl zu ſcheiden gewußt, aber 
ſich nicht im mindeſten daran gekehrt! Denn Ausſteuer und Wittums⸗ 
ſetzung ſeien aus dem Reichsgut genommen worden. Gewiß die Aus⸗ 
ſteuer der Töchter iſt Haus⸗, nicht bloß Sippe⸗ und Erbangelegenheit. 
Damit werden aber nicht Pflichten des Geſchlechts auf das Reich ab- 
gewälzt. Denn — von ſolchen Dingen ſchweigen freilich die Ver⸗ 
faſſungsgeſchichten — dieſen Anſprüchen etwa der Töchter entſprachen 
auch Pflichten. Gibt doch in Ekkehards Heldenlied König Herrich ſeine 
Tochter Hildegund als Geiſel ins Ausland an Etzels Hof, ausdrücklich 
um ſeinem Volke den Frieden zu erhalten. Da iſt es wohl nur billig, 
daß in guten Tagen dieſelbe Tochter aus „Reichs“ mitteln ausgeſteuert 


16) „in loco nostro hereditario Lintburg nominato“ DC. II. 180 cuiusdam immuni- 
tatis partem proprietate hereditaria ad eam (Giſela) pertinentem ebenda 199. Ferner 
die unten S. 308, Anm. 31 abgedruckte Stelle aus Frutolf. 

0 In dieſen Stellen ſetzen charakteriſtiſcherweiſe die Kaiſerurkunden das Wort 
hereditare tranſitiv, wie „erben“ in dem alten Spruch: der Tote erbt den Lebenden; 
3. B. „predium .. nobis legaliter publica hereditate venit“. DC. II. 164, de eisdem 
prediis nobis imperiali jure hereditatis“ (Verbalform), ebenda 158. „talia predia 
qualia B. habuit et nos imperiali iure hereditavit“ 141. „predium quale L. habuit 
et nos imperiali et hereditario jure hereditavit“ 182. 

Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 20 
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wird. Dieſe regelmäßigen Erſcheinungen alſo als ebenſo viel Fälle 
unbekümmerten, unbeanſtandeten Rechtsbruches anzuſehen, wird man 
fortan ſich verſagen müſſen. 

Es bedarf kaum noch der Wiederholung der allgemein anerkannten 
Tatſache, daß die Quellen, vor allem die Urkunden, zweifellos beide 
Gütermaſſen zu trennen wiſſen. Allerdings läßt ſich die von Kerrl mit 
großem Scharfſinn feſtgeſtellte Terminologie durchaus nicht ſo herriſch 
den Diplomen aufpreſſen, wie er annimmt. Seine Einzelinterpretation 
ift oft genug verfehlt). Das wird immer der Fall fein, wenn man 
der Sprache, dieſem flüſſigſten Geſchöpf, Schwanken, Wechſel und Aus⸗ 
nahme um der lieben logiſchen Ordnung willen durchaus nicht zu⸗ 
geſtehen will. Aber in der Sache hat die von uns behandelte Periode 
vollſtändig klar geurteilt und gehandelt). 

Wir wollen ſtatt aller Beiſpiele ein beſonders verwickeltes heraus⸗ 
greifen, das der heutigen Lehre vorzüglich Recht zu geben ſcheint mit 
ihrer oft wiederholten Behauptung, daß im Recht des Mittelalters 
„alles in Fluß“ geweſen ſei. Die oben abgedruckte Stelle Meiſters 
gedenkt daher ſeiner auch, nämlich des Erbfalls vom Jahre 1125 beim 
Tode Heinrichs V. Daß nun gerade damals ſehr genau unterſchieden 
wurde, ſei zunächſt durch ein Reichsweistum desſelben Jahres belegt: 
„Rege apud Ratisponam in conventu principum inquirente: 
praedia iudicio prosceriptorum a rege si iuste forisfactoribus 
abiudicata fuerint, vel pro his quae regno attinent, commutata, 
utrum cedant «ditioni regiminis» vel proprietati regis: iudica- 
tum potius regiminis subiacere ditioni quam regis proprie- 
tati.“ ) Beſonders die zweite Hälfte des Spruches, welche ſo leicht 
verdunkelte Fälle, wie es die Tauſchgeſchäfte waren, betrifft, zeigt, daß 
man bis ins einzelne die Schickſale der verſchiedenen Gütermaſſen zu 
kennen überzeugt war und keine Schwierigkeit darin fand, getrennte 
rechtliche Maßnahmen ihretwegen zu ergreifen. Sollte alſo damals 
wirklich das Erbgut kurzweg zu Reichsgut erklärt worden ſein? 
om Vor allem hinſichtlich „nostrum ius“ und „proprietas“. 

22) Vgl. DC. II. Nr. 4 und 215. Viel angeführt iſt die Stelle Heinrichs II. von 
1020, Nr. 433, S. 554, wo ein Gut des Königs „specialis nostri juris proprietas ad 
regnum non pertinens“ genannt wird. Durch ein Mißverſtändnis iſt das auf den 
gegen dies Gut eingetauſchten Ort Muffendorf bezogen worden. Nieſe, Reichsgut, S. 4 
Eggers, Grundbeſitz. S. 94ff. 

25) Annalen von Dieſenberg, 88. XVII, 23. 
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Sehen wir nun näher zu, worin 1125 der Streitpunkt zwiſchen 
dem Reich und den beiden Erben Heinrichs V. beſtand, ſo glauben wir 
da auf einen Zuſammenhang mit anderen zeitlich weitabliegenden Vor⸗ 
gängen aufmerkſam machen zu müſſen. 

Beim Ausſterben der Karolinger war das Haus, in dem der große 
Kaiſer begraben lag, ans Reich gefallen. Aachen iſt von keinem „Erben“ 
beanſprucht worden, vielleicht freilich nur, weil kein ſolcher vorhanden 
war. Der Sachſe Heinrich I. erkor ſich Quedlinburg zur Ruheſtatt; wie 
in dem fränkiſchen Aachen, ſo fand auch hier in Quedlinburg die ſym⸗ 
boliſche Handlung des königlichen Hausfriedens und königlicher Voll⸗ 
gewalt, die große Hoftafel, ſtatt“). Quedlinburg gibt geradezu Hein⸗ 
rich I. den Namen). Sein Sohn Otto hat nun in feiner erften Urs 
kunde erklärt, daß Quedlinburg einer zwiefachen Zugehörigkeit unter⸗ 
liege? ). 

Es ſolle nämlich einerſeits die Abtei dauernd des königlichen 
Schutzes genießen, andererſeits aber bei einer Zweiung zwiſchen Thron⸗ 
folge im Reich und Erbfolge ſeines Geſchlechts des letzteren Anſpruch 
auf die Vogtei beſtehen bleiben. Zu dieſer doppelten Herrſchaft iſt es 
praktiſch nicht gekommen. Wir haben aber ſchon der Wichtigkeit ge⸗ 
dacht, die nach dem Ausſterben des Hauſes Heinrichs I. König Hein⸗ 
rich II. nicht nur dem Krönungsmahl in Aachen, ſondern entſprechend 
der Oſtertafel in Quedlinburg beigemeſſen hat“). Er iſt Geſchlechts⸗ 
erbe und vom Volk erwählter König). Die Quellen wiſſen bezeich⸗ 
nenderweiſe nicht, ob ſie ihn die Quedlinburger Feier nach der Sitte 
feiner „Vorgänger“ oder feiner „Vorfahren“ ſollen begehen laſſen ?). 
Sowohl Heinrichs II. Verhalten wie jene Außerung Ottos I. ſind nun 
trotz der praktiſch vermiedenen Spaltung für das theoretiſche Verſtänd⸗ 
nis von größter Bedeutung. Denn neben die beiden Häuſer Aachen 
und Quedlinburg tritt jetzt ein drittes. Heinrich II., Herzog von 
Bayern, hat nach der Thronbeſteigung an Bayerns Grenze ein Bistum 
errichtet, wie er ausdrücklich ſagt, aus Erbgut. Otto I. hatte Quedlin⸗ 


24) S. 63, Anm. 55. 
25) S. 160, Anm. 31. 
2) Oben S. 87, Anm. 6. 
27) Oben S. 63, Anm. 55. 
*) Siehe darüber oben S. 41 u. 86. 
29) S. 64, Anm. 55. 
20 * 
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burg dem Geſchlechtsverband, wie wir fahen, nicht entzogen. Dafür 
hatte er aber ſeine eigene Begräbnisſtätte, Magdeburg, von jeder Ober⸗ 
gewalt, ſelbſt von der eines Metropoliten, freizumachen gewußt, indem 
er es zu einem eigenen Erzſtift erhob. Eine Kombination zwiſchen 
dieſen Verfahrensarten iſt nun Heinrichs II. Gründung. Er hat 
Bamberg durch die Unterſtellung unter Rom ſichtlich mit größtmöglicher 
Freiheit begaben wollen). Dieſer Schutz ſollte es jeder deutſchen 
Obergewalt entziehen. Die Maßregel war um ſo begreiflicher, je mehr 
die Rechte des Geſchlechts am Kirchengut gerade damals reſpektiert zu 
werden pflegten. Dennoch, trotz aller dieſer Vorſichtsmaßregeln, droht 
1024 der Fall einzutreten, deſſen Otto I. 936 gedenkt. Abt Frutolf 
vom Kloſter Michaelsberg in Bamberg, das zuſammen mit dem Bistum 
von Kaiſer Heinrich und ſeiner Gemahlin Kunigunde errichtet worden 
war, alſo ein beſonders gut unterrichteter Gewährsmann, berichtet: 
„Chuonradus . . . sublimatus in regni sede, consilio Brunonis 
episcopi Augustensis, fratris Heinrici imperatoris .. Baben- 
bergensem epyscopatum meditabatur destruere, quia idem Brun 
episcopus promisit reginae Giselae omnia predia heredi- 
tario jure ad se pertinentia filio eius Heinrico contra- 
dere.“ ) So ſehr alſo unterfhied man Reichsgut und Erbgut, daß 
der neue König ſogar das Reich zugunſten ſeines Geſchlechts zu 
ſchädigen bereit war! Da aber Bruno ſchließlich doch nicht zur An⸗ 
fechtung zu bewegen war, ſo mußte Konrad II. Bamberg wohl oder 
übel — beim Reiche laſſen, wahrlich kein geringer Beweis für die Stärke 
des Rechts. Immerhin, nur durch faktiſchen Verzicht bleibt Bamberg 
Reichsgut. An ſich war der König bereit, die Umwandlung von Erbgut 
in Hausgut für ungültig zu erklären, mochte es ſich auch um das von 
dem königlichen Hausherrn beſonders ausgezeichnete Gut handeln, das 
ſeinen Leichnam barg. Konrad II. hat dann auch Bamberg als eine 
Stadt des Reiches auf feiner Stammlandsreiſe aufgeſucht ), und feine 
Nachkommen, unter anderem noch Heinrich IV. hat der beſonderen 
Stellung Bambergs durch ein Privileg gedacht, kraft deſſen er Bamberg 


—— — — —ää— 


0) Das ergibt ſich auch aus Heinrichs 111. Verhalten. Vgl. Hirſch, Die klöſter⸗ 
liche Immunität 1913, S. 21, S. 23, Anm. 4, und oben S. 285. 

31) MG. SS. VI, 194. 

2) DC. II, Nr. 31 —34. 
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zur Kirche ſeines Hauſes machen wollte, ähnlich wie es die ſeines 
„eonsanguineus“ Heinrich II. ſchon war“) 

Wir möchten nun auf eine Beziehung zwiſchen Bamberg und 
dem Reich hinweiſen, die uns allein aus der Betonung der Identität 
gerade dieſes Bistums mit dem Königshaus erklärlich zu ſein ſcheint. 
In ſpäterer Zeit nimmt Bamberg gegenüber ſo vielen anderen reicheren 
Erzſtiften und Stiften keineswegs einen führenden Platz ein. Sein 
Lehnshof kann gewiß nicht zu den glänzendſten gezählt werden. Trotz⸗ 
dem genießt es eine merkwürdige Ehre: Es darf ſich derſelben Erz⸗ 
beamten rühmen wie das Reich ſelbſt; die vier weltlichen Kurfürſten 
find auch Bambergs Erzbeamte!!) Aus den Machtverhältniſſen des 
13. Jahrhunderts iſt das nicht zu begreifen, wohl hingegen aus der 
ſtrengen Anſchauung des 11. und 12. Jahrhunderts. Aus dieſer läßt 
ſich auch verſtehen, daß dem Wechſel in den Perſonen der Reichserz⸗ 
beamten in Bamberg ohne weiteres jeweils ſekundiert wurde. Mag 
man nun dieſe merkwürdige Koinzidenz mit uns ſo deuten oder nicht, 
an dem Konflikt von 1025 iſt in keinem Falle zu zweifeln. 

Wie verfährt nun das neue ſaliſche „Haus“, das aus Rheinfranken 
ſtammt? Die Quellen berichten, daß Konrad II. ſeinen eigentlichen 
Plan noch nicht habe ausführen und ſich mit der Kloſtergründung Lint⸗ 
burg habe begnügen müſſen ). Um ſo mehr wird dann ſpäter die 
verſchwenderiſche Gnade gerühmt, die ſein Sohn, Enkel und Urenkel 
gegen die Kirche von Speyer betätigt haben, das iſt eben die — Grab⸗ 
ſtätte der ſaliſchen Herrſcher!“) 

Nach dieſer Vorbereitung dürfte der Streit zwiſchen Lothar und 
den Weiblingern Friedrich und Konrad leicht verſtändlich ſein. Der 

2 1103 Juli 15, Migne, Patrologia latina Bd. 173, Sp. 1219. Meyer v. Knonau, 
Heinrich IV, Bd. V, 180, Anm. 15. 

) Ficker⸗Puntſchart, Reichsfürſtenſtand II, 1, 241 ff. Vor allem Hirſch, Jahrbb. 
Heinrichs II., Bd. II (1864), 156— 172. Allerdings iſt Friedrich II. zwiſchendurch nach 
einer Urkunde von 1269 Kämmerer geweſen. Aber im 11. und 12. Jahrhundert iſt das 
unmöglich, weil der König ja nicht Vaſall werden durfte, ebenſo geregelt geweſen. Denn 
das Erzamt drückt gerade die Kommendation aus. Die Stellung des Kaiſers muß, wie 
auch Hirſch annimmt, vorübergehend geweſen ſein. Konrad III. iſt — gegen ſeinen 
Willen — von den Bambergern im Dom beſtattet worden. 

s) SS. VI, 195. 

26) Vor allem die Vita Heinrici in dem machwollen Prolog cap. 1. Ferner 
Frutolf SS. VI, 195: Ebbos Vita Ottonis, Jaffé V. 593 f. Die Urkunden oben ©. 16, 
Anm. 13. Meyer von Konau V, 366. 
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ſterbende Kaiſer hatte den älteren Neffen zum Erben eingeſetzt). Ob⸗ 
wohl er wohl auch im Stillen auf die Wahl des Neffen zum König 
gerechnet hatte, ſo wies er deshalb dennoch ausdrücklich alles der Ent⸗ 
ſcheidung durch die Fürſten zu. Durch deren Eintreten für Lothar 
wurde nun genau die Lage geſchaffen, deren Otto I. 936 gedacht hatte. 
„Si autem alter e populo eligatur, ipse in eis suam regalem 
teneat potestatem . . . nostrae namque cognationis qui poten- 
tissimus sit, advocatus habeatur.“ ) Nur daß es ſich 1125 nicht 
um Quedlinburg, ſondern um Speyer, das Haus des eben verſtorbenen 
Königs dreht. Die Quellen werfen nun den ſaliſchen Brüdern vor, 
königliche Burgen und Plätze als Erbgut willkürlich beanſprucht zu 
haben). Der Kernpunkt der ausbrechenden Kämpfe iſt aber nach⸗ 
weislich nicht etwa Speyer, in dem Lothar vielmehr 1126 unangefochten 
Hof hält, ſondern Nürnberg. Dies iſt aber laut einer Urkunde von 
1050 wahrſcheinlich Erbgut geweſen. Und quasi iure hereditario hat 
es noch Konradin in Anſpruch genommen). Hier muß alſo irgendwie 
ein Abtauſch von Reichsgut mit Erbgut oder dgl. entſprechend dem 
Weistum von 1125 vorgegangen ſein, ſo daß man konkret um die 
Rechtslage dieſes einen Ortes ſtritt. Das iſt aber himmelweit davon 
verſchieden, daß man über das Weſen von Reichsgut und Erbe geſtritten 
habe. Jener Streit ſetzt ja vielmehr die Überzeugung eines theoretiſch 
klaren Rechts voraus. Die Marienkirche in Speyer blieb von den 
Staufern unangefochten. Hatte Konrad II. 1024 noch Neigung be⸗ 
zeigt, die Umwandlung von Erbgut in Hausgut durch die geplante 
Anerkennung von Brunos Erbanſpruch ſür unzuläſſig zu erklären, ſo 
hat die Zeit 1125 das Problem zugunſten des Hausguts entſchieden, 


) „vocatisque qui secum erant ... proprietates suas atque reginam eius- 
dem Friderici, utpote heredis sui, fidei commisit, coronam caeteraque regalia 
us q ue ad conventum principum conservanda . . . reponi iussit.“ SS. VI, 264. 

5) Oben S. 87, Anm. 6. 

9) „Fridericus namque dux Sueviae et frater eius Conradus Heinrico imperatore 
decedente plurima castella et multa alia regii juris sibi vindicantes temeraria 
potestate sub principatus sui conditionem hereditario jure usurpaverunt.“ Sächſiſcher 
Annaliſt 88. VI, 765. 

4%) Vgl. z. B. SS. XVII, 24, Otto v. Freiſing Gesta I, 16: castrum Noricum 
tamquam jure hereditario possidebant (scil. die Staufer); I, 17. Über Heinrichs III. 
Url. von 1050 Bernhardi, Lothar 198; über Konradin fein Biograph Hampe S. 57, 
worauf mich Friedrich Baethgen aufmerkſam macht. 
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dergeſtalt, daß auch kein doppeltes Recht, wie doch 936, anerkannt 
wurde. Allerdings lag der Fall ungünſtiger für die Erben, da fie nicht 
Agnaten wie der Biſchof Bruno waren. 

Erſt als Konrad Gegenkönig wurde, trat Speyers Beſitz in den 
Vordergrund des Intereſſes. Daß die Frage für das Königtum bei der 
damaligen Anſchauung von der Kontinuität der Herrſchaft äußerſt wich⸗ 
tig war), begreift ſich ohne weiteres. Ein anderer Mann als der 
König im Beſitze eines königlichen Hauſes wäre immer mehr als ein 
Untertan geweſen, vor allem aber: dem Könige ſelbſt hätte etwas an 
der rechten Gewere des „Reiches“ ſeiner Vorgänger gefehlt. 

Die Staufer haben die Bedeutung Speyers als nur des Hauſes 
der Salier, in das alſo das Geſchlecht nicht einbrechen darf, auch als 
Könige anerkannt. Herzog Friedrich hat ſich an der Grenze Frankens be⸗ 
ſtatten laſſen, aber nicht in Speyer, und ebenſowenig Konrad III., ob⸗ 
wohl doch beide einen ſolchen Wunſch gewiß hätten leicht befriedigen 
können“ ). Man wird alſo, durch den Vergleich mit den älteren Königs⸗ 
häuſern belehrt, den guten Glauben weder den Saliern, noch dem ehren⸗ 
haften Lothar abſprechen. Wird durch beſtimmte Handlungen des 
Königs rechtsgültig fein Erbgut in Hausgut (Reichsgut) umge⸗ 
wandelt, oder Hausgut in Erbgut, dieſe Rechtsfrage, zu ver⸗ 
ſchiedenen Zeiten nicht gleich beantwortet, haben beide Parteien 1125 
gleichmäßig beurteilt und nur hinſichtlich ganz beſtimmter Nachlaßſtücke 
iſt der Streit entbrannt, was in den juriſtiſch kultivierteſten Zeiten vor⸗ 
kommen ſoll. 

Schließlich gewährt erſt die Gleichſetzung von Reich und Königs⸗ 
haus den Einblick in eine weit über unſere Periode hinausreichende 
Entwicklung, die ſich in den immer enger eingeſchränkten Begriffen 
des Reiches, des Hofes, der Kammer und des Kabi⸗ 
nettes ſpiegelt und bis heute, meines Wiſſens, in ihrem einheit⸗ 
lichen Verlaufe nicht erkannt worden iſt. Das allmähliche Zurücktreten 
des Fürſten in einen immer engeren Bereich (Kammer, Kabinett) er⸗ 
klärt ſich zwanglos nur, wenn ſein urſprünglicher Gewaltkreis das 
ganze Haus umfaßt hat. So zeigen die Ausdrücke, die man fpäter 
wählt, hinreichend, daß auch das Reich nicht irgendeine verſchwommene 
„Staatlichkeit“, ſondern das ganze Königshaus bezeichnet haben muß; 


) Siehe darüber oben ©. 281. 
% Bernhardi, Konrad III. S. 536, Anm. 3; 926. 
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ſonſt könnten nicht ſpäter zu weiterer Einteilung die Unterbegriffe des 
Hauſes verwendet werden. Wir ſehen auch wieder, wie irrig es iſt, 
der alten Zeit vom Sinnlichen, ſeien es nun Perſonen oder Sachen, 
losgelöſte Rechtsbegriffe zuzutrauen ), da doch noch das Zeitalter des 
Abſolutismus ohne ſolche ſinnlichen Subſtrate (Kabinett!) nicht aus⸗ 
gekommen iſt. Hier, wo vornehmlich vom königlichen Gute die Rede 
iſt, muß der Hinweis genügen, daß die ſchon im 11. Jahrhundert ein⸗ 
ſetzende Abſpaltung eines Kammer guts des Königs nur verſtänd⸗ 
lich wird, wenn deſſen geſamtes Gut dem der „Kammer“ übergeordneten 
Begriff des Hauſes zugehört. 

Reichsgut und Hausgut ſind für die älteſte deutſche Geſchichts⸗ 
periode identiſch. Seitdem ſich das Reich völlig von ſeinem Herren 
losgelöſt hat, für die Zeit vom 14. Jahrhundert ab, mag der Ausdruck 
der „Hausmacht“ unſchädlich ſein. Für unſere Epoche ſind nur die 
Begriffspaare Haus und Erbe, oder Reichsgut und Erbgut ſtatthaft. 
Indem man Reich und Haus gegenüberſtellte, hat man die leibhaftigen 
Perſonen, König und Königin, in einem viel zu frühen Zeitpunkt aus 
dem regnum hinausgetan und hinausgedacht, während ſie damals noch 
den Mittelpunkt des Reichs bedeuten. Man hat ferner auf dieſe Weiſe 
die Antitheſe aus einem rein ſinnlichen Faktor (dem König) und einem 
rein abſtrakten (dem Reich) aufgebaut. Hingegen iſt zwar das damalige 
Denken ſcharfer und ſchärfſter juriſtiſcher Unterſcheidungen genau ſo 
fähig und gewohnt, aber nur unter der Vorausſetzung, daß beide Glieder 
des Begriffspaares ein anſchauliches Element enthalten. Hie 
Menſch, hie juriſtiſche Perſon zu ſtellen, überſteigt den Horizont jener 
Zeit. Hingegen wie der adlige Vaſall in Deutſchland zur einen Hälfte 
Ingeſinde des Herrſchers, zur anderen geborener freier Herr iſt, ſo ſteht 
der König in mehreren Verbindungen, iſt ſowohl Hausherr des Reichs, 
wie Glied des Geſchlechts. Innerhalb der einzelnen Menſchen 
läuft die einteilende Linie des Rechts. 


— 


42) Siehe darüber auch S. 158f. 
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Die herrſchende Meinung leugnet den Zuſammenhang zwiſchen 
„Lehnweſen“ und „Huldentzug als Strafe“), und durch dieſe Auf⸗ 
faſſung, die wir nicht teilen können, iſt jede ſcharfe Abgrenzung zwiſchen 
Bann und Huld unmöglich geworden. Die neueſte Bearbeitung des 
Themas von Köftler ) fertigt das Herkunftsproblem aus dem „Lehn⸗ 
weſen“ ſehr kurz ab). Sie berückſichtigt auch noch nicht die An⸗ 
regungen, die Beyerles etwa gleichzeitige Göttinger Kaiſergeburtstagsrede 
von 1910 darüber bietet. Köſtler verfehlt aber meines Erachtens gerade 
durch dieſen Mangel die juriſtiſche Erfaſſung des Huldentzugs. Dar⸗ 
über, daß Huldentzug nur ſtattfinden kann, wo Huldigung vorliegt, 
wird man ja einig ſein. Es kann ſich alſo nur um den Charakter des 
dazu erforderlichen Hulde⸗tuns handeln. Nun überſieht Köſtler jeden 
Unterſchied zwiſchen dem altrömiſchen Cäſar und ſeinem Zorn, ſeine 
„Indignation“ und dem Gebot des deutſchen Volkskönigs „bei ſeiner 
Huld“, oder „bei Verluſt ſeiner Huld“. Das ganze Inſtitut iſt laut 
Köſtler mithin eine Rezeptionserſcheinung; als Faktoren, die ſie herauf⸗ 
führen, werden das „Chriſtentum“, der „Cäſaropapismus“ und das 
Vorhandenſein „eines Machtmittelpunktes“ bezeichnet. Nun brauchen 
wir Köſtler nicht in das karolingiſche Zeitalter zu folgen, wo altteſta⸗ 
mentliche und altrömifhe Vokabeln die einheimiſchen Rechtsformen 
möglicher Weiſe allzu ſehr verdunkeln. Für die Zeit von 911 ab wider⸗ 
ſpricht aber Köſtlers eigenes Material ſeiner Theſe, die den deutſchen 
König zu einem orientaliſchen Deſpoten macht. Denn macht der Kaiſer 
vom Huldentzug nach der Regel Gebrauch: car tel est notre plaisir, 


1) Über den Huldentzug, Waitz⸗Seliger, VG. VI!, 577ff. 

2) Abhandlungen des kirchenrechtlichen Seminars zu Bonn, her. von Stutz, 
Nr. 62, 1910. 

) In einer einzigen Anmerkung S. 35, Anm. 4. Über eine andere moderne 
Leiſtung Abſchnitt 21, Anm. 13. 
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ſo erſcheint die Grenze für den Huldentzug ausſchließlich in der zu⸗ 
fällig jeweils entgegenſtehenden „Macht“ gegeben und ſchon damals 
hätte die „Realpolitik“ in herrlicher Blüte geſtanden. Weshalb dieſer 
ſelbe König einmal bei ſeinem Bann und dann wieder bei ſeiner Huld 
gebietet, bleibt auf dieſem Wege rätſelhaft. Wir wollen den Gegen⸗ 
ſtand hier nur ſoweit verfolgen, daß der Weſensunterſchied von Haus⸗ 
verfaſſung und Volksrecht auch hier bemerkbar wird. Denn eine wirk⸗ 
liche Darſtellung würde nur in einer vollſtändigen Geſchichte des Lehn⸗ 
weſens befriedigend geboten werden können. Allerdings muß hier 
gleich ein Mißverſtändnis beſeitigt werden, welches nur die eine Seite 
des Lehnweſens, das Lehn, zur Grundlage des Huldentzugs machen will. 
Demgegenüber folgt die herrſchende Lehre allerdings mit Recht heute 
Waitz, der äußert: „Doch halte ich es nicht für begründet, wenn Oſen⸗ 
brüggen .. .. das ganze aus dem Lehnrecht ableitet.“ Freilich nicht 
aus dem Lehn recht iſt es abzuleiten, dieſes iſt ja nur das Recht des 
Lehnweſens, d. h. der abgeſchichteten Vaſallen eines Herrn. Das 
Prinzip iſt aber nur verſtändlich aus dem allgemeinen Begriff der 
Vaſallität und der königlichen Hausherrſchaft als ſolcher. Wir be⸗ 
haupten z. B., daß der Huldentzug ſeinem Begriff nach auch die könig⸗ 
liche Geiſtlichkeit bedroht, obwohl dieſe doch Jahrhunderte lang keine 
„Lehns“ empfänger find. Wir möchten für richtiger halten, umgekehrt 
das geſamte Lehnrecht für den Ausbau und die rechtliche Entfaltung 
des Huldbegriffs anzuſehen und daher formulieren, daß aus der Huld 
das Lehnrecht entſtanden iſt. Nicht um die ſpätere reichhaltige Ent⸗ 
wicklung des Huld⸗begriffs handelt es ſich hier. Nur dem Inzidenz⸗ 
punkt, an welchem überhaupt wir die Grundlagen der zukünftigen 
Rechtsgeſtaltung Deutſchlands zu erkennen ſuchen, dem 10. Jahrhundert, 
ſprechen wir jede Ausdehnung des Huldentzugs über den Kreis der 
Vaſallen, genauer der Hausgemeinſchaft, ab). Der deutſche König 
herrſcht damals nicht mehr über gewaltſam Unterworfene, etwa wie 
einſt der Frankenſtamm über die Sachſen, ſondern er herrſcht über die 
gleichberechtigten deutſchen Stämme und außerdem im beſonderen über 
oder beſſer: in ſeinem Hauſe. Nun bringt Köſtler keinen einzi⸗ 

) Dem Begriffe nach ſcheint Brunner, Grundzüge 579, unſere Auffaſſung zu 
teilen; nur ſpricht er von einem Weitergreifen des Begriffs ſchon in karo⸗ 
lingiſcher Zeit. Aber nach unſerer Geſamtanſchauung iſt dies kein Argument für 
einen wieder „reineren“ Rechtszuſtand des 10. Jahrhunderts. 
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gen zwingenden Beleg für die Zeit von 911—1100 dafür, daß die 
Ungnade des Königs in Deutſchland jemand getroffen hat oder 
treffen ſoll außerhalb des Vaſallitätsverbandes. Unſere eigene Theſe 
wird vor allem durch Heranziehung der hohen Bußzahlen von Pfunden 
Goldes geſtützt. Dieſe werden bekanntlich bei Huldverluſt angedroht. 
Halten wir nämlich daran feſt, daß auch dieſe Bußſummen einem Will⸗ 
kürſtrafrecht entſpringen, von dem das alte Volksrecht nichts weiß, und 
fragen wir, ob fie denn ohne weiteres allenthalben haben Plat greifen 
können. 

Otto I. droht in feinen Urkunden dem Miſſetäter kein einziges 
Mal, er werde die königliche Huld verlieren, ſondern nur die Gottes 
und feiner Heiligen). Die Urkunden aber, in denen das unter feinen 
Nachfolgern dann doch geſchieht, beziehen ſich durchweg auf — Italien! 
Auch die hohen Pfundbußen an die Königliche Kammer ſind im 
10. Jahrhundert nur in Italien gebräuchlich. Unter Otto II. und III. 
wird z. B. die Pön von 100 Pfund im ganzen in einhundertundvier⸗ 
zehn Urkunden feftgefegt 9; davon find jedoch nur vier für Deutſch⸗ 
land beſtimmt ). Bei einer von dieſen vier iſt die Abſchrift aus dem 
italieniſchen Formular bereits von den Herausgebern vermerkt wor⸗ 
den). Eine zweite behandelt den Fall, daß Reichslehengut zu Kirchen⸗ 
gut umgeſchaffen werden fol’). Es iſt alſo ein Vorgang innerhalb 
des Königsguts, deſſen Spitze ſich begreiflicherweiſe in erſter Linie 
gegen Vaſallen, gegen die Empfänger von Lehen richtet. Für die Akte 
des Volkskönigs hingegen beſteht in Deutſchland anerkanntermaßen das 
echte praeceptum regis fort, welches keiner Strafklauſel bedarf und 
ihrer in der Regel ermangelt. Die Herausgeber der Diplomatabände 
vermerken gelegentlich einer abweichenden Urkunde dieſe Tatſache ), 
indem fie äußern: „Es iſt .. . . ebenſowenig Anſtoß zu nehmen 
an der Androhung der Ungnade des Königs, welche von jeher in den 
Mandaten gebräuchlich, nach und nach auch in die Präzepte ein⸗ 

) Das ſtellt Köſtler, S. 65, Aum. 1, ſelbſt zuſammen. 

e) Vgl. die Diplomatabände der Mon. Germ., Regiſter s. v. componere. P. Kehr, 
Die Urkunden Ottos III., 1890, S. 172ff. 

7) O III., Nr. 153; 160; 176; 316. 

) Nr. 176; vgl. z. B. Nr. 404. 

°) Nr. 316. 


10) Diplomata Ottonis II., S. 342; auch Schmitz⸗ Kallenberg, Urkundenlehre, 362 ., 
nimmt dieſe Probleme gleichſam als Formalien der Kanzlei. 
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gedrungen iſt.“ Freilich können wir dies „nach und nach“ noch als 
keine Erklärung ſo auffälliger Tatſachen, und am wenigſten als 
juriſtiſche Charakteriſierung anerkennen. Demgegenüber deutet 
Beyerle eine ſolche ſchon an. Er ſagt über den Huldverluft ): „Pers 
ſönliche Treuverhältniſſe und Huldigungseid bleiben dauernd ſeine 
juriſtiſche Grundlage.“ Und ferner ): „Treuloſigkeit führte jetzt in 
die Ungnade des Königs. Indes mag auch die fränkiſche Infidelität 
auf dem Huldigungseid des Gefolgsrechts aufgebaut ſein, die eigent⸗ 
lichſten Wirkungen der germaniſchen Herrenungnade konnten ſich 
dauernd nur innerhalb des engeren Perſonenkreiſes praktiſch ver⸗ 
wirklichen, der von des Königs Gnade Amt oder Lehen empfangen 
hatte. Wir verſtehen es, daß ſich in den allgemeinen Geſetzen der 
Könige nur vereinzelt Huldverluſt angedroht findet.“ Wir möchten der 
Praxis noch weniger als Beyerle zugeſtehen, und müſſen den Huld⸗ 
verluſt nicht nur praktiſch, ſondern ſeinem Weſen nach für einen Vor⸗ 
gang innerhalb des Königs- oder Herzogshauſes anſehen. Zu dieſem 
Zweck muß man allerdings den allgemeinen Treueid von der Manns 
ſchaftshuldigung abgeſondert halten. Jenes erſteren Verletzung bringt 
nicht wie der Huldverluſt ein Willkürverfahren, ſondern einen Prozeß 
nach Volksrecht ein. Deshalb iſt zwiſchen Untertaneneid und Hulde 
bei Mannſchaft zu unterſcheiden. 

Für dieſe Theſen ſeien einige charakteriſtiſche Belege ausgewählt 
oder ſoweit ſie entgegenzuſtehen ſcheinen, geprüft. 

In dem Formular für Cambrai wird ausnahmsweiſe eine all⸗ 
gemeine Strafklauſel hinzugefügt. Aber wie lautet ſie? Der Ver⸗ 
letzer des Privilegs „e ausis regalibus sit obnoxius et 
insuper solidis DC culpabilis iudicetur“'). 974 wird ein 
Forſt für Merfeburg gebannt): „Insuper statuimus ut nullus 
comes vel aliquis extraneorum seu incolarum 
absque conscientia episcopi . . venari . . . presumat, si nolit 
reus fieri maiestatis.“ Konrad II. gibt 1029 einen Wildbann für 
Minden ): „concessimus et banni nostri distrietu circumvalla- 


1) Über die Gnade im deutſchen Recht, S. 11. 
12) Ebd., S. 7. 

13) DD. OL, Nr. 39; O II, 146; O III. 72. 
14) D. Otto II., Nr. 90. 

15) D. C II, Nr. 137. 
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vimus ... Si quis autem huius nostri imperialis precepti 
temptarius violator extiterit, sciat se episcopo et suo advocato 
banni nostri summam compositurum.“ Im nächſten 
Jahre endet eine gleiche Schenkung für Naumburg“): hoc sub 
banni nostri distrietufidelitatisquenostrae 
obtentu (nicht: gratiae obtentu!) precipientes. Ein folder 
Bann richtet ſich eben notwendig gegen viele, die nicht Vaſallen waren. 
Das praeceptum regis erklärt, daß die Bannbuße verwirkt werde, 
bzw. daß die Untertanentreupflicht verletzt ſei. Beide Fälle führen 
zu einem Prozeß nach Volksrecht gegen den Übertreter. Nun wird in 
den Urkunden, welche in Deutſchland den Huldentzug ankündigen, oft 
keine Bußenſumme angegeben, der Kaiſer droht nur, daß der Störer 
ſeiner Gnade verluſtig gehen ſolle. Aber da, wie geſagt, jede Straf⸗ 
drohung beim Präzept unnötig war, ſo iſt mit dem Vorkommen einer 
ſolchen allgemeinen Huldverluſtanzeige in einem Bannprivileg noch 
nichts darüber geſagt, ob jedermann auf dieſe Gnade angewieſen war 
oder nicht). Wenn alſo 980 Otto II. für Fulda einen Wildbann 
gebietet) und jeden zur Beobachtung auffordert, „si regiae vel im- 
perialis gratiae particeps esse velit,“ ſo haben wir darin gegenüber 
den oben mitgeteilten Formeln des Volksrechts ein surplus zu ſehen. 
Die Vaſallen des Königs werden beſon ders ermahnt. Gegen 
wen die Huld ſich richtet, iſt alſo aus dieſer Urkunde allein nicht zu 
entnehmen. 

Den Gegenſatz zum Volksrecht mögen noch einige Beiſpiele be⸗ 
leuchten. Heißt es im Jahre 1078 von einem Gut „quidquid 
Welfo dux dum erat dux nostro dono et nostra gratia 
habuit,“ ) fo drückt eine zweite gleichzeitige Urkunde über ein 
zweites Grundſtück ſich in ſcharfem Kontraſt vielmehr aus: „Praedium 
ergo quoddam . . iusto iudicio Welfoni quondam duci 
regno nos priuare uolenti ablatum.“”) Dort ift die Huld 


10) D. CU, Nr. 156. 

1) Darüber, daß ſpäter ſelbſt Mitglieder des Reichslehns verbandes dieſer Gnade 
darben konnten, belehrt z. B. der bekannte Vertrag zwischen Steier und Oſterreich vom 
Jahre 1186, ähnlich ein Privileg von 1200, Mon. Boica 298, 555. 

18) Nr. 221. ö 

1) Mon. Boica 298, 201, Nr. 425. 

0) Ebd. S. 203, Nr. 426. 
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entzogen, hier aber ein landrechtlicher Prozeß durchgeführt worden. 
Die Sachſen verlangen von Heinrich IV.: er ſolle über ſie urteilen nach 
den „palatinae leges“; wenn dieſe Beſchwerde erklärlich ſein ſoll, muß ſie 
das landrechtliche Verfahren der Pfalz fordern, ſtatt daß der junge König 
feine Vaſallen nach Huld in feinem Hof zähmen zu können meint:). 
Vor allem muß aber betont werden, daß der Huldentzug nicht 
etwa den Bruch des allgemeinen Untertaneneides, ſondern nur den 
des Mannen bedroht! Hat ſchon Ficker die völlige Verſchiedenheit 
dieſer beiden Arten der „Huldigung“ außer Zweifel geſtellt“), ſo mag 
es genügen, hier dieſe wichtige Konſequenz zu erläutern. Die Quellen 
drücken ſich ſehr genau aus. Freilich iſt bei der Deutung der berühmten 
Stelle des Wipo über Herzog Ernſt von Schwaben und die Grafen 
ſeines Landes nicht leicht jeder Zweifel zu beheben). Die älteren 
Schriftſteller, die an dem Gegenſatz von Huld und Landrecht nie 
zweifelten, haben doch jene Sätze bald hierhin bald dorthin gezogen. 
Von dem Herzog heißt es: „primum monuit eos fidei 
sacramentaliter promissae, dehine hortabatur eos ne illum 
desererent, ne honorem suum perderent.“ Sie aber erwidern: 
„Nolumus inficiari, quin vobis fidem firmiter promitteremus 
contra omnes, praeter eum qui nos vobis dedit.“ „Si servi 
essemus regis et imperatoris nostri et ab eo jure vestro 
mancipati, non nobis liceret a vobis separari. Nunc vero cum 
liberi simus et libertatis nostrae summum defensorem in terra 
regem et imperatorem nostrum habeamus, ubi illum deserimus, 
libertatem amittimus . . Quidquid honesti et iusti a nobis 
exquiritis, in hoe parere volumus vobis. Si autem contra hoc 
vultis, illue revertemur liberaliter unde ad vos venimus 
eonditionaliter.“ Die techniſchen Ausdrücke Vaſallität und Huld 
werden in auffälliger Weiſe übergangen, jo daß der ältere Stälin daraus 
ſchloß, die Grafen ſeien nur an die Fahne des Herzogs gewieſen, im 
übrigen aber Vaſallen des Königs geblieben“). Folgen wir ihm, fo 
erſcheint alſo das „fidem promittere“ an den Herzog in einem Kon⸗ 


— 


21) Franklin, Reichs hofgericht I. 33, Anm. 2, geht an dieſem Gegenſatz vorüber. 

22) Z. B. Vom Heerſchilde, 1861. S. 16; 57; 153. 

20 Cap. 20. 

)) Württemb. Geſchichte I, 480. In denkwürdiger Weiſe iſt das Kapitel Wipos 
verwertet worden bei Dahlmann. Politik I (1835), 147. 
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traſt zu dem Gewaltverhältnis, in dem die Grafen zum deutſchen König 
ſtehen. Indes iſt die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß der redſelige 
Autor nur die Schwierigkeiten der mehrſtufigen Reichslehnordnung 
bezeichnen will?). Aber deutlichere Stellen mangeln nicht. Wie 
der Herrſcher durch das Huldgebot an feine Mannen die Möglich⸗ 
keit zur „Verwaltung“ erhält, wie er nur dadurch in das Volks⸗ 
recht hineinregieren kann, kann ein Schreiben an Vaſallen lehren, 
nämlich Konrads II. Erlaß über die Leute der Verdener Kirche: 
„Berenhardo duci, Sigifrido comiti, Bernhardo marchioni 
salutem et gratiam . . Huiusmodi morem . . . nostra imperiali 
potestate interdicimus et vobis quibus harum provinciarum 
regimen commisimus, sub Dei nostreque gratiae obtentu 
imperamus . .. Sin vero aliqua persona his parere noluerit, 
vestra iudieiaria potestate eam distringite.“ 
Dem halte man entgegen: imperator . . in urbe Radasponensi 
consedit ubi . . . placuit omnes Baioariae Comites et ele ctos 
iudices per saceramentum regale admonere !). Die 
iudices electi kann der König nur bei dem Treueid, nicht bei der Gnade 
faſſen; letztere iſt nur Vaſallen gegenüber anwendbar. Daß mit dem 
Reiche der Huld das der Kommendation zuſammenfällt, zeigen Aus⸗ 
drücke wie der Thietmars zum Thronwechſel von 1002: „Francorum 
et Muselensium primatus regi manus tune applicans gra- 
tiam eiusdem meruit.“ ) Deutlich unterſcheiden ſich voneinander 
die Strafformeln bei Huldverluſt und bei Treubruch des Volksrechts. 
Für den letzteren gilt der Satz: legibus cautum et iure statutum 
esse constat, quod hi qui imperatoris sui rebelles existunt post 
promissam fidem, sub expoliatione omnium bonorum que 
possidere videntur, publica proscriptione debeant puniri.‘“ ”) 
Dieſe wichtige Stelle zeigt erſtens das Gewicht, das auf die faktiſche 
Leiſtung des Treueides zur Konſtruktion des ſtrafbaren Tatbeſtandes 
gelegt wird, zweitens, daß der Bruch ein volksrechtliches Verfahren 
nach ſich zieht. 


25) So Homeyer, Suſtem des Lehnrechtes, S. 378. 
26) DD. CU, 176, Nr. 130. 

25) Constit. I, 645, Nr. 439 z. J. 1027. 

=, V.11. 

1) DD. H. II. 447, Nr. 349. 
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Als Einzelbeiſpiel mag noch ein Fall vom Jahre 977 mitgeteilt 
werden, der durch ſeine beſonderen Vollſtreckungsformen intereſſant iſt. 
Der Herrſcher verkündet über: „Curtem quam quondam pater 
predicti infidelis Ascuini dum viveret tenuit et nune mater 
sua que vocatur Chonigund possidet, tali videlicet lege ut 
cum hominem exuerit, in prescriptum filium nostrumque 
infidelem ipsa hereditas per traditionem olim ei traditam 
deveniret; sed iam legum diffinicione imperialis maiestatis 
reus tociusque populi iudicio perpetualiter damnatus 
vita lege praediisque omnibus privatus ). Daß in reins 
lichem Unterſchied hiervon des Königs Haus und ſeine Huld ein ganz 
anderes Strafenſyſtem entwickelt, nämlich das der hohen Pfundbußen, 
das tritt noch zu einer Zeit deutlich hervor, wo dieſer Hof, die „curia 
regis“, ſchon von einer feſten Rechtsordnung durchwachſen iſt. Und 
Otto von Freiſing ſchreibt daher): „Est lex curiae, quod quisquis 
de ordine principum principis iram incurrens compositionem 
persolvere cogatur, centum librarum debitor existat.“ 

Treten wir darnach etwa dem intereſſanten Streit zwiſchen Kon⸗ 
rad II. und dem Pfleger des jungen Mitkönigs Heinrichs (III.), dem 
Biſchof Eigilbert näher. Der Kaiſer, der gegen den Markgrafen Adalbero 
als gegen einen Vaſallen, der ihn beleidigt, verfahren will, findet un⸗ 
erwartete Schwierigkeiten dadurch, daß ſein Sohn dem Vaſallen auf 
Eigilberts Rat einen Eid geſchworen hat. Was es mit dieſem Schwure 
auf ſich hat, erfahren wir aus der Entſchuldigung Eigilberts, den 
Schwur habe er angeraten, „damit er den Adalbero zur Treue gegen 
den König verhalte. Nichts anderes habe aber der Schwur beſagt, als 
was auch ohne Schwur Rechtens ſei zu befolgen, nämlich nur, daß der 
König ihn an ſeinem Beſitz nicht ſolle ſchädigen dürfen, den Fall eines 
rechtskräftigen Gerichtsurteils gegen den Markgrafen ausgenommen“ ). 


0) DD. O. II, 183, Nr. 163. Alſo nicht nur den Beſitz für alle Zukunft, ſondern 
auch das Leben hat der reus maiestatis verwirkt. Die Unterſcheidung zwiſchen reus 
maiestatis und Friedloſem bei Waitz, Forſchungen XI, 318, Anm. 1: „Der reus maie- 
statis hat wohl nicht immer das Leben verwirkt, wie es in der Friedloſigkeit lag,“ dürfte 
ſich ſolchen Stellen gegenüber kaum halten laſſen. 

1) Gesta Friderici II, 28. 

) „Quatinus Adalberonem regi fidum faceret; qui non aliud esse iuramentum 
dixit, nisi quod absque iuramento custodiri oporteret, scilicet ne sibi in bonis suis 
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Bloßer Huldentzug ſollte alſo dem Markgrafen nichts anhaben dürfen; 
eine, wie ſich hier eben zeigte, nur zu wohlbegründete Schutzmaßregel 
dieſes Fürſten gegen die Launen ſeines Herrn. Damit wäre nun des 
Kaiſers ganzer Plan zu nichte geworden. Denn einen förmlichen 
Prozeß gegen Adalbero zu gewinnen, mit gehöriger Ladung an ge⸗ 
hörigen Ort zu gehöriger Zeit nach dem Landrecht Adalberos, konnte 
Konrad II. eben nicht hoffen). In dem ausführlichen Bericht iſt auch 
nicht einmal von einem Verſuch dazu die Rede. Deshalb kommt es zu 
jener unerhörten Szene, daß der Kaiſer ſich dem Sohne zu Füßen wirft 
und ohnmächtig zuſammenbricht. So überwindet er denn wirklich das 
nur allzugut gegründete Bedenken des jungen Königs und vollſtändig 
korrekt kann Wipo den Verlauf des Ganzen zuſammenfaſſen in den 
kurzen Satz: „Eodem anno dux Carantanorum imperatoris gra- 
tiam perdens, ducatum amisit et in exilium missus est.“) 
Zweierlei lehrt der Fall: Einmal für die Frage, die uns hier be⸗ 
ſchäftigt, daß der Huldentzug als Gegenſatz zum landrechtlichen Prozeß 
dem Vaſallen gilt. Denn perſönliche Verbannung und Lehnsverluſt 
ohne jedes landrechtliche Verfahren ſind nur dem Kommendierten gegen⸗ 
über denkbar. Darüber hinaus aber, daß im Lehnweſen damals ein 
wirkſamer Schutz gegen den Herrn durch eine objektive Rechtsordnung 
noch fehlt und die Stärke der Zentralgewalt zugleich noch unerträgliche 
Willkür bedeutet, daß hier alſo ein Rechtsfortſchritt ſichtlich gefordert 
wird ). 

Wenn aber der Vaſall von der Huld des Herrn abhängt, ſo gilt 
das erſt recht vom Verhältnis des Sohnes zum Vater). Die Rechts⸗ 
lage bei dem mehrfach begegnenden Verfahren gegen den eigenen Sohn 


dampno esset, ni forte ex iudicio perdidisset.“ Gieſebrecht II’, S. 712. Dazu Breßlau, 
Konrad II. II, 136 ff., unten Anm. 42. 

25) Wenn Mayer ⸗ Homberg, Volksrechte 1, 24, Anm. 70, ſagt: „das Urteil des 
Hofgerichts braucht nicht notwendig ſtets im Stammeslande des Verbrechers zu erfolgen“, 
ſo ſtützt er dieſe ſchwerwiegende Behauptung auf ein einziges Beiſpiel vom Jahre 792, 
welches auch andere Deutungen zuläßt. Sonſt dürfte den Rechtsſatz niemand angezweifelt 
haben, der ja durch Dutzende von Fällen zu belegen iſt. Siehe oben S. 152, Anm. 70 
und S. 207, Anm. 3. 

0 Cap. 33. 

26) Bol. dazu den letzten Abſchnitt „Volksrecht und Hausherrſchaft“. 

26) Vgl. darüber ©. 66. 

RNoſenſtock, Königshaus und Stämme. 21 
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des Herrſchers iſt bisher nicht immer genügend klar erfaßt worden. 
Dem gekrönten und geſalbten König kann nicht nach Landrecht der 
Prozeß gemacht werden. Die Willkürſtrafe der Haft, die das Volks⸗ 
recht nicht kennt, ſondern die aus der Hausherrſchaft entſpringt, wendet 
Friedrich II. gegen den aufrühreriſchen Mitkönig Heinrich an. Nun 
muß man wohl bedenken, wie ſehr ihm und jedem Herrſcher in ähnlicher 
Lage daran liegen mußte, alle Formen des Rechtes ſtrenge innezuhalten. 
Hält freilich jemand Willkür und Gewalt für die Grundlage des König⸗ 
tums im Mittelalter, ſo iſt mit ihm auch hierüber nicht zu rechten. 
Wenn man aber die allgemeine Tatſache beachtet, wie die innere Reichs⸗ 
geſchichte Deutſchlands, ähnlich wie noch im 16. und 17. Jahrhundert die 
engliſche, eigentlich von Staatsprozeß zu Staatsprozeß fortſchreitet, wie 
die großen Gerichtsverfahren “) geradezu die Etappenpunkte der Ent⸗ 
wicklung markieren, der wird immer zu der Vorausſetzung bereit ſein, 
daß ein Herrſcher, wo immer möglich, das formale Recht auf feine Seite 
brachte. Wenn mithin trotzdem gegen den Königsſohn das Landrecht 
nicht in Bewegung geſetzt wird, ſo darf auf die rechtliche Unmöglich⸗ 
keit eines ſolchen Verfahrens geſchloſſen werden. Auch Heinrich IV. 
mußte gegen einen gekrönten und inthroniſierten König, den 1087 ein⸗ 
geſetzten Sohn Konrad, im Jahre 1098 vorgehen. Ungeachtet die 
Schuld des Thronſolgers offen vor aller Augen lag, widerriet man dem 
Kaiſer entſchieden, den jüngeren Sohn an ſeiner Statt zum Erben ein⸗ 
zuſetzen. Man hielt einen blutigen Bruderzwiſt für unvermeidlich. 
„Jam tum murmur et metus erat inter duos fratres intestina 
bella fore magnamque regni cladem futuram.“ “) Die Fürften 
ſagen es dem Vater voraus, daß die Königswürde unzerſtörbar ſei und 
der ältere Sohn daher immer einen gefährlichen Anſpruch behalte. Als 
die Not Heinrich IV. trotzdem zur Enterbung Konrads bewegt, da 
wird auch nicht der Verſuch eines landrechtlichen Verfahrens, einer wirk⸗ 
ſamen Entwehrung des Sohnes unternommen. In dem Hoftag, der 
„Curia“, in welcher dann der jüngere Sohn auf den Hochſitz des 


7) Ich erinnere an die Prozeſſe gegen Adalbero von Kärnten, Ekbert von Meißen, 
Herr von Kuyck, Pfalzgraf Hermann von Stahleck, Heinrich den Löwen, Pfalzgraf von 
Wittelsbach, Adolf von Naſſau. 

85) Vita Heinrici Cap. 7. Weiteres intereſſante8s Material bei G. Richter, An⸗ 
nalen des deutſchen Reiches III, 2 (1898), 449 ff. Vgl. Meyer von Knonau, Jahr⸗ 
bücher Heinrichs IV., Bd. V (1905), S. 27. 
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Hauſes beſchieden wird, wird durch den Spruch der Mannen dem Vater 
beſtätigt, daß der Sohn ſich frevelnd gegen die königliche Gewalt des 
Vaters vergangen habe“). 

Als letztes Beiſpiel ſei der Prozeß angeführt, den Heinrich IV. 
gegen den Thüringer Ekbert führt. Jene ſcharfe Trennung von Volks⸗ 
recht und Huldbereich, die bei Adalbero von Kärnten 1035 ſo belang⸗ 
reich geworden war, treffen wir hier wieder, aber nach der entgegen⸗ 
geſetzten Richtung gewendet. Hatte Konrad II. alles daran gelegen, 
mit den Mitteln der Hausherrſchaft auszukommen, ſo befindet ſich 
Heinrich IV. in der umgekehrten Lage. Er will ſich — und die Kämpfe 
um das Landrecht, die er mit den Stämmen auszufechten gehabt, machen 
das nur zuwohl verſtändlich — ausſchließlich auf das geſetzmäßige Ver⸗ 
fahren ſtützen und von ſeiner Herrengewalt über ſeinen „miles“ keinen 
Gebrauch machen). Dem Volksrecht wird freier Lauf gelaſſen. Der 
Kaiſer zieht „ſeine“ Fürſten zwar hinzu, aber im übrigen ſind es die 
Landsgenoſſen, das Gericht des Stammes, das im Lande Thüringen 
zu Weimar eigens zuſammentritt und immer wieder als das aus⸗ 
ſchlaggebende hingeſtellt wird: „vastatorem et in regno regnantis 
domini sui persecutorem regni bonis recte privari debere 
ipsumque a regni finibus persequendum fore.“ Bei Wieder⸗ 
holung des Verfahrens heißt es, daß „Sigefridus, Ottonis quondam 
dueis filius, Ekbertum ut publicum regni hostem et 
domini sui imperatoris inimicum persequendum iudicavit.“ 
Weil nun Heinrich IV. daran lag, nicht mit dem Huldentzug feines 
Hofes, ſondern mit der Friedloslegung des Stammesrechtes vorzugehen, 
deshalb ſagt die Urkunde von 1089, Februar 1, Ekbert ſei „lege“, 
die beiden vom 7. Februar und 3. April 1086, er ſei „ex jure gentium“ 
= Stammesrecht) verurteilt. Für die volksrechtliche Verbindung iſt 


#) Vita Heinrici a. O. = Krammer, Quellen I, 19: „Omnibus principibus 
in unam sententiam coeuntibus et concordi favore approbantibus imperator 
minorem filium, invasore (= Konrad) prius ex decreto curiae diiudicato, here- 
dem regni sui constituit.“ Um dieſe Ausdrucksweiſe recht zu würdigen, möge man 
ſich die überall hervorgehobenen Formalitäten bei Staatsprozeſſen ins Bewußtſein rufen. 
Das Bedürfnis, die bekannten Vorſchriften des Friedens von 1235 aufzuſtellen, wird 
begreiflich. 

40) Das Material geſammelt bei Waitz, Urkunden zur deutſchen Verf.⸗Geſch.“, 
S. 25 ff., Nr. 11. | 

21* 
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aber allein der Treueid maßgebend. Darnach leſe man den Text der 
Urkunde für Utrecht: Ekbertus .. . non recordatus quod noster 
miles, marchio et consanguineus, et quod majus est, 
noster juratus fuit. Dieſe Klimax iſt nur bei völligem Aus⸗ 
einandertreten von Huldentzug und Volksrecht verſtändlich. Heinrich IV. 
will hier die Verurteilung nach Volksrecht begründen. Nur deshalb 
können die drei erſten Eigenſchaften des Angeklagten der vierten, welche 
eben allein die geſetzliche Schuld begründet, in ſo auffälliger Weiſe 
untergeordnet werden). 

Es liegt nahe, dieſe Ergebniſſe auf das Verfahren gegen Heinrich 
den Löwen anzuwenden. Wir brauchen aber in die vielverſchlungene 
Polemik über dieſe cause celebre der deutſchen Geſchichte hier nicht 
einzutreten ). Uns kann es genügen, den Willkürbereich der königlichen 
Gewalt in Deutſchland als etwas von allem antiken oder orientaliſchem 
Deſpotismus deutlich Unterſchiedenes gekennzeichnet zu haben. Dem 


4) Vol. dazu den Fall von 1295 bei v. Gierke, Schuld und Haftung, 1910, 
S. 241, Nr. 20, wo es auch heißt: „vel quod majus est prestito juramento“. 

2) Gegen Hallers Ausführungen im dritten Jahrgang des Archivs für Urkunden⸗ 
forſchung, 1911, hat Güterbock eine neue Abhandlung angekündigt. Einſtweilen vergleiche 
man die ſcharfſinnigen Darlegungen von W. Ch. Francke, Barbaroſſas Angaben über 
das Gerichtsverfahren gegen Heinrich den Löwen, 1913. Der neueſte Druck der Geln⸗ 
häuſer Urkunde von 1180 durch K. Brandi, Urkunden und Akten, 1913, Nr. 35, S. 49, 
hat bereits Hallers Korrektur „trina“ ſtatt „quia“ trotz Franckes Warnung in den Text 
eingeſetzt. Soeben hat auch, ohne Franckes Arbeit zu kennen, Hans Nieſe eine Abhand⸗ 
lung „zum Prozeß Heinrichs des Löwen“ ZRG. 34 (1913), 195— 258 veröffentlicht. 
Sie kommt hinſichtlich der „Gnade“ zu verwandtem Ergebniſſe, unterſcheidet aber nicht 
ſcharf genug zwiſchen dem Verfahren gegen die Perſon des Vaſallen und dem gegen 
Leib und Leben jedes Edlen. Er überſieht ſo den Charakter der Verbannung 
Adalberos mitſamt ſeinen Söhnen, was nur als Ausfluß der Hausgewalt denk⸗ 
bar iſt, und wirft den Urk. über Ekbert 1086 —89 ohne Grund Unbrauchbarkeit vor. 
Die von E. Mayer beigebrachten Gloſſen („unhulde“ — crimen maiestatis) beſagen 
nichts über die Frage, ob der König nach Vollsrecht oder nach Hausgewalt das Ver⸗ 
gehen der Vaſallen ahnden will. Darauf aber kommt es an. Haft und Hundetragen 
find Hausherrſchaftsſtrafen. Der Prozeß von 1044 erwähnt das „Lehnrecht“ nicht; „quic- 
quid de parte caesaris haberet beneficiorum iure esse cariturum (iudicatum est)“ 
erfordert ein Komma vor „iure“: aller Lehen ſei er von Rechtswegen verluſtig. Den 
Prozeß um Bayern 1152—56 führt nicht der Kaiſer, ſondern der Welſe gegen den Baben⸗ 
berger (S. 221). Im übrigen haben wir den Gegenſtand hier nicht erſchöpfen, ſondern 
nur anſchneiden wollen und die kurzen Bemerkungen ſollen nur zur Abwehr von Miß⸗ 
verſtändniſſen dienen. 
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deutſchen König die Befugnis zum Huldentzug gegen jedermann zu⸗ 
ſprechen, heißt jede Schranke des Rechts aufheben. Ein Königtum, dem 
dies Machtmittel zur Hand geweſen wäre, hätte wahrlich niemals ſolcher 
Schwäche anheimfallen können, wie das doch gerade dem deutſchen be⸗ 
gegnet iſt. Den freien Kreis der Willkür jedes „Herrn“ als einen Be⸗ 
ſtandteil der Verfaſſung neben anderen erkennen, bedeutet hingegen 
nichts anderes, als die erneute Einſicht in das Zuſammenſpiel von Lehn⸗ 
weſen und Landrecht, von Gemeinderecht und Hausherrſchaft. Ob und 
inwiefern ſchließlich nach Gemeinderecht der königliche Herr ſeine Ge⸗ 
walt wie jeder andere Herr zur Fehde gegen einen ihm darin gleich⸗ 
geordneten Herren aufbieten kann und ob der Terminus des Huldent⸗ 
zugs auch den Tatbeſtand der vom König unternommenen Fehden gegen 
Adlige begreift, wird bei einer Unterſuchung dieſes Zuſammenſpieles 
erſt noch feſtgeſtellt werden müſſen. Es iſt das eben eine Frageſtellung, 
die überhaupt erſt jetzt möglich iſt. 


Fünfzehnter Abſchnitt. 


Das Reichsfürſtenkum der Pfalzgrafen bei Rhein. 


An Literatur iſt zunächſt das bekannte Werk von Häußer, Geſchichte 
der rheiniſchen Pfalz, 1845, zu nennen; es iſt im Material völlig ver⸗ 
altet, in den Geſichtspunkten noch heute von Wert. Ferner erwähne ich 
als beachtenswert: Unger, Landſtände I, 1844, 163; A. Buſſon, Annalen 
des Vereins für die Geſchichte des Niederrheins XIX; Schmitz, Ge⸗ 
ſchichte der lothringiſchen Pfalzgrafen, Bonner Diſſ. 1878; P. Witt⸗ 
mann, Pfalzgrafen von Bayern, 1877, S. 139 ff.; Waitz, VG. VII, 
177 f.; Hilar Schwartz, Zur Geſchichte der rheiniſchen Pfalzgrafſchaft; 
Weſtdeutſche Zeitſchrift, 26, 1907, 145 ff.; der zweite Teil in Bd. 28 
kommt nicht in Frage. Die Bonner Diſſertation von F. Hartz, Das 
Rheiniſche Herzogtum von 915 bis 1002 (1913) war mir nicht zu⸗ 
gänglich. 

Waitz hat hervorgehoben, daß die hohe Würde des Pfalzgrafen 
bei Rhein durch das Fehlen des Herzogtums bei den Franken begünſtigt 
worden ſei. Die Entwicklung verdient aber, einmal deutlich präziſiert 
zu werden; denn noch heute werden die widerſprechendſten Anſichten vor⸗ 
gebracht. Mir ſcheint das Material zu einer eindeutigen Antwort hin⸗ 
zureichen, wenn man die Frage ſo formuliert: Worauf gründet ſich 
Reichsfürſtenſtand und Erztruchſeßwürde des Pfalzgrafen bei Rhein 
ſeit der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts? Es ergibt ſich nämlich 
folgendes: Unter Otto III. iſt der lothringiſche Pfalzgraf den Herzögen 
nicht ebenbürtig; die Ehe einer Schweſter des Kaiſers mit einem ſolchen 
gilt als Mißheirat ). In den drei Herzogtümern Lothringen, Brabant 
und Ribuarien beſitzt noch Hermann I., Pfalzgraf von Stahleck (bis 
1155) nur ein Konglomerat von bloß gräflichen Gerechtſamen, er ſteht 
unter einem Herzog, z. B. in Kölns Dukat. Hier hat er die Graf⸗ 


1) Pabſt, Perg Archiv XI, 153 ff. Thietmar VI, 28. 
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ſchaften in Bonn, Auel, Eifel und Zülpichgau inne; dazu kommt die 
Vogtei über Aachen uſw. ). 

Von irgendwelchem Vorrang des Pfalzgrafen, etwa bei der Ladung 
zur Königswahl, iſt noch im 12. Jahrhundert, weder 1125) die Rede, 
noch 1138. Wenn damals irgendeine Spur des ſpäteren Zuſtandes 
ſchon beſtanden hätte, wäre Anlaß genug geweſen für ihr Hervortreten; 
denn das Erzbistum Mainz war damals verwaiſt. Zwar iſt ein an⸗ 
gebliches Reichsvikariat des Pfalzgrafen zum Jahre 1090 behauptet 
worden. Doch hat es in Wahrheit nur eingeſchränkte lokale Bedeutung, 
vielleicht ſogar nur für Epternach. Auch folgte es in jedem Fall aus 
einem Spezialauftrag Heinrichs IV., alſo gerade nicht aus dem Pfalz⸗ 
grafenamt als ſolchem. Darauf aber käme es an‘). Auch ſteht noch in 
den dreißiger Jahren des 12. Jahrhunderts der rheiniſche Pfalzgraf 
gelegentlich dem bayriſchen nach). Die vier deutſchen Pfalzgrafen find 
damals noch alle von gleicher Würde und gleichem Rang). 

Der Name palatinus Rheni (ſtatt fränkiſcher und lothringiſcher 
Pfalzgraf) taucht zuerſt in italieniſcher Urkunde unter Lothar auf. Die 
damaligen Inhaber waren in gleich ſtarker Weiſe im Kölniſchen wie im 
Mainziſchen begütert. 

Aber ſeit 1155) ändert ſich das Bild mit einem Schlage. Seit⸗ 
dem iſt der Pfalzgraf bei Rhein weit mehr als ſein ſchwäbiſcher oder 
bayriſcher Kollege. Wir ſind alſo verpflichtet, dafür eine Erklärung zu 
ſuchen. Nun verbindet ſich eben damals eine ganz andere Tatſachenreihe 
mit der Pfalz. Wenn nämlich 1155 Konrad, Barbaroſſas Bruder, 
Pfalzgraf wird, ſo iſt das der Schlußakt eines beſonderen Prozeſſes von 
zwei Jahrhunderten. 

939 erloſch das rheinfränkiſche Herzogtum). In dieſem Rheins 
franken lag das Erbgut der Salier; die jüngere Linie beſaß hier ihren 


2) Vgl. auch Baumgärtner, Hermann von Stahleck 1877. 

) Wahlausſchreiben MG. Const. I, 165 Nr. 112; er ſteht hinter den Herzögen; 
vor — dem Grafen von Sulzbach! 

) Vgl. Schmitz S. 36 f., 46 f., beſſer noch Häußer S. 48. 

5) Stumpf Acta 122, Nr. 101. 

6) Es iſt alſo ein mindeſtens irreführender Zuſatz, wenn man noch heute wiederholt 
findet, „daß die Stellung des Aachener Pfalzgrafeu eine entſchieden hervorragende war“. 
Häußer S. 49. Alles kommt ja darauf an, im Vergleich zu wem ſie hervorragend war. 

7) Darüber vor allem Buſſons vorzüglicher Aufſatz. 

e) Karnbaum, Neues Archiv 37 (1912), 786. 
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„ducatus“, ihr Herzogtum Worms, eine Gütermaſſe, die 1039 an die 
Krone fiel). Man hat dies Herzogtum auf „miſſatiſche“ Befugniſſe 
zurückgeführt). Einer ſolchen Annahme echt herzoglicher Kompetenz 
ſteht das Bedenken entgegen, daß von einer ſolchen nirgends deutlich die 
Rede iſt). Aber immerhin iſt Worms nicht irgendeine Stadt, ſondern 
der ſtaatsrechtliche Vorort Rheinfrankens, ſo daß der Herr von Worms 
kein gewöhnlicher Graf war. Und immerhin konnte Thietmar dichten: 


Urbs Wormacensis gaudet temporibus istis 
Libertate sua, cuius manebat in umbra 
Hactenus atque ducum fuerat sub lege suorum. ) 


Über die Herrſchaft des Stammvaters dieſer „Herzöge“ ſagt Häußer: 
„Es dehnte ſich alſo ſeine Gewalt über den größten Teil der ſpäteren 
pfälziſchen Lande aus.“ ). 

Es blieb aber dies Gebiet bei der Krone. Fragen wir, wie lange, 
ſo ſcheint da ein Zweifel möglich. Als nämlich 1098 Heinrich IV. die 
Zähringer zu Gnaden aufnahm, behielt Berthold, bisheriger Herzog 
von Schwaben, Zürich als Lehen von der Hand des Kaiſers, während 
der Dukat über Schwaben endgültig an Friedrich von Staufen überging. 
Dieſem Herzogtum fehlte aber nunmehr fein Vorort“); Schwaben iſt 
verkleinert. Wenn jedoch der dux Sueviae ſeit 1100 neben ſich einen 
dux Zaringie dulden muß, ſo ſcheint er dafür anderweit entſchädigt 
worden zu ſein. Wenigſtens ſteht feſt, daß der Staufer im Jahre 1102 
als dux Suevorum et Francorum urkundet ). Was kann es 
mit dieſem Anſpruch auf ſich haben? 

An mainfränkiſchen Beſitz iſt nicht zu denken. Denn hier iſt es erſt 
das etwa 1115 erfolgte Erlöſchen des Rotenburger Grafengeſchlechts, 
was Heinrich V. auf den Gedanken führt, dem jüngeren Neffen Konrad, 


9) Eggers, Der Königliche Grundbeſitz 98: Nieſe, Reichsgut S. 3. 

10) Stengel ZRG. 25 (1904), 317 A. 2; die Zuläſſigkeit einer ſolchen „Zurück⸗ 
führung“ bleibe hier unerörtert. 

11) Wie ich Herzogsgewalt (1910) 58 A. 2 betont habe. 

12) Prologus ad l. VL (ed. Kurze 1889, S. 133). 

13) S. 14. 

14) S. darüber unten. 
| 15) Würt. UB. I. 334, Nr. 264. Bezeichnenderweiſe hat man die Urkunde nur 
auf Grund dieſes Titels für gefälſcht erklären wollen, jedoch, weil ſie in allen übrigen 
Beziehungen einwandfrei iſt, davon Abſtand nehmen müſſen. 
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dem ſpäteren König, ein eigenes Herzogtum Oſtfranken aufzurichten ). 
Indem aber Konrad aus dem fränkiſchen Gut der Salier gerade nur 
die oſtfränkiſchen Teile erhielt, wird wahrſcheinlich, daß ſein älterer 
Bruder vom Vater bereits die rheinfränkiſchen Beſitzungen überkommen 
hatte, daß alſo ſchon 1098 den Staufern Anteil an der ſaliſchen Herr⸗ 
ſchaft in Rheinfranken⸗ Worms gewährt worden war. Wenn man die 
Urkunde von 1102 nicht für tragfähig genug hält, ſo iſt ein ſolcher 
Übergang auf die Staufer jedenfalls 1125 erfolgt. Denn Univerſalerbe 
Heinrichs V. war Friedrich von Schwaben. Die Streitigkeiten, die 
damals zwiſchen ihm und dem neuen König Lothar ausbrachen, können 
ſchwerlich aus einer „Vermengung“ von Reichs⸗ und Erbgut der Salier 
herrühren. Denn deren ſäuberliche Trennung ſteht jetzt ganz außer 
Zweifel. Wenn es aber eine Würde war, die Friedrich auch in Rheins 
franken zu erben beanſpruchte, ſo begreift ſich der Widerſpruch, den der 
König einer derartigen Erweiterung der Amtererbfolge auf Neffen ent⸗ 
gegenſetzen mußte. Die ganze Politik Lothars geht ja darauf aus, den 
ſtaufiſchen Beſitz zu zerbröckeln und einzukreiſen. Den jüngeren Bruder 
Konrad, der als Gegenkönig auftritt, verſucht er durch die Übergabe des 
oſtfränkiſchen Herzogtums an Würzburg (vor 1130) lahm zu legen. 
Die Zähringer ſollen durch Kumulation — ähnlich dem dux Sue vorum 
et Francorum Friederich — zu rectores Alemanniae et Bur- 
jundiae aufrücken. Und wenn 1128/29 die alte Stammesführung in 
Thüringen unter dem Namen der Landgrafſchaft neu aufgerichtet wird, 
ſo könnte auch die Maßregel Lothars eine Spitze gegen die Staufer, 
ſpeziell gegen Rheinfranken enthalten. Denn damals könnte die end⸗ 
gültige Abtrennung Heſſens von Rheinfranken erfolgt ſein und es fiele 
ſo neues Licht auf die Landgrafſchaften von Thüringen und Heſſen und 
ihren Zuſammenhang ). 

Die Stadt, die 1128 zum Stützpunkt der ſtaufiſchen Revolution 
gewählt wurde, war keine andere als das Haus und die Begräbnis⸗ 
ſtätte der Konradiner⸗Salier, als Speyer ). Es war aber nicht der 


16) Herzogsgewalt 115 f. 
17) S. 90 Anm. 14 und 208 Anm. 5. 


16) Chron. regia Colon. z. J. 1128 (Schulausg.“ p. 66): „urbem Spire, in qua 
ille invasor suum presidium, expulso episcopo, collocarit.“ Dazu oben S. 310, 
Anm. 39, wo die rheinfränkiſchen Beſitzungen ſchon 1125 „principatus“ genannt 
zu werden fcheinen! 
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oſtfränkiſche Herzog und Gegenkönig Konrad, ſondern Friedrich von 
Schwaben, der unmittelbarer Stadtherr zu ſein beanſpruchte. Wenigſtens 
heißt es in der Kölner Königschronik zum Jahre 1130: Tandem 
Spirenses ... sese una cum urbe deditioni regis tradiderunt ... 
Coniux dueis Friderici, que eivibus ad solacium a duce 
infra urbem relicta fuerat, fame et nuditate acriter afflieta,... 
cum suis discessit '”). 

Eine gründliche Regelung der ſtaufiſchen Anſprüche ift eine der 
erſten Maßregeln Barbaroſſas. Er tritt ſeinem Mündel, dem Sohne 
König Konrads III., zu ſeiner Rotenburger Herrſchaft hierzu das Her⸗ 
zogtum Schwaben ab. Hingegen gibt er dem eigenen Bruder Konrad 
1155 eine Herrſchaft, die als Pfalz des Rheins bezeichnet wird, die 
aber von vornherein aus zwei Teilen beſteht: aus der lothringiſchen 
Pfalzgrafſchaft und aus der alten Herrſchaft der Staufer in der ober⸗ 
rheiniſchen Tiefebene. Mithin rückt Pfalzgraf Konrad in den „ducatus 
Wormatiensis“ der Salier, anders ausgedrückt den „ducatus Franco- 
rum“ ſeines Großvaters v. Jahre 1102 ein. Die Güter in Rheinfranken 
ſoll Konrad nach Häußer übrigens nicht erſt 1155, ſondern unmittelbar 
bei feines Vaters Tode 1147 erhalten haben?). Häußer hat dies, ohne 
Belege zu haben, von modernen Vorſtellungen über eine Erbesausein⸗ 
anderſetzung ausgehend, erſchloſſen. Indeſſen ſagt uns Otto von Frei⸗ 
fing ausdrücklich, daß 1147 Barbaroſſa der einzige Erbe war?); und das 
hatte auch guten Grund, denn Konrad war 1147 noch gar nicht mündig! 
Damit war aber eine Erbteilung ausgeſchloſſen ). Außerſt merkwürdig 
iſt aber ein kurzer Zwiſchenzuſtand in den Jahren 1155 —56. Hier 
ſcheint nämlich Konrad zwar ſchon Herr in Rheinfranken, aber noch 
nicht Pfalzgraf zu fein. Wenigſtens tritt er als du x Conradus 
neben dem Pfalzgrafen bei Rhein auf!“) Man braucht ſich nicht 


19) Speyer verhält ſich zu Worms, wie Aachen zu Metz, wie Quedlinburg zu 
Werla⸗Goslar. Über Worms als rheinfränkiſche Hauptſtadt vgl. auch Meyer v. Knonau, 
Jahrbücher Heinrich IV. I, 401. 

20) Vgl. Niefe, Reichsgut S. 19. 

21) Gesta I, 39. 

n) Konrad iſt nach Otto, Gesta I, 21 nicht vor 1139 oder 1140 geboren, war 
alſo etwa 1152 mündig. Daß aber die faktiſche Abſchichtung aus des Vaters, Bruders 
oder Vormunds Haufe gewöhnlich mehrere Jahre ſpäter als die Schwertleite ſtatthatte, 
iſt bekannt. 

22) Buſſon, Regeſten 6, 7, 13, 14. 
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zu verhehlen, daß der Ausdruck dux vieldeutig iſt; aber hier darf doch 
als wahrſcheinlich angenommen werden, daß die rheinfränkiſche Würde 
ſo bezeichnet und damit über die des gleichzeitig genannten Pfalzgrafen 
hin ausgehoben wird. Daraus folgt, daß bei der Kumulation 
beider Machtkreiſe der rheinfränkiſche die Führung haben wird! 

Wenn wir nun die Politik des Pfalzgrafen Konrad betrachten, ſo 
ergibt ſich tatſächlich folgendes: Er eröffnet alsbald eine Fehde gegen 
das Erzſtift Köln. Sie erregte großes Aufſehen und ein niederländiſcher 
Chroniſt berichtet, die Herrſchaft über den ganzen Rheinſtrom ſei um⸗ 
ſtritten worden?). Der konkrete Mittelpunkt der Feindſeligkeiten war 
aber der Beſitz der Burg Rheineck“). Und wo liegt nun Rheineck? Es 
iſt der uralte Grenzpoſten zwiſchen Rheinfranken und Ribuarien, an der 
Mündung des Vinxtbaches in den Rhein! ”) Und ferner heißt es: 
„Burg Rheineck gilt für einen von altersher befeſtigten Punkt.“ ““) 
Alſo um die Stammesgrenzfeſte ging die Kölniſch⸗Pfälzer Fehde). 
Konrad war aber nicht etwa ein Verächter des Rechts, ſondern er hat 
die lehenrechtlichen Befugniſſe desſelben Erzbiſchofs von Köln, den er 
hier fo heftig befehdete, in ſehr charakteriſtiſcher Weiſe anerkannt ?). 
In bezug auf die Lehen der Pfalzgrafen in Ribu arien war eben 
die Oberlehnsherrlichkeit Kölns unbeſtritten! In Ribuarien Vaſall, 
außerhalb aber, das heißt in Rheinfranken, Herr, das war Konrads 
Prinzip. Dieſe Einteilung konnte hinſichtlich des Grenzpunktes ſelbſt, 
Rheineck, zweideutig erſcheinen. Und das Ende war dann, daß Rheineck 
„eine der vier Säulen der Kölner Kirche“ blieb. Statt deſſen baute 
Konrad die Trutzburg Turon an der Moſel ?). Aber daß wir hier 


) Annales Egmundani SS. VI, 463: Eodem anno (1164) palatinus comes 
Conradus nomine frater imperatoris Fritherici, ex consilio quorundam pravorum in 
tantam insolentiam proripuit, ut gloriaretur sui iuris esse omnibus civitatibus (nur!). 
Reni usque in salsum mare imperare.“ Alſo die Sorge für die Reichsſtädte! vgl. 
Anm. 41. Nachher tadelt er Konrad nur, weil er über Ander nach (wieder die Grenze!) 
nördlich habe vordringen wollen. 

) Vgl. J. Wegeler, Die Burg Rheineck, Coblenz 1852. 

25) Das Nähere oben S. 91 Anm. 16. 

26) Hübner, Römiſche Herrſchaft in Weſteuropa 107. 

2) Man erinnere ſich, daß hingegen Koblenz und Andernach immer zu Rhein⸗ 
franken gerechnet worden ſind. 

15) Die eigentümliche Erzählung bei Toeche, Heinrich VI, S. 31, zeigt gut die 
Stärke des Rechtsgefühls auch dem Kaiſer gegenüber. 

n) Heinemann, Heinrich v. Braunſchweig 1882, S. 280. 
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keine Fehde um irgendeine Burg, ſondern um die Abgrenzung der Kölner 
und Pfälzer Oberlehnsherrſchaft vor uns haben, wird durch andere 
Umſtände beſtätigt. 1. Der Landfriede von 1179, der nördlich bis zum 
Vinxtbach gelten ſoll, wird ebenſo wie z. B. der von 1264 nur zwiſchen 
Rheinfränkiſchen Großen, der Pfalzgraf an der Spitze, abgeſchloſſen ). 
Hingegen tritt dieſer ſelbe Pfalzgraf trotz ſeiner ribuariſchen Graf⸗ 
ſchaften und trotz der dem Kölner willig dargebrachten Ehrerbietung 
niemals in den Landfrieden Kölns und ſeiner Edlen auf. Der Erz⸗ 
biſchof von Köln und der Pfalzgraf bei Rhein haben eben jeder einen 
ſtreng geſonderten Friedensſprengel. 2. Die Erzämter der Pfalz ſind 
von rheinfränkiſchen Dienſtmannen beſetzt; der Truchſeß iſt Werner 
von Alzey). Dieſes Geſchlecht iſt demnach aus altem Wormſer 
Herzogsgut übernommen, und kein pfalzgräfliches. Denn in Alzey hatte 
ſchon Konrads und Barbaroſſas Vater, Herzog Friedrich von Schwaben, 
der Sohn des dux Suevorum et Francorum, reſidiert, und in Alzey 
war er 1147 geſtorben. Das Verhältnis der Pfälzer Miniſterialen zu 
den rheinfränkiſchen des Reiches verheißt übrigens weitere Aufſchlüſſe. 
Sagt doch die neueſte Unterſuchung von Joſef Schreibmüller in voll⸗ 
kommener Naivität über eines dieſer Geſchlechter: „Die Lehen zog Kur⸗ 
pfalz ein, die überhaupt das Erbe der meiſten Reichsminiſte⸗ 
rialiengeſchlechter angetreten hat.““) Daß damit keine Antwort ges 
geben, ſondern erſt die Frage geſtellt iſt, dürfte einleuchten. Die Pfalz 
und das Reichsgut in Rheinfranken verhalten ſich anſcheinend ähnlich 
wie gleichzeitig Herzogtum und Reichsgut in Schwaben. 3. Die Kirchen⸗ 
vogtei, ein weiteres Kennzeichen herzoglicher Waltung, wird vom Pfalz⸗ 
graf in Worms und tief im Süden, in Herrenalb beanſprucht; 1160 
maßt er ſich die Beſetzung des Mainzer Stuhles an. Mit Gewalt er⸗ 
zwingt Barbaroſſa für feinen Bruder die Vogtei über Kloſter Lorſch “). 
Nie hören wir von ähnlichen Einflüſſen in Niederlothringen oder 
Ribuarien. Das Geleit in Aachen, dieſem angeblichen Ausgangspunkt 
der pfalzgräflichen Prärogative, ſteht ihm, Barbaroſſas Bruder, nicht 
zul ) 4. Auch der Titel palatinus Rheni dürfte mindeſtens in feinem 


20) MG. Const. II, 609, Nr. 442. 

51) Heinemann a. O. S. 282. 

2) Pfälzer Reichsminiſterialen 1911, S. 33 über die von Scharfenberg. 
3) Cod. diplom. Lauresh. I, 258. 

4) S. oben Giſelbert von Mons z. J. 1188, S. 126, Anm. 17. 
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zweiten Beſtandteil auf Rheinfranken zielen. Zwar iſt das rheinfrän⸗ 
kiſche Heidelberg erſt 1225 urkundlich als Reſidenz belegt). Indeſſen 
ſind es erſt die beiden unmittelbaren Vorgänger Konrads, denen zuerſt 
der Titel palatinus Rheni beigelegt wird. Und deren beide Burgen 
Stahleck bei Bacharach und, wie wir geſehen, in gewiſſem Sinne auch 
Rheineck, liegen in Rheinfranken ). Beide find vornehmlich Mainzer 
Lehnsleute; beſonders die Rheinecker, ein mainfränkiſches Geſchlecht, 
find mit Mainz aufs engſte verbunden. Mithin nennt ſich kein eigent⸗ 
lich lothringiſcher Pfalzgraf „bei Rhein“; dieſer ſeit Lothar aufs 
tauchende Zuſatz dürfte vielmehr auf die rheinfränkiſche Stel⸗ 
lung der nunmehrigen Inhaber des Amts hindeuten. Ahnlich 
ſprechen die Quellen von dem rheinfränkiſchen Emicho von Leiningen. 
Als er die Menge kurz vor 1098 in dem herzogloſen Stammland 
als Führer organiſiert, da wird ſein Wirkungskreis beſchrieben als 
„partium illarum que circa Renum sunt“ *). 5. Es räumen die 
„Reichs fürſten“ gewordenen Pfalzgrafen mit ihren niederrheiniſchen Bes 
ſitzungen — wohl weil zu entlegen — alsbald auf). So „find es 
nur rheinfränkiſche Gaue, aus denen ſich die Pfalz ſpäter geftaltet hat“ 
(Häußer). Aber die ſtrikte Beobachtung der alten Stammesgrenzen 
wird uns bei einer anderen Regelung des Reichsrechts ebenſo auffällig 
bezeugt. Die Prokuraturen für das Reichsgut nämlich, die doch erſt im 
13. Jahrhundert gebildet werden, folgen ſtreng den alten Landes⸗ 
ſcheiden. So war Hermann v. Geroldseck im Süden Prokurator auf 
beiden Ufern des Rheins bis Selz und Weißenburg). Selz iſt aber 
der Grenzort der Diözeſen Straßburg und Speyer, d. h. zwiſchen Elſaß⸗ 
Schwaben einer⸗, Franken andererſeits; „ipse locus in marea 
antiquitus constitutus“ ). Hier alſo fing die mittelrheiniſche — 
wir ſagen jetzt korrekt: die rheinfränkiſche — Prokuratur an und reichte 


8) Für das 12. Jahrh. hat man nur eine wertloſe Notiz des Trithemius. Siehe 
darüber Marc Rofenberg, Quellen z. Geſch. d. Heidelberger Schloſſes 1882, Exkurs S. 239f. 
Daß faktiſch auch Konrad ſchon in Heidelberg reſidiert habe, wird dadurch natürlich 
nicht ausgeſchloſſen. 

26) Bol. J. Friedrichs, Burg und territoriale Grafſchaften, Bonner Diff. 1907, 
S. 51 u. 53. 

350 Frutolf SS. VI, 215. 

20) Heinemann, Heinrich v. Braunſchweig 279 ff. 

20) Nieſe, Reichsgut 279f. 

“) DD. O. III. Nr. 130, S. 541 u. 993. 
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bis — über Andernach! Für dieſe ſchon von Nieſe feſtgeſtellte Aus⸗ 
dehnung und damit für die Südgrenze der darauf folgenden nieder⸗ 
rheiniſchen Prokuratur iſt noch eine wichtige Notiz nachzutragen. 1257 
beauftragte Alfons von Kaſtilien den Herzog von Niederlothringen, 
das Land am Niederrhein zu verwalten: „a Brabantia usque ad 
Renum, videlicet Aquisgranum, Sinzechen, Landscron, Werde 
et a ter minis dioecesis Treverensis in des- 
censu Reni usque ad mare“). D. h. wir haben erneut die 
alte Grenze am Vinxtbach und bei Rheineck vor uns! 

Eine ebenſo ſäuberliche Abſonderung Rheinfrankens ergibt ſich 
auch bei einem Blick auf die Liſte der Orte, die in der Pfalz zu Ingol⸗ 
heim im 14. Jahrhundert zu Haupte gingen ). Die Dörfer gehörten 
zu Kurpfalz, Simmern, Veldenz, Sponheim, Rhein⸗ und Wildgraf⸗ 
ſchaft, Katzenellenbogen, Naſſau⸗Wiesbaden, Naſſau⸗Weilburg, Kur⸗ 
mainz, Kurtrier, Worms, d. h. es ſind ſo ziemlich alle rheinfränkiſchen 
Herrſchaften vertreten, hingegen keine einzige andere! 

Wenn wir aber behaupten, daß aus Rheinfranken, nicht aus 
Lothringen die hohe Würde der Pfalz ſeit Barbaroſſa ruhen muß, ſo 
wird das ja durch den Zeitpunkt beſtätigt, von welchem ab die Quellen 
uns dieſen hervorragenden Rang des Fürſtentums bezeugen. Dies ge⸗ 
ſchieht nicht vor 1155, ſeitdem aber durchweg. Nie mehr wird der 
Pfalzgraf ſeitdem „lothringiſcher“ genannt — wie doch noch bis dahin 
vorkam — ſondern nur noch „bei Rhein“. 1159 wohnt im Feldlager 
der oberſte geiſtliche Erzbeamte des Reiches, der Erzbiſchof von Mainz, 
bei ihm: „obtinuit eum illustris Conradus; comes palatinus 
Rheni imperatoris que germanus; et quia vicinior curie et quia 
ei familiarior erat“ ). 1198 zuerſt ift die Stellung des Pfalzgrafen 
als des Reichstruchſeß unumſtößlich bezeugt. Und die große Bedeutung 
der Stellung läßt ſich auch aus dem leidenſchaftlichen Widerſpruche 
Heinrichs VI. entnehmen, als der Sohn Heinrichs des Löwen ſie ſich 
zu erheiraten gedachte). 

9 van $ Klerk, Geſtes de Brabant, her. von Willems 1 (1839), 656. Pièces Justific. 
Nr. 53; Böhmer⸗Ficker V, 5493. 

4) Loerſch, Der Ingelheimer Oberhof 1885, S. XXXVIII fl. 

) Vita Arnoldi bei Jaffé, Bibliotheca III (Moguntina), 639. Viel Wert iſt 
auf dies gefälſchte opus nicht zu legen. 

) Die Geſchichte iſt oft erzählt worden; zuletzt bei Kowalski, Die deutſchen 
Königinnen 1913, S. 64. 
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Aber während die Anknüpfung einer ſolchen Macht an das Pfalz⸗ 
grafenamt rätſelhaft bleiben mußte, kann ſie nicht mehr unſere Ver⸗ 
wunderung erregen, wenn doch der Inhaber der uralten ſaliſchen Herr⸗ 
ſchaft zu Worms, der Nachfolger der Herzöge von Rheinfranken, der 
erſte weltliche Große in dem vornehmſten Stamm⸗ 
lande des Reiches, noch dazu des Kaiſers Bruder, dieſelbe Würde 
des Truchſeſſen erhält, die Eberhard, Herzog von Rheinfranken 936 
bekleidet hatte! Der Name darf uns alſo nicht irreführen: wir haben 
hier das Wiederaufleben einer immer den Rheinfranken vor⸗ 
behaltenen Würde verfolgt. Sie hängt fo wenig mit dem Pfalzgrafen⸗ 
amt zuſammen, wie das Fürſtentum der Anhaltiner mit der Grafſchaft 
Aſchersleben, trotzdem ſich dieſe principes Ascharie nennen, und ſo 
wenig wie der hohe Rang der Herzöge von Zaͤhringen auf dem Beſitz 
dieſes Handgemals gründet, da er vielmehr nur auf ihrer Herrſchaft über 
Zürich und Burgund beruht. Aber nicht genug damit, daß „Kurpfalz“ 
geographiſch nicht in Lothringen wurzelt; auch in ſeiner Funktion als 
Seneſchall iſt keinerlei Ablöſung des Herzogs von Lothringen zu fin⸗ 
den“). Denn dieſer letztere bleibt unangefochten nach wie vor in feiner 
Stellung. Hatte Widukind 936 erzählt“): Lothariorum dux Isil- 
berchtus, ad cuius potestatem locus ille pertinebat, 
omnia procurabat, fo heißt es 1259): „debes esse summus 
senescalcus in aula nostra citra Renum“ ). 

So dürfen wir wohl jetzt als Ergebnis feſthalten, daß negativ 
Lothringen und der Niederrhein mit der Macht und 
Würde der Pfalz ſeit dem 12. Jahrhundert nichts zu tun haben; 
poſitiv aber 1. daß der Pfalzgraf bei Rhein Reichsfürſt iſt, weil er 
ſeit 1155/56 in Rheinfranken, einem alten Stammlande und Herzog⸗ 
tum der einzige ſeiner Art iſt; 2. daß er Truchſeß des Reiches iſt, weil 
er der Inhaber desjenigen Teiles des fränkiſchen Stammlandes iſt, 
auf den ſich das Königtum über Deutſchland gründet und weil der 
Begründer des Fürſtentums ein Bruder des Kaiſers war. 

Der erſte, der ein geſondertes Rheinfranken energiſch und mit 
Geſchick verfochten hat, war Kremer 1778. Wenck, Häußer und die 


5) Dies iſt Buchners Theſe, vgl. IZRG. 34 (1913), 520. 
U., 2. 

47) Zeumer, Quellen-Sammlung* 98, Nr. 78. 

40) S. dazu oben S. 92, Anm. 18; 230 ff. 
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allgemeine Lehre wandten fi von feiner Theorie ab. Der Fund des 
Friedens von 1179 hat ſeitdem die Lebenskraft dieſes beſonderen Be⸗ 
zirks für das 12. Jahrhundert dargetan. Die Einteilung wird auch 
von den Ethnographen unterſtützt“). Das Ergebnis unſerer Dar⸗ 
legungen, daß nämlich der lothringiſche Pfalzgraf zu einem Herzog in 
Rheinfranken wird, entſpricht übrigens Ernſt Mayers Aufſtellungen 
in feiner deutſchen und franzöſiſchen Verfaſſungsgeſchichte ). Mit ers 
leuchtetem hiſtoriſchem Sinn hatte den Zuſammenhang Siegfried Hirſch 
ſchon 1864 erfaßt). 


40 Vgl. O. Bremer in Pauls Grundriß III“, ſpeziell die Karte zu S. 869; ferner 
nenne ich Elteſter in der Einl. zu Beyers Mittelrheiniſchem Urkundenbuch I (1865), S. IX. 

50) II (1899), 329—332. 

51) Jahrbücher Heinrichs II. Bd. II, 164 f., Anm. 1. 
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Die Stellung der Stammesvororte iſt bisher in ihrem verfaſſungs⸗ 
rechtlichen Zuſammenhang kaum beachtet, geſchweige denn behandelt 
worden. Der heute völlig vergeſſene Landau hat manches Wertvolle 
über fie geſagt ), das leider mit manchem Kritikloſen, das auch bei ihm 
ſteht, zuſammen abgetan worden iſt. Die lokalgeſchichtliche Literatur 
iſt beträchtlich, aber ihr Intereſſe dem Vorortsbegriff natürlich wenig 
zugewandt. Am meiſten haben noch Werlas Fürſtentage die Aufmerk⸗ 
ſamkeit auf ſich gelenkt). Und wirklich, erſt dadurch, daß Werla als 
Verſammlungsort des geſamten Stammes der Sachſen erkannt wird, 
bekommen ſeine Schickſale ihr beſonderes Relief. Nur Merſeburg hat 
als Vorort gegen die Slawen annähernd ähnliche Wichtigkeit beſeſſen. 
Für den nicht orientierten Leſer ſei unſerer gedrängten Schilderung die 
Bemerkung vorangeſchickt, daß die Pfalz Goslar, unweit Werla ge⸗ 
legen, zunächſt nur Zubehör dieſes Orts iſt und ſich erſt allmählich über 
dieſen älteren Platz emporſchwingt. 

968 ſchreibt Otto I. Herimanno et Thiadrico ducibus caeteris- 
que publicae rei nostrae prefectis in Sachſen einen Bericht über 
feinen Römerzug. Darüber heißt es dann: „His litteris lectis in 
conventu populi in loco qui dieitur Werla coram prineipibus 
et frequentia plebis“ fei der Beſchluß gefaßt worden, ftatt gegen 
die Redarier gegen die Dänen Krieg zu führen). Als Heinrich von 
Bayern 984 zur Krone zu gelangen verſucht und in Quedlinburg er⸗ 


1) Die Territorien 1852, S. 226— 239; das Salgut 1862, S. 98 fi. 

2) Vgl. Wedekind, Neues Vaterländiſches Archiv des Königreichs Hannover 1828, 
I, 220; Gundlach, Karl der Große im Sſp., Gierkes Unterſ. 60, 1899, S. 14 ff. 
Roſenſtock, Herzogsgewalt 70 ff. Ferner Rübel, Die Franken 266 f. Weiland, Hanſiſche 
Geſchbl. 1884, S. 1ff. W. Gerlach, Entſtehungszeit der Stadtbefeſtigungen in Deutſchland, 
Leipziger phil. Diſſ. 1913, S. 67. 

) Widukind, Scr. rer. Germ.“ (1904), 129. 

Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 22 
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fährt, daß die Gegenpartei ſich ſammle „quod dux comperiens suos 
. .. dimisit; ipse autem cum valida manu ad perturbandam 
hanc coniurationem seu pacifieandam ad Werlu pro- 
perans““ ). Andere Verſammlungen desſelben Jahres in Seeſen und 
Hohenaſſel ſind in unmittelbarer Nähe dieſes Werla, deſſen Beſitz 
Heinrich offenbar für beſonders wichtig anſieht. 1002 ſchwören die 
ſächſiſchen Großen, die in Froſe“) verfammelt find, niemanden zu 
wählen „vor dem feſtgeſetzten Landtag zu Werla“ ). Tatſächlich findet 
hier die Königswahl des ſächſiſchen Stammes ftatt. Die Fürften find 
dort vollzählig verſammelt, und zwar, was für die Beurteilung haupt⸗ 
ſächlich wichtig iſt, ſowohl Ekkehards als Heinrichs Anhänger, es iſt 
keine Parteizuſammenkunft, ſondern der legitime Stammeslandtag, 
der verbindlich für alle Sachſen handelt). Bei der Vakanz vor 1024 
findet ein ebenſolcher Tag in Werla ftatt! ®) 

Heinrich III. verlegt dann den Palaſt von Werla nach Goslar. 
Nitzſch hat bekanntlich vermutet, Goslar habe Reſidenz des Reiches 
werden ſollen. Ich glaube, es bedarf dieſer leicht mißverſtändlichen 
Formulierung nicht, wenn man nur den beſonderen Charakter Goslars 
als ſchon vorher nach Stammesrecht gegeben erkennt. Die Vernich⸗ 
tung der Selbſtändigkeit konnte der König nicht beſſer betreiben, als 
wenn der Kaiſer eben dort dauernd weilte, wo ſonſt der Stamm der 
Sachſen ſich ſein Recht ſelbſt ſetzte. Der Zuſammenhang von Werla 
und Goslar bleibt noch Jahrhunderte deutlich. Als Heinrich IV. 
curtem nostram Werla nomine cum omnibus appendiciis 1086 
an die Kirche von Hildesheim gibt, fügt er ausdrücklich hinzu: 
excipientes de hac ipsa donatione clientes nostros 
cum bonis eorum et silvam que dieitur Harz cum forestali 
iure et Goslariam cum bonis fratrum Goslariensis 
ecclesiae). Mithin hätte Goslar ohne dieſe ausdrückliche Aus⸗ 
nahme als Zubehör Werlas zu gelten gehabt! Ja noch nach 1300 rät 

4) Thietmar IV, 3. 

5) „ad Frasam curtem regiam quam tunc Guncelinis comes ex parte imperatoris 
in beneficium tenuit“ Thietmar IV, 52. 

e) „ante constitutum in Werla colloquium“ ebenda. 

7) Daß man hier erſcheinen mußte, wollte man feiner Rechte zur Mitwirkung nicht 
verluſtig gehen, ergibt ſich aus der Schilderung bei Thietmar V, 3 und 4 ſehr deutlich. 

) Vita Meinwerci c. 195 SS. XI, 152. 

e) Hochſtift Hildesheim UB. I, 141, Nr. 148. Stumpf 2871. 
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ein Spaßvogel den Goslarern, doch ihre Pfalz nach Werla zu ver⸗ 
legen und fo den urſprünglichen Zuſtand herzuſtellen). Noch auf⸗ 
fälliger tritt dieſe Einheit uns im Jahre 1180 entgegen. Im April 
hatte der geächtete Heinrich der Löwe vergebens Goslar berannt. Im 
Auguſt dringt Friedrich I. in Sachſen ein. „In assumptione sanctae 
Mariae in curia apud Werle habita omnibus fautoribus ducis 
termini ut ab eo resipiscant praefiguntur ex sententia prin- 
cipum scilicet natale s. Mariae, festum sancti Michaelis, tercius 
terminus ad festum sancti Martini“ ). Somit wird bei dem 
feierlichen Gericht, das gegen alle ſächſiſchen Anhänger Heinrichs er⸗ 
gehen ſoll, nicht Goslar, ſondern das altertümliche Werla als Ding⸗ 
ſtätte des Stammes genannt. Aber über dieſe feine Unterſcheidung 
hinaus iſt die Wahl gerade dieſes Ortes Werla⸗Goslar überhaupt 
intereſſant. Man erinnere ſich, daß es auch 1139 in der Pfalz zu 
Goslar geſchah, daß Konrad III. dem welfiſchen Rivalen das Herzog⸗ 
tum Sachſen „verteilen“ ließ. Goslar wird noch 1384 von König 
Wenzel zum Sitz eines Landfriedensgerichts erhoben ), der Land⸗ 
friede iſt aber immer für größere Sprengel gedacht, und urſprünglich 
nur für Stammesgebiete und Herzogtümer. 

Der Sachſenſpiegel kennt freilich fünf Orte in Sachſen, wo der 
König „echte hove“ halten kann, „die irſte is gruna, die andere werle 
die is to goslere geleget, walehuſen is die dridde; alſtede die vierde; 
merſeburch die vefte““ ). Hier haben wir den Ausdruck des „echten 
Hofes“, mit dem aber nicht der Lehnshof, ſondern der ſächſiſche Land⸗ 
und Gerichtstag bezeichnet wird. Tatſächlich ſind aber während der 
geſamten Stauferzeit nur in Goslar und außerdem noch in Merſeburg 
ſolche Tage abgehalten worden ). 

Nach alledem dürfte die Bezeichnung Werlas als Stammesvorort 
der Sachſen keine Übertreibung enthalten. Von hier aus fällt nun aber 
noch ein Streiflicht auf Heinrichs des Löwen Ideen. Man betont oft 
genug, daß er als letzter ein wahres Stammesherzogtum über Nieder⸗ 

10) Zeitſchr. des Harzvereins XXV, 263. 

1) Annales Pegavienses SS. XVI, 263. Die Ladungsweiſe — drei Termine 
gleich von Anfang an beſtimmt — iſt übrigens prozeßrechtlich ſehr intereſſant. 

12) Unger, Landſtände I (1844), 144. 

18) III, 62, 1. 


) Carl Wacker, Beiträge z. Geſchichte der ſtaufiſchen Reichstage. Leipziger Diſſ. 
1882, S 29, Anm. 2. 
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deutſchland neu aufzurichten gedachte. Aber dann iſt ſein bekannter 
Vorſchlag, den er 1176 in Chiavenna ſeinem kaiſerlichen Vetter machte, 
er wolle ihm helfen, wenn der Kaiſer ihm dafür Goslar überlaſſe, nicht 
auf irgendeine, für ſeine Herzogswürde belangloſe Pfalz gerichtet. 
Sondern für Heinrich handelte es ſich darum, eine Lage zu beſeitigen, 
der etwa ähnlich, wenn dem Herzog von Bayern Regensburg ver⸗ 
ſchloſſen geweſen wäre oder der Italiens zwiſchen 1859 und 1870. 
Es iſt alſo noch zu unbeſtimmt, wenn Heigel und Riezler ) ſagen: 
„Goslar war nicht bloß eine reiche Stadt, ſondern auch der Schlüſſel 
Oſtſachſens.“ Die neueren gehen noch weniger darauf ein ). 

Zum Teil andere Umſtände als bei Werla ſind es, die Zürichs 
beſonderen Rang zu beweiſen geeignet ſind. Das kann nicht wunder⸗ 
nehmen. Die Frankenherrſchaft über Sachſenland hat nachhaltig nicht 
viel mehr als ein halbes Jahrhundert Beſtand gehabt. Wenn wir 
den Zuſammenhalt dieſes Stammes in eigenen Landtagen durch alle 
Jahrhunderte beobachten können, ſo gewinnt etwa das Verbot Karls 
des Großen, ſpontan Landesverſammlungen in Sachſen abzuhalten, 
einen völlig ephemeren Anſtrich“). Und auch unter der Decke der 
fränkiſchen Grafſchaftsverfaſſung iſt die volksmäßige Gerichtsordnung 
nicht ernſthaft in Sachſen verändert worden. In Schwaben liegen die 
Verhältniſſe deshalb anders, weil erſtens die fränkiſche Herrſchaft Jahr⸗ 
hunderte alt war, und weil ferner der Stamm nicht in ariſtokratiſcher 
Form wie der größere ſächſiſche Stamm zuſammenhielt, ſondern ſtraff 
unter monarchiſcher Spitze von jeher organiſiert war. 

So erkennen wir Zürichs Stellung am Verhalten des Herzogs. In 
Zurich regiert Burkhard, der erſte Herzog von Schwaben; hier ſchlagen 
die Herzöge ihre Münzen. In der Limmatſtadt wird 1004 von Hein⸗ 


15) Das Herzogtum Bayern, 1867, S. 28. Philippſon, Heinrich der Löwe II 
(1867), 208, gibt zwar vier Gründe an, aus denen Barbaroſſa Goslar verweigern 
mußte, aber kein einziger trifft den Kern. Eine Illuſtration zu der Bedeutung des 
Stammesvororts für das echte Stammesherzogtum wäre es, wenn als Folge der wel⸗ 
fiſchen Kataſtrophe von 1180 Regensburg zur Reichsſtadt umgewandelt worden wäre. 
Indeſſen iſt dieſe Theſe Philippſons (II, 244) völlig haltlos; vgl. z. B. Gfrörers Ver⸗ 
faſſungsgeſchichte von Regensburg bis zum Jahre 1256 in den Vierteljahrsheften des 
hiſtor. Vereins von Oberpfalz und Regensburg 37 (1883), 1 ff. 

10) Vgl. z. B. Hampe, Hiſtor. Zeitſchr. 109, 49 ff. 

AT) Brunner, RG. I, 269. Der ephemere Charakter ſolcher Erlaſſe kann natür⸗ 
lich in den Darſtellungen des fränkiſchen Staats nicht recht zur Anſchauung kommen. 
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rich II. ein Landfriede für den geſamten ſchwäbiſchen Stamm auf⸗ 
gerichtet). An Zürich knüpfen vor allem auch jene Erinnerungen an, 
die das Schwabenland an Karl den Großen, d. h. an die fränkiſche Ver⸗ 
faſſung, bewahrt hat; dort ſteht des Kaiſers Haus, dort ſein altes 
Standbild). Wie Merſeburg der ſächſiſche Ort iſt, an dem die 
ſlawiſchen Häuptlinge erſcheinen müſſen, ſo iſt Zürich die einzige 
deutſche Stadt, in der die Langobarden vor dem Gericht des Kaiſers 
ſich zu verantworten haben). 

Nichts von alledem iſt bei Ulm zu ſpüren, einer gewöhnlichen 
curtis imperialis wie viele andere). Vielmehr tritt dieſe erſt durch 
die Bürgerkriege unter Heinrich IV. hervor, weil Zürich damals ſeine 
Tore den Feinden der Salier verſchloß. Im Jahre 1098 glückt die 
Ausſöhnung der ſtreitenden Parteien in Schwaben ). Das ſtaufiſche 
Haus behält das Herzogtum Schwaben, der zähringiſche Gegenherzog 
wird mit Zürich abgefunden. 

Bei dem Vorrang Zürichs erregt ſeine Verleihung an die Zähringer 
Intereſſe. Am richtigſten hat darüber Heyck geurteilt“), dem wir uns 
gegen die ältere Anſicht, die vornehmlich von Wyß vertreten wurde, 
anſchließen. Darnach wurde Zürich aus dem Herzogtum Schwaben 
völlig erimiert. Die Zähringer führen auf Grund dieſes Reichs lehens 
in offiziell anerkannter Weiſe den Herzogstitel, wie das ſeit dem 
Jahre 1100 urkundlich nachweisbar iſt. Sie ſind wahre Herzöge, denn 
unter ihnen bleibt der edelfreie Graf von Lenzburg ſeinerſeits Vogt 
von Zürich. D. h. ſie haben einen Grafen und auch andere freie Herren 
zu Vaſallen, das ſichere Kennzeichen des Herzogtums um 1100. Die 
zweiſtufige Vogtei über die Stadt begegnet 1114 und wird 1130 be⸗ 
ftätigt ”). Als die Lenzburger ausſterben, werden die Zähringer Ober⸗ 


16) Herzberg⸗Fränkel, Forſchungen 23, 122. 

10) Vgl. hierzu auch Karl Dändliker, Unwerſalhiſtoriſche Anknüpfungen der Züricher 
Geſchichte in Feſtgaben zu Ehren Max Büdingers, 1898, S. 1609 ff. 

0) Oben S. 90, Anm. 13. 

21) Vgl. die Regeſten bei Preſſel, UB. der Stadt Ulm I (1873), S. 3ff. 

2) Dieſe Ausſöhnung hat offenbar allgemeine Bedeutung gehabt. Ich ſchließe das 
daraus, daß z. B. auch die Reichenau zwiſchen 1095 und 1100 zum Kaiſer übertritt. 
Vgl. Feyerabend, Deutſche Reichsabteien, 1913, S. 61f. 

22) Geſchichte der Herzöge von Zähringen, S. 184 ff. Vgl. auch Meyer v. Knonau, 
Jahrbücher Heinrichs IV., Bd. V, 23 ff. 

24) Züricher UB. 1, 143 f. und 167. 
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und Kaſtvögte zugleich, indem ſie das erledigte Lenzburger Lehen be⸗ 
greiflicherweiſe einbehalten. Daß die Hulde es iſt, die den Herzögen 
von Zähringen als beſonderer verfaſſungsrechtlicher Faktor zu ſtatten 
kam, hat bereits Konrad Beyerle betont). Die Hulde bedeutet aber 
nichts anderes als der echte Lehnshof über Freie, der nur einem Herzog 
zuſteht. Mit Lothars Unterſtützung ſoll dann auf Zürich ein wahres 
Herzogtum über ſchwäbiſche und burgundiſche Länder begründet werden, 
ſo daß Konrad von Zähringen in einer Urkunde von 1145 als rector 
Alemanniae et Burgundiae bezeichnet werden kann?). Der junge 
Herzog Friedrich von Schwaben fühlt ſich dadurch beeinträchtigt; und 
fein Feldzug von 1146 richtet ſich deshalb gegen den Hauptſitz feiner 
Feinde vor allem, d. h. gegen Zürich“). Ausdrücklich ſagt Otto 
v. Freifing ?’), daß in jenen zähringiſchen Plänen der Verſuch ge⸗ 
funden werden könne, zu einem echten Herzogtume zu gelangen. Aber 
ſeine Ausführungen zeugen doch bei vorurteilsfreier Würdigung auch 
dafür, daß abgeſehen von dieſen Erweiterungsplänen die Zähringer 
zwar kein herzogliches Land, aber wohl die herzogliche Würde, d. h. 
wir ſagen ein herzogliches Haus im Gegenſatz zu einem bloßen Grafen⸗ 
geſchlecht behaupten). Unbeſtritten find fie auch nach 1180 perſön⸗ 
lich „Reichsfürſten“ geblieben. Ein Fahnlehen freilich hatte man im 
Jahre 1098 aus der Stadt Zürich nicht machen können. An derartige 
Neugründungen von Herzogtümern aus künſtlich zuſammengebrachtem 
Gebiet hat man ſich erſt viel ſpäter, und auch da nur in engen Grenzen, 
gewagt). Während bekanntlich das Fahnlehen uneinziehbar iſt, wird 
Zürich beim Ausſterben ſeines Herzogsgeſchlechtes 1218 nicht neu ver⸗ 
liehen, ſondern fällt ins Reich. Aber auch der Grundbeſitz, an dem der 

=) Die Gnade im Deutſchen Recht, Göttinger Kaiſersgeburtstagsrede 1910. 

26) Züricher UB. I, 174 f. Vgl. über die Verleihung Burgunds 1127 SS. XVII, 
23; über andere Errungenſchaften der Herzöge Hans Hirſch, Die klöſterliche Immunität 
S. 61f. 

= Hyd a. O., 303 ff. 

26) Gesta Friderici I, 9. 

29) Otto a. O.: at supra nominatus Berhtolfus vacuum exhine nomen ducis 
gerens, id quasi hereditarium posteris reliquit. Omnes etenim usque ad presentem 
diem duces dicti sunt, nullum ducatum habentes soloque nomine sine re partici- 
pantes — nisi quis ducatum esse dicat comitatum inter Juram et montem Jovis 
— in aliis tamen rerum et honoris non parva pollentes magni- 


ficentia. 
20) Vgl. S. 136. 
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Name und damit der Adel des Geſchlechts hängt, d. h. das Schloß Zäh⸗ 
ringen ſelbſt, tritt nicht in den Erbgang 1218 ein. Statt an die im 
übrigen zur Erbſchaft berufenen Seitenverwandten zu kommen, fällt es 
dem Reiche heim ). Das kann einzig in dem Amtscharakter gerade dieſes 
Handgemals des Geſchlechts begründet ſein. Es iſt das herzog⸗ 
liche Haus, welches 1218 deshalb erlöſchen muß, weil es nur von 
Hausgenoſſen, d. h. von Söhnen, hätte fortgeſetzt werden können ). 
Wäre übrigens Zürich 1218 neu verliehen worden, ſo hätte es nach 
den von uns ermittelten Grundſätzen ſeinem Inhaber nicht den 
„Reichsfürſten“ſtand zu verſchaffen vermocht ). Hiermit meinen wir 
die näheren rechtlichen Verhältniſſe der zähringiſchen Herrſchaft über 
Zürich keineswegs erſchöpfend behandelt zu haben. So ſei z. B. noch 
auf Schultes Bemerkungen über die Stände verwieſen ?). Für uns 
genügt es aber, feſtzuhalten, daß Schwaben ſeit 1098 ebenſo feinen 
Vorort entbehrt hat, wie Goslar dem ſächſiſchen Herzogtume Heinrichs 
des Löwen zur Vollkommenheit mangelte. Andererſeits zeigt die Wahl 
gerade Zürichs im Jahre 1098 durch Heinrich IV., daß man eine ſolche 
Notbildung damals nicht aus dem Nichts ſchuf, ſondern mit möglichſter 
Ausnutzung der alten Rechtslage. Zürich ſchien geeignet, weil es keine 
gewöhnliche Stadt, ſondern die Herzogsſtadt par excellence „nobi- 
lissimum oppidum Sueviae“ war. Da gerade fie immer treu zu der 
ſaliſchen Partei gehalten hatte, wäre ihre Verleihung nicht zu ver⸗ 
ſtehen, wenn wir nicht auch hier aufs neue den langſamen Schritt der 
Rechtsgeſchichte, die Macht der Rechtsideen und die relativ geringe 
Rolle politiſcher Willkür zu berückſichtigen ſuchen. 


1) Heyck 189 ff., 392 f. und Regiſter s. v. Zähringen. 

2) Oben S. 173. Auch anderwärts nennt ſich ein Herzog nach dem Handgemal; 
genau entſpricht dem dux de Zaringen der Titel Herzog Welfs als dux de Altdorf, 
Heyck S. 186, Anm. 614. 

8) Oben ©. 135. 

% Zeitſchrift für deutſches Altertum 39 (1895), 195. Bei der Gelegenheit er⸗ 
wähne ich eine merkwürdige Überlieferung über den letzten Zähringer, Berthold V, bei 
Dümge, Symbolik germaniſcher Völler in einigen Rechtsgewohnheiten, 1812, S. 41 ff. 
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Wir haben nicht die Abſicht, in dieſem Abſchnitte eine wirkliche 
Geſchichte Niederlothringens zu liefern. Unſer Intereſſe beſchränkt ſich 
auf einige beſtimmte Seiten der Verfaſſung. Uns liegt im Rahmen 
unſerer Geſamtanſchauung die Erweckung des rechten Verſtändniſſes für 
die Stammlandsqualität Niederlothringens am Herzen, und für das 
ſorgfältig davon zu ſondernde Zerſplittern der Befugniſſe des dortigen 
Stammesherzogs. Die Dreiteilung des Landes Lothringen unter Otto I. 
darf nicht für eine Departementsbildung vom grünen Tiſch gehalten 
werden). Die Teile, die entſtanden, hatten vorkarolingiſche Grenzen. 
Niederlothringen umfaßt Aachen, Heriſtal, Lüttich (nicht Kanten?) das 
heißt die berühmteſten Stätten des letzten Königshauſes aus ſaliſchem 
Blute. Um jedes Mißverſtändnis auszuſchließen, ſei folgendes betont. 
Durch den Ausſchluß von Utrecht ergibt ſich ohne weiteres, daß Nieder⸗ 
lothringen nicht etwa ganz Salfranken umfaßt. Wenn wir es alſo 
doch ſo und als Stammland bezeichnen, ſo dürfen wir das, denn iſt auch 
nicht das ganze ſaliſche Land, fo iſt doch nur ſaliſches Land in dem 
Herzogtum zu finden. Auf dieſe Stammes reinheit aber kommt 
es an, während Verluſte von Stammesteilen auch anderwärts auf⸗ 
treten. Trier hat nie zu Niederlothringen gehört. Die Grenze zwiſchen 
dieſem und Oberlothringen iſt durch all die Jahrhunderte unverändert 
geblieben, und ſchon hierin liegt ein Hinweis auf den mehr als ephe⸗ 
meren Sinn der Teilung. In der Tat ſind es die Herzogtümer der 
Salier, Ribuarier und Moſelfranken, die im 10. Jahrhundert wieder 
hergeſtellt werden). Noch 1257 erhält der Herzog von Brabant eine 
Herrſchaft zugeſprochen, die genau jener Abgrenzung Niederlothringens 


1) S. oben 132. 

2) S. oben S. 14, Anm. 10. 

) Der Leſer wolle ſich gegenwärtig halten, daß weder Flandern noch Friesland 
von unſeren Ausführungen berührt werden. 
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unter Otto I. gleicht, und daher als eine innerliche begründete angeſehen 
werden muß). Als Salier werden die Bewohner noch am Ende des 
12. Jahrhunderts bezeichnet. Mayer⸗ Homberg hat zwar verſucht, ganz 
allgemein nachzuweiſen, daß man ſeit 1100 von einem ſaliſchen Stamme 
nichts mehr gewußt habe). Wo das Wort fpäter in den Quellen vor⸗ 
komme, ſei es mißverſtanden. Wir müſſen daher dieſe Annahme zu⸗ 
nächſt widerlegen. Prinzipiell müſſen wir feſtſtellen, daß ein einziger 
Beleg des 12. Jahrhunderts, der den ſaliſchen Stamm als noch vor⸗ 
handen kennt, genügt, um Mayer⸗Hombergs Theſe zu entkräften. Denn 
das darf nicht überſehen werden: Die Beweislaſt liegt in jedem 
einzelnen Falle bei ihm, daß man damals vom ſaliſchen Sta mme 
nichts mehr gewußt haben kan n. Wie kommt es denn, daß immer am 
Niederrhein von Saliern die Rede iſt! Daß Otto v. Freiſing Franken 
und trojaniſche Franken genau ſcheidet, und Konrad II. z. B. gerade 
nicht Salier, ſondern nur den Franken nennt?) Den Satz, daß gerade 
die vornehmſten Franken tatſächlich nach der lex Salica lebten, ſtellt ja 
Mayer⸗Homberg in ſeinem Buche ſelbſt auf. Daß aber „nur“ dieſe 
darnach lebten (S. 19), ein Umſtand, der freilich von einem gründlichen 
Mißverſtändnis zeugen würde, ſteht bei Otto v. Freiſing durchaus 
nicht. Die Prozeſſe der Mitte des 12. Jahrhunderts ſind alle ein⸗ 
deutig. Gerade die wichtigſte Stelle, mit der Mayer⸗Homberg nicht nur 
die Kenntnisloſigkeit Ottos v. Freiſing, ſondern auch den Unverſtand 
des Königsgerichts während des 12. Jahrhunderts hinſichtlich des Be⸗ 
griffs Salier hat beweiſen wollen, ſchlägt ihn. Im Jahre 1152 wird 
eine Urkunde für Stablo beſtätigt, laut welcher im Jahre 1138 eine 
Bank von Fürften, und zwar vornehmlich ſaliſchen (iudieio principum 
nostrorum et praecipue Sali cor um) das Dorf Tornines öſtlich 
von Lüttich dem Abte Wibald zuerkannt hatte und zwar im Prozeß 
gegen Gottfried von Namur). Kläger und Beklagte waren alſo 
zweifellos beide Salier. Nun unterzeichnen in der ebenfalls erhaltenen 

) „C'est la Basse-Lotharingie qui tout à coup sort de son tombeau.“ Vander⸗ 
kindere, Formation territoriale des Principautés Belges au moyen äge II (1902), 44. 

6) Volksrechte I, 18 ff. Er richtet ſich damit beſonders gegen Richard Schröders 
Forſchungen, beſonders in der ZRG. II (1881), 1ff. Übrigens werden die übrigen Theſen 
der Mayer⸗Hombergſchen Unterſuchungen durch dieſe methodiſche Vorfrage nicht berührt. 
Siehe unſere Anzeige ſeiner Schrift Hiſtoriſche Zeitſchr. 1914, Maiheft. 

6) S. oben S. 14, Anm. 9. 

) Miraeus I, 698f. 
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Urkunde von 1138 folgende weltliche Zeugen (vollſtändige Liſte): 
Walerammus dux, Heinricius filius ejus, Wilhelmus comes 
Palatinus, Godefridus de Ascha qui fecit judicium de Tor- 
nines T. Godefridus de la Rötza, Heinricus frater ejus, Theo- 
dericus judex Aquensis ). Alſo ſichtlich lauter Niederlothringer, 
d. h. Salier. Trotzdem ſagt Mayer⸗Homberg, der Urteilsfinder Got⸗ 
fried von Asca ſei Ribuarier geweſen. Er will das mit ſieben Stellen 
über Eſch aus Lacomblet belegen; von dieſen bezieht ſich aber keine 
einzige auf den Ort Asca, aus dem Gottfried ſtammt. Der ribuariſche 
Ort Eſch am Niederrhein, den Mayer⸗Homberg im Sinne hat, gehört 
dem Geſchlechte der Widerath ). Hingegen ſteht ebenfalls bei Martène 
eine Urkunde von 1124), worin es heißt: „familia comitis de 
Dorbuy praesente Heinrico adhuc puero et nutricio ejus Gode- 
frido de Asca, sub eujus tutela erat, et matre 
pueri Adalide comitissa . . . in der Zeugenreihe: Godefridus de 
Asca et comes de Durbuy Heinricus adhue puer.“ Dieſer Gott⸗ 
fried reift nachweislich eben zuſammen mit Wibald von Stablo zur 
Königswahl 1138 an den Rhein und kehrt über Trier zurück!). In 
Asca hat Stablo einen Miniſterialen ſitzen, der auch de Asca heißt ). 
Es iſt alſo Gottfried ſo beſtimmt Salier wie ſein Mündel, der Graf 
von Durbuy. Durbuy an der Ourthe bildet den Grundſtock auch der 
ſpäteren Markgrafſchaft Namur ). Südöſtlich von Durbuy liegt Asca 
(Aſche, Aye, Ays, Asc⸗en⸗Famenne) an der nordweſtlichen Grenze des 
heutigen Luxemburg; heute Aye ). 

Es hat alſo im Jahre 1138 eine vornehmlich aus ſaliſchen 
Stammesgenoſſen gebildete Bank und ein ſaliſcher Urteiler über ein auf 


) Martene et Durand, amplissima collectio II, 105. 

) Lacomblet, Niederrhein. UB. IV, 661. 

10) II, 86. 

1) Günther, Cod. dipl. Rheno-Mosellanus J (1822), 241, Nr. 118 u. 247, Nr. 121. 
Den handgreiflichen Datierungsfehler Günthers bei Nr. 118, der die Urk. unverwendbar 
machen würde, haben Goerz. Mittelrhein. Regeſten 1861, S. 18 und Beyer, UB. der 
Mittelrhein. Territor. I, 550, Nr. 495 und 558, Nr. 504 unbedenklich abgeſchrieben. 

12) Martène et Durand II, 108 z. J. 1138. 

15) Ficker, Reichsfürſtenſtand I, 110; Cartul. de St. Lambert de Liege I, Nr. 299 
und 307. | 

14) Vgl. Cart. de St. Lambert I, Nr. 60 und Cart. de St. Hubert en Ardenne I 
(1903), Nr. 180, S. 232 ff. 
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ſaliſcher Erde belegenes Grundſtück in dem ribuariſchen Köln richten 
müſſen! Und von dieſem Akt hat Otto v. Freiſing Kenntnis. Daraus 
ergibt ſich zur Genüge, daß im 12. Jahrhundert das Wort Salier völlig 
genau gebraucht worden iſt. Wir können aber weitergehen. Wir haben 
oben geſehen, daß die Salier als Trojaner bezeichnet wurden). Noch 
Burchard von Urſperg kann von dem Salier Konrad II. ausſagen: 
lex parte matris a probatissimorum Galliarum principum 
genere qui ex antiqua Troianorum stirpe descenderant, et 
a beato Remigio baptizati fuerant,] quiClodiisiveClo- 
doves, multotiens nominabantur [originem duxit]’”). 
Und fo bedarf es nur der Gleichſetzung dieſer Ausdrücke: Troja⸗ 
niſcher und Saliſcher Franken, um uns auch weitere Quellen 
zu erſchließen und vor allem über die Nibelungenſage Licht zu ver⸗ 
breiten. Der Prozeß des Herrn v. Kuyd bleibt ebenfalls unbezweifelt 
ein nach ſaliſchem Stammesrecht geführter. Mayer⸗Homberg beachtet den 
Wortlaut der Quelle nicht genügend, der Prozeß ſei geführt „in terra 
ipsorum, scilicet salica, more antiquorum“; es wird alſo 
deutlich auf ein altes Volksrecht hingewieſen. Domo et patria iſt kein 
"Ev did dvoiv — von Haus und Hof, ſondern heißt von Hof und Land. 
Patria iſt ebenſo oft Stammland, „Vaterland“, wie väterliches Erbe 
(vgl. comes patriae für den Landgraf von Thüringen, pax patriae 
für Landfrieden uſw.). Es iſt doch bezeichnend, daß gerade bei dieſem 
Prozeß Salier mitwirken, daß der Herr v. Kuyck dem Grafen v. Hol⸗ 
land die Mannſchaft als Todſchlagſühne leiſtet ). Die italieniſchen 
Stellen des 10. Jahrhunderts“) haben wir jetzt, nachdem Mayer⸗-Hom⸗ 
berg ſelbſt das ſaliſche Recht der Karolinger auf anderem Wege erwieſen 
hat, doch ſchlechtweg als richtig anzuerkennen. Alle geſchichtliche For⸗ 
ſchung wird unmöglich, wenn wir der Quelle, dafür daß fie Recht hat, 
jedesmal eine ausdrückliche Beweislaſt aufbürden. Daß man ganz 
korrekt das Haus Konrads II. von der Kunkelſeite her ſpäter das ſaliſche 
genannt hat, wie alsdann in entſprechender Redeweiſe die Staufer 


16) Oben ©. 14. 

10) Scr. rer. germ. p. 5. Das aus Otto v. Freiſing Chron. VI, 28 entnommene 
in eckigen Klammern. | 

17) His, Todſchlagſühne und Mannſchaft, Feſtgabe für Güterbock 1910, S. 347 
bis 379. ö 

18) Mayer⸗Homberg 1, 26 ff. 
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Weiblinger, muß auch als Argument gelten. Aber auch der Mönch von 
Epternach, den Mayer⸗Homberg verwirft, wendet eine wohl begreifliche 
Betonung an, wenn er — in Moſelfranken ſchreibend — gerade die 
ſeiner Heimat zunächſt angrenzenden Lützelburger ausdrücklich als 
Salier bezeichnet“). Den beften Beweis liefert uns eine Umkehrung, 
die er vornimmt — obwohl oder vielmehr weil ſie ſachlich hinfällig 
iſt —, die Kaiſerin Giſela, die von allen Schriftſtellern als Karo⸗ 
lingerin oder Salierin bezeichnet wird, nennt er als von Limburg 
ſtammend )! 

Auch noch aus zwei literariſchen Zeugniſſen geht hervor, daß 
die Einteilung Frankens in Unterſtämme um 1200 im Bewußt⸗ 
ſein der Zeitgenoſſen lebendig geweſen ſein muß. Das eine bildet 
eine im erſten Drittel des 13. Jahrhunderts verfaßte Schrift eines 
Veroneſers :). Das andere iſt das falſche Karlsprivileg für Aachen, 
das unter Barbaroſſa entſtanden ſein dürfte und welches den großen 
Kaiſer von ſich ſagen läßt: „legem Saxonum, Noricorum, Swe- 
uorum, Francorum, Ribuariorum, Salicorum distinxi“ ). 

Wir haben nun ſchon anderweit zu betonen gehabt, daß Stamm⸗ 
land und Herzogtum zwar nach Vereinigung ſtrebende und faktiſch 
verbundene, aber nicht eben notwendig identiſche Begriffe find ). 
Während alſo Niederlothringen allerdings als Salfranken angeſprochen 
werden kann, braucht trotzdem die Stellung ſeiner Herzöge dem Ideal 
des Stammesherzogtums nur in eingeſchränktem Umfang entſprochen 
zu haben. Und ſo verhält es ſich in der Tat. 

Das Haus Brabant, das ſeit 1107 den Dukat vom Reiche zu 
Lehen trägt, hat ſtets daran feſtgehalten, ſich von Lothringen zu 
nennen). Der gewöhnliche Sprachgebrauch bezeichnete das Haus zwar 
nach dem Ort. Dux Lovanie oder Lovaniensis kehrt ſtändig in den 
Quellen wieder). Andere ſetzen erläuternd hinzu Dux Lovanie, 


100 SS. XXIII, 67. 

20) Ebenda 48. Die Deutung des Regiſters iſt zwar objektiv begründet, entſpricht 
aber nicht den Intentionen des Schriftſtellers, der eben Lintburg für Limburg gehalten hat. 

1) Oben I, Abſchnitt 4, S. 68, Anm. 61. 

27) Publik. d. Geſellſch. f. rhein. Geſchichtskunde VII (1890), S. 156. 

25) Oben S. 125; 134. 

2) Vgl. Buchner, Entſtehung der Erzämter S. 119, Anm. 5. 

8) So z. B. immer bei Reiner v. Lüttich. 


* 
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id est Brabantie?). Aber die Fürſten felbft nennen ſich offiziell 
Herzöge von Lothringen und Brabant). Damit machen fie alſo auf 
ein Herzogtum Anſpruch, welches größer als Brabant, aber kleiner als 
das geſamte Lothringen geweſen fein muß), d. h. welches ſich auf 
den ſalfränkiſchen Anteil bezieht. Und wie ein echter Stammesherzog 
tritt uns dieſer Fürſt entgegen. Als das Haus Löwen mit dem von 
Limburg um den Dukat kämpft, zeigt ſich das deutlich?): Heinricus 
comes Lemburgensis, dolens se privatum honore ducatus quem 
pater suus et avus habuerant, Godefrido duci rebellis erat con- 
tiguos sibi possessionum eius reditus invadebat... Godefridus 
dux graviter ferens insolentiam eius. . eum. .. exereitu pro- 
gressus et opidum Aquisgrani ingressus cum multo poten- 
tatu per biduum in iudiciaria sede resedit, exac- 
tiones quas ducem Lotharingiae exigere dece- 
bat, exegit. Die Rolle, die hier Aachen ſpielt, wird durch ein 
Zeugnis beſtätigt, das daneben auch das Handgemal der Pippiniden, 
Heriſtall, in den Vordergrund des Intereſſes rückt. Herſtal, unweit 
von Aachen und Lüttich gelegen, gehört ſchon im 10. Jahrhundert der 
herzoglichen Gewalt in Lothringen). Auch in einer Urkunde Bar⸗ 
baroſſas von 1171 wird der Ort als feudum ducatus bezeichnet). 
Damals wurde er aber durch Vermittelung des Kaiſers der Kirche von 
Lüttich verpfändet. Dieſe Pfandſetzung hindert die Schöffen von 
Herſtal nicht, noch ums Jahr 1250, ſich an die Amtsbrüder in Aachen 
mit einem merkwürdigen Anſinnen zu wenden. Die Aachener ſollen 
ihnen mit Brief und Siegel beſtätigen, daß Herſtal nichts geringeres 
als der Oberhof für Lüttich und die Herſtaler Schöffen alſo über die 
Bank derer von Lüttich zu richten befugt ſeien. Aachen weiſt das Ver⸗ 
langen weit von ſich ). Aber nicht dieſe nüchterne Ablehnung iſt 
beachtenswert, ſondern der offenbar altertümelnde Verſuch, die Orte 
Aachen mit Herſtal und Lüttich — man erinnere ſich an die Ver⸗ 


26) Pertz, Archiv VII, 628. 

7) Zeumer, Quellen⸗ Sammlung:, Nr. 41, S. 45, z. J. 1224. 

28) Oben S. 132. 

25) S8. VI, 387. 

0) Richer I, cap. 39; Eggers, Der königliche Grundbeſitz 1909, S. 43. 
1) Cartulaire de St. Lambert I, 33, S. 89. 

#) Cartulaire de St. Lambert I, 533, Nr. 438. 
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hältniſſe von Ingelheim — in eine Rangfolge zu ordnen. Denn da 
dieſe Orte nicht nur gleich alt, ſondern Lüttich unter ihnen der wirt⸗ 
ſchaftlich fortgeſchrittenſte iſt, ſo kann es nur die Bezeichnung aller drei 
zu dem alten Herzogtum ſein, die da wenigſtens verſuchsweiſe ins 
Spiel gezogen wird. Auch könnte dieſe Stelle zuſammen mit der oben 
angeführten vom Herzog Gottfried zur Genüge zeigen, daß Aachen ſtets 
zu Salfranken und in die Diözefe Lüttich gerechnet worden fein muß, 
wenn anders an dieſer Tatſache ſonſt noch ein Zweifel wäre ). Jedoch 
wir brauchen uns auf die mehr oder weniger naiven Verſuche der Stadt⸗ 
bürger des 13. Jahrhunderts nicht allein zu ſtützen. Das Herzogslehn 
Herſtal wiederholt nur im kleinen den Angriffskrieg gegen den 
Biſchofsſitz Lüttich, den ſein Herr, der Herzog von Lothringen⸗Brabant 
wider das Hochſtift ſelbſt jahrhundertelang führt. Der Herzog von 
Niederlothringen hat nämlich ein Vorrecht, das jeder andere Stammes⸗ 
herzog genießt, frühzeitig eingebüßt, und ſeine Stellung im Stamme 
wird durch dieſen Verluſt für alle Folgezeit entſcheidend beſtimmt. Das 
Studium dieſer Zerſtörung des Stammesherzogtums hat nun als Folie 
des normalen Verlaufs im übrigen Deutſchland für uns hohen Er⸗ 
kenntniswert. | 

Unter den Forſchern herrſcht Einſtimmigkeit, daß nach der Mitte 
des 11. Jahrhunderts in der Verfaſſung des niederlothringiſchen Henne⸗ 
gaues ein Umſchwung eintritt, und daß erſt ſeitdem von der Aus⸗ 
bildung der gräflichen Landeshoheit geſprochen werden kann ). Dieſer 
Vorgang trifft nun zeitlichzuſammen mit dem Abſterben des Stammes⸗ 
landtags. Seit ſpäteſtens 1080 hat der Herzog ſein Landtagsrecht ver⸗ 
loren. Inwieweit Gründe der ſaliſchen Reichspolitik bei dieſer Ver⸗ 
änderung mitgeſpielt haben konnten, muß hier offen bleiben. Genug, 
im Jahre 1080 errichtet die Kirche von Lüttich nicht nur einen Land⸗ 
frieden für den Geſamtbereich ihrer Diözeſe ). Sie erwirbt auch zu 
ſeiner Handhabung eine Gewalt, die ſich ſonſt bei keiner Kirche inner⸗ 

22) Darüber, daß Aachen kirchlich unter Lüttich, nicht unter Köln ſteht, und der 
Erzbiſchof nur Aachens Metropolit iſt, Stutz ZRG. XXXI (1910), ©. 446. Vgl. Mayer⸗ 
Homberg I, 41, Anm. 120 ff. 

) Otto Goldhardt, Gerichtsbarkeit in den Dörfern des mittelalt. Hennegaus, 
Leipziger Hiſtor. Abhandlungen XIV (1909), 59 —62. 

35) Nitzſch, Forſchungen z. deutſch. Geſch. 21, 287 ff. Herzberg⸗Fränkel, ebenda 23, 


122 ff. Wohlwill, Anfänge der landſtändiſchen Verfaſſung im Bistum Lüttich 1867, 
S. 34 ff. Henaux, Histoire de Liege I? (1872), 147. 
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halb des deutſchen Reichs in dieſer Form wiederfindet. Während 
anderwärts grundſätzlich die gewöhnlichen Inſtanzen der Gerichtsver⸗ 
faſſung über die Wahrung des Friedens zu wachen hatten und vor⸗ 
nehmlich dem Herzog dabei die führende Rolle zufiel, wird in Lüttich 
ein eigenes Friedensgericht ins Leben gerufen ). Dieſes Inſtitut, das 
nachweislich noch im 11. Jahrhundert entſtanden und durch drei Jahr⸗ 
hunderte in voller Kraft geblieben iſt, betrachtet die ganze Didzefe auch 
für die weltlichen Vergehen des Friedensbruches als einheitlichen Ge⸗ 
richtsſprengel. Vor ihm haben ſich auch die Adligen des Herzogtums 
Brabant ſelbſt zu verantworten. Somit hat hier der Biſchof den 
Herzog verdrängt. Wenn dieſer Zuſammenhang der Lütticher 
Einrichtung mit dem niederlothringiſchen Herzogtum auf dieſem Wege 
rein konſtruktiv gewonnen worden iſt, ſo könnte das als wenig trag⸗ 
fähig erſcheinen. Wir haben jedoch zur Erklärung des Vorganges die 
Nachrichten über die Mannſchaft, welche der Herzog von Niederloth⸗ 
ringen 1071 für die Grafſchaft Hennegau dem Biſchofe von Lüttich 
leiſtet; eine Grafſchaft ſeines eigenen Herzogtums, die er bisher vom 
Reiche empfangen, die er ſeinerſeits den Grafen weitergeliehen hatte, 
unterſtellt er ſo der Kirche; damit nicht genug, ſcheidet nach ſeinem 
Tode die Grafſchaft aus der Lehnsverbindung mit dem Herzogtum 
gänzlich aus, bleibt hingegen unter Lüttich“). Nicht daß der Herzog 
überhaupt Kirchenlehn nimmt, ſondern daß er Vaſall des nieder⸗ 
lothringiſchen Biſchofs für eine Grafſchaft des eigenen Herzogtums 
wird, muß der Kirche von Lüttich an ſeiner Statt zum Erwerb des 
Landfriedensgerichts verholfen haben. Und vor allem zeigen Zeug⸗ 
niſſe aus Zeiten mit reicherer Überlieferung, daß hier tatſächlich der 
wunde Punkt der herzoglichen Gewalt berührt worden iſt. 

Kenntnis des Friedensgerichtes geben uns Prozeßakten des 14. Jahr⸗ 
hunderts, welche dem Papſt die Beſchwerden des Herzogs von Brabant 
gegen die Prärogative Lüttichs über die Brabanter Edlen vorführen). 


e) Daß die Einrichtung den Anſpruch machen kann, als etwas auf deutſchem Boden 
Einzigartiges erklärt zu werden, hat bereits Nitzſch hinreichend ans Licht geſtellt. Aber 
Konſequenzen hat man aus dieſer Tatſache bislang nicht entwickelt. Über die Bedeutung 
Lüttichs ſagt ſchon die Passio 8. Landiberti (MG. Ser. rer. Merov. VI, 410) cap. 4: 
„villam Legiam, tunc quidem ignobilem vicum, nunc vero ordinatione divina... 
totius huius regionis caput et principatus domicilium.“ 

7) Die Darſtellung dieſes Verhältniſſes bei Ficker, Vom Heerſchilde S. 93—95. 

6) Gedruckt bei Nitzſch a. O. 
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Dieſe ſpäte Quelle würde allein nicht ausreichen. Zum Glück wiſſen 
wir aber aus den Lütticher Annalen, daß eine erbitterte Fehde im 
letzten Jahrzehnt des 12. Jahrhunderts zwiſchen Lüttich und Brabant 
wütete, wiederum aus keinem anderen Grunde, als weil die Herzogin 
von Brabant Himmel und Hölle in Bewegung ſetzte, um ihre Leute 
dem Lütticher Friedensgericht zu entziehen). Mithin fehlen dem 
niederlothringiſchen Herzoge die „duella nobilium“, die ſich ſein 
moſelfränkiſcher Kollege 1259 von Alfons von Kaſtilien beſtätigen 
läßt“). Dem ſo geſchärften Blick enthüllt ſich nun die Bedeutung 
der Tatſache, daß den Herzögen auch nicht das aus den Frieden ent⸗ 
wickelte Geleitsrecht zuſtand. Wie die Kaiſer dem Hochſtift Lüttich die 
Zweikämpfe über Friedensbrüche der Edlen beftätigten *'), fo hören 
wir von Barbaroſſa, daß er dem Hugo von Worms das Geleit im 
Niederlothringiſchen übertragen hatte). Mithin wäre es ein Irr⸗ 
tum, ſich mit der üblichen Formulierung zu begnügen, der Herzog habe 
ſeine Befugniſſe an die Großen ſeines Gebiets verloren, ſie ſeien ihm 
über den Kopf gewachſen, oder wie jene Wendungen lauten, in denen 
die blinde Verwirrung aller Über⸗ und Unterordnung im finſtern 
Mittelalter beſchrieben zu werden pflegt. Nicht Untergebene, ſondern 
die deutſchen Könige ſelbſt find es, die mit der ſtammesherzoglichen 
Gewalt konkurrieren. Daß die Geleitsrechte geradezu als Kennzeichen 
herzoglicher Gewalt von Brabant ſelbſt betrachtet wurden, zeigt ſich 
in ſeinem von Giſelbert von Mons geſchilderten Verſuch, ihren Beſitz 
an Stelle der fehlenden Herrlichkeit über die Grafſchaften zum Beweis 
ſtammesherzoglicher Gewalt zu verwerten. Brabant behauptet 1190 
unter anderem, die Grafen von Looz hätten mindeſtens das Geleit 
vom Herzog erhalten. Daß die Grafen dieſe Behauptung entkräften, 
intereſſiert hier nicht, ſondern daß von beiden Parteien der Argumen⸗ 
tationswert einer derartigen Theſe für die Frage nach der herzoglichen 
Gewalt anerkannt wird, fordert unſere Aufmerkſamkeit heraus. So 


95) Reiner v. Lüttich z. J. 1197, MG. SS. XVI, 653. 

400 Oben S. 126, Anm. 18. 

4) Vgl. die Urkunde Friedrichs I. von 1155 bei Cauchie et van Hove, Docu- 
ments sur la principaute de Liège 1908, S. 2, Nr. 5. Emile Schoolmeeſters, Les 
actes de Rodulphe de Zaehringen, prince-övöque de Liege 1167—91 Liege 1911, 
war mir nicht zugänglich. 

) Oben S. 126, Anm. 17. 
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verhält es ſich aber nicht nur mit dieſem Einzelzug, ſondern mit dem 
ganzen Prozeß, den der Herzog von Brabant unternimmt, um die 
Erhebung des Grafen von Hennegau zum Reichsfürſten 1184— 41190 
zu hintertreiben ). Seine Bemühungen ſind oft erwähnt worden, aber 
immer nur in dem Sinne, wie er für die Zeitgenoſſen Intereſſe hatte 
oder vielmehr für die hennegauiſche Partei, der unſer Gewährsmann 
Giſelbert angehört. Dieſem kam es aber natürlich auf die Unwirklichkeit 
der von Brabant behaupteten Tatſachen an. Den Rechtshiſtoriker von 
heute muß umgekehrt der Charakter des juriſtiſchen Beweisganges 
intereſſieren, welchen der Herzog von Brabant einſchlägt. Er proteſtiert 
gegen die Errichtung eines zweiten weltlichen Reichs fürſtentums in 
Niederlothringen. Alſo muß darin eine den Zeitgenoſſen ſofort ver⸗ 
ſtändliche Unregelmäßigkeit liegen. Er führt einen langwierigen und 
ſehr koſtſpieligen Prozeß vor dem König über dieſe angebliche Ver⸗ 
letzung ſeines Herzogtums. Alſo kann die Rechtslage nicht einwand⸗ 
frei klar geweſen ſein. Die Tatſache ſeiner ſchließlichen Niederlage darf 
uns doch nicht dagegen blind machen, daß mindeſtens die Möglichkeit 
beſtand, daß Brabant ſubjektiv Recht zu haben glaubte. Tatſächlich 
wird auch nicht die Grafſchaft Hennegau Reichsfürſtentum, ſondern 
man ſcheidet ſtatt deſſen aus dem Herzogtum eine Mark ab: Der 
Graf von Hennegau wird Reichsfürſt, indem man ihn zum Markgraf 
von Namur macht. Unſeres Erachtens liegt hierin eine Rückſicht auf 
die Unzuläſſigkeit, in einem Herzogtum, d. i. einem Fahnlehen, ein 
zweites Herzogtum, d. i. ein Reichsfürſtentum, aufzurichten, und der 
Charakter des Stammlandes Riederlothringen als einer Einheit 
tritt hervor, ohne daß nun die Rechte des Herzogs dem noch voll 
entſprechen müßten. Gewiß iſt es kein Zufall, daß auf den Streit mit 
Hennegau faſt unmittelbar ein Krieg mit Lüttich wegen des Friedens⸗ 
tribunals ſich anſchloß“). Beide Ereigniſſe paſſen in die Zeit zwiſchen 
1180 und 1200, in welcher der Begriff des Reichsfürſtentums und die 
Zahl der in Deutſchland vorhandenen Inhaber von ſolchen feſtgeſtellt 
wurde. Wir können aber jetzt auch für die Verkümmerung des Herzog⸗ 
tums gerade in Salfranken noch aus einem anderen Geſichtspunkte Auf⸗ 


) Bol. Walter Meyer, Das Werk des Kanzlers Giſelbert von Mons, Jenaer 
Diſſ. 1888, S. 14f. Vanderkindere, Formation Territoriale II, 42 f. Derſ. in feiner 
Ausgabe des Giſelbert 1904 pässim, 
1, Oben S. 7, Anm. 2. 
Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 23 
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ſchluß gewinnen. Und dieſer dürfte auch für die noch nicht genügend 
klargeſtellte Politik der deutſchen Herrſcher hinſichtlich Salfranken⸗ 
Niederlothringens Bedeutung haben. Von allen Reichskirchen hat 
namlich das Erzbistum Köln das größte Territorium ). Es iſt aber 
auch das einzige Reichsfürſtentum, welches weder einen geiſtlichen noch 
einen weltlichen Genoſſen im Stammland Ribuarien neben ſich ſieht. 
Die einzige Kirche aber, die ſich an Gebietsumfang mit Köln meſſen 
kann, iſt keine andere als — Lüttich! Mithin entſpricht es nur dieſer 
Vorrangſtellung an Macht, daß Köln ein wahres Herzogtum, Lüttich 
aber mindeſtens ein weſentliches Element eines ſolchen, das Land⸗ 
friedensgericht, im Beſitz hält. Was ein bloß quantitatives Über⸗ 
gewicht ſchien, birgt ſo in Wahrheit zugleich eine ſtaatsrechtliche Ver⸗ 
änderung in ſich. In dem Stammland Niederlothringen ſind die Be⸗ 
fugniſſe des Herzogtums zerfplittert. Der König, der Herzog von 
Brabant, das Hochſtift Lüttich und in gewiſſem Sinne ſchließlich auch 
der Graf v. Hennegau teilen ſich darein“). Das Land ſelbſt muß 
aber noch bis zum 13. Jahrhundert als eine Einheit bezeichnet werden, 
denn der Inbegriff aller jener aufgeteilten Rechte, das bei jeder 
„Teilung“ notwendig vorausgeſetzte Ganze und Allgemeine, kann 
nur in dem Stammlandscharakter Salfrankens gefunden werden. 


45) Werminghoff, Verfaſſungsgeſchichte der deutſchen Kirche im MA.“ (Meiſters 
Grundriß II, 6) 1913, S. 73. 

* Man hat verſucht, ein weiteres Vorrecht des Stammesherzogs aus einem 
Privileg von 1218 dem Herzog von Brabant zuzuweiſen, nämlich den Anſpruch auf den 
Nachlaß erblos Verſtorbener (Constit. II, 64, S. 77). Dies ſcheint kaum angängig, da 
die Urkunde über den räumlichen Bereich dieſer Befugnis leider ſchweigt. 


Achtzehnter Abſchnitt. a 
Die Herzoglümer der NReichskirchen. 


In dem Abſchnitte, der das Verhältnis des Reihefürftentums zum 
Herzogtum behandelt, haben wir darauf hingewieſen, daß die Reichs⸗ 
geiſtlichkeit, die um ihre Gleichberechtigung mit den weltlichen Genoſſen 
kämpft oder die ihre Macht zu erweitern gedenkt über geringere Fürſten 
und Nachbarn, dabei nicht als Ziel den principatus imperii oder das 
Fahnlehen auf ihr Programm ſchreibt, ſondern charakteriſtiſcher Weiſe 
nur das Herzogtum, den ducatus. Noch ehe uns ſelbſt der Zuſammen⸗ 
hang von Stammes⸗ und Reichsfürſtenſtand klar geworden war, haben 
wir die Tatſache ſelbſt mehrfach aufgedeckt und beſprochen. Aber eine 
kurze Überſicht unter dem neugewonnenen Geſichtspunkt ſcheint um ſo 
eher angemeſſen, als es nicht weniger als acht verſchiedene Bistümer 
ſind, in denen derartige Vorſtellungen während des 12. und 13. Jahr⸗ 
hunderts im politiſchen Kampfe bald als bloßes Schlagwort, bald als 
weſentliches Ziel Verwendung finden. Damit dürfte das Recht, im 
„Herzogtumsbegriff“ einen feſt umriſſenen politiſchen Ideenkreis zu er⸗ 
ſchließen, auch noch von dieſer Seite her Bekräftigung und Erhärtung 
finden. Andererſeits fällt auf die verſchiedenen örtlichen Kämpfe neues 
Licht. 

„Ducatus“ konnte man das über die kirchliche Diözeſe hinaus⸗ 
reichende weltliche Reichsfürſtentum eines Biſchofs nennen. Dieſer Fall 
liegt vor bei Magdeburg, deſſen Erzbiſchof Herzog heißt für die 
Gebiete, in denen er nur weltlicher Herr, aber nicht auch Didzefanbifchof 
iſt ). Zur Verteidigung gegen einen Herzog, der das Bistum zu media⸗ 
tiſieren droht, dient der Einſpruch, der Biſchof ſelbſt ſei Herzog, dem 
Hochſtift von Hildesheim im Jahre 1235). Gegen das weſt⸗ 


1) Roſenſtock, Oſtfalens Rechtsliteratur, 55ffl. Dazu Zeumers Bemerkung, Neues 
Archiv 38, 366, deren Tragweite hier dahingeſtellt bleiben kann. 
1) Roſenſtock a. O. 
28 * 
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fäliſche Herzogtum Kölns behauptet ſich ähnlich in etwas ſpäterer Zeit 
das geſonderte „Herzogtum“ Münſters ). In expanſivem Sinne tritt 
der Biſchof von Prag 1195 als Herzog auf‘). Betreffs des Ranges 
von Köln habe ich ſelbſt einen Irrtum wieder gut zu machen. Es handelt 
ſich da nur um die Herſchaft in Ribuarien, während die Verhältniſſe in 
Weſtfalen hinreichend klar liegen. Dort nun hatte man von einem 
„Landfriedensgericht“ des Erzbiſchofs geſprochen und gegen die An⸗ 
nahme einer ſolchen Inſtitution habe ich Widerſpruch erhoben). Denn 
eine ſolche iſt hier wie anderwärts den deutſchen Quellen bis zum Aus⸗ 
gang der Stauferzeit fremd und findet ſich nur in dem vom Weſten be⸗ 
einflußten Lüttich. Gegen den iſolierten Begriff des „Landfriedens⸗ 
gerichts“ glaube ich daher mit Recht Stellung genommen zu haben. 
Anders aber ſteht es, wenn man ſich von dem modernen Wortgebilde 
freimacht. Alsdann erſcheint die beſonders von Richard Schröder ver⸗ 
tretene Dauer des Herzogtums im Lande Ribuarien bei den Nachfolgern 
Brunos von Köln durchaus nicht zu bezweifeln. Die Reichskanzlei er⸗ 
kennt den Namen ducatus zwar nicht an“), aber das kann im Hin⸗ 
blick auf das Verhalten bei der Pfalz oder Thüringen nicht wunder⸗ 
nehmen. Auch haben wir keinen Anlaß, dies Herzogtum über Utrecht 
auszudehnen. Denn die Maßregeln Kölns, die man ſo gedeutet hat, 
gehen auf einen Spezialerlaß Barbaroſſas zurück). Andererſeits aber 
gibt es mehrere voneinander unabhängige Stellen, die vor das Jahr 
1180 fallen und den Erzbiſchof Herzog nennen. 1152 heißt es bei 
Otto v. Freiſing, Erzbiſchof Arnold werde „pontificatus simul et 
ducatus regalibus“ inveſtiert. 1166 berichtet die Chronica regia 
von Heinrich, Herzog von Limburg, daß ihm „archiepiscopus Reinal- 


) Erhard, Regesta Westphaliae II, Nr. 2080; Seibertz, Landes⸗ und Rechts 
geſchichte des Herzogtums Weſtfalen, I. Band, Dritte Abteilung, Zweiter Teil, 1861, 
S. 295, § 65; Ficker, Vom Heerſchilde, S. 61. 

) Scriptores rerum Austriacorum V (1863), 153. 

5) Herzogsgewalt, S. 191 ff. 

) Das ergibt ſich aus zwei Urkunden von 1198 und 1208, in denen nur von 
einem Herzogtum (Weſtfalen) die Rede iſt. Constit. II, 21 f. und Lacomblet II, 7. 
1206 nennt der Papſt den Erzbiſchof von Köln für ſeinen kirchlich zu Trier gehörigen 
Beſitz „Herr der Temporalien“. Er hätte auch „Dux“ ſagen können. Vgl. oben S. 355, 
Anm. 2. 

) Die Ausführungen Herzogsgewalt, S. 191 f., berichtigen daher den Text bei 
Ficker⸗Puntſchart II, 1 (1911), 157. 


* 
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dus ducatum Coloniensem commiserat“). Wenige Jahre fpäter 
muß die ſogenannte Kölner Summe zum Dekret abgefaßt worden ſein 
und dieſe ſchreibt: „Quoniam . .. omnino sunt diversae istae 
potestates, cum idem sit... archiepiscopus Coloniensis et dux. 
Unde quia non licet episcopo dare sententiam qua aliquis morte 
damnatur, et advocatum rerum substituit.“) Dazu tritt ein 
Prozeß in den ſechziger Jahren, wenn ſchon das Wort „dux“ in den 
Quellen darüber fehlt, und eine fpätere Stelle von 1243), laut welcher 
der Erzbiſchof in Ribuarien ratione ducatus sui zu Gericht ſitzt. Er⸗ 
wünſchte weitere Stützen bietet die Politik der Pfalzgrafen bei Rhein) 
und die Teilung „Lothringens“ in die Herzogtümer (Ober⸗, Nieder⸗ 
lothringen, Ribuarien) unter Otto I. “). 

Verteidigung wie Angriff befördert der Begriff des oſtfränkiſchen 
Herzogtums in der Politik der Biſchöfe von Würzburg). Dem Bis⸗ 
tum drohte unter Heinrich V. die Mediatiſierung, ein bisher unbeachtet 
gebliebenes früheſtes Zeugnis für ſolche Verſuche nach dem Inveſtitur⸗ 
ftreit “). 1116 erhielt Heinrichs V. jüngerer Neffe Konrad das Herzog⸗ 
tum Franken. Was es damit auf ſich hatte, zeigte ſich, als Würzburgs 
Stift 1120 ſeine „Gerichtsrechte“ zurückgewinnt. Denn nicht nur, daß 
der Weiblinger das mit offener Empörung gegen den Ohm beantwortet; 
derſelbe Konrad nimmt 1122 gewaltſam und eigenmächtig die In⸗ 
veſtitur eines neuen Biſchofs in Würzburg vor! Ein entſchiedenerer 
Ausdruck für feine Abſicht, das Hochſtift reichs mittelbar zu 
machen, läßt ſich nicht denken). — Demgegenüber erwirbt dann Würz⸗ 
burg ſein Herzogtum, d. h. die reichsrechtliche Garantie ſeiner Unab⸗ 
hängigkeit aus der Hand des gegen die Weiblinger erkorenen neuen 

e) Vgl. Knipping, Regeſten der Kölner Erzbiſchöfe II, 149, Nr. 858; Gieſebrecht, 
Geſchichte der deutſchen Kaiſerzeit V°®, 521. 

) Schulte, Geſchichte der Quellen des kanon. Rechts I, 124, Nr. 14; Singer, 
Summa des Rufinus, 1902, Einleitung S. CLXVII ff. 

10) Oben Teil II, 23, Anm. 19. 

1) Oben Abſchnitt 15. 

12) Oben S. 344 f. Vgl. allerdings wegen Brunos S. 132, Anm. 27. 

12) Vgl. meine Ausführungen Herzogsgewalt 96 ff. und Hiſtoriſche Vierteljahrs⸗ 
ſchrift XVI, 1913, S. 68 ff. 

14) Leider war auch mir der Vorgang bisher entgangen. Erzählt wird er bei 
Schaus, Hiſtoriſche Vierteljahrsſchrift 1 (1898), 222 ff. 

15) Vgl. etwa MB. 36a, 529 oder Constit. I, 206, Nr. 147 a z. J. 1154. 
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Königs Lothar. Dieſe vier Tatſachen (1116, 1120, 1122, 1125-30 
bilden einen unerſchütterlichen Zuſammenhang. Da eigenartiger Weiſe 
jede einzelne in völliger Unabhängigkeit belegt iſt), fo darf der Urs 
ſprung des Würzburger Herzogtums nicht mehr als ungewiß und 
unerklärlich bezeichnet werden). Dies muß auch der tüchtigen Diſſer⸗ 
tation von Günther Schmidt über „Das würzburgiſche Herzogtum und 
die Grafen und Herren von Oſtfranken“ ) entgegengehalten werden. 
Sie bringt für die Zeit von 1168 (außer einem Münzenfund ) nichts 
Neues. Verhängnisvoll wird Schmidt der Irrtum, in dem Privileg von 
1168 „nichts anderes“ als die gräfliche Gerichtsbarkeit verliehen zu 
finden; ſo bleibt der Kernunterſchied von Grafſchaft und Herzogtum 
und der Aufbau der Verfaſſung an entſcheidender Stelle unklar. Gegen 
zwei Bemerkungen glaube ich noch ausdrücklich polemiſieren zu ſollen. 
Die ganze Erklärung des Dukats reduziert ſich bei ihm wieder auf den 
ins Bodenloſe führenden Begriff der „allmählichen Uſurpation“, mit 
dem eine Erklärung anheben, aber nicht aufhören darf:). Und im An⸗ 
ſchluß daran unternimmt er herauszuarbeiten, daß das Würzburger 
Herzogtum im 12. Jahrhundert „durch die Verbindung mit den Grafen⸗ 
rechten einen neuen Inhalt bekommt“; denn dies ſei bisher vernachläſſigt 
worden. Meine Abhandlung iſt aber ſo ziemlich nichts anderem als 
dieſem Nachweiſe gewidmet). 

Bei den letzten beiden der acht Bistümer liegen die Verhältniſſe 
wohl beſonders. Seit dem Jahre 1027 waren nämlich von dem 


160) Für 1116: Ekkehard von Aura; 1120: Kaiſerurkunde; 1122: Briefſteller; 
1125—30: Mainzer Chronikbruchſtück, das ich in der Hiſtoriſchen Vierteljahrsſchrift be⸗ 
ſprochen habe. Die Bemerkung dazu in der Hiſtoriſchen Zeitſchrift 110 (1913), 654, 
greift fehl. Andererſeits ſei dazu Bernhardis beifallswürdige Darſtellung Lothar S. 138 
nachgetragen. 5 

17) Für das Gegenteil meiner Theorie nimmt mich in Anſpruch Aloys Meiſter in 
feinem Grundriß II, 6° (1913), 83. 

18) Zeumer, Quellen und Studien V, 2, 1913. 

1) S. 123. Ob echt? 

20) S. 27. 

21) S. 27. 

) Herzogsgewalt 130 ff. 

22) Zu der von Stutz gegebenen Anregung, dem Worte parochus in Deutſchland 
nachzugehen — vgl. ZRG. XXI (1900), 127, und ebenda, Kan. Abt. I (1912), 313 ff. 
—, kann ich nachtragen, daß es ſchon vor 1493 nachweisbar zu fein ſcheint. Wenigſtens 
ſoll 1485 ein niederdeutſches „Chronicon parochi Suselatensis“ erſchienen fein. 
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ſlawiſchen Kärnten zwei kulturell überlegene, ausgedehnte geiſtliche 
Fürſtentümer abgetrennt, „welche den größten Teil des heutigen Tirol 
umfaßten. Der Biſchof von Trient beſaß den ganzen Süden und 
Weſten, der Biſchof von Brixen die Mitte und den Oſten mit Ausnahme 
der äußerſten Glieder“ “). Das Beſondere bei beiden war alſo die 
Nichtzugehörigkeit zu einem deutſchen Stammlande ſchon in 
einem Zeitalter, wo ſelbſt die Marken noch den Stammesherzogtümern 
untergeordnet erſcheinen n). Trient zunächſt war ſchon in langobar⸗ 
diſcher Zeit ein Herzogtum geweſen. Schon 1113 nennt ſich der Biſchof, 
der bis 976 unter Bayern, bis 1027 unter Kärnten geſtanden hatte, 
ſeltſam genug „Dux, marchio et comes“). Und dieſe Dreiheit be⸗ 
hauptet ſich von da ab, wenn auch nur vereinzelt; ſo heißt es 1198: 
suum ducatum, suum comitatum et suam marchiam; 1225: Du- 
catus, marchionatus et comitatus; 1237: tanquam dux, marchio 
et comes terre sue. Dieſer Gebrauch ift nun kaum etwas anderes, 
wie die bei der beſonderen Stellung als Landſchaft begreifliche Um⸗ 
kehrung der Formel in den Urkunden Konrads II., als die Unabhängig⸗ 
keit Trients von Kärnten durch die Verleihung der Grafſchaften Bozen, 
Trient und Vintſchgau an den Biſchof vollzogen wurde. 

Denn dabei ſchenkte der Kaiſer „comitatum . . cum omnibus 
suis pertinentiis et utilitatibus illis quibus iam duces 
comites (eine Urkunde: comes) sive marchiones huc usque 
beneficii nomine habere visi sunt“. Die Geſamtnachfolge aus⸗ 
zudrücken, wird der Zweck der Titelwahl geweſen ſein. Das Wort 
Herzog geſtattet daher zunächſt nur auf ein Herzogtum im ſubjektiven 
Sinne, auf die Würde des Inhabers, nicht auf den Charakter des Landes 
zu ſchließen. Es iſt aber beachtenswert, daß ſpäter im 13. Jahrhundert 
ſich das Streben nach Abſchluß des Territoriums ähnlich äußert wie in 
Würzburg. Genau wie hier verſucht auch in Trient 1259 der Biſchof⸗ 
Herzog ſeine Gerichtsbarkeit über Edle in einem einzigen Land⸗ 
gericht in der Hauptſtadt zu konzentrieren). 

) Huber, Archiv für öſterr. Geſchichte 64, 1 (1882), 632. 

25) Über Trient und Brixen, vgl. Durig, Zeitſchrift des Ferdinandeums III, 9 
(1860), S. off. 

26) Ughelli V. 595; Schwind und Dopſch, Urkunden Nr. 3, S. 5. Roſenſtock, 


Herzogsgewalt 145. 
7) H. v. Voltellini, Die Entſtehung der Landgerichte, Archiv f. öſterr. Geſch. 94 
(1906), 8— 12; vgl. auch Stolz, ebenda 97 (1909), 546 ff. 
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Das Herzogtum des Bistums Brixen ſcheint erſt im 13. Jahr⸗ 
hundert aufzutauchen, und zwar nicht vor dem Jahre 12365). Wenn 
aber ſchon 1240 die Belehnung des neuen Biſchofs „mit Szepter und 
Fahnen“ erfolgt, ohne daß darin etwas Beſonderes gefunden zu 
werden ſcheint, ſo dürfte die Annahme berechtigt ſein, daß der Dukat be⸗ 
trächtlich älter iſt“). Tatſächlich kann der Biſchof ſchon 1140 ein Klofter 
von allen Landgerichten eximieren, in einem außerordentlich frühen Zeit⸗ 
punkt, wenn wir das übrige Deutſchland vergleichen. Der Schluß ſcheint 
mir bei Brixen wie bei Trient unabweisbar, daß die Freiheit von 
Herzogtum und Mark, alſo eine ſingulare Stellung das Aufgreifen eben 
des Herzognamens durch die Biſchöfe hervorgetrieben hat. 

Darnach ergibt ſich bei der Betrachtung dieſer acht Fälle allgemein, 
daß vom 11. bis 13. Jahrhundert das „Herzogtum“ in der Politik der 
Reichskirchen keinen anderen Programmpunkt darſtellte, als ſpäter das 
Reichsfürſtentum ſchlechtweg. Indirekt liegt auch hierin ein Beweis, 
daß die Grafſchaft ſich einer ſolchen Ebenburt mit dem Reichsfürſtentum 
nicht zu rühmen vermag. Ferner muß das Fahnlehen den Reichskirchen 
ein Fortſchritt in ihrer volksrechtlichen Stellung gedünkt haben, 
wie wir das für Würzburg auch aus den Erzbeamten erkennen konn⸗ 
ten“). Die zweite Heerſchildſtufe, die den Kirchenfürſten durch des 
Königs Schild zuſteht, ändert alſo in der Tat nichts daran, daß nach 
Volksrecht hinter dem König unmittelbar der Herzog folgt“). 


5) Vgl. Durig a. O., S. 25f. Stolz a. O., 5, S. 540 ff. 
29) Vgl. noch die Stellen S. 126, Anm. 17; 155, Anm. 15. 
30) Oben S. 198. 

) Oben S. 138 f., 202. 


Neunzehnter Abſchnitt. 


Der Stand der Lehre über das Kurkolleg. 


Der Urſprung des Kurfürſtentums iſt im elften Abſchnitt aus den 
Ergebniſſen der voraufgegangenen Unterſuchungen entwickelt worden. 
Unſeres Erachtens müſſen die ſieben Kurfürſten iſoliert betrachtet, immer 
unverſtändlich bleiben) und find auch, weil iſoliert betrachtet, bisher 
unerklärt geblieben. Da wir ihr Auftauchen bloß als eine Phaſe mitten 
in einem größeren Prozeſſe betrachten, ſo ließ ſich eine Kritik der heute 
vorgetragenen Lehren über das Kurkolleg in unſere Darſtellung nicht 
verweben. Da wir aber gerade über dieſen Punkt eine Literatur von 
unvergleichlichem Umfang vor uns haben, ſo ſcheint es geboten, ſie hier 
in Kürze zu muſtern und zugleich den Beweis dafür anzutreten, daß 
keine von den modernen Meinungen eine alle Seiten des Problems be⸗ 
friedigend aufklärende, in ſich logiſch einwandfreie Löſung bieten will 
oder bieten kann. 

Von den heute vertretenen Theorien über das Kurfürſtentum ver⸗ 
dienen etwa die folgenden ernſtliche Prüfung. Die einfachſte, die füg⸗ 
lich zuerſt betrachtet werde, dürfte die ſein, welche alſo argumentiert: 
Aus welchen Gründen immer war das Ausheben einer kleinen Sonder⸗ 
gruppe aus dem größeren Kreiſe der Reichsfürſten eine politiſche Not⸗ 
wendigkeit für die Regierung des Reiches. Daß gerade die Erzbeamten 
berückſichtigt wurden, mag eine Verlegenheits auskunft ge⸗ 
weſen fein‘). Dieſe Anſicht trennt zwiſchen zwei Stadien: 1. Not⸗ 
wendigkeit, überhaupt wenige Fürſten über die andern zu heben. 
Dieſe wird ohne nähere Begründung ſchlechthin vermutet. 2. Zufall 


) Hermann Bloch hat das Verdienſt, nachdrücklich auf den Zuſammenhang hin⸗ 
gewieſen zu haben, der zwiſchen der Ausbildung des Reichsfürſtenſtandes um 1180 und 
dem Auftreten von Kurfürſten offenbar beſtehen muß. Schon er hat damit jede tfolierte 
Unterſuchung des Kurfürſtentums als ungenügend dargetan. 

2) v. Dungern, War Deutſchland ein Wahlreich? 1913, S. 23 ff. 
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gerade dieſe herauszugreifen. Die Anſicht beſcheidet ſich ſo von vorn⸗ 
herein, nur als Platzhalterin einer etwaigen tieferen Begründung zu 
fungieren. Von gleicher Eigenart, nur weniger ausgeprägt, ſind merk⸗ 
würdigerweiſe auch die meiſten übrigen Hypotheſen. Faſt alle treten 
fie mit der Reſignation auf, ihren Verfaſſer ſelbſt nicht recht zu bes 
friedigen. So vermuten einige, ein Kurfürſt nach dem andern habe 
ſeparat, jeder irgendwie, getrieben von perſönlichem Ehrgeiz, ſeinen 
Rang erworben). Damit iſt eine einheitliche Erklärung des Begriffs 
Kurfürſt von vornherein abgelehnt. Nicht als ein Organ der Reichs⸗ 
verſaſſung, ſondern als perſönliche Vordringlichkeit Einzelner ſollen wir 
darnach dies — Organ der Reichsverfaſſung allein würdigen. Dieſe 
Theorie könne nur dann ausreichend genannt werden, wenn zuvor die 
Unmöglichkeit einer Deutung aus Einer Wurzel, nämlich vom Geſamtbau 
des Reiches her, unwiderſprechlich nachgewieſen wäre. Denn da die 
„prineipes electores“, „principes a quibus debuit eligi rex“, 
„ad quos spectat electio specialiter“, vom erſten Augenblicke an als 
Gruppe auftreten, ſo wird damit nicht nur die Stellung der einzelnen 
Mitglieder, ſondern außerdem die Gruppe als ſolche zum Problem. 
Wer daher nur den Aufſtieg der einzelnen Kurfürſten verfolgt, erfaßt 
ſchon mit feiner Frageſtellung nicht den vollen Umfang der Frage). 

Dann iſt der Gedanke geäußert worden, die Stimmen im Kurkolleg 
ſeien wohl beſtimmt geweſen, ein erträgliches Gleichgewicht zwiſchen 
Klerus und Laien innerhalb des Reichsfürſtentums herzuſtellen und gehe 

) Waitz, Forſchungen zur deutſchen Geſchichte XIII, 217. 

) Weder die Bayern, noch die Schwaben, noch die Thüringer, noch die Lothringer 
find unter den Kurfürſten vertreten. Trotzdem ſagt A. Meiſter, Deutſche VG.“, 1913, 
S. 139: „Jetzt hatten die Stämme zwar dieſe angeſtammten Vertreter nicht mehr, aber 
das Bedürfnis, daß die großen Stämme wenigſtens durch ihren mäch⸗ 
tigſten Fürſten an der Wahl beteiligt ſein mußten, wird doch geblieben 
ſein.“ S. 141 gibt er folgendes Räſonnement: „So hat ſich durch Macht und Anſehen 
einerſeits, durch politiſche Konſtellation andererſeits aus dem jüngeren Reichsfürſtenſtand 
noch eine beſondere Fürſtenariſtokratie hervorgehoben. Jedenfalls iſt die Bevorzugung 
ein hiſtoriſches Produkt allmählicher Entwicklung, nicht durch einen förmlichen Einſetzungs⸗ 
alt geſchaffen. Aber auch nicht eine einzige allen gemeinſame, einheitlich treibende Kraft 
hat zu dem beſonderen Kurrecht geführt .... [dev Zwiſchenſatz iſt verderbt .. ſondern 
bei dem einen hat dieſer, bei dem anderen jener Faktor mitgewirkt.“ 
Die Erkenntnis, daß es ſich um zwei ganz verſchiedene Fragen handelt, nämlich: weshalb 
gibt es Kurfürſten? Und daneben: weshalb ſind gerade dieſe Reichsfürſten Kurfürſten 7, 
ſcheint vollſtändig verloren gegangen, wenn die allerjüngſte Arbeit über „die neueren 
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auf die Reform von 1180 zurück). Dem iſt entgegenzuhalten, daß die 
Kurfürſten nicht vor 1198 erwähnt werden, und die Schöpfung einer 
Inſtitution ſozuſagen auf Vorrat dem Vorgehen jener Zeitalter nicht 
entſpricht. Sie erklärt nicht die Auswahl der drei Erzbiſchöfe, daß z. B. 
nicht Magdeburg ſtatt Trier berüdfichtigt wurde. Den Quellen iſt ferner 
die kritiſche Stimmung und ſkeptiſche Beurteilung des Zuſammenwirkens 
von Klerus und Laien, die hier vorausgeſetzt wird, fremd. Schließlich 
nimmt ſie einen einmaligen geſetzgeberiſchen Akt an; da die Quellen 
von der Aufrichtung des Reichsfürſtenſtandes keineswegs gänzlich 
ſchweigen, ſo wird ein beſonderes Verſagen der Überlieferung voraus⸗ 
geſetzt. Hingegen bedarf bei einer ſpontanen Entwicklung ohne geſetz⸗ 
geberiſchen Eingriff die Haltung der Quellen keiner Rechtfertigung. 
Während die bisher erwähnten Theorien zu ihrer Erklärung nicht 
vor das Jahr 1180 zurückgreifen, verſuchen andere eine Begründung 
aus älteren Schichten. Die einfachſte iſt die, daß es ſich um Reſte der 
ſtammesherzoglichen Gewalt handele. Sie iſt begreiflicherweiſe immer 
wieder verſucht worden). Man hat ſolange nichts anderes erfahren 
können, als man in der älteren Verfaſſung nur die Stämme und nicht 
das tatſächliche Nebeneinander von Stammesverfaſſung und 
Hausordnung bemerkt hatte. Man hatte ja deshalb keinen grundſätz⸗ 
lichen Unterſchied zwiſchen Sohnesfolge und Neuwahl angenommen, 
ſondern faßte für das 10. bis 12. Jahrhundert einſeitig die Rolle der 
Stammesherzöge ins Auge. Nicht weniger einſeitig hob man dann ſeit 


Anſichten über die deutſche Königswahl und den Urſprung des Kurfürſtenkollegiums“ 
von Bruno Wunderlich 1913 als eine „Löſung“ des Problems den folgenden Satz in 
Sperrdruck ans Ende ſetzt (S. 212): „Ich möchte vielmehr in den allzeit wechſelnden 
politiſchen Verhältniſſen und in den Machwerſchiebungen der territorialen Gewalten die 
entſcheidenden Faktoren der Eutwicklung ſehen.“ 

5) Bloch, Die ſtaufiſchen Kaiſerwahlen, 1911, S. 314 f.: dazu ZRG. 31 (1913), 
S. 490 ff. Als Vergleichsmaterial kommen die Stellen bei Ficker⸗Puntſchart II, 1, 100; 
101; 115; 189 in Betracht. 

6) Vgl. die vorletzte Anmerkung. Ob man Buchner hierher rechnen ſoll, iſt nicht 
zu entſcheiden. Der einzige erkennbare Rechtsgrund für ein Vorwahlrecht iſt ihm 
das Stammesherzogtum, aber das Kurfürſtentum ſchuldet ſeine Entwicklung „dem un⸗ 
geſchriebenen, ſich entwickelnden und auch ſich umbildenden Gewohnheitsrecht“. Die 
deutſchen Königswahlen und das Herzogtum Bayern, 1913, S. 56. Das Gewohnheits⸗ 
recht figuriert alſo bei ihm wie irgendeine andere kauſal angreifende ſtaatliche Inſti⸗ 
tution unabhängig von den Menſchen, die vielmehr alles dem Gewohnheitsrecht 
überlaſſen! 
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1198 die Kurfürſten heraus. Dadurch war es leicht, die einen für die 
„Reſte“ der andern zu halten. Aber die Entſprechung iſt nicht fo einfach, 
und ſo mußte die Aufnahme der Reichsgeiſtlichkeit z. B. gänzlich un⸗ 
erklärt bleiben. Zudem hatten doch noch 1125 und 1138 die Stämme 
gewählt, d. h. zu einer Zeit, wo bereits der Böhme Schenk des Reichs 
war, andererſeits aber Franken ohne Repräfentation in den vier Amtern 
war. Alſo hat eine Gleichung zwiſchen Stammesherzogtum und Haus⸗ 
amt gerade an der Schwelle der neuen Zeit nicht exiſtiert. Ohne dieſe 
Gleichung iſt aber die Theorie nicht mehr plauſibel. Denn weshalb 
ſollten dann noch in den Kurfürſten und Erzbeamten Reſte der ſtammes⸗ 
herzoglichen Gewalt ſich verkörpern? Schließlich müßte man ſich an 
der pſychologiſchen Schwierigkeit ſtoßen, daß zwar der Stammesherzog 
unter Barbaroſſa endgültig ſeine beſondere Bedeutung einbüßt, nichts⸗ 
deſtoweniger aber eine erſt nach Barbaroſſa zum erſten Mal bezeugte 
Einrichtung dem Vorzug des Stammesherzogs Rechnung trägt. Daß 
alſo dieſe Erklärung beſonders gern verſucht worden iſt, läßt ſich ohne 
weiteres aus dem Eindruck verſtehen, den ein raſcher Vergleich beider 
Epochen hervorruft. Er krankt aber gerade an dieſer Raſchheit, durch 
welche die Verbindung zwiſchen den Gebilden der beiden Perioden zu 
kurz und primitiv ausfällt. Sie ſetzt die beiden hervorſtechendſten 
Größen: dort die vier Stammesherzöge, hier die ſieben Kurfürſten als 
kongruent. Man könnte aber mit beſſerem Rechte behaupten, daß doch 
gerade der Unterſchied zwiſchen dieſen beiden Größen notwendig 
das Charakteriſtikum für den Wandel der Zeiten abgeben muß. 

Eine andere Richtung hat Krammer eingeſchlagen “), indem er 
daran erinnerte, daß am Anfang der deutſchen Geſchichte ein frän- 
kiſches Reich exiſtiert. Dies „fränkiſche Reich“ gilt ihm als eine 
Herrſchaft des geſamten fränkiſchen Stammes und er hält deshalb alle 
fränkiſchen Reichsfürſten für die berufenen Kurfürſten. So verdienſtvoll 
es zweifellos war, die fränkiſche Grundfarbe der Verfaſſung wieder zu 
beachten und ans Licht zu ſtellen, ſo wurde darüber doch ganz vergeſſen, 
daß im Jahre 1200 dies Reich ſchon hundertundfünfzig Jahre ein 
„römiſches“ geworden war. Damit nicht genug; wir haben geſehen, 


) Zuletzt in „Das Kurfürſtenkolleg von ſeinen Anfängen bis zum Zuſammen⸗ 
ſchluß im Renſer Kurverein“, 1913. Die methodiſchen Verſtöße des Buchs habe ich 
eingehend ZRE. 34 (1913), 523—41 erörtert. Hier kann ich das durch die ſachliche 
Klarſtellung ſeiner Verwechſlung von Haus und Stamm ergänzen. 
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daß nicht der fränkiſche Stamm, ſondern nur noch ein ſalfränkiſches 
Königshaus ſeit 919 über Deutſchland herrſcht. Dieſe Unterſcheidung 
verhilft uns ohne weiteres zu der Erkenntnis, daß jetzt nicht mehr die 
Fürſten des fränkiſchen Stammes, ſondern die des fränkiſchen Königs⸗ 
hauſes als Kurfürſten in Betracht kommen können). Dies Haus 
nimmt aber jeden, ſelbſt den Ausländer, auf und fo war für dieſe Fürſten 
die fränkiſche Nationalität keine Notwendigkeit. Tatſächlich ſind denn, 
wie Krammer zugeben muß, niemals nur Franken die Kurfürſten ge⸗ 
weſen, geſchweige denn alle Franken, während doch nach Krammers 
eigener Begründung alle Franken und nur Franken dazu befähigt ge⸗ 
weſen wären. Die Durchführung der Theſe trotz dieſer beiden offen⸗ 
baren Unſtimmigkeiten, iſt ihm daher nur durch eine beiſpiellos rück⸗ 
ſichtsloſe Zurechtknetung der hiſtoriſchen Tatſachen möglich geweſen. 
Wir können uns endlich der Theorie zuwenden, die in den letzten 
Jahren am meiſten Boden gewonnen hat), und unter deren Vertretern 
vor allem Schreuer zu nennen iſt ). Nach dieſer Meinung iſt das Kur⸗ 
recht aus dem Krönungsrecht entſprungen. Die Teilnahme an der 
Krönung in Aachen gewährte allmählich den Vorzug ſchon bei dem vor⸗ 
hergehenden Akt. Dieſe Theorie verſucht alſo nicht irgendeine Erklärung 
für das Auftreten von Kurfürſten gerade im Jahre 1198. Der Zeit⸗ 
punkt erſcheint als nebenſächlich, wie das nicht anders ſein kann, da die 
Bildung rein in ihrer nächſten Umgebung, dem Kreis der Vorgänge bei 
einer Thronbeſteigung, betrachtet wird, alle anderen Teile der Ver⸗ 
faſſung aber dabei aus dem Spiel bleiben. Trotz dieſes Mangels hat 
die Lehre einen Vorzug vor den bisher erörterten: fie legt mindeſtens 
den Tatſachen und dem Perſonenbeſtande des Kurkollegs nichts unter, 
was nicht darin wäre; kein Zweifel, die Kurfürſten genießen wirklich 
bei der Krönung den Vorrang und vice versa. Aber ob dieſer Krö⸗ 
nungsvorzug bei allen Kurfürſten älter iſt als das Kurrecht, das wiſſen 
wir nicht. Nur fragt es ſich, ob die Hypotheſe Anſpruch machen darf, 
als eine wirkliche Erklärung der Entwicklung zu gelten. Die beiden 
Tatſachen und das höhere Alter der einen unter ihnen einmal zugeſtan⸗ 
den, fo vermißt man das zur Veränd erung drängende Motiv. 


e) Vgl. oben Abſchnitt 2 und 3. 

) Waitz, Gef. Abhandlungen, 1896, S. 500. Seeliger, MIO. XVI, 86. 
Brunner, Grundzüge“, S. 134 f. Bloch, Kaiſerwahlen 316f. 

10) Schreuer, Rechtliche Grundgedanken, S. 107. Brunner, Grundzüge“ 134. 
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Weshalb haben die Krönungsfürſten den Vorrang bei der Wahl nicht 
ſofort gewonnen, ſondern erſt nach Jahrhunderten, oder umgekehrt, wes⸗ 
halb haben ſie ihn überhaupt gewonnen? Denn da nicht das Krönungs⸗ 
recht, wohl aber das Kurrecht politiſche Folgen von großer Tragweite 
gezeitigt hat, fo iſt der Erwerb des letzteren gerade das, was Verwunde⸗ 
rung erregt und tieferliegende Gründe vermuten läßt. All dieſe Be⸗ 
denken verſchwinden, wenn Krönungs⸗ und Kurvorzug aus derſelben 
Wurzel entſpringen, d. h. unter ſich nicht übergeordnet, ſondern 
nebengeordnet werden. Aus der Hausverfaſſung läßt ſich die Zeremonie 
ebenſo einleuchtend entwickeln wie die materielle Anderung in der Wahl⸗ 
ordnung. Hier ſchreiten wir nicht von bloßen Formalien plötzlich zu 
wichtigen Gerechtſamen fort, ſondern wie alles Lebendige nicht abgeſon⸗ 
dert Kern und Schale hervorbringt, ſo erzeugt auch hier die Inſtitution 
des Königshauſes Schein und Inhalt, ſinnliche Geſtalt und rechtliche 
Reformen beides gleichermaßen. Wie der Goetheſche Spruch es for⸗ 
muliert: | 

„Es ift nichts in der Haut, 

Was nicht im Knochen iſt.“ 


Es iſt daher die von Stutz vorgetragene Anſicht, daß Krönungs⸗ 
und Kurrecht ſpeziell des Mainzer Erzbiſchofs gründe ſich beides auf 
den Primat dieſes Kirchenfürſten über Deutſchland, der Wahrheit 
unſeres Erachtens am nächſten gekommen). Denn darüber hinaus 
iſt nur nötig, dieſen Primat nicht nur als eine kirchenrechtliche 
Rolle, ſondern auch als eingeordnet in das fränkiſch⸗römiſche Königtum 
und die germaniſch⸗deutſche Verfaſſung zu betrachten. Sobald die 
Frage einmal geſtellt iſt, wie und wo denn die kirchlichen Gewalten 
in der Verfaſſung des Volksrechtes „untergebracht“ worden ſind, ver⸗ 
liert der Primat ſeinen iſolierten Charakter und wir dringen auch 
hier hinter die Kuliſſen des vom klerikalen Standpunkt dargeſtellten 


Verfaſſungsſchauplatzes. 


1) Ulrich Stutz, Der Erzbiſchof von Mainz und die deutſche Königswahl, 1910. 


Zwanzigſter Abſchnitt. 


Die böhmiſche Kur und der rechtsgeſchichkliche Ork 
des Sachſenſpiegels. 


Im Jahre 1158 hatte Friedrich I. dem Herzoge von Böhmen das 
Recht gewährt, die Krone zu tragen). Auf dem berühmten Pfingſtfeſt 
zu Mainz 1184 diente ihm dieſer als Schenke). Doch war dies keine 
neue Ehre, ſondern der Dienſt wird bereits ſeit dem Anfang des 12. Jahr⸗ 
hunderts von dem Böhmen verrichtet). 1198 wurde der Schenk des 
Reiches zum König erhoben, ein Zuſammenhang, auf den die wenig 
ſpäter entſtandene Gudrun anſpielt. Im Jahre 1211 war der Böhme 
in „ſpeziellem Maße an Friedrichs II. Wahl beteiligt). Zehn oder 
zwanzig Jahre fpäter aber ſchreibt der Verfaſſer des Sachſenſpiegels 
folgende Sätze nieder): „In des Kayſers Kore ſol die erſte ſin der 
Biſcoph von Trire; die andere die biſchoph von megenze, die dritte der 
biſchoph von Colne. Unter den leien is der erſte in deme core der palanz⸗ 
greve vome Rine, des riches truchſeze; der andere der herzoge von 
Saſſen; die dritte die kemerere, der markgreve von Brandenburch. 
Die ſchenke des riches, der Küning von Beemen, 
der ne hat nichenen kore, durch daz her nicht dudiſch 
nis. Sint ſo kieſen des riches vorſten alle, pfaffen unde leien. Die 
zu deme erſten an dem Kore benant ſin, die ne ſollen nicht kieſen nach 
irme mutwillen, wen ſwene die vorſten alle zu Küninge irwelet, den 
ſollen ſe allererſt bi namen kieſen.“ 


1) Constit. I, 170, S. 236. 

2) Oben S. 86, Anm. 20. 

) Das Schenkenamt des Böhmen iſt 1114 zuerſt nachweisbar, darnach im Ge⸗ 
dichte von Rudolf Wratislaw, der von 1158 — 1173 regierte, ſchließlich 1184 und ſeitdem 
oft. Vgl. Waitz⸗ Seeliger, VG. VI*, 334; Ficker⸗Puntſchart II, 1, 266 f., Anm. 9— 12. 

) Der König ſagt: „rex Ottacharus a primo inter alios principes specialiter 
pre ceteris in imperatorem nos elegit“. Constit. II, 43, S. 55. Krammer, Quellen I, 92. 

5) Landrecht III, 57. Zeumer, QS.“, 64, Nr. 57, Artikel 147. 
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Die vorangegangenen Kapitel haben uns gezeigt, daß dieſe Sätze 
ſonſt der Wahrheit entſprechen, das Recht der Kurfürſten ſtammt aus 
ihrem Hofamt, ſie haben kein beſſeres Wahlrecht als ihre Genoſſen, ſie 
treten hervor, ſeitdem es ein Reich gibt und nicht mehr nach Stämmen 
gewählt wird. 

Das Recht aller Fürſten wird gegen die Dekretale Venera- 
bilem betont). Dahingegen ſoll den Verfaſſer zur Ablehnung des 
böhmiſchen Kurrechts die Zahlenſpielerei zwiſchen ſieben und ſechs oder 
der Umſtand bewogen haben, daß er ſechs Urteiler für ſeinen Lehnshof 
braucht, der dem Papſt die Wahl kundtun ſoll. Der geſamte Streit des 
13. Jahrhunderts über die böhmiſche Kur ſoll durch ihn vom Zaune 
gebrochen worden ſein. 

Zunächſt tut man Eike unrecht, wenn man von Zahlenſpielerei 
ſpricht). Er „ſpielt“ nicht, ſondern wenn er in dem berühmten 
Art. III drei Fälle der Siebenzahl zuſammenſtellt, in denen das ſiebente 
Glied ungewiß iſt, ſo ſagt er in allen dreien — vom Standpunkt ſeiner 
Zeit — die vollkommene Wahrheit! Mit den ſieben Fahnlehen im 
Lande zu Sachſen aber III, 62 ſpielt er nicht und wie nahe lag das 
doch, da Thüringen und Pfalzſachſen in einer Hand vereinigt waren. 
Wie nahe lag auch bei den ſieben Kurfürſten der ganz andere Vergleich, 
wonach der Geiſt aus drei, der Leib aus vier Elementen beſtehe, waren 
doch drei Kleriker und vier Laien die Kiefer”). Es handelt ſich 
eben in I, 3 allemal um eine ſiebenſtufige Leiter, nicht um 7: 6 beliebige 


e) Die Nachweiſe oben in II, 11, S. 248. 

e) Über die ſieben Weltalter f. vorläufig Rechtsliteratur 122f. und Augustin de 
civitate dei XXII, 30. Von dem ſtändig wiederholten Vorwurfe gegen Eike bleibt 
nichts übrig. Er ſteht trotzdem überall, z. B. Brunner Grundzüge“ S. 111. 

) Amalarius (von Metz oder Trier, jedenfalls beginnendes 9. Jahrh.) de eccle- 
siasticis officiis III, c. 44 de missa pro mortuis, Migne, Patrologia latina 105, 1161 f. 
Constat homo ex anima et corpore. Anima tribus quasi quodam modo columnis 
erigitur ut diligat Deum ex toto corde et ex tota anima et ex tota mente. Corpus 
vero quatuor notissimis elementis subsistit. Vgl. über die Verehrung der Siebenzahl 
im MA. im allgemeinen Joh. Kelle, Deutſche Literaturgeſchichte II (1896), 126 ff., 327 ff. 
Über die formelhafte Wendung, daß dem Könige ſieben Länder untertan find Hartung, 
Die deutſchen Altertümer des Nibelungenliedes und der Gudrun 91. Hingegen über die 
Bedeutung der Sechs im deutſchen Recht Thudichum, Gau⸗ und Markenverfaſſung 
1860, 57. Grimm RA.“ I, 292 „VII sedes regales“ enthält auch — mit ſichtlicher 
Beachtung der Zahl — das Spiel vom Antichriſt aus Tegernſee (Münchener Texte 1, 
1912. S. 1). 
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singula. Alſo hat Eike nichts den Zahlen zuliebe erfunden, ſondern 
ſich nur über die beſtehenden Zahlenverhältniſſe gewundert. Mithin 
bleibt bei aller Beachtung ſeiner Aufmerkſamkeit für dieſe Dinge, ſeines 
Sinnes für Zahlen, die ſachliche Erklärung trotzdem offen. 

Auch fängt eine ſolche Konſtruktion aus Zahlen natürlich mit der 
Grundlage des Baues, den Zahlen an. Eike iſt aber weit davon ent⸗ 
fernt, die Zahlen ſechs oder ſieben oder auch nur eine davon als bedeut⸗ 
ſam für das Kurkolleg zu nennen. Weder erwähnt er ſie dort, wo das 
Wortſpiel hingehören ſoll, in I, 3, noch in III, 57 ſelbſt. Er zählt 
an dieſer Stelle überhaupt nicht zuſammen, ſon⸗ 
dern Pfaffen und Laien rechnen getrennt). 

Beſchränkt man ſich aber auf die Begründung der Sechszahl aus 
der Lehnrechtsſtelle über die Romfahrt (4, 2. 3), ſo muß man zugeben, 
daß Eike den Grund für die Eigenſchaft zum Kurfürſten an Ort und 
Stelle, den Grund für die Zahl hingegen an einer anderen und wahr⸗ 
ſcheinlich fpäter geſchriebenen Stelle namhaft macht. Wenn jedoch dieſer 
Grund aus der Lehnrechtsſtelle doch ſchon bei III, 57 eine beſtimmende 
Rolle ſpielte, ſo war erſtens kein Anlaß, ihn zu verſchweigen, zweitens 
keiner, ſich mit der Erzbeamtentheorie und ihrer Unſchädlichmachung erft 
abzumühen. Hatte er doch auch für den Rang der drei Erzbiſchöfe keine 
Rechtfertigung nötig befunden. 

Ich meine alſo, eine Erklärung des Textes, die annimmt, Eike ſage 
alles was er zu ſagen hat, hat ſchon damit einen Vorzug. Nicht weil 
ſechs melden müſſen, dürfen auch nur ſechs wählen, ſondern umgekehrt: 
ſechs Fürften melden dem Papſt die Wahl, weil ſechs, nicht ſieben 
wählen dürfen. 

Als Erzbeamter des Koͤnigshauſes fungiert der König von Böhmen 
bei einer Kur des Königsſohnes natürlich ohne jedes Bedenken. Er 
gehört in den Hof des Herrſchers ſo gut wie jeder andere, das Lehnrecht 
kennt keine Landesgrenzen. Sobald hingegen auch das Wahlrecht ſtatt 
von den deutſchen Stämmen von ihren Rechtsnachfolgern, den Reichs⸗ 
fürſten, und zwar nach dem Hofzeremoniell geübt wird, kann, wer ein 
Auge für das Weſen der Dinge hat, unmöglich in der Stellung des 


) Wenn A. Meiſter in feiner Deutſchen Verfaſſungsgeſchichte! S. 140 unter 6, 
als eine eigene Theorie über die Entſtehung des Kurkollegs die des Auctor vetus 
de beneficiis einführt, fo iſt dieſes unberechtigte Herausheben der Überfegung des Sachſen⸗ 
ſpiegels wohl ein bloßes Verſehen. 

Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 24 
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Böhmenkönigs als Erzſchenk einen hinreichenden Erſatz für das Fehlen 
deutſcher Stammesart finden ). Hier klafft eben tatſächlich ein Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen Königsrecht und Volksrecht, kaum der letzte in dieſem 
uralten Dualismus. Durch die Stämme der Deutſchen war der Umfang 
der ſouveränen Völker im Augenblicke der Wahl ohne Zweifel gegeben. 
Jetzt hat das Reich die Grenzen des Reichslehnrechts, das iſt die Grenzen⸗ 
loſigkeit. Niemandem hatte es noch 1125 einfallen können, den 
Schenken des Reiches zur Wahl der deutſchen Stämme 
im Jahre 1125 hinzuziehen. Und doch war der Herzog von Böhmen 
ſchon damals Inhaber dieſes Erzamts! Dieſen Unterſchied haben die 
herrſchenden Lehren auch nicht einmal verſucht zu erklären. Wir er⸗ 
kennen deutlich, wann erſt der Durchbruch des Rechtes der Erzbeamten 
erfolgen konnte: als nämlich Reich und Stämme unauflöslich bei⸗ 
einander und ineinander waren. Die Doppelſtellung, die jeder deutſche 
Fürſt einnahm, dadurch, daß er ſowohl im Stamme als auch im Königs⸗ 
hauſe ſeinen Platz hatte, dieſer Ausgleich von Königshaus und deutſchen 
Stämmen, der einen Hausverfaſſung und der Mehrheit von Lands⸗ 
gemeinden mittels der Einheit der Perſonen, fehlte bei dem tſchechiſchen 
Herzog. 


9) Darüber, daß nur „Germaniarum principes“ den Kaiſer wählen, und daß 
die Biſchöfe von Trient, Aglei und Biſanz ſowie der Pfalzgraf von Burgund damals 
nicht trotzdem ſie Ausländer waren, ſondern vielmehr weil ſie als Deutſche galten, 
wählen durften, handelt Ficker⸗Puntſchart II, 1, 26 ff.; das iſt gegen Bloch, Kaiſerwahlen, 
S. 23, zu bemerken. 

Huber, MIO. II (1881), 386 ff., hat Böhmen als echtes gleichberechtigtes Glied 
des regnum Teutonicum für die Salierzeit erweiſen wollen! Er will das aus dem 
Wormſer Konkordat beweiſen, bewegt ſich aber dabei in einem Zirkel. Denn die Mög⸗ 
lichkeit, oder beſſer Wahrſcheinlichkeit, daß im Wormſer Konkordat die böhmiſchen Ver⸗ 
hältniſſe überhaupt nicht behandelt werden, erwägt H. nicht, ſondern ſtellt die Frage 
gleich als ob ent weder regnum Teutonicum, oder „das übrige Kaiſerreich“ Böhmen 
mit umfaſſe. Der Fall aus den dreißiger Jahren vollends, den er ſelbſt anführt, wider⸗ 
legt ihn unmittelbar. (MG. 88. IX, 141.) Darnach wurde der Erzbiſchof von Prag in 
Mainz ohne Anwendung der Konkordatsregeln mit Ring und Stab belehnt! Dieſe Nach⸗ 
richt entzweizubrechen, die Inveſtitur ſelbſt für korrekt überliefert zu erklären, Ring und 
Stab aber für ein Mißverſtändnis, iſt eines der heute ſcheinbar gang und gäbe ge⸗ 
wordenen Auslegungsmittel. Das beliebte „Halbieren“ einheitlicher Berichte in Richtige 
und Falſche Beſtandteile führt ein a priori ſchlimmſter Art in die Quellenforſchung ein. 

Die Tatſache der Stammesverfaſſung und ſpeziell die Königswahl von 1125 reicht 
von vornherein aus, Huber ſachlich zu widerlegen. Vgl. noch Dietrich Schäfer, Deutſche 
Geſchichte I (1912), 183. 
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Man hat vermutet, daß Eike nur welfiſche Anſchauungen wieder⸗ 
gebe; bei ſeiner Stellung zu den Biſchöfen von Halberſtadt und Magde⸗ 
burg und ſeinem Lehnsbande gegen das ſtaufiſch geſinnte Haus Anhalt 
dürfte das nicht ſehr glaubhaft ſein ). Aber daß ein Deutſcher ſich wohl 
noch im 13. Jahrhundert Gedanken machen durfte über die drohende Ver⸗ 
änderung des Begriffs Deutſchland, das lehrt eben die Rolle Böhmens 
und Ungarns für die deutſche Geſchichte und der Kampf des Slawentums 
um das alte deutſche Land Oſterreich n). Und dabei befand ſich Eike 
noch in ganz anderem Geſichtskreis als wir Rückblickenden. Noch hatte 
nicht die Schlacht auf dem Marchfelde dem Mißſtand eines undeutſchen 
Reichsfürſten ein Ende bereitet. Was alſo Eike als rechtliches Dilemma 
bezeichnet, das hat die Politik fünfzig Jahre ſpäter ſo gut wie end⸗ 
gültig aus der Welt geſchafft: der Schenke des Reiches iſt ſeit 1278 ein 
deutſcher Mann. Dem entſpricht es, daß die böhmiſche Kur nur zwiſchen 
1198 und 1278 zur Diskuſſion Anlaß gegeben hat, und ſpäter nicht 
mehr ). Aber Eike hat in noch höherem Sinne Recht behalten. Ein 
lebensfähiges Deutſches Reich gibt es erſt wieder, ſeitdem der ſlawiſche 


10) Wenigſtens werden Eikes Lehren anderweit als „Niederſchlag welfiſcher An⸗ 
ſchauungen“ betrachtet, Brunner Grundzüge® 136, Anm. 3. Eine weitere Hypotheſe 
Weilands, Eike ſchließe nur den gegenwärtigen Böhmenkönig als Sohn einer 
Ungarin aus, im übrigen rechne Böhmen ſelbſt als deutſches Land (), Forſchungen XX. 
305 ff., iſt von Schuſter ausreichend widerlegt worden MIO. III (1882), 392 ff. Für 
chauviniſtiſche Beweggründe Eikes ließe ſich anführen, und ſo will ich es nur gleich ſelbſt 
tun, Otto v. Freiſing, Gesta Friderici I, 21 über den bisherigen Haß zwiſchen Sachſen 
und Böhmen. All das find aber eben fo nutzloſe wte überflüſſige Einfälle. 

11) Und fo kommen die Worte von Philipps, Deutſche Reichs⸗ und Rechtsgeſch. 
S. 306 wieder zu Ehren: „Der König von Böhmen aber, obſchon er ein Reichsamt 
hatte, blieb ausgeſchloſſen, weil er kein Deutſcher war und bei der Wahl keinen deutſchen 
Stamm zu repräſentieren hatte.“ Die ungeheuer weitſchweifige neueſte Darſtellung von 
A. Köſter, Die ſtaatlichen Beziehungen der böhmiſchen Herzöge und Könige zu den 
deutſchen Kaiſern von Otto dem Großen bis zu Ottokar II., Gierkes Unterſuchungen 114 
(1912), gibt S. 89 f. nur folgendes: „In dieſen lehens rechtlichen Beziehungen 
ſpielte die Nationalität der Böhmen keine Rolle; viele Her zoginnen und Königinnen 
waren deutſche Prinzeſſinnen. So hat die Bemerkung des Sachſenſpiegels III, 57, 2, 
„weil er nicht deutſch ift‘, ebenſowenig rechtliche Bedeutung wie.. Der Zuſammen⸗ 
hang dieſer drei Sätze wird dem Verfaſſer wohl ſelbſt verborgen geblieben ſein. 

12) Über die Anſprüche Bayerns, das hoffte, Böhmen unter Rudolf I. aus der 
Kur zu verdrängen Zeumer, Hiſtor. Zeitſchr. 94 (1905). Buchner, Die deutſchen Königs⸗ 
wahlen und das Herzogtum Bayern, 1913, S. 108 ff. ſtellt einen Rückſchritt in unſerer 
Erkenntnis dar. 

24 * 
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Stamm vom Reichskörper in blutiger Amputation 1866 abgetrennt 
worden iſt, nicht ohne echte deutſche Lande, nur wegen ihrer zu feſt ge⸗ 
wordenen Verbindung mit ihm in dies Verhängnis hineinzureißen. 
Deshalb hat Eike auch nicht mit ſeiner Anſicht allein geſtanden, ſondern 
die Staufer ſelbſt haben zwar natürlich ihres Erzſchenken Mitwir⸗ 
kung gern angenommen, aber ihr nicht kreierende Bedeutung bei⸗ 
gemeſſen. So erklärt ſich Friedrichs II. Redeweiſe über Ottokars Teil⸗ 
nahme 1211). 

Das Rätſel, daß der Ausſchluß der böhmiſchen Kurſtimme vom 
Rechtsgefühl anfangs gefordert worden iſt, reiht ſich der ſtattlichen Reihe 
jener ſcheinbaren Ausnahmen an, die uns die Regeln der deutſchen Ver⸗ 
faſſung bei näherer Betrachtung beſtätigt haben. Nur ſcheinbar wider⸗ 
ſpricht die Mark Namur der Regel, daß in jedem Stammland nur Ein 
Weltlicher großer Reichsfürſt werden kann, nur ſcheinbar die Grafſchaft 
Aſchersleben dem Kontraſt von Reichsfürſt und Gaugraf. Nur das 
oberflächliche Urteil findet 1152 und 1198 das Prinzip der Sohnesfolge 
verletzt. Auch die böhmiſche Kur bietet uns gerade durch den Anſtoß, 
den ſie erregt hat, die Gewähr für die Richtigkeit unſerer Zeichnung. 
Und wir müßten ſtutzig werden, wenn der Gegenſatz in der Stellung 
des Reichsſchenken den Zeitgenoſſen nicht empfindlich geweſen wäre. 

Ebenſo wichtig iſt das Ergebnis für unſere Beurteilung des Sachſen⸗ 
ſpiegels. 

Eike hatte nicht nur die Stammeswahl der Sachſen von 1208 noch 
geſehen, ſein ganzes Denken wurzelte noch in der Zeit, in der die Stämme 
das deutſche Königreich bildeten); und ſo hat er als letzter Deutſcher 
den Entſchluß faſſen können, das Recht eines ganzen Stammes auf⸗ 
zuzeichnen. Von den Späteren will jeder, ſei es deutſches Reichs⸗, ſei es 
nur Territorialrecht niederſchreiben!). Eike von Repgows Sachſen⸗ 


120) Oben Anm. A. Über die böhmiſche Stimme 1198 das Nähere oben S. 250 f., 
Anm. 80 ff. 

18) Vgl. Sſp. I, 30 Jewelk inkomen man untveit erve binnen deme lande to ſaſſen 
na des landes rechte unde nicht na des mannes, he ſi beier oder ſwaf oder vranke. 
III, 53 Jewelc düdeſch lant hevet ſinen palenzgreven: ſaſſen, beieren vranken unde 
ſvaven. Dit waren alle Koningrike; ſeder wandelde man in den namen unde hiet fie 
herthogen, jeder fie die romere bedwungen; doch behilden fie [die Herzöge] die vorſten to 
manne unde de van lene under deme namen. 

14) Ich ſage das, weil noch bei v. Schwerin, Deutſche Rechtsgeſchichte, 1912, 120, 
Anm. 18, zu leſen ſteht, der Schwabenſpiegel zeichne gleichfalls Stammesrecht auf. Das 
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ſpiegel iſt das Schlußglied in der Reihe der Volksrechte, die mit dem 
Rechte der ſaliſchen Franken beginnt. Es iſt das einzige in deutſcher 
Sprache. Kaum iſt die Mitte des 13. Jahrhunderts überſchritten, da 
tritt dieſem Sachſenrecht ein kaiſerliches „Deutſchen“ recht gegenüber, fürs 
Reich gedacht „in allen den landen din under in ſint“. Aber weil dieſe 
neuerfaßte Einheit im Gegenſatz zu der uralten des Stammesrecht 
immer noch ein Ziel und eine Zukunft bedeutet, deshalb iſt dies Reichs⸗ 
recht des ſogenannten Schwabenſpiegels von ſubjektiven doftrinären Er⸗ 
wägungen ſeines Verfaſſers notwendigerweiſe voll. Wie allem Werden⸗ 
den durch das Bewußtſein menſchlicher Individuen voran geholfen 
werden muß, ſo damals dem Reichsgedanken. Hingegen hatte ſich der 
ſächſiſche Schöffenbarfreie noch wie Wiſogaſt und Bodogaſt des Vor⸗ 
zugs erfreut, ſtatt ſubjektiver Meinungen faſt durchweg das geltende 
Landrecht aufzeichnen zu können. Aber auch das deutſche Reichsrecht 
wird in allen ſeinen Teilen: Fürſten, Reichsfürſten und Fahnlehn, 
König, Königswahl und Kurfürſten, Herzögen, Markgrafen und Grafen, 
von Eike nicht anders abgebildet, als von der Moſaik aus Chroniſten 
und Urkunden. Es iſt nicht eine Stelle, die wir hätten wegdisputieren 
oder bemängeln müſſen ). 

Sachſen ſpiegel und Deutſchen fpiegel können alfo mit dem 
leicht faßlichen Widerſpiel ihrer Titel daran erinnern, wie Geweſenes 
und Werdendes unter Friedrich II. endgültig ſo verwachſen iſt, daß 
ſchon die nächſte Generation die Nähte nicht mehr ſieht; ſie zeigen aber 
zugleich die Notwendigkeit, heute wieder ſorgfältig auseinanderzulegen 
die Verwandlung von Königshaus und Stämmen und dieſen abſterben⸗ 
den Kräften gegenüber Ausbildung und Entſtehen des deutſchen Reichs. 


kaiſerliche Land⸗ und Lehenrechtsbuch wird Schwabenſpiegel erſt ſeit 1500 etwa genannt. 
Urſprünglich heißt er, in Erſetzung des Stammesnamens im Worte „Sachſen“ſpiegel, 
charakteriſtiſcherweiſe Deutſchen ſpiegel! S. jetzt Rockingers intereſſante Mitteilungen 
in Abhdl. der Kgl. bayer. Akad. philof., philol. u. hiſtor. Klaſſe 26, 5 (1913), S. 54f., 
Anm. 3, die mir Fickers Trennung zwiſchen Deutſchenſpiegel und Landrechtsbuch erfolg⸗ 
reich zu widerlegen ſcheinen. 

15) Vgl. über die Qualitäten des Mannes nach den vielen Angriffen der letzten 
Jahrzehnte jetzt Zeumer in der Feſtgabe für Brunner, 1910, Eckhard Meiſter, Oſtfaliſche 
Gerichtsverfaſſung, 1912, S. 208 ff. Roſenſtock, Oſtfalens Rechtsliteratur unter Fried⸗ 
rich II., 1912, Dritter Teil. Dazu oben S. 146 ff., S. 185 ff. und S. 259. Durch unſere 
Nachweiſe über Anhalt iſt übrigens ein neuer einwandfreier terminus post quem für 
das Landrecht, nämlich 1219/20, gewonnen. Oben S. 122. 


Ausblick in die Staatslehre 


Einundzwanzigſter Abſchnitt. 
Volksrechk und Hausherrſchafl. 


Die ſtaatlichen Verhältniſſe im mittelalterlichen Deutſchland ſind 
von der Wiſſenſchaft der jüngſten Zeit mit Vorliebe unter dem Geſichts⸗ 
punkt unterſucht worden, daß zwiſchen 911—1250 eine Ariſtokratie, eine 
Kaſte, das deutſche Reich beherrſcht, genauer, daß eine geſchloſſene Gruppe 
adliger Familien alle Regierungsmacht in ihrer Hand vereinigt habe. 
Das Gericht dieſer Ständeforſchung abzuſchwächen, liegt nicht in unſerer 
Abſicht; aber jetzt, am Ende unſerer Unterſuchungen, läßt ſich zeigen, 
inwiefern dieſe Lehre von herrſchenden „Geſchlechtern“ und ferner 
von „deutſchen“ Herrengeſchlechtern auf der hier neugewonnenen 
Plattform ſich anderer, juriſtiſch brauchbarer Begriffe wird bedienen 
müſſen. Und es läßt ſich vielleicht auch die Brücke von dieſer beſonderen 
modernen Theorie zu den bisher herrſchenden Begriffen von dem Weſen 
der deutſchen Gemeinfreiheit ſchlagen, zu denen ſie in ſchroffem Gegen⸗ 
ſatz ſteht. 

Im Anfang des 10. Jahrhunderts hatte es noch kein „deutſches“ 
Reich im Rechtsſinne gegeben. So darf man von „deutſchem“ Adel 
damals nur mit Vorbehalt reden. Und ebenſowenig deckt der Begriff 
des „Geſchlechtes“ den des „Hauſes“ ſchlechthin zu. So eng beide zu⸗ 
fammengehören, fo deutlich muß der eine von dem andern unterſchieden 
werden. Neben Geſchlecht und Haus ſahen wir nicht deutſche, 
ſondern Stammes ordnungen in Herzogtum und Landtag lebendig. 
Darum ſeien noch einmal Königshaus und Stämme in ihrem Kampf 
und in ihrer Verſchmelzung grundſätzlich gekennzeichnet und damit zu⸗ 
gleich das allgemeine geſchichtliche Problem der Verankerung des mittel- 
alterlichen Lehnweſens in der allgemeinen Verfaſſung gedeutet. 

Im ſtaufiſchen Zeitalter war es gelungen, nicht zwar die Stämme 
unmittelbar zu einem Volke, wohl aber die Stammlande der 
Deutſchen zu einem Gebiete, zum Reiche unmzuſchaffen. Es iſt die 
Leiſtung der Jahrhunderte, die wir durchmuſtert, daß eine Mehrzahl 
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von Völkerſchaften von einem Mittelpunkte aus in einem einheitlichen 
Reichsgebiet zuſammengefaßt worden find '). Das Werkzeug, mit dem 
dieſe Herrſchaft aufgerichtet wurde, die Lehnsordnung, ſoll ſich nach der 
gemeinen Lehre als eine Vermengung von öffentlichem und privatem 
Rechte darſtellen. Indeſſen drängt ſich nunmehr eine andere Einteilung 
der juriſtiſchen Sphären jener Zeit auf. Sie gibt ſich aus dem Gegen⸗ 
übertreten des einen königlichen Hauſes und einer Mehrzahl von Volks⸗ 
gemeinden. Dieſe Volksgemeinden werden nicht gebildet aus den 
einzelnen Häuſern, ſondern aus den einzelnen Perſonen und ihrer 
Ordnung in Sippen, in Geſchlechtern. Ihren Rechtsſchutz gewährt 
die Landsgemeinde allen Rechtsweſen überhaupt, repräſentiert wird 
ſie hingegen im beſonderen durch die wehrfähigen Männer, ſei es als 
einzelne, ſei es als Sippegenoſſen. Als ſolche, nicht aber als Ver⸗ 
treter ihrer Häuſer bilden dieſe die Gemeinde der alten Verfaſſung. 
Und fo erhält die Gemeinde zunächſt keine Einwirkung auf die Ent⸗ 
faltung im Innern des Hauſes, die wir hier für das des Königs im 
beſonderen verfolgt haben. Wie ſich in des Herrſchers Haus und Hof 
eine rechtliche Ordnung ausgebildet hat, ſo würde ſich zeigen laſſen, 
daß auch die übrigen Häuſer eine ähnliche Durchbildung erfahren. 
Eine Vermiſchung von Begriffen, eine Unklarheit, findet dabei in 
keiner Weiſe ſtatt, nur müſſen wir die Gegenſätze der Zeit anzunehmen 
uns entſchließen. Im Volke behauptet ſich, im Hauſe entfaltet ſich die 
Stellung des Königs und entſprechend die jedes anderen Herren. Des 
Volkskönigs Recht und die Verfaſſung der Volksgemeinde iſt durch die 
Jahrhunderte als Recht, als unveräußerliche Verfaſſung feſt beſtimmt; 
ein Recht der Mannen im Hofe des Oberlehnsherren grenzt ſich erſt lang⸗ 
ſam ab. Volksrecht und Hausherrſchaft, ſo dürfen wir die Ausgangs⸗ 
punkte der deutſchen Verfaſſungsformen ſcharf bezeichnen. Dabei dürfen 
ohne Schaden die Herrſchaft des Hauſes und die Herrſchaft im Hauſe 
in dem einen Wort Hausherrſchaft unlöslich miteinander verbunden 
vorgeſtellt werden. Das Volksrecht teilt ſich alsbald in Fürſtenrecht, 
Landrecht, Stadtrecht und Dorfrecht, aber unzerſtörbar lebt es fort und 
bleibt völlig bei Kräften ?); die Hausherrſchaft erzeugt das Lehnrecht, 


) Über die lehnrechtliche Auffaſſung des Reichsgebiets vgl. auch K. Heimburger, 
Der Erwerb der Gebietshoheit 1888 S. 11. und oben S. 114 ff. und S. 157 ff. 

2) Über die Geſchichte des Wortes Gemeinde im Hinblick auf die Rechtsentwicklung 
handelt der ſchöne Aufſatz von Kauffmann, Wörter und Sachen II, 1910. 
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das Dienſtrecht und das Hofrecht ). Dort alſo findet Zerſpaltung von 
Beſtehendem, hier aber Erzeugung von Neuem ſtatt; beides ſind zwar 
verſchieden geartete, aber gleich ſichere Zeichen der Lebenskraft. Sobald 
die Ordnung der Hausherrſchaft zu „Recht“ geworden iſt, bildet fie 
ſich auch ſogleich den Leib an, ohne den ſie als rechtliche Ordnung 
nicht leben könnte, in Geſtalt einer „Gemeinde“. Ein „Recht“ inner⸗ 
halb des Hauſes beſteht, wenn die „Genoſſen“, wenn eine Gerichts⸗ 
gemeinde dem Herren gegenüberzutreten imſtande iſt. Sehen wir aber 
von dieſer Entwicklung noch ab, die eben doch erſt innerhalb 
unſerer Periode verläuft, ſo ergeben zunächſt die Gebundenheit in der 
Landsgemeinde und die Freiheit im Hauſe eine Doppelſtellung jedes 
Herren, die zum Angelpunkte unſerer Gliederung des Rechts jener Zeit 
werden muß. 

Das Beiwort privat für die Hausherrſchaft wäre wenig geeignet, 
weil es in uns notwendig irrige Gedankenverbindungen auslöſen 
würde). Denn für uns heute iſt das Privatrecht immer das Recht, 
das die private Willkür ordnet, beide ſind unauflöslich und 
gleichzeitig miteinander gegeben. Dieſe Willkür iſt alſo ſchon vom 
Rechte innerlich durchwachſen. Und ferner iſt das Privatrecht für uns 
eine Ordnung, die gerade zwiſchen allen Rechtsweſen, Perſonen, ſchlecht⸗ 
weg beſteht ). Der bisher als „privatrechtlich“ bezeichnete Kreis des 
deutſchen Rechts iſt umgekehrt nicht von vornherein rechtlich geregelte 


) Seeliger, Abhandl. d. Sächſ. Gef. der Wiſſenſchaften 1903: Die ſoziale und poli⸗ 
tiſche Bedeutung der Grundherrſchaft im früheren Mittelalter S. 173 ff., vermeidet bereits, 
in die Beſtimmung des Begriffes „Hofrecht“ volksrechtliche Elemente einzulaſſen. 

9) Den Begriff der privaten Herrſchaft hat Ernſt Mayer feiner Deutſchen und 
Franzöſiſchen Verfaſſungsgeſchichte als einteilendes Prinzip zuerſt zugrunde gelegt. Vgl. 
ebda. II. 1ff. Gegen den Zuſatz privat muß ich zwar die im Text geäußerten Bedenken 
geltend machen. Sachlich jedoch hat Mayer das große Verdienſt nicht nur „einer“ brauch⸗ 
baren, ſondern „der“ richtigen Syſtematik. Siehe dazu Stutz ZRG. 21 (1900), 122 ff. In 
der Charakteriſierung der Herrſchaft unterſcheide ich mich allerdings wieder beträchtlich. 
Denn da Mayer als Geſchichte einen Querſchnitt, nicht etwa einen Längsſchnitt durch 
fünf Jahrhunderte gibt, fo enthält er ſich auch jeder Bewertung der Wachstumserſchei⸗ 
nungen innerhalb dieſes Zeitraumes, und die private Herrſchaft ſteht neben dem übrigen 
Recht ſo abgeſchloſſen und fertig wie die Sätze einer Dogmatik des geltenden Rechts. 

5) So rückſichtslos hat es das Privatrecht heute nur mit den einzelnen zu tun, daß 
in den Ländern des ſogenannten Wohnſitzprinzipes ja ſogar die Staatsangehörigkeit für 
ſeine Geltung belanglos wird. Durch den Begriff der „Perſon“ erkennt alſo das moderne 
Privatrecht den Begriff einer alle Menſchen umfaſſenden „Menſchheit“ als rechtliche Tat⸗ 
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Willkür, ſondern erwächſt allmählich aus der Willkür, dem Nichtrecht. 
Es findet ein Wachstum des Rechts für das Hausinnere ſtatt). Auch 
umfaßt er nicht einmal das Geſchlecht, geſchweige denn alle Perſonen; 
nicht die Bande des Bluts, ſondern die Lebensgemeinſchaft im 
Innern des Hauſes ſteckt ſeinen Umfang ab. — Dann allerdings, wenn 
das Haus ſich zur Welt erweitert, wenn das Lehnrecht durch das ganze 
Abendland jemals ſchrankenlos geherrſcht hätte, dann hätte das „Haus⸗ 
recht“ auch den Begriff des heutigen Privatrechtes in ſich enthalten; 
aber dann wäre es auch müßig, es als Privatrecht zu bezeichnen, denn 
nicht minder hätte eine ſolche Ordnung ja unſeren Begriff des öffent⸗ 
lichen Rechts inhaltlich mit umſpannt, und ein einteilendes 
Prinzip lieferte ſie alſo gerade dann nicht. 

Es hat aber dieſe Möglichkeit der ungemeſſenen Ausbreitung des 
Lehnweſens nie beſtanden. Wir hoffen, ſo viel gezeigt zu haben, daß 
die übliche Vorſtellung vom Lehnsweſen als einer unaufhaltſam vor⸗ 
wärtsdrängenden, alles ergreifenden Naturgewalt irrig iſt. Dieſe 
Anſchauung iſt nur ſolange verſtattet, als die Notwendigkeit des „Lehn⸗ 
weſens“ im Syſtem der mittelalterlichen Herrſchaftsbegriffe verkannt 
wird. Zu dieſer allgemeinen Notwendigkeit geſellt ſich allerdings ſo⸗ 
gleich der weitere Umftand, daß dem „Reich“ auf deutſchem Boden 
durch den Stammesgegenſatz, durch die trotzdem durchdringende Rang⸗ 
gleichheit aller Stämme und ſchließlich durch ſeine mitteleuropäiſche 
Lage mit ſtetig vorrückender Oſtgrenze eine einzigartige Aufgabe ge⸗ 
ſtellt war. Deshalb trägt das deutſche Lehnweſen und das Heilige 
Römiſche Reich ſeit 1200 ein Gepräge, das kaum einen ausländiſchen 
Vergleich duldet. Aber war die Aufgabe ohne Beiſpiel, ſo waren doch 
die geiſtigen Waffen zu ihrer Bezwingung, die Grundſätze des Rechtes 
und Staates allgemeiner verbreitet. Aus der Not eines klaffenden 
Gegenſatzes zweier Kräfte iſt das Deutſche Reich geboren; die Ab⸗ 
geſchloſſenheit des alten guten Rechtes bei den einzelnen Stämmen und 
die freie Tätigkeit des Einen Hauſes über ihnen allen werden verſöhnt. 


ſache an. Dieſe Entwicklung hat umgekehrt bereits das Staatsrecht in Mitleidenſchaft 
gezogen. Das neue deutſche Staatsangehörigkeitsgeſetz beſtimmt die Militärdienſtpflicht 
der in Deutſchland anſäſſigen Staatsloſen. Und am 17. Juli 1913 beantragte der 
Deputierte Brouſſe in der franzöſiſchen Kammer, die großjährigen Söhne aller in Frank⸗ 
reich anſäſſigen ausländiſchen Eltern für wehrpflichtig zu erklären! 

6) Vgl. auch Georg Jellinek, Allgem. Staatslehre I, 35. 
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Vordem hatte ein Stamm kraftvoll über andere, unterworfene, Stämme 
geherrſcht. Jetzt muß der König und ſein Haus das Herrſchenwollen 
zum Herrſchenkönnen ſteigern und aus dem Recht des Königs, ein 
Gefolge zu halten, entwickelt ſich die Lehnsordnung. Der König gibt 
niemandem ein Amt im Krieg oder Frieden, es ſei denn dieſer werde 
ſein Mann und die Leiſtung der Mannſchaft wird ſogar zur recht⸗ 
lichen Vorbedingung für den Empfang von Volkland aus der Hand 
des Königs). Damit dehnt ſich das Haus des Königs über alle 
politiſchen Räume der Deutſchen; neben des Königs gemeſſene Befug⸗ 
niſſe in der Volksgemeinde tritt immer anſpruchsvoller, immer um⸗ 
faſſender die freie Verfügung in ſeinem Königshofe ). Die großen 
Erfolge, die er erringt, rufen aber einen Rückſchlag hervor. Dem 
Lehnweſen, das iſt der Erſtreckung der Hausgewalt auch über 
alle auf Lehen abgeſchichtete Vaſallen, ſetzt ſich allmählich ein Lehn⸗ 
recht entgegen. Das Selbſtgefühl der Mannen rückt an die Stelle des 
Hausvaters eine objektive Ordnung des Rechts, die über Leben und 
Sterben des einzelnen Herren hinaus gilt. Dieſe überperſönliche Ord⸗ 
nung erblickt jene Zeit aber nicht in dem Abſtraktum einer juriſtiſchen 
oder moraliſchen „Perſon“, ſondern in dem Haus und Hof des 
Herren ſelbſt. Dieſe erſchienen als das bleibende in allem Wechſel. 
Auch aus der Willkür der Hausgewalt entwickelt ſich mittels der Un⸗ 
antaſtbarkeit des Hauſes als ſolches, mittels der Unzerſtörbarkeit des 
Bodens, auf welchem es ſteht, eine rechtliche Ordnung. Das Haus 
lebt nicht nur länger als der jeweilige Inhaber des Hochſitzes darin; 
es beſteht auch jenſeits feiner Willkür“). Somit entſpringt die bes 
rühmte Verdinglichung der Rechte im Mittelalter nicht ſo ſehr 
dem Lehnweſen als ſolchem, ſondern richtiger dem Widerſtande des 
eingeborenen Rechtsſinnes gegenüber dem hausherrſchaftlichen Begriffe 
der „Mannſchaft“ und alles „Dienſtes“, die bis dahin den „Mann“ 
in die rechtsfreie Zone des Hauſes hineinſchlangen. Die Verding⸗ 
lichung iſt ein Rechtsfortſchritt und kein Verfall). Sie ſchreitet fort 


5) Vgl. die Stelle aus dem 11. Jahrh., die das als Rechtsſatz unzweldeutig aus⸗ 
ſpricht, oben S. 138, Anm. 135a. 

8) Siehe den Abſchnitt 14. 

) Vgl. oben S. 157. 

10) Darüber, daß die Verdinglichung als ein Fortſchritt erkannt und erforſcht werden 
müſſe, Gierke ZRG. 28 (1907), 623. Einen ähnlichen Gegenſatz wie den von Volks⸗ 
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von einem Verhältnis nur zwiſchen Perſonen zu der reicheren Ord⸗ 
nung, welche deren Stellung erſt durch die Beziehung auf etwas 
Drittes, eine Inſtitution, erläutert. Zwiſchen Herrn und Knechte 
ſchieben ſich die ſorgfältig abteilenden und ſichernden Wände des 
Hauſes. 

Jetzt tritt neben die Vielheit der Volksrechte nicht die Hausherr⸗ 
ſchaft, ſondern die „lex curiae“ des fränkiſchen, des römiſchen 
Königs; neben die freien Verſammlungen der Männer tritt der Hoftag 
der Mannen. Der Hausherr bleibt auf germaniſchem Boden nicht 
degnotrys, das iſt auf deutſch Hausherr. Seine Macht wird dem 
Hauſe, in dem er thront, dem Lande überſchrieben, das der König nur 


recht und Hausherrſchaft meint vielleicht auch Carl Brinkmann in feiner ſchwer verſtänd⸗ 
lichen Schrift Freiheit und Staatlichkeit in der alten deutſchen Verfaſſung, Berlin 1912. 
Vgl. ferner Hintze, Staatenbildung und Verfaſſungsentwicklung, Hiſtoriſche Zeitſchrift 88 
(1902) 1—21, ſpeziell S. 12 über das Lehnsweſen und die Idee der großen politiſchen 
Räume, der das Lehnweſen, wenn auch als Unvollkommenheit, immerhin ſchon als Not⸗ 
wendigkeit begreifen möchte. Für die herrſchende Lehre verweiſe ich auf Brunner RG. II, 4: 
„das Gemenge jener Einrichtungen, die man unter dem Schlagworte Feudalismus zu⸗ 
ſammenfaßt, ſtellen ſich als die verhängnisvolle Erbſchaft dar, die das heilige 
römiſche Reich deutſcher Nation aus dem Nachlaß der fränkiſchen Monarchie übernommen 
hatte.“ Heusler, VG. S. 129: Es „nahm das Überwuchern der durch die Beneſizierung 
der Großen, zumal der Beamten, gelegten Keime der Auflöſung der alten Verfaſſung 
ſeinen ungehinderten Fortgang. Das Ende war der Lehnsſtaat, wenn man überhaupt 
dieſen Ausdruck brauchen darf, denn es war damit im Grunde der Staatsbegriff negiert.“ 
139f.: „Das Neue, das an die Stelle des Alten trat (nämlich das Lehnsweſen), konnte 
beinahe als eine bloße andere Form des Bisherigen erſcheinen.“ Die herrſchende Lehre 
ſagt noch immer in gedämpfter Form, was dann von Laien grotesk verzerrt wird: Vgl. 
R. Rudel, Adel und Demokratie, ein Beitrag zur Geſchichte des Feudalismus, 2 Bände 
1904. So ſind wir noch nicht viel über das vernichtende Urteil hinaus, das Paul Roth 
vor nunmehr fünfzig Jahren nach einem Loblied auf die fränkiſche Zeit alſo unverblümt 
formuliert hat: „Dem gegenüber ſind die Zuſtände des Mittelalters nichts als eine mit 
etwas Kultur bedeckte Barbarei der ſchlimmſten Art, da die mittelalterliche Verfaſſung jeder 
Fähigkeit aus ſich ſelbſt ſich zu verbeſſern zu entbehren ſcheint. Wenn in den modernen 
Staaten die Grundlagen der Verfaſſung andere geworden ſind, ſo iſt dies in den Haupt⸗ 
punkten eine Rückkehr zu den urſprünglichen Zuſtänden.“ Feudalität und Untertanen⸗ 
verband 1863, S. 35. Ganz fremd ſteht den poſitiven Seiten des Lehnweſens gegenüber 
Paul Sander, Feudalſtaat und Bürgerliche Verfaſſung. Verſuch über das Grundproblem 
der deutſchen Verfaſſungsgeſchichte, 1906. 

Natürlich hängen dieſe Urteile mit den Ideen zuſammen, die bei den Hiſtorikern 
über die „Beweglichkeit“ und „Schwäche“ des „bloßen“ Gewohnheitsrechtes herrſchen. 
S. oben S. 42 und S. 278. 


Einundzwanzigſter Abſchnitt. Volksrecht und Hausherrſchaft. 383 


„vertritt“, in der ſinnlichen Bedeutung dieſes Wortes. Seine perſön⸗ 
lichen Diener ſogar, die Unfreien ſeines Haushaltes, gehören nicht 
mehr ihrem Herren, ſondern dem Kaufe “). 

Der Wandel, der ſich hier vollzieht, vermag auch pſychologiſch 
das Verhalten unſerer Quellen gegenüber dem Hausbegriff zu er⸗ 
klären. Und wenn wir dieſe Erklärung nicht heranziehen, könnte uns 
als letztes Beweisſtück gegen unſere Verwertung dieſes Inſtituts das 
Schweigen der Quellen ſelbſt über ſein Weſen und ſeinen Umfang 
angeführt werden. Gewiß hat es unter normalen Verhältniſſen etwas 
Mißliches, einer Rechtsordnung einen Begriff einimpfen zu wollen, 
für den fie ſelbſt kein Wort hat ). Aber von vornherein liegt die Sache 
hier anders, da das Wort vorhanden und nur ſpärlicher gebraucht 
wird, als wir zu den Erkenntniszwecken der Gegenwart für notwendig 
halten. Sobald wir nun gar für ihre Gleichgültigkeit einen Grund 
beibringen können, iſt das Argument nicht nur wie ein Gegner ent⸗ 
waffnet, ſondern als Verbündeter in unſer eigenes Heer aufgenommen. 
Wenn anfangs der Hausvorſteher ſein Anweſen patriarchaliſch nach 
außen mit unbeſchränkter Vertretungsmacht zudeckte, ſo hatten die 
Chroniſten keinen Anlaß, ſtatt vom Herren vom Hauſe des Herrn zu 
reden. Denn mit der Nennung des Inhabers ſtand das Haus ohne 
weiteres mit vor aller Augen. Jenſeits der lebendigen Perſon der 
Inſtitution zu gedenken, dazu wird nur der Zwang führen, der Miß⸗ 
verſtändniſſe ausſchließen will. Solange daher die Hausherrſchaft wahre 
Deſpotie bleibt, behalten die Quellen ihre den Hausvorſteher allein be⸗ 
zeichnende Schreibweiſe bei). Erſt als der ſoeben charakteriſierte Fort⸗ 
ſchritt zu einer Hausordnung erfolgt, wird eine abgeſonderte Bezeich⸗ 
des Hauſes zum Bedürfnis. Und ſo fängt man, wie wir geſehen, vom 
„Reich“ (und ähnlich vom Fürſtentum) zu reden an, als und ſoweit 
das Reich jenſeits des Königs beſteht, Rechte ohne ihn und Rechte gegen 
ihn erwirbt. Bis dahin hatte das Wort „Reich“ ebenſowohl den König 
perſönlich wie ſeine „Gewalt“ bezeichnet. Weil nun im Zeitablauf 


1) Sei es dem Reiche, ſei es dem Fürſtenhaus. Vgl. den Ausdruck 1184 für 
Namur, daß die Miniſterialen „dignitati marchie“ übergeben werden. 

11) S. das Zitat oben S. 62, Anm. 51. 

12) Näheres in II, 8; III, 13. Mindeſtens erwähnt werde hier die Identitat, 
die ſich im alten Agypten findet. Die Hieroglyphe Pharao bedeutet Haus des Königs, 
und zugleich den König ſelbſt. 
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uns heutigen natürlich die hiſtoriſch ſpätere Bedeutung überkommen 
iſt, deshalb haben wir bisher verabſäumt, für den Anfang der Ent⸗ 
wicklung den König wieder in ſein „Reich“ plaſtiſch hineinzudenken. 

Immer wird beim „Feudalismus“ nur der „Privatrechts“⸗, wir 
ſagen nun: der hausherrſchaftliche Gedanke betont und die zerſtörende 
Wirkung, die er geübt haben ſoll. Als „Verfall“ wird die geſamte Ent⸗ 
wicklung des Lehnweſens gebrandmarkt. Aber es „verſällt“ nur die 
Gewalt, die noch nicht vom Rechte bezähmt iſt. Wollen wir gerecht 
ſein, ſo haben wir vielmehr die befreiende Wirkung dieſes Gedankens 
zu bewundern, daß auch innerhalb des Hauſes, und wenn es das er⸗ 
lauchteſte wäre, nicht Willkür, ſondern das Recht gelten ſoll, daß durch 
das Lehnrecht das Lehnweſen befiegt wird. Aus Huld wird Recht ). 
Der Begriff des Landes wird geſteigert zum Gebiet, erfüllt ſich mit 
ſolcher rechtlichen Kraft, daß die Stammlande eingehen können in die 
größere Verfaſſung des Reichs. Die „Länder“ erſetzen den fehlenden 
Staats⸗ und Organbegriff; die Zeit ringt ſich aus der Gefahr der 
Tyrannei, die wahrlich dringend genug damals war, ein für allemal 
durch das einzige Mittel los, das dem anſchaulichen Begreifen der Alt⸗ 
vorderen zu Gebote ſtand. Neben der Macht des Herrn gibt es nun ein 
Recht ſeines Hauſes, das auch gegen ihn ſelbſt wirkt. Soweit man 
dem „Hauſe“, dem „Reiche“ Rechte gab, ſoweit nahm man ſie dem 
„Deſpoten“. 

In dem Augenblicke, in dem das Lehn weſen ſich mit den Trägern 
der Volksrechte, den Stämmen, abgefunden hat, d. h. wie wir geſehen 
haben, mit der Bildung des Reichsfürſtenſtandes unter Barbaroſſa, iſt 
ſofort das Vordringen des Lehnweſens aus ſeiner einheitlichen Wurzel, 
dem Königshauſe, beendet, und nur Ableger des Reichs lehnrechtes, nicht 
dieſes ſelbſt, ſind es, die nun im kleineren Kreiſe noch einmal die Ent⸗ 
wicklung wiederholen. 

Nun iſt der „Feudalismus“ kein Machtmittel mehr in der Hand 
des Herrn; dieſer befindet ſich auch hier in der Welt des Rechts, ſtatt 
in der ſeiner Gnade und Beliebung. 


8) Über Bann und Huld oben in II, 9 und III, 14. In der zweiten Auflage von 
A. Meiſters Deutſcher Verfaſſungsgeſchichte, die 1913 erſchienen iſt, heißt es auf S. 96: 
„Die Banngewalt des Königs ift jetzt in viel weitere Verhältniſſe eingedrungen 
als in der fränkiſchen Zeit; fie iſt wirffam auf dem Gebiete. .. des Lehnweſens 
und anderer öffentlicher Dinge.“ 
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Wollen wir die heute übliche Verkennung dieſes Vorgangs begreifen, 
ſo brauchen wir nur nach den geläufigen Vorſtellungen des neunzehnten 
Jahrhunderts zu fragen, um in ihnen den Grund des bisherigen Ver⸗ 
dammungsurteils zu entdecken. 

Unſere den Römern entlehnte Einteilung ſchneidet die Welt des 
Rechts in zwei Hemiſphären des öffentlichen und des privaten Rechtes 
auseinander; denn ſie entſtand, als man glaubte und glauben durfte, 
die Welt, der orbis Romanus, wäre ſchon ſo weit vom Rechte erfüllt, 
als er nur immer erfüllt fein konnte. 

Hingegen iſt der landläufige Irrtum, das deutſche Rechtsſyſtem ſich, 
wenn man es ſich überhaupt als ein eigenartiges Syſtem vorſtellt, etwa 
als konzentriſche, ineinanderliegende Kreiſe zu denken, bei denen alſo 
das Wachstum des inneren Kreiſes, etwa des Hauſes, der Stadt, als 
ein Überwuchern zu gelten habe, welches automatiſch das Schwinden 
der Fläche des äußeren Rechtskreiſes, etwa des Landes, des Reiches, 
herbeiführen müſſe. Wenn man aber dieſen Irrtum ſelbſt vermeidet 
und in Anlehnung an die Schichtung unſerer Quellen von Rechtskreiſen, 
die nebeneinander ſtänden, ſchlechtweg ſpricht, ſo ſieht man von jedem 
inneren Zuſammenhang zwiſchen dieſen verſchiedenen Rechtskreiſen ab, 
und der üppige Faltenwurf des rechtlichen Gewandes verhüllt den not⸗ 
wendigen Gliederbau der Geſtalt. Und doch geht eine einteilende Linie 
durch die unüberfehbare Fülle der von den ſtädtiſchen Statuten, den Hof⸗ 
rechten, den bäuerlichen Weistümern und den fürſtlichen Hausordnungen 
des Mittelalters geregelten Lebensverhältniſſe hindurch. 

In Wahrheit gab es auf der einen Seite eine vom Rechte ſchon 
ganz erfüllte Sphäre, in der ſeine Herrſchaft von uralters her beſtand, die 
der Gemeinde der freien Männer in Dorf, in Gau und Land; und auf 
der anderen Seite die von der Sittlichkeit geregelte Sphäre des Hauſes 
mit Herrn und Knechten, die noch des unbegrenzten Wachstumes, der 
Umwandlung von Sitte in Recht fähig war. Beide Kreiſe fallen aus 
Rechtsgründen, zum Zwecke objektiver Betrachtung, auseinander, 
während die Perſonen, die dem einen oder dem andern angehören, meiſt 
identiſch ſind. Es ſind Grenzfälle, daß ein Mann vollfrei und ohne 
jedes Vaſallitätsband nach oben oder unten daſtände, oder daß ein Leib⸗ 
eigener ohne jeden, wenn auch nur paſſiven Anteil an der gemeindlichen 
Ordnung des Volkes wäre. Jeder, ſo kann man darum ohne Über⸗ 
treibung ſagen, führte ein Leben, deſſen rechtliche Geſtalt von der Wechſel⸗ 

Roſenſtock, Königshaus und Stämme. 25 
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wirkung zwiſchen Volksrecht und Hausherrſchaft beſtimmt wurde; jeder 
erlebte tätig oder leidend die Abgrenzung beider Sphären an ſich ſelbſt. 
Durch dieſe Wechſelwirkung innerhalb jedes einzelnen Menſchen 
wird allein die Anſchauung der von vornherein auf lebendiges Wachs⸗ 
tum und auf Veränderung notwendig angelegten Rechts ent⸗ 
wicklung unſerm Denken möglich, während die heutige Lehre, die 
zwiſchen privater und öffentlicher Herrſchaft unterſcheidet und als die 
eine alle Herrſchaft über Freie, als die andere die Herrſchaft über Unfreie 
ausgibt ), ein totes Schema aufſtellt, welches für jedes Jahrzehnt 
erneuert werden muß, weil der Geiſt ſolcher an Dauer glaubenden 
Dogmen ſpottet. 

Wo nun das Haus des Herrn ſich mit rechtlicher Ordnung erfüllt, 
da nimmt es damit dem Gemeinderecht nicht irgendwelchen Platz weg, 
gräbt dieſem nicht das Waſſer ab, denn es iſt nicht ſein Nachbar auf der⸗ 
ſelben Flur. Vielmehr entfaltet ſich das Recht des Hauſes auf einer 
anderen Ebene im Raum. Und ſo nimmt hier die Rechtsſubſtanz ſelbſt 
zu, erobert ein Gebiet, das ihr bisher verſchloſſen war, dadurch, daß es 
gelingt, die Hausherrſchaft rechtlich zu prägen. Die Zeiten des 12. und 
13. Jahrhunderts ſind erfüllt von dem Bewußtſein, es ſei den Menſchen 
gegeben, mit Schöpferkraft Recht zu ſetzen in Bereichen, in denen Gewalt 
und Willkür bis dahin herrſchten ). 

So handelt es ſich im Lehnrechte um den Übergang von rechtlichem 
Rottland unter den Pflug des Rechts, um eine Strömung, die das Ge⸗ 
fühl für die Unfertigkeit und zugleich das Fertigwerdenſollen der Welt, 
für das Wachstum der menſchlichen Geſittung verkörpert. 

Wir müſſen darum zunächſt fordern, daß die zwei Zonen nicht als 
zwei fertige Rechtskreiſe, ſondern als die Vertreter des ausgebildeten 
und des werdenden Rechts deutlich nebeneinander aufgefaßt und in 
ihrem tiefen Gegenſatz gewürdigt werden. Aber zufrieden geben dürfen 
wir uns mit dieſer bloßen Nebeneinanderſtellung noch nicht. Jetzt gilt 

1) Ganz kraß tritt das in dem ſonſt ſehr geiſtvollen Buche von Fritz Kiener 
zutage, Studien zur Verfaſſung des Territoriums der Biſchöfe von Straßburg, 1912, 
S. 10 ff., S. 53 ff. Gerade durch ſeine glänzende Dialektik zeigt er vortrefflich, daß es 
ſo auf keinen Fall weiter geht. 

14) Rechtsliteratur 817. Von Vorbildern des Weichbildrechtes iſt anzuführen Cicero 
de invent. I, 2 und Otto v. Freiſing Chronicon III, 18. Vgl. ferner Franz Arens, 
Das Tiroler Volk in feinen Weistümern 1904, S. 367 ff. 


Einundzwanzigſter Abſchnitt. Volksrecht und Hausherrſchaft. 387 


es, einen Schritt darüber hinaus zu tun, damit wir vielleicht einen 
Standpunkt gewinnen, von dem aus der tiefere Sinn dieſes Dualismus 
eingeſehen werden kann. Hat jenes Zeitalter, aus der doch das freie 
öffentliche Leben der Gemeinden in ſo zahlloſen anſchaulichen Bildern 
uns überliefert wird, wirklich nur an dem „privatrechtlichen Charakter“ 
ſeiner Staatseinrichtungen, der Herrſchaft der „Erblichkeit“, der 
„Familie“, dem Mangel des Sinnes für das „öffentliche Recht“ ge⸗ 
krankt? Oder wird es gelingen, durch den Einblick in das Räder⸗ 
werk des Ganzen mindeſtens dem Tadel einer willkürlich aus dem Zu⸗ 
ſammenhang geriſſenen Einzelheit fortan zu wehren? Wir würden 
dann immer noch das Ganze als unvollkommen, aber mindeſtens keines 
ſeiner Organe als krank bezeichnen dürfen. 

Verſuchen wir, den Rechtsbegriff des Hauſes 
unſererſeits als einen notwendigen Wert in die 
Volks verfaſſung jener Zeit einzuſetzen. Als Ge⸗ 
meindemitglied zählt der einzelne, weil er zu einem Geſchlecht, zu einer 
Sippe gehört. Wer die Waffen tragen kann, rechnet als Streitgenoſſe 
dieſes die Waffen zu Schutz und Trutz führenden Verbandes. Muß 
nun die ſo aus Sippen gebildete kleinere oder größere Gemeinde einen 
Einzelnen aus ihrer Mitte herausſtellen zu beſonderem Amt als 
dauernder Anführer und Oberſter im Volke, ſo kann ſie ſeine Amts⸗ 
tätigkeit nicht in ſo vollendeter Vereinzelung ergreifen, wie das etwa 
uns beim modernen Beamten geläufig iſt. Indem nämlich die neue 
Würde den Mann allerdings über ſeine Sippe hinaus hebt, wird doch 
aus ihm ſelbſt nicht nur eine Amtsſphäre herausgeſchnitten, ſondern 
der Erhobene bleibt weiter in ſeinem Haus und Hof als Hausvorſteher. 
Wir können das jetzt an der Hand der von uns gewonnenen Ergebniſſe 
anſchaulich machen: Der König aus neuem Geſchlecht wird in alter Zeit 
von der Landsgemeinde unter freiem Himmel auf den Schild erhoben. 
Den Sohn hingegen hebt das Hausgeſinde auf den Thron. Ent⸗ 
ſprechend wird auch in merovingiſcher Zeit der Haus meier bei der 
Thronbeſteigung der Königsſöhne tätig, Pippin aber, der karolingiſche 
Stammvater, vom Volke der Franken erhoben). Denn der Thron 


15) Dieſe Tatſachen ergeben ſich für die fränkiſche Zeit aus dem Material bei 
Schücking, Regierungsantritt I, 115, freilich ohne daß er daraus Konſequenzen zieht. 
Vgl. oben S. 36, Anm. 42; ein Beiſpiel bei Hroswitha Gesta Ottonis v. 494 (ed. Winter⸗ 
feld) „Nec solum celsae soli um sibi proripit aulae.“ Siehe ferner Schreuer, Die 

25 * 
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ſteht nicht einſam außen auf der Dingſtatt, ſondern er iſt der Hochſitz im 
Hauſe. Das Haus des Königs und ſein Bereich heißt mit beſonderem 
Nachdruck das „Reich“. Aber dieſes beſondere Wort bedeutet nur einen 
Gradunterſchied, und keinen der Art nach, in welchem das königliche 
Haus zu dem Hauſe jedes anderen Volksrichters ſtände. Das Haus 
jedes anderen Herren wird ebenſo wie das ſeine auf Volksland, Sal⸗ 
land, errichtet; es bleibt ebenſo wie das ſeine von der Geſchlechtserb⸗ 
folge ganz unberührt. Wenn aber hier der ſtarke Verband der Sippe 
nicht Zutritt erhält, ſo folgt daraus, daß dieſem Herrenboden die 
Funktion in einem Kreiſe zukommt, der nicht einzig durch ſein Zurück⸗ 
bleiben hinter dem Umfang der Sippe, durch ein bloßes „Minus“ 
charakteriſiert werden darf“). Und doch ſieht man bisher das auf die 
Deſzendenten beſchränkte Erbrecht am Handgemalsgut des adligen 
Mannes als den Ausdruck einer bloßen Verengung des Geſchlechts⸗ 


rechtlichen Grundgedanken uſw. 1911, S. 126: „Und ſo klingt die Thronerhebung an die 
alte Schilderhebung an.“ S. 149: „War die merowingiſche Thronerhebung durch die 
Hausmeier ... ähnlich wie die alte Schilderhebung geradezu kreierende Wahlform ge- 
worden.“ Der entſcheidende Trennungsſtrich läuft natürlich zwiſchen Außen (Volks ⸗ 
gemeinde und Schilderhebung) und Innen (Thronbeſteigung, Thron— 
erhebung; Amt des Haus meiers). Z. B. auf Chlodwigs Erhebung bei einigen Teil⸗ 
ſtämmen fällt dadurch neues Licht. Die Literatur ignoriert den Unterſchied. Selbſt 
Schreuers ausgezeichnete Unterſuchung überſieht, daß der Thron ins Deutſche überſetzt 
werden muß, dort Hochſitz heißt und iſt, daß er alſo im Hauſe ſteht; regnum iſt das 
Königshaus. Wegen dieſer Gleichgültigkeit gegen die Atmoſphäre, in der wir uns 
bei der Thronerhebung bewegen, legt Schreuer allen Nachdruck auf die dialektiſche Heraus⸗ 
arbeitung des Unterſchieds von Thron beſteigung und Thron erhebung. Dies iſt 
aber erſt ein Unterfall innerhalb der Hausherrſchaft. Drei Fälle ſind da 
möglich und eingetreten: 1. Der Vater iſt es, der den Sohn zu ſich auf den Sitz nimmt; 
dann kann dieſer ſchon zu Lebzeiten des Vaters beſchiedene Sohn 2. dieſen Sitz ſpäter 
auch ſelbſtändig beſteigen, aber, wie wir im erſten Teile geſehen haben, nicht ohne feier⸗ 
liche Ordnung. 3. Das Haus ſetzt ſich den von den Völkern gewählten König zum Haus⸗ 
herrn des regnum. — Schließlich haben wir ganz davon abgeſehen, auch noch das Verhältnis 
zwiſchen Geiſtlichen und Laien innerhalb des Geſindes bei dieſen Akten zu verfolgen. 
Auch beim nordgermaniſchen Erbmal des Adligen wirkt der Prieſter mit, deswegen, weil 
ja der Hausherr ſelbſt durch Annahme des Chriſtentums ſeine Prieſterwürde niedergelegt 
hat. Bis dahin war der Gode, König uſw. ſelbſt ſakral als „pontifex“ tätig geweſen. 
Vgl. Maurer, Vorleſungen über altnordiſche Rechtsgeſchichte IV, 426. 

16) Rudolf Sohm kann Anſpruch darauf machen, hier als Auctor angeführt zu 
werden: Schon er hat 1909 über das Handgemal den ſcharfen Satz geprägt: „Nur 
wer im Hauſe, in der „Were“ (Beſitztum, Haus) war, hatte Anteil am Erbrecht.“ 
3RG. XXX (1909), S. 115. Aus dieſem Satz läßt ſich bereits unſere ganze Lehre 
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begriffs an, als würde dadurch plötzlich die Sippe aus einem ihr ſonſt 
doch ſchlechthin untergeordneten Bezirk, nämlich dem des 
Hauſes, durch unerklärte Gründe verbannt; man glaubt damit an eine 
rätſelhafte Tyrannei des kleineren über den größeren Verband. Drückt 
das Handgemal hingegen eine Funktion ſeines Inhabers in der Ge⸗ 
meinde aus, ſo erklärt ſich die Kraft zum Ausſchluß der Sippe; ſie 
ſtammt eben nicht aus dem Verband, der ſchwächer, ſondern aus dem, 
der mächtiger iſt als die Sippe. 

Aber nicht nur, daß die „eingeſchränkte Erbfolge“ aus einem bloß 
feſtgeſtellten, aber doch ohne jede Erklärung gelaſſenen Ausnahmebegriff 
zu einem in ſich einheitlichen Rechtsinſtitut, der „Hausfolge“ wird, ſon⸗ 
dern dieſe „Hausfolge“ ſelbſt iſt nicht eine vereinſamte Rechtsſatzung, 
ſondern nur eine der Ausſtrahlungen des Hausbegriffs wie das geſamte 
Geſinde⸗ und Mannenweſen überhaupt. So gelingt eine organiſche 
Verbindung gerade zwiſchen allen den einzelnen Rechtsſätzen, die als 
die unterſcheidenden Merkmale gegenüber Antike oder Neuzeit allem 
„mittelalterlichen“ Weſen zukommen. Wenn hiermit dem Hauſe ein. 
Sinn zuerkannt wird, der nicht aus ſeiner Eigenſchaft, Teil der Sippe zu 
ſein, folgt, ſo iſt das ſchon rein logiſch nicht auffällig. Wie ein Ton 
ganz ungekannte Wirkung entfaltet, wenn er als einzelner auftritt, 
obwohl er ſeine Rolle in der Skala der Töne dabei nicht einbüßt, ſo 
iſt auch das Haus nicht nur Beſtandteil der Sippe, ſondern einfach 
durch die Tatſache, daß wir es als etwas beſonderes anſehen können, 
wächſt ihm eine Eigenſchaft zu, die es nun auch zu etwas an dere m 
als die Sippe macht. Iſt ja doch auch jedes Haus, genau genommen, 
der Zuſammenſchluß zweier Sippen. Denn wäre das Weib nur paſſiv 
im Haufe des Mannes unter Aufgabe der eigenen Sippeangehörigfeit, 
ſo wäre ihr feſter Rückhalt gegen den eigenen Gatten, ihre Rechts⸗ 
ſtellung als „Frau“ des Hauſes ſchwerlich entwickelt worden. Vor 
allem aber, jene Blutsverwandtſchaft durch die Kunkelſeite, wie wir 
ſie bei Saliern und Weiblingern wirkſam ſahen, iſt nur durch die 
Gleichberechtigung der Sippe der Frau verſtändlich. Das Haus iſt alſo 


entwickeln, wenn man ſich nur entſchließt, den zweideutigen Ausdruck „Erbrecht“ fallen 
zu laſſen. So vermag er zu zeigen, wie unſere Anſicht nicht „originell“ iſt, ſondern 
nur über die Bewußtſeinsſchwelle führt, was bereits mehrfach das Urteil beeinflußt und 
geleitet hat. Einige weitere Beiſpiele I, S. 104, Anm. 43 und unten S. 391. 
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in Wahrheit nicht nur Einer Sippe Teil ). — Dabei vergeſſen wir 
keineswegs, daß einzelne Geſchlechter als ſolche näher zu beſtimmten 
Amtern berechtigt erſcheinen können, als andere. Die Bedeutung der 
Verwandtſchaft für das ſtaatliche Leben des Stammes erſchöpft ſich 
nicht in der Funktion ihres engſten Kreiſes, des Hauſes. Wir haben 
das hinreichend betont, wenn wir hervorheben, daß die Bewerber um 
den Thron nichts mehr unterſtützte und beſtimmte, als ihre Verwandt⸗ 
ſchaft mit dem oder mindeſtens mit einem vorangehenden Königshaus. 
Aber dieſe gleichſam potentielle Beziehung aller Blutsverwandten zu 
einer Würde und zu einem Amt wirkt anders als die der Haus⸗ 
genoſſen. Letztere können ohne weiteres in die Were des Hauſes ein⸗ 
rücken. Hingegen iſt die Beziehung der Verwandten eine „Affinität“, 
die erſt in der Atmoſphäre des öffentlichen Gerichtstages „entbunden“ 
und „frei“ zu werden vermag. Sie wirkt moraliſch auf die Entſchlüſſe 
der Volksgemeinde; ſie bildet einen bedeutenden Faktor im politiſchen 
Leben. Aber immer muß ſie erſt feſtgeſtellt und anerkannt werden durch 
den Spruch der Landsgenoſſen. So groß alſo die Wucht des Geſchlechts⸗ 
verbandes iſt, ſo reicht ſie allein doch nicht aus, um das ſtaatliche, das 
genoſſenſchaftliche Leben ſich dienſtbar zu machen. In den beiden Fällen 
wo er für die Beſetzung der Volksämter Bedeutung hat, muß ein 
zweiter Faktor hinzukommen. Das eine Mal — bei der Sohnesfolge 
— iſt es die mit der Verwandtſchaft eben nicht identiſche Hausgemein⸗ 
ſchaft, das andere Mal die Entſcheidung des Landtages. Weder der 
Landtag noch das Geſchlecht ſind alſo ſchrankenlos frei in ihrer Ver⸗ 
fügung über die Rechte der Herrſchaft. Beide ſind mit „angeborener“, 
unableitbarer Kraft ausgerüſtet. Aber erſt der Ausgleich zwiſchen ihren 
Anſprüchen, dem die Einſicht zugrunde liegt, daß beide aufeinander 
angewieſen ſind, zeichnet das Recht der geſchichtlichen Völker vor der 
unfruchtbaren Armut der Nationen mit rein kommuniſtiſcher oder 
rein patriarchaler Verfaſſung aus. Daß der Reichtum des Akkords ſtatt 
eintöniger Vorherrſchaft der einen Kraft von vornherein im deutſchen 
Volksrecht angelegt iſt, darf uns darum nicht wundernehmen. Kehren 
wir nach dieſer Andeutung über das Gleichgewicht zwiſchen Gemeinde 
und Sippe wieder zu der Hauptfrage zurück, wie der Gegenſatz von 
Haus zu Sippe zu verſtehen iſt. Die Frage darf auch dahin gefaßt 
werden: wie vermag ſich damals die Gemeinde des einzelnen Sippen⸗ 


1% Vgl. dazu Marianne Weber, Ehefrau und Mutter in der Rechtsentwicklung 1907. 
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mitgliedes zu bedienen, wenn ſie dabei auf die Sippe ſelbſt nicht Rück⸗ 
ſicht nehmen will. Was alſo bleibt übrig, wenn man von einem 
Mann die Sippenmitgliedſchaft „abzieht“ und ihn aus ſeinem Ge⸗ 


ſchlecht herausnimmt? Die Antwort muß lauten, nicht ein „abſtraktes“ 


einzelnes „Individuum“ ſteht dann vor uns; ſondern die Subtrak⸗ 
tion läßt mehr als eine Perſon, läßt noch immer einen Rechtskomplex, 
eine Sphäre als Rechtskreis um den Mann herum, nämlich ſein Haus. 
Die iso e des Mannes, feine „Gewalt“, ift wie es einmal 
ſchlagend in einer Quelle heißt, auch all ſein Geſinde, es ſei Knecht 
oder Magd, die fein Brot eſſen ). 

Inſtinktiv ſpricht die Forſchung ſchon heute dann, wenn fie dem 
altdeutſchen Verfaſſungsrecht nachgeht, bisweilen ſtatt vom Erbrecht 
lieber vom Hausrecht. Man erinnere ſich nur, daß ſtets von Kaiſern 
aus ſaliſchem, aus ſächſiſchem „Hauſe“ geſprochen wird, niemals von 
ſolchen aus ſaliſchem oder ſtauſiſchem Geſchlecht. Dies Wort hat Ein⸗ 
zelne bereits vorwärts getrieben bis zu ſchärfſter Formulierung, nur 
daß dieſe erſt an dem bisher unerkannten Gegenſatz zum Begriff des 
Erbens feſt verankert werden kann. So ſagt W. Sickel über das frän⸗ 
kiſche Königtum und fein Thronrecht: „Das Hausrecht der Dynaſtie 
war ein ſelbſtändiges Recht. Es war urſprünglich eine ſtaatliche 
Ordnung und blieb ſie, weil das Reich den Männern nicht kraft Allo⸗ 
dialrechts, ſondern kraft des Hausrechts gebührt hatte“). Dieſe 
Stelle, von ihrem Verfaſſer übrigens nur auf die Thronfolge im beſon⸗ 
deren gemünzt, hätten wir geradezu zum Motto unſerer Schrift wählen 
können, hätte nicht Sickel ſelbſt in einer zuſammenfaſſenden Charak⸗ 
teriſtik die Konturen wieder verwiſcht “). 

Aber jene erſten, überraſchend glücklich formulierten Sätze haben 
einen dogmengeſchichtlich überaus lehrreichen Tadel erfahren. Walter 
Schücking vermißt an dieſer Stelle, mit der Sickel, wie geſagt, ſchon 
über ſich ſelbſt und die herrſchende Lehre hinausdringt, „daß er ſie mit 

1) „Hat ein man geſinde, iz fi knecht oder mait, di in ſinem brote fin, die heizen 
ſin gewalt.“ Ermiſch, Freiberger Stadtrecht 1889, Kapitel 49, 5, S. 257. Dazu Hertz, 
Stellung des freien Geſindes, Gierkes Unterſuchungen 6 (1879), 37 ff.; H. Meyer, Ent⸗ 
werung und Eigentum im deutſchen Fahrnisrecht 1902, S. 62 ff. Das Nähere oben S. 300 ff. 

18) Gött. Gel. Anz. 1889, 954. 


10) „Zum Karolingiſchen Thronrecht,“ Feſtſchrift zu A. S. Schultzes 70. Geburts⸗ 
tag 1903, S. 97f. 
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gewohnter Klarheit zum Ausdruck gebracht hätte. Denn falls auch 
das Reich nach merowingiſchem Privatfürſtenrecht vererbt wäre, wäre 
es doch immer als eine Pri vat verlaſſenſchaft (von Schücking ges 
ſperrt!) behandelt worden, wenn auch nicht als eine Privatverlaſſen⸗ 
ſchaft des ſaliſchen Volksrechtes. Sickel aber beſtreitet einerſeits die 
privatrechtliche Auffaſſung des Herrſcherrechts überhaupt, ohne anderer⸗ 
ſeits die Anwendung öffentlichen Rechts zu behaupten“). Man 
beachte, wie hier der ſtillſchweigend eingeſetzte Oberbegriff eines 
„ſchlechthinnigen Privatrechts“, den Schücking ſogar ſperrt, als etwas 
ſelbſtverſtändliches neben, ja ſogar über das wirkliche zeitgenöſſiſche 
ſaliſche Volksprivatrecht geſchoben wird und wie durch dieſen unglüds 
lichen aprioriſtiſchen Begriff ganz konſequent aus der herrſchenden 
Lehre heraus Sickels Formulierung ſcheinbar ſiegreich widerlegt wird. 

Die Stelle wird erſt hier am Schluſſe unſerer Schrift in ihrem 
ganzen methodiſchen Intereſſe klar. Deshalb hat ſich der erſte Ab⸗ 
ſchnitt unſeres Buches, weil einleitend, noch an die herrſchende Lehre 
angeſchloſſen, daß in fränkiſcher Zeit das Königtum bei einem „Ge⸗ 
ſchlecht geweſen fei“. Denn eine Unterſuchung jener Verhältniſſe über⸗ 
ſchreitet den Rahmen unſerer Aufgabe. Aber aus Sickels Arbeiten 
ebenſowohl wie aus dem bei Schücking ſelbſt verzeichneten Material er⸗ 
gibt ſich ohne weiteres die Schwäche dieſer Lehre, und wir für unſer 
Teil ſind überzeugt, daß die Verhältniſſe ſich nicht von denen der nach⸗ 
fränkiſchen Zeit unterſcheiden, daß das Volkskönigtum der deutſchen 
Stämme alſo zu keiner Zeit dem Geſchlecht, immer aber bis zum 
Jahre 1250 dem Haufe zugeſtanden hat. Die Amts befug⸗ 
niſſe des Hauſes eines germaniſchen Volksvorſtehers hat für 
Island Boden geſchildert ). Die Ergebniſſe find verblüffend. Der 
Vater kann unter denen Söhnen zur Nachfolge beſcheiden wen er will. 
Nur der Inhaber der Godenwürde iſt beſonderen Ranges, nicht ſein Ge⸗ 
ſchlecht. Bei Ausſterben des Hauſes kandidieren die Ver⸗ 
wandten! Boden hat den Hausbegriff nicht verwenden können, 
da dieſer eben techniſch bisher nirgends gebraucht worden iſt. Und 
ferner ſetzen wir einſchränkend hinzu, daß wir weder in den islän⸗ 
diſchen noch in den übrigen nordiſchen Verhältniſſen des 10. und 
11. Jahrhunderts ſogenannte ältere reinere Bilder des ger⸗ 


0) Der Regierungsantritt I (1899), 116, A. 2. 
21) Gierkes Unterſuchungen 1905, Nr. 78. 
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maniſchen Rechts zu entdecken vermögen als in den gleichzeitigen Zu⸗ 
ſtänden Deutſchlands ). 

Auch wird es gewiß für merkwürdig gelten müſſen, daß neuer⸗ 
dings ein Sprachforſcher nachgewieſen hat, daß Haus⸗ und Geſchlechts⸗ 
gemeinſchaft im Altdeutſchen einen Gegenſatz zu bilden ſcheinen ?). 
Dies will um ſo mehr beſagen, als die Philologie nach der Art ihres 
Handwerkszeuges den Zugang zur rechtlichen Charakteriſtik der 
alten Begriffe eher zufällig, denn ſyſtematiſch gewinnen kann. Eine 
andere Tatſache dürfte geeignet ſein, den Dualismus beider Begriffe 
ganz allgemein zu belegen. Sie iſt bisher ohne Erklärung geblieben, 
aber das kann uns nicht wundernehmen. Hat doch der letzte große 
Erforſcher des Lehnrechts noch angenommen, Hausgewalt, Sippen⸗ 
verfaſſung und Vaſallität folgten einander „aus dem Engeren in das 
Weitere“, und es ſei das Mannſchaftsverhältnis eine Nachahmung des 
Sippen verbandes!) Wir haben aber hier im Auge die näheren 
Umſtände der „Mannſchaft als Totſchlagsſühne““). Während die 
Mannſchaft ſonſt unweigerlich zu des Lehnsherrn Diener ſtempelt und 
dadurch den Schild des Mannes niedert, kann die Mannſchaft als 
Totſchlagſühne dem Genoſſen ohne Standesverluſt geleiſtet werden. 
Gerade von ihr hat aber His wahrſcheinlich gemacht, daß ſie das Ziel 
verfolgt, der Sippe des Erſchlagenen durch den Eintritt des Totſchlägers 
an ſeiner Statt einen Erſatz zu ſchaffen. Alſo erfolgt die Aufnahme 
in die Sippe in prinzipiell anderer Weiſe, als in das Haus, und die 
Leiſtung der Mannſchaft an den Sippenſenior iſt nur eine Form. 
Dort tritt man in eine Genoſſenſchaft, der man ebenbürtig bleibt, hier 
nimmt man eine Herrſchaft über ſich und dient. Daraus folgt, daß 


22) Speziell eine Kolonie von wilder Wurzel, wie Island, pflegt im Gegenteil den 
alteingeſeſſenen Stammesteilen in ihren Rechtsformen vorauszueilen. Das lehrt die Ent⸗ 
wicklung im deutſchen Oſten während des MA. und heute die ſozialrechtliche Pioniertätig⸗ 
keit z. B. Auſtraliens. 

5) Kaufmann im zweiten Jahrgang von „Wörter und Sachen“ 1910, S. 26 ff. 

) Homeyer, Abhandlungen der Berliner Akademie der Wiſſenſch. 1866, phil. hiſt. 
Kl. S. 41f. 

25) Vgl. über ſie His in der Feſtſchrift für Güterbock 1910, 347 ff. Ficker, Heer⸗ 
ſchild S. 7f. Ein vortreffliches altes Beiſpiel bei Giſelbert von Mons öd. Vanderkindere 
S. 250. Die Berufung auf die Totſchlagſühne genügte 1190, um ohne weiteres 
den Verdacht der Niederung des Schildes zu entkräften. Kaliſchs Bemerkung ZRG. 34, 
148 iſt mir unerklärlich. 
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ſich ſelbſt bei ſcheinbar identiſchen Rechtsformen doch das Auseinander⸗ 
fallen von Sippen⸗ und Hausrecht beobachten läßt. 

Haben wir ſchon geſagt, daß unter dieſem Gegenſatz von Haus 
und Sippe nichts anderes als ein rechtlicher Eigenwert des Hauſes 
verſtanden werden ſoll, ſo genügt es nicht, dieſen Eigenwert durch 
bloße Duldung ſeitens des Volksrechtes entſtehen zu laſſen. So⸗ 
bald einmal dem Herrn das Recht zuſteht, ſein „Perſonal“ in ſeine 
Herrſchaft mit hineinzunehmen, wird dies zugleich ſeine Pflicht und 
wird dies ferner zugleich ein ausdrücklicher Satz des Volksrechts wie 
jeder andere. Indem aber weiter über die Fähigkeit einzelner Perſonen, 
ſei es ein freies, ſei es ein unfreies Geſinde zu halten, d. h. ein Haus 
aufzurichten, ganz beſtimmte Regeln in Geltung ſtehen, wird der Ge⸗ 
brauch der Hausherrſchaft nicht untätig vom Stamme hingenommen, 
ſondern ihr Sinn und ihre Verwendung ſichtlich vom Rechtswillen des 
Stammes ſelbſt beſtimmt und gefordert: Der Fürſt ſoll mit 
Hilfe ſeiner Mannen regieren. Oder: der freie Herr darf 
Knechte zum Waffendienſt verwenden. Das ſind feſtbegrenzte Regeln 
und Vorausſetzungen des „Lehnweſens“, die das Volksrecht aufſtellt. 

Damit wird aber ein neuer Verſuch erſorderlich, die Rolle der 
Hausherrſchaft im Staate zu kennzeichnen. Denn wenn wir der 
heutigen Lehre folgen wollten, die ausnahmslos im Hauſe rein 
„privatrechtliche“ Ordnungen entdeckt — das tun ſelbſt jene, 
die ihre beſondere Wichtigkeit betonen“) —, ſo raubt uns das un⸗ 
ſelige Wort „privat“ jedes Verſtändnis für eine Verfaſſung, in der 
gerade das quod ad statum rei publicae spectat, nämlich die Auf⸗ 
gaben der Regierung, nicht einzelnen, weder Beamten noch Behörden, 
ſondern eben dieſen „privaten“ Hausherrſchaften zugewieſen werden. 
Der König iſt in feinem Kaufe gerade nicht Privatmann). Befreien 
wir uns daher von dieſem der Struktur des alten Rechts unan⸗ 


25) z. B. Ernſt Mayer. Man dürfte da wohl ein logiſches prius in ein hiſtoriſches 
Vorher verwandelt haben. Vgl. etwa den Satz bei Gierke, Genoſſenſchaftsrecht I, 90: 
„In die Sphäre der Gemeinde- und Volksgenoſſenſchaften griffen indeß die häuslichen 
Verbände ſolange nicht ein, als ihre Bedeutung eben auf die Hauswirtſchaft beſchränkt 
blieb.“ Dies „ſolange“ drückt nur ein logiſches Verhältnis aus; vom erſten Augen⸗ 
blicke erfüllt der Herr ſeine Amtspflichten mit Hilfe ſeines Hauſes und des häuslichen 
Verbandes. 

2) Vgl. R. Sohm 3RG. 30 (1909), 110: „Der König iſt, auch wenn er privat⸗ 
rechtliche Wirkungen erzeugen will, in ſeinen Handlungen immer der Souverän, der König.“ 
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gemeſſenem Wort, das nur als Vokabel wurzellos ſchweift, und laſſen 
wir beherzt den irreführenden Zuſatz beiſeite, ſo ergibt ſich: Die recht⸗ 
liche Gliederung innerhalb dieſer Häuſer iſt nicht Geſchlechtsrecht und 
unterſteht ihm nicht; ſie iſt ebenſowenig Gemeinderecht, ſondern etwas 
drittes: Die Verfaſſung des adligen und ſpeziell des königlichen Hauſes 
in allen ihren Entwicklungsſtufen bis hin zum ausgebildeten Lehnsrecht, 
kann als nichts anderes angeſehen werden, denn als die in wärtige 
Gliederung eines Regierungsorgans. In jedem 
einzelnen Stamm kommt urſprünglich dieſes Organ nur an einer 
einzigen Stelle zur höchſten Entfaltung, nämlich als Haus des Herzogs. 
Erſt nachdem die unfreien Knechte jedes adligen Hauſes dem Rang des 
edelfreien Geſindes der Herzöge ſich genähert haben, verliert das 
Herzogshaus ſeinen privilegierten Charakter. König und Herzog, Mark⸗ 
graf und freier Herr erwerben ihre Landeshoheit, d. h. eine Herrſchaft, 
welche den Namen der Regierung verdient, deshalb, weil ſie einem 
Herrenhauſe vorſtehen, weil die Volks gemeinde Häuſer 
ausſondert als die Werkzeuge ſtaatlicher Ber 
tätigung. Alles Zubehör dieſer Häuſer darf ipso jure zur ſtaat⸗ 
lichen Ordnung herangezogen werden. Neben die Häuſer des Adels 
treten als ſolche Herrſchaftsorgane die Käufer „Gottes). Denn 
Gotteshäuſer benennen die Deutſchen die Herrſchaftskirchen, die 
einen eigenen Hausherrn haben, zum charakteriſtiſchen Unterſchied von 
den bloßen Pfarrkirchen. Hingegen iſt der Graf als ſolcher nur Werk⸗ 
zeug eines fremden, nämlich des herzoglichen oder königlichen Hauſes. 
Und ſo erhält unſere Zeichnung erſt dadurch ihre ſcharfen Grenzen, daß 
gerade aus der Gaugrafſchaft, dem nicht vom Volk, ſondern aus des 
Königs Hof abgeleiteten Amt niemals eine Hausherrſchaft, eine Landes⸗ 
hoheit entſproßen iſt. Kein Graf iſt auf Grund ſeiner Grafſchaft Reichs⸗ 
fürſt geworden. Und die Landgrafen des Südens ſetzen den Gaugrafen⸗ 
titel ihrem „neugräflichen“, d. h. von einem Schloß, einem „Haus“ 
und Handgemal abgeleiteten Titel nach). 

Haben wir im Eingang unſerer Unterſuchungen von einem „In⸗ 
wärtseigen“ in des Königs Hof reden können, ſo erläutert jetzt dieſer 
Begriff des „Inwärts“ nicht nur den Sinn und den Umfang des 

26) Die neugräflichen Häuſer des 13. Jahrh. haben mit dem Gaugrafenamt nichts 
zu tun. Es ſcheint mir deshalb unzweckmäßig, von einer „Regeneration“ des Grafen⸗ 
amtes zu ſprechen, wie das v. Dungern, War Deutſchland ein Wahlreich, S. 22, tut. 
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Eigentums, ſondern auch den der übrigen Rechtsſätze für des „Reiches“ 
Dienft und Gut. Solange oder richtiger ſoweit das Leben des Stammes 
in der Gemeinde verläuft, droht es ſich unausgeſetzt an den Klippen der 
„Gefahren des mallus“, des Dinges zu ſtoßen und zu verbrauchen. 
Die formenſtrenge ſtarre Form ſchützt wirkſam das Recht als ſolches, 
aber in ihrer Schwerbeweglichkeit weiß ſie nicht ebenſogut den Geboten 
der täglichen Not zu entſprechen. Für einen beſonderen Bereich alſo, dem 
dieſe Pflicht obläge, mußte in gewiſſem Umfang damals ebenſogut geſorgt 
werden wie in entwickelteren Zeiten. Das was wir heute Verwaltung 
nennen, iſt zwar als etwas Eigenartiges im 19. Jahrhundert gleichſam 
neu entdeckt worden. Vielleicht iſt das gerade deshalb ſo ſpät geſchehen, 
weil dieſe Tätigkeit am längſten ohne beſondere Abtrennung zu dem 
eigentümlichen Wirkungskreiſe des regierenden Hauſes gerechnet wurde. 
Denn vergeſſen wir nicht, daß jener edle und, wie man ihm nach⸗ 
gerühmt hat!), unüberſetzbare Begriff des „waltens“, verwaltens ges 
radezu als das Kennwort des deutſchen Königs aufgefaßt werden 
darf ). Und allerdings ließ ſich jener freie Bereich, den wir heute 
Verwaltung nennen, damals nur mit den Mitteln der Hausherrſchaft 
ausfüllen. Der Fremde, der ins Land kam, der Schwache, der eines 
dauernden Schutzes bedurfte, ſie flüchteten hinter die ſchützenden Mauern 
eines Herrenhauſes; und dieſe Mauern ſchützten ihn noch, auch wenn 
er ſich räumlich alsbald weit aus ihrem Schatten entfernte. Denn 
nicht nur das ſichtbare Herrenhaus iſt des Mannes „Burg“; wer 
zum Hauſe gehört, den verteidigen Wälle des Rechts, d. h. einer 
geiſtigen über die Schranken des Raumes triumphierenden Macht. 
Und ferner lebt hinter den Mauern des Herrenhauſes die freie vom 
Recht noch nicht geformte politiſche Initiative. Des Königs Boten 
und Diener gehen hinaus ins Land, des Königs Geſandte ſuchen 
fremde Länder auf, letzteres z. B. Aufträge, die der günſtigen Zeit und 
Stunde, des freien und ſchnellen Entſchluſſes bedürfen. Weil aber dieſe 
Waltung Beſtandteil der Hausherrſchaft iſt, ſo iſt ſie deshalb noch 
nicht ausſchließlich Männer⸗, ſondern zum guten Teil noch Frauenſache. 
Es war alfo eine tätige Teilnahme der Frau nur an der Landes 


25) Ferdinand Kürnberger hat dieſer Tatſache ein eigenes Eſſai gewidmet. 

80) Sehr intereſſant iſt das romaniſche administrare im Gegenſatz zu unſerem 
„walten“. Während dies die Tätigkeit des Herren mitumfaßt, drückt jenes nur 
die Tätigkeit ſeiner Gehilfen aus. 
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gemeinde, nicht aber eine ſolche an der „Regierung“ überhaupt 
verpönt! | 

Die Gerichtsgemeinde war ein ſchwerfälliger Apparat, der felten 
in Bewegung geſetzt werden konnte. Behörden, Bureaus, Beamte, kurz 
alles, was wir ſeit vierhundert Jahren als organiſierte, in einzelne Be⸗ 
ſugniſſe und Wirkungskreiſe auseinandergelegte Staatsgewalt kennen, 
war unbekannt. Der einzige Körper, in dem ſich damals bereits 
natürlicher Weiſe eine Zerlegung der Gewalt in Funktionen, in 
Haupt und Glieder, wollende und vollziehende Organe vorfand, 
war das Haus. Hier war das Problem gelöft, die eine unteil⸗ 
bare Gewalt nichtsdeſtoweniger unter mehrere Organe auf zu⸗ 
teilen. 

Das Bedürfnis, dieſen Vorzug auszunützen, war ebenſo dringend 
wie die Unmöglichkeit, ohne weiteres ein anderes entſprechendes Ge⸗ 
bilde etwa „Behörden“, mit Kompetenzen und Reſſorts aus dem 
Boden zu ſtampfen. 

Nur von einer anderen Seite betrachten wir dieſe ſelbe Herrſchaft 
des Hauſes, wenn wir hervorheben, daß ſo und nur ſo die Unzerteil⸗ 
barkeit der monarchiſchen Gewalt gewährleiſtet wurden). Weil die 
Herrſchaft nicht eine Mehrheit von Erbſchaftsgegenſtänden ausmachte, 
ſondern ein in ſich nicht weiter teilbares einheitliches Recht auf den 
Hochſitz in einem beſtimmten auf Volkland errichteten Hauſe darſtellt, 
deshalb kann nur Einer normaler Weiſe dieſe Herrſchaft ergreifen 
und dieſer Eine braucht nicht mit den Brüdern zu teilen. Die Schick⸗ 
ſale, die ohne dieſes Folgeprinzip die mittelalterlichen Staaten ge⸗ 
nommen hätten, ſind ſchwerlich auszudenken. Als die Einheit des 
deutſchen Reiches unzerſtörbar geworden war, haben ſeine Teile aller⸗ 
dings wuchernd dieſen Rechtsſatz abſchwächen können. Aber die vielen 
Hunderte von Erbteilungen in Deutſchland ſeit dem Interregnum er⸗ 
folgten doch alle im Innern des einen großen Leibes des unteilbaren 
Reiches. Die Stuhlfolge des Sohnes, wir wiederholen es, hat nichts 
mit dem Erbrecht des Geſchlechts zu tun. Sie ſchafft auch nicht erſt 
die Unteilbarkeit der Herrſchaft, ſondern logiſch iſt das Verhältnis 


1) Auf die Tatſache neuerdings hingewieſen zu haben, iſt v. Dungerns Verdienſt. 
War Deutſchland ein Wahlreich? S. 66 Anm. 3. Seltſam genug, nennt er das ein 
„öffentlich⸗ rechtliches Element“, nachdem er S. 60 Anm. heftig gegen alle derartige 
moderne Einteilungen polemiſiert hat. 
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umgekehrt, ſie folgt aus der klaren Faſſung der Herrſchaft als der 
Gewalt eines beſtimmten einzelnen Hauſes und ſeines jeweiligen 
Herrn. 

Gerade weil die Waltung des Königshauſes eine Notwendig⸗ 
keit, keinen Luxus bedeutet, begreift ſich die Okonomie des Lehnweſens. 
Mehr als einem Hofe darf der Stamm nicht geſtatten, ein kriege⸗ 
riſches Aufgebot des Volkes um ſich zu ſammeln. Nur der Herzog 
und über ihm dann der König, halten den Lehns hof. Der Adel 
hingegen kämpft ſeine Fehden mit ſeinen Dienſtleuten aus. Die 
Zerſprengung des ſtaatlichen Verbandes wäre durch das Nebeneinander 
mehrerer wahrer Heere ſchier unvermeidlich geworden. 

Sehen wir uns indeſſen vorſichtshalber erſt um, bevor wir Ge⸗ 
richtsgemeinde und Herrenhaus für die beiden einzigen Regierungs⸗ 
organe jener Epoche erklären. Nichts erſchüttert eine Theſe mehr, als 
ihre willkürliche und unnütze Übertreibung. Wir legen deshalb Wert 
darauf, eine Schranke unſerer Einteilung hervorzuheben. Denn es 
konnte fein, daß ſich dieſe Einſchränkung in der Folge als faſt ebenſo 
fruchtbar wie die Theſe ſelbſt erweiſt. Dem durchgeiſtigten Staats⸗ 
begriff der Gegenwart wird der Gegenſatz zwiſchen Monarchie und 
Republik beinahe in den von Erblichkeit oder Wahl des höͤchſten 
Beamten verflüchtigt; denn die Machtfülle dieſes oberſten Beamten 
kann heute in einer Republik weit größer fein als in einem König⸗ 
reich. Wer wollte auch leugnen, daß mit Wahl und Erblichkeit auch 
für die Vergangenheit jener Unterſchied zwiſchen beiden Verfaſſungs⸗ 
arten bezeichnet wird, der am lebhafteſten in die Augen ſpringt. Trotz⸗ 
dem haben ſich die enragierten Anhänger des Königtums bei dieſer 
Auffaſſung niemals beruhigen wollen. Die Formeln, die ſie ihrerſeits 
aufſtellen, greifen indes ſo unvermittelt und ſprunghaft in die Meta⸗ 
phyſik herauf, daß die usr ga S, &Aαννοο yevos ghandgreiflich wird. 
Vielleicht liegt aber ihrem Widerſpruch ein richtiger Inſtinkt zugrunde, 
der mindeſtens für die Vergangenheit ſehr wohl mit rein juriſtiſchen 
Mitteln gerechtfertigt werden kann. Denn wie an einem kranken 
Leibe ein noch ſo auffälliges Symptom nicht für die Krankheit 
ſelbſt genommen werden darf, obgleich ſie zweifellos deren Aus⸗ 
druck iſt, ſo möchten wir hier von dieſer üblichen Zweiteilung der 
normalen Verfaſſungen behaupten, daß ſie ein Symptom für die 
Sache ſelbſt nimmt und ſo dem Gegenſatz nicht an die Wurzel greift. 
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Freilich iſt überall, wo wir von einer Monarchie ſprechen, auch die 
Erblichkeit der Herrſcherwürde eine immer mit gegebene Tatſache. 
Aber deshalb iſt ſie doch nur notwendiger Teil eines noch umfaſſen⸗ 
deren Begriffes, der nicht nur die Dauer der Herrſchaft, ſondern 
die Form ihrer Ausübung betrifft. Während nämlich ein König 
mittels der hinreichend gekennzeichneten Hausherrſchaft regiert, wird 
in manchen ſtaatlichen Gebilden ein auf kurze Zeit, z. B. auf Jahresfriſt 
gewählter Vorſteher wirklich als einzelner gewählt). In einem 
ſolchen Gemeinweſen ſind dann alle übrigen Amtsperſonen ebenſo un⸗ 
mittelbar Organe der ganzen Gemeinde wie der oberſte Anführer auch. 
Ein ſolches Staatsweſen — es iſt charakteriſtiſch, daß überwiegend 
kleinere und zwar hinter dem Stamm und dem Herzogtum an Größe 
zurückſtehende Verbände unter den Germanen es ausgebildet haben — 
nennen wir republikaniſch. Paul Sanders hat allein dieſen Übertritt 
der verwaltenden Tätigkeit aus der Hausherrſchaft in das Gemeinderecht 
im Auge, wenn er unter Mißachtung des Lehnweſens die deutſche 
Städteverfaſſung einſeitig preiſt. Allerdings hat die Stadt dieſen 
Vorzug überall entwickeln können, aber nur deshalb, weil ſie kein 
Flächenſtaat iſt. Wo ſie weites Land beherrſchen wollte, hat ſie regel⸗ 
mäßig zu unerträglichem Druck geführt oder zu bloßer Nachahmung 
der Hausherrſchaft. Rom, Bern, Venedig ſind des Zeugen. 

Die „Herrſchaft des einen Mannes“ in Athen iſt immer noch 
republikaniſch. Hingegen werden wir von einer Monarchie immer 
dann ſprechen, wenn in Wirklichkeit nicht nur ein Mann zum 
Führer, ſondern ein reicheres Gebilde zum Organ der Staatsver⸗ 
waltung beſtellt wird, ein Herrſcher haus. Denn dann treten ſogleich 
Tätigkeiten, die nach wie vor unmittelbar von dem Gemeinweſen 
übertragen und überwacht werden, und ſolche, die nur innerhalb des 
Herrſcherhauſes durch deſſen Inhaber gefordert und entgegengenommen 
werden, als zwei verſchiedene Weiſen ſtaatlicher Wirkſamkeit einander 
gegenüber. Demnach verflechten ſich eine aus der Genoſſenſchaft auf⸗ 
ſteigende und eine vom Oberhaupte abſteigende Ordnung von Amtern 
und Gewalten. Daraus ergibt ſich, daß ein Staat nur dann eine voll⸗ 
kommene Monarchie iſt, wenn das Königshaus das einzige vom Volks⸗ 
recht geſchaffene Regierungsorgan iſt oder geworden iſt. In voller 


22) Über den Sinn der Jahresfriſt, welche den Gewereerwerb verhüten fol, vgl. 
Roſenſtock, Rathaus und Roland 1912, S. 16 f. 
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Reinheit begegnet das kaum im Abendlande oder doch nur ganz vor⸗ 
übergehend. Sonach ſind die Begriffe der Monarchie und der Republik 
in Wirklichkeit Grenzbegriffe und faſt in jedem Staatsweſen, das an 
der gemeineuropäiſchen Entwicklung teilgenommen hat, werden wir, in 
den einzelnen Epochen ſeine Geſchichte in verſchiedenem Grade, monar⸗ 
chiſche und republikaniſche Beſtandteile auseinanderlöſen können. Da⸗ 
durch werden aber die beiden Begriffe ſtatt zu Etiketten, vielmehr zu 
heuriſtiſchen Prinzipien, zu „Grundſätzen auf Hoffnung“; ſie werden 
als wohl vereinbar miteinander erkannt und die Art ihrer Auseinander⸗ 
ſetzung in jedem einzigen Volk, nicht ihre einſeitige Verkörperung in 
verſchiedenen, ergibt ſich als das für die Verfaſſungsgeſchichte wichtigere 
Problem. Nicht des „Gottesgnadentums“ bedarf es alſo, um den 
Prärogativen der Krone gerecht zu werden. Die ſchlichtere und juriſtiſche 
Bezeichnung als Reſte der Organſtellung des Herrſcherhauſes als ſolches 
genügt. 

Hausherrſchaft und Volksrecht dürfen auch nicht als erbitterte 
Feinde aufgefaßt werden, der „Feudalismus“ ſucht ſeinem urſprüng⸗ 
lichen Weſen nach das Volksrecht nicht zu verdrängen oder auszu⸗ 
ſchließen, ſondern nur die Art der Arbeit iſt verſchieden, die beide für 
den ſtaatlichen Verband der Stämme geleiſtet haben. Fiel dem Volks⸗ 
recht die Aufgabe zu, die redlich⸗ treue Bewahrung des Rechts zu ge⸗ 
währleiſten, ſo mochte die Hausherrſchaft ſuchen, den ſchöpferiſchen Zu⸗ 
griff zu verkörpern. In einem umfangreichen, von außen gefährdeten 
Staat war dieſer nicht zu entbehren. Der Freiheits⸗ und Rechtsſinn 
ſeiner Bewohner geſtattete aber nicht, das andere Gut darüber zu ver⸗ 
geſſen. Sobald wir uns das Gepräge jener Zeit vergegenwärtigen, welche 
zwar bei jeder leiſen Erſchütterung des ſtarren Rechts ſogleich den Ein⸗ 
ſturz aller errungenen Ordnung überhaupt befürchten mußte, welche 
aber auch in ſtets ungenügender Vorausſicht jedem neuen Ereignis 
und jeder neuen Gefahr wie einer überwältigenden Naturkraft zu er⸗ 
liegen drohte, werden wir den hohen Spannungsgrad würdigen, der 
zwiſchen den verſchiedenen Aufgaben des ſtaatlichen Verbandes beſtand. 
Ihm alſo entſpricht eine reinliche Aufteilung der Hilfsmittel zu ihrer 
Befriedigung. 

Wir haben den Bau dieſer Verfaſſung aus dem Stoff der deutſchen 
Geſchichte zwiſchen 911 und 1250 rekonſtruiert und glauben, daß dieſes 
eingeſchränkte Verfahren für die Richtigkeit des erſten Grundriſſes beſſer 
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bürgt, als eine im erſten Anlauf nicht mit ebenſolcher Exaktheit aus⸗ 
führbare Vergleichung. Aber wir ſind weit davon entfernt, ſchon jetzt 
das nationale Gut innerhalb dieſer Erſcheinungswelt mit Beſtimmt⸗ 
heit ausſondern zu wollen. Fragt es ſich doch nicht nur, ob der Akkord 
aus Volksrecht und Hausherrſchaft als deutſch, ſondern ebenſoſehr ob 
er als germaniſch bezeichnet werden darf. Denn ungeſucht bieten ſich 
z. B. im Recht der nordgriechiſchen Agrarſtaaten bei Homer und ſpäter, 
oder im römiſchen Staatsrecht bei flüchtigem Überblick Tatſachen, die zu 
einem prüfenden Vergleich verlocken. Unſer Buch ſtellt alſo erſt die 
Frage nach der internationalen Rolle des Hauſes als Regierungsorgan 
und begibt ſich jeder Entſcheidung. Es iſt nicht die Schuld der griechi⸗ 
ſchen Weiſen, wenn heut Forſcher wie Fuſtel de Coulanges in ſeiner 
„Cité antique“ Geſchlecht und Haus blind durcheinanderwerfen. Bei 
Ariſtoteles ſteht klar und deutlich, daß die dauernden Lebensgemein⸗ 
ſchaften, daß Häuſer und einzig fie, den Staat bilden). Wie könnte 
aber das regierende Element ein Einzelner ſein, ſobald am Anfang die 
Elemente des Staats nur Häuſer ſind? Nein, die griechiſche Praxis 
iſt daran ſchuld; noch mehr, ſie iſt es, die bis heute uns blind gemacht 
hat gegen die Wirklichkeit, indem ſie uns die Binde eines bloß 
„politiſchen“ Denkens vor die Augen legte. Denn in der Polis 
allerdings iſt — auch in Deutſchland — die rein „republikaniſche“ 
Verwaltung an die Stelle der Hausherrſchaft getreten, dergeſtalt, daß 
alle Gemeindeämter von einzelnen „Perſonen“ verſehen werden. In 
der Polis ſtirbt die Hausherrſchaft und mit ihr die Frauenſtellung der 
Weiber. Hausherrſchaft und die ſtädtiſche res publica ſchließen ſich 
aus. Und deshalb war und iſt es ganz ausſichtslos, der germani⸗ 
ſchen Hausherrſchaft mit den „politiſchen“ Gewächſen des ius publi- 
cum und privatum beikommen zu wollen. Denn dieſe find erſt nach 
der Hausherrſchaft entſtanden, anfangs für kleine Raume und in jedem 
Falle mit der Abſicht, die Hausherrſchaft zu überwinden, indem ſie als 
die Zellen des Staats nicht mehr Häuſer, ſondern Einzelne, das Volk, 
Menſchen uſw. ſetzten. 


2) Politik I, 1: 7 dv oy ite na nusgay auvscınxuia xoν i xara ꝙνονe 
olxos Lori. I, 2: nasa yd avyxzsras adds EE olxıwr. Buſolt, die griech. Staats⸗ 
und Rechtsaltertümer 1892, S. 18ff. Den Umſchwung in der Stellung der Frau durch 
die Polis zeichnet J. Burckhardt, Griech. Kulturgeſch. IV, 49 ff. 
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Um ſo eher mag unſere Erörterung am Schluſſe noch einen Augen⸗ 
blick zu den eigentümlich deutſchen Verhältniſſen zurücklenken, um ſich 
auf die beſondere Aufgabe zu beſinnen, die von den Bewohnern Deutſch⸗ 
lands zwiſchen Konrads I. und Konrads IV. Herrſchaft im Verfaſſungs⸗ 
recht bewältigt worden iſt. Uns erſcheint es heute ſelbſtverſtändlich, 
daß trotz alles Reichtums an Regierungsorganen die Gewalt inner⸗ 
halb des ſtaatlichen Verbandes als eine einheitliche Lebensäußerung, 
eben als die Staatsgewalt begriffen wird. Eine derartige Erkenntnis, 
die hinter den einzelnen Herrſchaftsträgern ihrer aller geiſtige Einheit 
klar hätte formulieren können, fehlte am Ausgang der fränkiſchen Zeit 
für das deutſche Königtum nicht ohne Grund. Denn die Franken hatten 
über andere Stämme als Eroberer geherrſcht. Ihr König war ein 
fränkiſcher. Seitdem ſtatt der Franken aber nur noch ein „fränkiſches“ 
Königshaus ſich gebietend über die Stämme erhebt, ſieht zum erſten 
Male jeder Stamm, jedes einzelne Glied ſich unmittelbar dem ſtaat⸗ 
lichen Zentralorgan gegenüber. Das Daſein von beiden innerhalb eines 
ſtaatlichen Verbandes läßt ſich nun nicht mehr aus dem Erobererrecht 
begründen. Sondern zum erſten Male wird hier der Mittelpunkt, das 
Königshaus, dort das Glied, der einzelne Stamm, als gleichwichtiger 
Faktor der Staatsgewalt anerkannt, und die Verbindung mehrerer 
ſolcher Glieder in Nebenordnung, ſtatt in Unterordnung, erſcheint als 
Pflicht. Sie zu erfüllen, dazu treibt auch der Hinzutritt der Neu⸗ 
ſtämme des neu gewonnenen Oſtens zu den Hauptſtämmen Altdeutſch⸗ 
lands. So hat ſich die erſte wirkliche Auseinanderſetzung zwiſchen 
Stamm und Reich in Deutſchland in dieſen drei Jahrhunderten voll⸗ 
zogen. Sie bildet die Grundlage aller ſpäteren, das heißt, ſie wirkt 
durch die geſamte Geſchichte des deutſchen Volkes. Denn die Sorge um 
den Ausgleich zwiſchen Kaiſerreich und Stämmen währt fort bis auf 
den heutigen Tag. 
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Kunkelmagen 39. 

Kur, Definition 65 f. 

Küren 150. 

Kurfürften 106, 118, 197 ff., 216 fl., 303, 
309, 361. 

Kuyck 322 9°, 347. 


Ladefriſten, Ladung 150 f., 321, 339. 

Laien 362f. 

Landeshoheit 177 fl., 395. 

Landfrieden 90 4, 126, 134, 206 ff. 

— v. 1235 186 1e, 211, 323 *. 

Landfriedensgericht 124 1, 210 ff., 339, 
350 ff., 356. 

Landgericht 359. — Kaiſerliches L. 196. 

Landgraf 124 1, 179, 189, 329, 395. — 
Thüringen. 

landgravius 12516. 

Landrecht 321 ff., 378f. 

Landsgemeinde 278. 

Landtag 125, 134, 210. 

Landwehr 187. 

Langobarden 90, 359. 

Langobardiſches Lehnrecht 138 8, 190 1, 
21210. 

Lanze, heilige 137, 284. 


Regiſter. 


latro 208°. 

Lauchſtedt 1235, 192. 

laudamentum 997 

laudare 149°, 

Lauſitz 117, 127. 

Lautenbach |. Manegold. 

Legenda St. Bonifazii 124“. 

Legitimation 291. 

Legitimität 4°. 

Lehn 113. 

Lehnrecht, Lehnweſen 20 ff., 39“, 52, 89, 
113, 151 f., 156 ff., 179 ff., 260 f., 268, 
271 ff., 314, 321, 368 f., 377 ff. — L. 
als t. t. 105“, 324 .. 

Lehnsfähigkeit 180 ff. 

Lehnshof 134, 177 ff., 182 ff. 

Leichenſchmaus 61 ff. 

Leiningen, Grafen v. 189“. — Emicho. 

Lenzburg, Gr. v. 341f. 

Leo v. Vercelli 124, 286. 

Leopold I., Kaiſer 11“. 

Leopold v. Oſterreich 85. 

lex 323; 1. Salica 69°, 373; lex et con- 
suetudo 427, 151. 

ligius 201. 

Limburg 348*°, 349. — Heinrich. 

Lintburg 309, 348 “. 

Lombarden ſ. Langobarden. 

Looz, Gr. v. 195, 352. 

Lorſch 332. 

Lothar I., Kaiſer 132. 

Lothar III., Kaiſer 15, 44, 47, 49, 85, 
101, 125, 209, 309 ff., 329 ſ., 342, 358. 

Lothringen 75 6, 92 16, 103, 132, 201, 
230 f., 321 f., 335, 357. — Friedrich, 
Gottfried. 

Löwen 17, 122, 348 ff. 

Lübeck 12617, 141. 

Ludolf, Sohn Ottos I. 51. 

Ludolfinger 7, 239. 

ludus de Antichristo 31 “, 368". 

Ludwig der Fromme, Kaiſer 5“, 68 1. 

Ludwig II. 58. 

Ludwig das Kind 105 “. 
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Ludwig d’outremer, König von Frank- 
reich 54“, 84. 

Ludwig XIV. 204. 

Lüneburg 168, L. Heide 237 ®. 

lumunt 90 “. 

Lupold v. Bebenburg 291. 

Lüttich 90 12, 125, 132, 231, 340 fl., 356. 

Lützelburg 348. 


Maaß 126°". 

Magdeburg 67, 128, 130, 249, 284, 308, 
355, 363. 

Magen 39. 

Mähren 127, 142f. 

Maifeld 92, 93. 

Main 90“. 

Mainz 25, 28, 44, 66, 73, 89, 92, 97. 
100, 103, 127, 132, 133%, 142, 219, 
230, 2334, 238, 244, 257, 260, 334, 
366. — Hatto, Konrad, Willegis. 

Malſtatt 116f. 

Manegold v. Lautenbach 276“. 

Mannſchaft 113, 381, 393f. 

Marken 116 f., 130, 133 ff. 

Markgraf 28, 116 fl., 153, 179 f., 189 ff. 

Markt 115. 

Markward v. Anweiler 187, 271. 

Marſchall des Reichs 141, 163, 165. — 
Hofamt. 

Martinus, Gloſſator 290 f. 

Matthias v. Neuenburg 85. 

Mathilde, Kaiſerin 29, 344, 35“, 104. 

Mathilde, Tochter Heinrichs III. 85“. 

St. Maximin in Trier 30“, 231 ff., 250. 

Mayen 92. 

Mediatiſierung der Bistümer 355 ff. 

Meißen 127, 252 fl. — Ekbert. 

Menſchheit, Rechtsbegriff der 380“. 

Merowinger 4, 299. 

Merſeburg 90 , 97, 337, 339. — 
Thietmar. 

Methode der Rechtsgeſchichte 3, 8, 25, 
32 u, 34 0, 47 18, 55f., 75, 79 f., 100 *, 
104 , 204 f., 214, 243 f. 353, 366, 
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369, 383. — Unterſchied von der hiſto⸗ 
riſchen Methode 75. 

Methodiſche Irrtümer 135, 329, 42f., 
55 1, 62 51, 68, 71, 83, 179, 180 f., 
217 f., 227 18, 228, 278, 279, 313f., 
325, 347, 361 ff., 384 u, 386 1, 391 f., 
394, 401. 

Metz 132, 231. 

Michaelsberg in Bamberg 308. 

Miſchung von Wahl und Erblichkeit 38 1. 

miſſatiſche Befugniſſe 328. 

Mittelhauſen, Landgericht zu 124 1. 

Monarchie 398 ff. 

Mons ſ. Giſelbert. 

Montferrat |. Wilhelm. 

Moritz, heiliger 284f. 

le mort saisit le vif 61. 

Moſelfranken 4, 129. — Oberlothringen. 

Mosellani 132 .. 

Mühlhauſen i. Thür. 258. 

Mündel 69 ff. 

Mündigkeitstermin 5“ 11°. 

Münſter, Bistum 356. 

Munt, Einfluß der M. auf das Ver⸗ 
mögensrecht 87". 


Naſſau 334. — Adolf. 

Namur 121, 128, 135, 144, 147 56, 166, 
167, 346. 

Neuenburg ſ. Matthias. 

Nibelungen 151, 347. 

Niederlothringen 97, 125, 1267, 132, 
133, 344 ff. 

nobilis viri mansum 187 w. 

nominatio 104, 262 f. 

Nordheim ſ. Otto. 

Normannen 5. 

Notariat 291. 

Nürnberg 233, 310; Burggraf v. N. 136. 


Obergermanien 91. 

Oberhöfe 349 f. 

Oberlothringen 92 16, 97, 126 11, 132, 
155, 168, 170. 


Regiſter. 


Odyſſeus 14°. 

officium 1125, 165%. — Amt. 

Oldenburg 6”. 

Oliver v. Paderborn 70, 270 15. 

optimates regni 225°, 

Ort der Sohnesbeſcheidung 67, 264; der 
Königswahl 89 ff., 233, 240. 

Ortenburg, Gr. v. 108. 

Osnabrück 67, 13. 

Oſterreich 116, 118, 168, 191, 227, 
235, 371 f. — Leopold. 

Oſtertafel in Quedlinburg 63°, 307. 

Oſtfranken 103, 125, 129, 211, 357 f. 
— Würzburg. 

Oſtgrenze, deutſche ſ. Koloniſation. 

Oſtſachſen 109, 239. 

Othalmeshuſen 125. 

Otto I. 9 u, 11, 41, 48, 87°, 105, 
273 in, 283, 286, 295, 307, 315, 337, 
345. 

Otto II. 41, 48, 51, 295. 

Otto III. 28, 35 28, 56 f., 270, 326. 

Otto IV. 47, 85 f., 97, 103, 109 f., 137, 
216, 222 ff., 248 ff. 

Otto v. Freiſing 8, 12, 76 ff., 104 “, 211, 
224, 345, 347. 

Otto v. Nordheim 27. 

Otto, B. v. Würzburg 219. 

Ottonen 63, 281. 


ex pacto et providentia maiorum 272. 
Paderborn 30, 90“. — Oliver. 
Pair v. Frankreich 119. 

palatinae leges 318. 

palatinorum electio 267. 
palatinus Rheni 327. 

palatinus aulae regalis 227 *. 
palatium 21 10, 36 (2. 

Papſt 70 , 293. 

parochus 358 *. 

patria 347. 

patronus legalis 72. — Vormund. 
Patronymika 131. 

Pavia 162. 


Regiſter. 


Perſon 21, 269, 3795, 381, 401. — Uns 
zuläſſigkeit des Begriffs der Perſon 3, 
20 f., 184, 197: vgl. methodiſche Irrtümer. 
— juriſtiſche P. 22, 158 f. 

Perſonalitätsprinzip 114 0, 153, 157, 167, 
170 f., 188, 210, 288 4, 

Petrus Craſſus 272 ff. 

Pfaffenwahl 54, 22518, 

Pfalz 21. 

Pfalzbayern 198. 

Pfalz von Sachſen 122 f., 191 f., 252 ff., 
368. 


Pfalzgericht 209. 

Pfalzgraf 326 ff. 

Pfalzgraf ſ. Rheinpſalz, Tübingen. 

Pfarrkirchen 395. 

Pfleger 219 f. 

Pfundbuße 19, 315 ff. 

Pharao 3831. 

Philipp v. Schwaben, König 50 *, 66, 
86, 221 ff., 223 16, 238 ff. 

Philipp v. Flandern 146. 

Pippin der Kurze 4, 68 ˙, 281. 

Poitou ſ. Agnes. 

Polis 401. 

Politik 72 e. — Raum, Realpolitik. 

Polniſches Rechtsdenkmal des 13. Jahrh. 
1177, 

populus (Bedeutungen von p.) 40f., 105 “. 

populi 141“. 

potestas 163 41, 303. 

praeceptum regis 315 ff. 

praedium nobilitatis 187. 

Prag 146, 356, 370°. 

Präſident der Republik 40. 

primus conflietus 234“. 

princeps 40, 122, 124, 128, 143 ff., 
152 71. 

princeps elector 241, 257, 362. 

princeps imperii 144 ff. 

principalis 159 *, 160 *. 

principatus 123, 128, 141“, 169, 192, 
303 14, 

Privatrecht, Unbrauchbarkeit dieſes Begriffs 
6251, g6 6, 269, 379 ff., 392, 394 ff. 
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Privilegien 281. 

Prokuraturen des Reichsguts 139, 333 f. 
proloqui 2191’, 220. 
Provinzialverſammlung 125“. 


Quedlinburg 6355, 87°, 96, 160, 231“, 
307. 

Quellenangaben, poſitiver Wert falſcher 
124, 70, 102 *. — Methode. 

Quorum 226. 


Nachſendorf 140 “. 

Ranshofen 19. 

Rapperswil 159. 

Ratold v. Corvey 58. 

Raum, politiſcher 114 ff., 381. 

Realpolitik 33“, 79, 278. 

Recht, öffentliches 380 ff., Epochen des R. 
88. — Römiſch. 

Rechtsbücher 181, 374 f. 

Rechtsſinn, als hiſtoriſcher Faktor 71“, 
79 ff. 

Rechtsſprache 52 *, 62°, 96, 213 f., 
240 f., 272 ff., 299 ff., 306, 359, 383. 

Rechtsvergleichung 36“, 400 f. 

regalia 183. — Kleinodien. 

Regensburg 90“, 160, 340. 

Regentſchaft 31 ff. — moderne R. in 
Bayern 80 f. 

regnum 141“, 302 ff. 

r. Francorum 286 1. — Reich, rex. 

Reich 3, 106, 119, 145, 151, 160 ff., 299 ff., 
383 f. 

Reichsdörfer 139 f. 

Reichsfürſtenſtand 110ff., 113 f., 119, 120 ff., 
135 f., 278, 342 f., 384. 

Reichsgedanke der Stauferzeit 214, 259. 

Reichsgut 138 ff. 

Reichskirchen 158, 176, 177, 197 fl., 355 ff., 
385. — geiſtliche Fürſten. 

Reichskleinodien 31, 75 f., 97. — Kleinodien. 

Reichsminiſterialen ſ. Dienſtmannen. 

Reichsſtädte 139 ff., 161, 331 ** 

Reichsverfaſſung, Frankfurter von 1849. 
44. j 
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Reichsvikariat des Rheinpfalzgrafen 327. 
Reinhardsbrunn, Chronik von 276 f. 
renovatio regni Francorum 285. 
Republik 398 ff. 

res publica 289 56. 

reus maiestatis 320. 

rex Burgundionum 292. 

rex Francorum 280 ff. 

rex Romanorum 280 ff. — Rom. 

Rhein 92186, 230 ff. 

Rheineck 331 ff. 

Rheinfelden ſ. Rudolf. | 

Rheinfranken 4, 89, 99, 103 f., 129, 131f., 
142, 327 ff. — Eberhard. 

Rheinpfalz 123, 129, 169, 240, 326 ff., 357. 

Rhenſe 233. 

Ribuarien 4, 129, 344 ff., 356 f. — lex 
Ribuaria 5. 

Richenza, Kaiſerin 88, 104. 

Rieneck 198. 

Rimpur 140 4, 

Roland 228 *, 28210, 

Rolands lied 152. 

Rom (Römiſches Reich, ſ. König, Stadt) 
3, 8, 24, 57f., 63, 161, 291 ff., 364 f. 
— Königsſohn. 

Rämiſches Recht 273 ff., 281 f., 385, 399, 
401. 

Roncaglia 183. — Reichstag von 1158 
291. 

Rotenburg o. d. Tauber 16, 131. — 
Grafen v. 328. 

Rudolf I., König 50 , 3711. 

Rudolf v. Rheinfelden, Gegenkönig 42 ff., 
47, 85, 86, 101, 209, 224, 266, 272 f., 
279. 


Sachſen, Stamm 12 f., 42, 59“, 91, 9216, 
94ff., 99 75, 103 f., 116%, 12617, 137, 
148, 191, 199, 211, 226 u, 227, 238f., 
252 ff., 272 ff., 284 f., 337 ff., 371 1°. — 
Herzogtum 104 “, 257, 339 f. — Kultur 
der S. 5ff. — Alteſtes Gebiet 67. — 
Pfalz: Bernhard. 


Regiſter. 


Salbung, Bedeutung der 242 f. — Krönung. 

Salfranken 10, 129, 344 ff. — Nieder⸗ 
lothringen. 

Salier als Stamm 4, 11, 14, 344 ff. — 
als Königsgeſchlecht 13 f., 85, 229, 
287, 300, 327 ff., 389. 

Salsbury ſ. Johann. 

Salzburg 249 f. 

Sarazenen 5. 

Savoyen 155. 

Scharfenberg, Herren v. 332. 

Schemel 55f., 60f. 

Schenkenamt 66. — Hofamt, Böhmen. 

Schilderhebung 387f. 

Schleier f. Kunkelmagen. 

Scholle ſ. Erde. 

Schöffenbarfreie 186 ff. 

Schuhgang 62. 

Schutz 134, 140“, 396. — päpitlicher 
158 1. — Kirchenſchutz. 

Schwaben 96, 99 5, 131, 167 882/, 213 15, 
227, 239, 285, 286 f., 328, 340 fl. — 
Berthold, Burkhard, Ernſt, Friedrich, 
Philipp. 

Schwabenſpiegel 186 f. 194, 290, 37214, 
373. 

Schwarzburg i. Thür. 50 *. 

Schwertleite 35 f., 501. — Mündigkeits⸗ 
termin. 

Schwertmagen 30 ff. 

Schwertträger 112. 

Schwiegerſohn 85ff. — Eidam. 

Schwur 211. 

scita plebeia 210 11. 

scutarius 234 *?, 

sedes regni 160°. 

Seeſen a. H. 338. 

Selz i. Elſaß 333. 

Semperfrei ſ. synodalis. 

Seneſchall in Gallien 9218s. 

senior 997, 105. 

Siegel 55f., 1212. 

Siegfried v. Niederland 5. 

signifer 198 51. 


Regiſter. 


Simmern 334. 

singuli als Kieſer 65, 100f. 

Sippe ſ. Geſchlecht. 

Sizilien 214, 262, 5 

Slawen 85, 134. 

Sohn 151, 60 ff., 272. — Königsſohn. 

sollemnitas 64 °®. 

Sommerſchenburg 123. 

Speyer 16, 34, 309 f., 3207. 

Spolienrecht 46, 138 80, 267. 

Sponheim 334. 

Sprache |. Rechtssprache, Terminologie. 

Staatsgewalt 402. 

Staatsloſe 380°. 

Staatsvertrag 24“. 

Stablo 345; — Wibald. 

Stade, Gr. v. 134. 

Stadt 159 *. 

Stadtrecht 399. 

Stahleck 132, 333. — Hermann I. 

Stamm, Stammesherzogtum 18, 40 f., 
87 ff, 117 ff., 120 ff., 362 fl. — Be 
nennung 116, 124. — Verhältnis 
zwiſchen Stamm und Herzogtum 99 f., 
125, 134. — Gegenſatz von Königs⸗ 
ſtamm und Königshaus 40, 364 f. — 
Stamm und Reichsfürſt 136 ff. 

Stammeserde 89 f. — Erde. Stammesfürſt 
ſ. Fürſt. Stammesvororte 337 ff. 


Statt des Lehens 116”, 150 ff. 

Staufen, Staufer 15 ff., 122, 131. — 
Friedrich v. Schwaben. 

Steele, Reichstag zu, 206. 

Steier 128, 132, 164, 191, 244, 251, 
317. — Kunigunde. 

Stormarn 193. 

Straßen 195, 212. 

Stuhl 56°, 63. — Thron. 

successio 44 11. — g. paterna 262. — 8. 
liberorum 264 106. 

suggestio 44 11. 

gui heredes 273 1, 275. 

summa Coloniensis 357. 

Sven, König 60. 
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Symbolik 55 ff., 141 f., 153 fl., 168 ff., 197. 
synodalis 186. 
Szepter 155. 


tandem 77 W. 

Tangermünde 190. 

Tarentaiſe, Erzb. v. 243, 257. 

Tauſch von Kirchengut 23 18, 

Teilbarkeit des Reichs 49". 

Terminologie, wiſſenſchaftliche 21, 23, 40, 
43, 52, 91, 111%, 113, 129, 144 ff., 
208 5, 299 ff., 312. — irrige T. 111, 
113, 158 . — Methode, Rechtsſprache. 

terrae princeps, iudex 142“, 140 8 

Theophanu, Kaiſerin 29, 33, 34, 41. 

Theudebald 75 . 

Theuderich 75“. 

Thietmar v. Merſeburg 67. 

Thron 54 ff., 387. 

Thüringen 97, 99, 123 fl., 124, 142, 
155, 164, 178, 192, 252 ff., 286, 323, 
329, 368. 

Tirol 167 56 b, 359. 

Tochter ſ. Weiberſeite. 

Der Tode erbt den Lebenden 61, 305. 

Totſchlagsſühne 393f. 

Träger 302 U. 

translatio imperii 295. 

Treue 35 8. — Treueid 19, 21, 316 ff. 

treuga dei 210. 

tribus 143. 

Trient 359 f., 370°. 

Trier 28f., 66, 9116, 132, 221, 230, 
23186, 245, 334, 344, 363. — Johann. 

Trojaner 14. 

Tronje 14°. 

Tübingen, Pfalzgr. von 122. 

Turon 331. i 


Ulm 90, 341. 

Unhulde 324 “. 

Ungarn 5, 8 . 
Unteilbarkeit des Reichs 12. 
Untergermanien 91“. 
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Untertaneneid 140 %. 
Urkundenſprache |. Rechtsſprache. 
Ursberg ſ. Burkhard. 

Mit Urteil 14555, 187. 
Utrecht 324, 356. 


Balenciennes 136 . 

Veldenz 334. 

Venedig 399. 

venerabilem, Dekretale 248. 

Vercelli f. Leo. 

Verden 317. 

Verdinglichung der Rechte 381 ff. 

Verdun 132, 234. 

Verona 93 w. 

Verſailles 204. 

Vertragstheorie vom Staat 2418. 

Verwaltung 209, 396f. 

Verwandtſchaft ſ. Geſchlecht. 

vexillum 1530, 154% 155, 155 , 15617, 
169 *. — Fahne. 

vindicta sanguinis 126 18. 

Vintſchgau 359. 

Vinxtbach 91, 331, 334. 

Vogtei 46. 

Volk ſ. populus. 

Volksrecht 313 ff., 375 ff. 

Volksſouveränität 87°. 

Vorſtreit 227, 234. 


Wahl des Königs 37 ff., 83 ff. — angeb⸗ 
liche Wahl durch Biſchöfe 54“. — Re⸗ 
präſentation bei der W. 65 f., 98 ff. — 
Wahlort f. Ort. 

Waldeſer f. Konrad. 

Wallhauſen 339. 

Waltarilied 305. 

Wehrhaftmachung ſ. Schwertleite. 

Weib und Frau 401. 

Weiberſeite, Erbrecht der 275. 

Weiblinger 15ff., 85, 286 f., 347f., 
389. 

Weichſel 118. 

Weikersheim 15. 


Regiſter. 


Weimar 192, 323. 

Weißenburg 125 “. 

Weistum 210 11. 266. 

Welf 137, 16, 1236, 129, 198, 254 ff., 
343 u, 371. 

Weltalter, ſieben 368 ˙. 

Wenzel, König 339. 

Werla (Goslar) 9012, 96, 109, 116, 207, 
231, 337ff. 

Werner v. Alzey 332. 

Wertheim 198. 

Weſtfalen 921%, 1267, 164, 254, 356. 

Wibald v. Stablo 345f. 

Wickerath 346. 

Widukind v. Korvey 69, 94 ff. 

Wiederverheiratung der Witwe 35. 

Wien 264. a 

Wilhelm v. Montferrat 276 123. 

Willigis v. Mainz 339, 97. 

Winzenburg ſ. Hermann. 

Wiſſenſchaft des Mittelalters 157 f., 272 ff. 

Witwe 741. 


Witwenſtuhl 35. 

Worms 97, 169, 328 fl. — Konrad, 
Hugo. 

sin Wort brüchen 220. 

Würzburg 125, 126, 131, 140%, 


198, 251 ff., 329, 357 f. — Otto; Oſt⸗ 
franken. 


Xanten 5, 6, 14, 344. 


Zähringer 125, 129, 170, 173, 184, 191 
198, 227, 239, 241ff. — Berthold. 

zelus 76°, 

Zentenar 203. 

Ziſterzienſer 140“, 215. 

Zubehör 157. 

Zülpich 132. 

Zunftrecht des Hauſes 31f. 

Zürich 90 u, 125, 131, 170, 173, 327, 
340 ff., 377. 

Zweikampf 206f. 

Zweiſchwertertheorie 46. 


Geſchichte der Philoſophie 
| Von Karl Vorländer 


Sand 1: Altertum, Mittelalter und Übergang zur Neuzeit 


4. Auflage. 1913. XII, 368 S. M. 4.—, geb. M. 4.50 


Sand 2: Philoſophie der Neuzeit 


4. Auflage. 1913. VIII, 524 S. M. 5.—, geb. M. 5.50 


Siteraturbericht für Theologie: Selten iſt die Geſchichte der Philoſophie in den 
letzten Jahrzehnien ſo faßlich und überſichtlich dargeſtellt. Es iſt nach 
dieſem Werke möglich, die mannigfach divergierenden Wege der neueren Philo⸗ 
ſophen, die vielfach von den allgemeinen Tendenzen der Zeit beherrſcht oder 
doch beeinflußt werden, zu verſtehen und zu verfolgen .... Dieſe vaterländiſche 
Geſchichte der Philoſphie wird gewiß auf Jahrzehnte hin das Lieblings: 
buch aller Freunde der Philoſophie ſein. 

Kaut⸗Studien: Vorländers Buch reizt geradezu zum Studium. Die 
gediegene Art, in der er das hiſtoriſche mit dem ſyſtematiſchen Element zu 
vereinigen verſtanden hat, macht das Buch zum philoſophiegeſchichtlichen Hand⸗ 
buch par excellence. Es gehört auf den Arbeitstiſch eines jeden der 
Philoſophie „Befliſſenen“. 

Zeitſchrift für den deutſchen Unterricht: Zur Einführung wird man ſchwerlich 
ein beſſeres Buch finden als die „Geſchichte der Philoſophie“ von Vor⸗ 
länder, die den vielfach empfundenen Wunſch nach einer knappen, aber doch 
klaren, inhaltlich ausreichenden und zuverläſſigen Darſtellung der geſamten 
Geſchichte der Philoſophie aufs vortrefflichſte erfüllt hat. Dieſes Buch hat 
nicht wenig große Vorzüge .. . Vortrefflich iſt die Darſtellung des Entwicklungs⸗ 
ganges der Philoſophie, was ſchon im Aufbau des Werkes klar hervortritt. 
Die biographiſche Behandlung der einzelnen Philoſophen und die Dar⸗ 
ſtellung ihrer Lehren ſtehen in allem auf der Höhe der Forſchung. Dazu 
kommt, daß ſich das Buch auch als Aare für tiefer eindringende Arbeit 
bewährt durch die gute Auswahl in den Literaturangaben. 

Leipziger Zeitung: Es wäre jener Widerwillen gegen alles Philoſophiſche, wie 
man ihn zuweilen bei Philologen und Mathematikern findet, undenkbar, wenn 
dieſe Herren nicht das bißchen Philoſophie, das die Prüfung fürs Lehramt 
ſordert, aus gar ſo platten oder ſchematiſchen Repetitorien geſchöpſt hätten. 
Daß Vorländer keine farbloſen Auszüge und Zuſammenſtellungen Cor iſt bei 
einem Manne von ſo ſcharf geprägtem wiſſenſchaftlichen Charakter 
ſelbſwerſtändlich. Wie für den Mann iſt auch für ſein Werk Kant die alles 
durchleuchtende Sonne; die Erkenntnistheorie und die praktiſche Vernunft iſt 
ihm wichtiger als die Methodenlehre; bei Indern und Perſern ſucht er nicht 
nach vieldeutigen Weisheitsſprüchen, dafür deutet er aber mit Klarheit und Liebe 
auf die Problemſtellung und vorläufige Fragenbeantwortung, die ſich in der 
griechiſchen Philoſophie findet. Sehr überſichtlich und klar iſt die anderswo 
meiſt einſeitig dargeſtellte mittelalterliche Philoſophie behandelt. 

Südweſtdeutſche Schulblätter: Vorländers Werk gehört vor allem in unſere 
Lehrerbibliotheken, die meiſt keinen Überfluß an philoſophiſcher Literatur aufweiſen. 
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Deutſche Geſchichtskalender 


(1885 begründet von Karl Wippermann) 
berichtet in ſachlicher Ordnung über alle Vorgänge des öffent⸗ 
lichen Lebens im In⸗ und Auslande. 

Er verbindet tunlichſte Vollſtändigkeit mit größter Objektivität; 
die wichtigſten Aktenſtücke bringt er im Wortlaut oder in erſchöpfen⸗ 
dem Auszug und charakteriſiert die Stellung der öffentlichen Meinung 
durch eine reiche Auswahl von Preßſtimmen aller Parteien. Seit 
Anfang 1912 erſcheint er 

in monatlichen Heften, 
wodurch er beſonders wertvoll wird für ſchnelle Orientierung über 
die Ereigniſſe der jüngſten Vergangenheit. Ausführliche monatliche 


und halbjährliche 
Regiſter 


ſorgen für leichte ÜUberſichtlichkeit und ermöglichen es, jede Frage bis 
zu den Wurzeln zu verfolgen. 


Hilfe: Wie unterrichtet man ſich über die jüngſte Vergangenheit, die politiſchen 
und kulturellen Ereigniſſe des vergangenen Jahres? Aang kann man 
nicht aufheben, geitſchriften bringen kein vollſtändiges Bild; was man gerade 
wiſſen will, findet man rückblätternd gewiß nicht. Die Ereigniſſe der jüngſten 
Vergangenheit ſind uns am entrückteſten. Sie verſchwinden erſt 
einmal ganz aus der Literatur — bis dann erſt, viel ſpäter, vielleicht nach 
zehn Jahren! aus der „Diſtanz“, der Forſcher ſie neu ausgräbt. Der Deutſche 
Geſchichtskalender iſt ein überaus praktiſcher Verſuch, das „Vorgeſtern“ zu regi⸗ 
ſtrieren. Ein wirklich guter und glücklicher Einſall: Annalen zu ſchaffen, ie 
ſachlich geordnet die Ereigniſſe der eben verfloſſenen Monate regiſtrieren. Die 
Verhandlungen der Parlamente aus wichtigſten Beſchlüſſen, Redeauszügen, die 
Parteibewegung, die Auslandspolitik, die wichtigſten wirtſchaftsgeſchichtlichen 
Ereigniſſe, — alles durch Namen⸗ und Sachregiſter, durch zweckmäßige 
Einteilung leicht auffindbar und verwertbar. Jeder, der durch Beruf und 
Intereſſe auf Mitarbeit im aktuellen Leben hingewieſen iſt, findet hier ein vor⸗ 
zügliches Hilfsmittel. 


Profeſſor Dr. Stier⸗Somlo im Zentralblatt der Neichsverſicherung: Die 
Ereigniſſe werden innerhalb der bezeichneten Stichworte in chronologiſcher Reihen⸗ 
folge berichtet. Wer da weiß, in welch willkürlicher, farbloſer und parteipoli⸗ 
tiſch beeinflußter Weiſe dies vielfach in anderen Werken geſchieht, kann ſich nicht 
des Lobes enthalten über die ſorgſältige, gewiſſenhafte und durchaus lebendige 
Berichterſtattung. Ein gutes Geſamtre iter ſchließt jeden Band ab. Dem 
verbreiteten Werke ſind noch viele Freunde und Benutzer zu wünſchen. 


Halbjährlich 6 Mark — Probehefte umfonft 
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Die Vermögensvollſtreckung 
im Deutſchen Mittelalterlichen Recht 
Erſter Band: Die Pfändung 


Hans Planitz 


Profeſſor in Baſel 


1912. XXVI, 766 S. Preis broſch. M. 18.— 
Alfred Schulze in der Zeitſchrift für Nechtsgeſchichte: Planitz leiſtet mit 


dieſem Buch eine neue, von Anfang an glücklich orientierte Arbeit von hervor⸗ 
ragendem Intereſſe. Die gewaltige Sammelarbeit, von der die Quellenauszüge 
Zeugnis ablegen, die er in Beſchränkung auf das jeweilig Weſentliche und in 
überſichtlicher Gruppierung ganz, was hier ſicher das Richtige war, in die 
Fußnoten verweiſt, und die ſtete, enge inhaltliche Fühlung des Textes mit den 
Quellen, die Wurzelechtheit ſeiner Ausführungen, wie man es nennen könnte, 
verdienen volle Anerkennung und ſichern ſchon für ſich dem Buche bleibenden 
Wert.. .. Seit Meibom find durch die große wiſſenſchaftliche Arbeit 
am fränkiſchen Recht die Grundlagen auch auf dieſem Gebiete ſo außerordentlich 
verſchoben und es iſt eben durch „Schuld und Haftung“ die Frageſtellung für 
die geſchichtliche Betrachtung eine ſo andere geworden, daß vollſtändig von 
neuem aufzubauen war. Und das hat der Verfaſſer getan. Man wird ſeinen 
Bau als im allgemeinen gelungen bezeichnen können. 


Otto Schreiber in den Gött. gel. Anzeigen: Der Verfaſſer geht von der Er⸗ 
kenntnis aus, daß zur vollen Löſung des Haftungsproblems die Feſtſtellung 
der Tatſachen des Vollſtreckungsrechtes von grundlegender Bedeutung iſt. 
Planitz' Forſchungen wollen von einer neuen Seite aus die Lehre von Schuld 
und Haftung weiter fördern, die neuerdings unter dem Vorantritt Strohals 
ſich zu einer höchſt wichtigen Bereicherung auch der Dogmatik des geltenden 
Rechtes entwickelt. Die Unterſuchungen beruhen auf der Verarbeitung eines 
ungeheuer weitſchichtigen Quellenmaterials, das ſich über ganz Deutſchland, 
Oſterreich, die Schweiz und die Niederlande erſtreckt. Iſt es ſchon eine er⸗ 
hebliche Leiſtung, aus dieſen quantitativ wie qualitativ gleich ſchwer zu über⸗ 
ſehenden Quellen eine ſo klar aufgebaute Darſtellung zu gewinnen, wie ſie 
hier gegeben iſt, ſo legt der weitere Umſtand der Kritik doppelte Zurückhaltung 
auf, daß der bisher allein veröffentlichte erſte Band nicht in ſich abgeſchloſſen 
iſt, ſondern mit dem zu erwartenden zweiten ein untrennbares Ganzes bildet. 
Ich beſchränke mich daher für jetzt auf einen eingehenden Bericht über den 
Inhalt dieſes erſten Bandes, der zeigen wird, daß der Verfaſſer eine Reihe 
wichtiger neuer Erkenntniſſe und Theſen zur Diskuſſion ſtellt. 
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War Deutſchland ein Wahlreich? 


Von Freiherrn von Dungern 
Profeſſor in Czernowitz 


Preis M. 3.50 


Das Burgundiſch⸗Romaniſche Königreich 
Von Karl Binding 
Erſter Band. Preis M. 6.75 


Die Einkleidung 


im germaniſchen Recht 
Von Ernſt Mayer 


Profeſſor in Würzburg 
Preis M. 4.— 


Fahrnisverfolgung und Unterſchlagung 
im deutſchen Recht 
Von Eckard Meiſter 


Privatdozent in Leipzig 
Preis M. 3.50 


Talion und öffentliche Strafe 
im Moſaiſchen Recht 
Von Jakob Weismann 


Profeſſor in Greifswald 
Preis M. 3.50 
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